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(Beginn: 12.04 Uhr) 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich eröffne unsere 36. Sitzung, die 
zugleich unsere 22. Beweisaufnahmesitzung ist. 

Ich blicke kurz über meine Schulter. Die Öffent-
lichkeit haben wir hergestellt? - Danke, Herr Flei-
scher. Ich stelle also fest, dass die Öffentlichkeit 
hergestellt ist, und begrüße ganz herzlich die Zu-
schauerinnen und Zuschauer sowie die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Presse. Außerdem heiße 
ich die anwesenden Vertreter von Bundesregie-
rung und des Bundesrates, wie immer, ganz herz-
lich willkommen. Ebenso begrüße ich herzlich 
die Zuschauerinnen und Zuschauer in den 
Streamingsälen. Bitte beachten Sie, dass die 
nachfolgenden Hinweise auch für Sie gelten. 

So sind eigene Ton- oder Bildaufnahmen von der 
Sitzung nicht gestattet. Zuwiderhandlungen kön-
nen nicht nur zu einem Sitzungsausschluss, son-
dern auch zu einem Hausverbot und zu straf-
rechtlichen Konsequenzen führen. 

Nach diesen einleitenden Hinweisen rufe ich 
nunmehr unseren einzigen Tagesordnungspunkt
auf: 

Öffentliche Zeugenvernehmung 

Raimund Röseler
(Beweisbeschluss Z-77) 

Elisabeth Roegele
(Beweisbeschluss Z-25) 

Felix Hufeld
(Beweisbeschluss Z-7) 

Wir werden die Zeugen in dieser Reihenfolge 
auch vernehmen. Unser erster Zeuge wird heute 
Herr Raimund Röseler sein. Da warten wir jetzt 
zu, und dann geht es weiter. 

Vernehmung des Zeugen 
Raimund Röseler 

Zeuge Raimund Röseler: Guten Tag! 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Guten Tag! Kom-
men Sie ganz entspannt rein. Alles gut. Ich sehe 

auch einen alten Bekannten, Dr. Birke. Moin! 
Auch schon Stammgast. Tag! Wunderbar. 

Unser erster Zeuge, Herr Raimund Röseler, hat 
bereits Platz genommen. Herr Röseler, ich heiße 
Sie zur Fortsetzung Ihrer Vernehmung herzlich 
willkommen. Neben Ihnen hat Ihr Rechts-
beistand, Herr Dr. Rainer Birke, Platz genommen. 
Herr Birke, ich darf auch Sie erneut im Namen 
des Ausschusses herzlich willkommen heißen. 

Herr Röseler, Sie standen uns ja schon Ende Fe-
bruar zur Verfügung, sodass ich davon ausgehe, 
dass Ihnen die damals gegebenen Hinweise noch 
bekannt sind. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wunderbar. 
Danke. Das ist der Fall. Dann können wir direkt 
mit der Befragung beginnen. Das ist dann wirk-
lich Zeitersparnis.  

Und ich würde dann beginnen mit meinen Fra-
gen. Moment! - Es geht los. Die allgemeinen trotz-
dem noch mal, weil es ja nun im Februar war, 
stelle ich einfach der guten Ordnung halber: Wie 
haben Sie sich heute auf die Sitzung vorbereitet? 
Nochmals Aktenstudium, Austausch mit Ihrem 
Anwalt? 

Zeuge Raimund Röseler: Genau. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Die ande-
ren Fragen, auf die würde ich dann an dieser 
Stelle entsprechend auch verzichten, weil sie alle 
schon beantwortet sind, sodass ich dann auch 
gleich damit beginnen würde: Ist Ihnen bekannt, 
wie die BaFin insgesamt auf den Zatarra-Bericht 
aufmerksam geworden ist? Können Sie uns dazu 
Hinweise geben? 

Zeuge Raimund Röseler: Wie wir den damals be-
kommen haben, weiß ich, ehrlich gesagt, nicht 
mehr. Also, ich weiß, dass wir ihn dann im Haus 
hatten und, wie ich beim letzten Mal sagte, die 
Kollegen ihn auch analysiert hatten. Aber ich 
weiß wirklich nicht mehr, wie wir ihn bekom-
men haben. Ich meine, der war ja auch im Inter-
net, soweit ich weiß, veröffentlicht. Kann gut 
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sein, dass wir uns ihn da einfach runtergeholt ha-
ben. Ich weiß es aber nicht. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Können 
Sie noch mal grob schildern, wenn Sie da einen 
Überblick haben, wie die BaFin mit dem Zatarra-
Bericht zum damaligen Zeitpunkt - - Wir haben ja 
jetzt auch noch mal einen anderen Überblick 
über die Größe und die beteiligten Referate und 
die Exekutivdirektoren. Können Sie da noch mal 
vielleicht von Ihrer Metaebene aus schildern, wie 
Sie wahrgenommen haben, wie mit diesem Be-
richt umgegangen worden ist? 

Zeuge Raimund Röseler: Erst mal war der Zatarra 
Report - - erschien reichlich dubios. Das war eine 
Firma, die neu gegründet worden war, völlig ano-
nym gegründet war, ich glaube, auf den Jungfern-
inseln beheimatet war, nur für diesen Report ge-
gründet worden war, und das in diesem Umfeld, 
wo es Marktbewegungen, Markttransaktionen 
gab, die damals zumindest auch sehr dubios 
wirkten - - haben wir den schon mit Skepsis 
wahrgenommen. Ich habe mit Kollegen gespro-
chen, die den Bericht gelesen haben. Und die 
Kollegen sagten mir: Zum einen betreffen die 
Vorwürfe kaum die Bank, und zum anderen sind 
es Vorwürfe, die auch schon mehrere Jahre alt 
sind. - Da ging es ja auch um unerlaubtes Glücks-
spiel. Das ist so in meiner Erinnerung das We-
sentliche. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. Gut. Das 
hatte mich noch mal interessiert. - Dann würde 
ich noch mal auf Ihre Vernehmung hier einge-
hen, Ihre Befragung. Am 26.02. sagten Sie hier in 
der Zeugenbefragung, dass die Entscheidung, die 
Wirecard AG nicht als Finanzholding einzustu-
fen, „eine Ermessensentscheidung“ gewesen sei. 
Das könnten wir jetzt im Sitzungsprotokoll - da 
haben wir es raus - vom 26.02., Teil 1, Seite 130, 
Anlage 1 entnehmen. Wissen Sie, dass Professor 
Wuermeling vor dem Finanzausschuss am 
01.09.2020 wichtig war, festzuhalten, dass die 
Entscheidung, ein Unternehmen als Finanz-
holding einzustufen, keine Ermessensentschei-
dung ist? Er führte dazu aus - auch das könnte 
man vergleichen - in der Finanzausschusssitzung 
am 01.09.2020, MAT A BT-Präs-1.01, Blatt 31. 
Was sagen Sie persönlich zu dieser Aussage von 

Herrn Wuermeling? Was würden Sie da entgeg-
nen? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich kenne die Aussage 
nicht. - Das war ja Teil eins der Frage, ob ich die 
Aussage kenne. Ich kenne sie nicht. 

Und sachlich sind - - Also, vom Ergebnis her be-
trachtet sind Herr Wuermeling und ich ja beide 
der gleichen Meinung gewesen: Es war keine 
Finanzholding. Und es gab - - Und das, finde ich, 
spricht immer noch dafür, dass es ein gewisses 
Ermessen drin gibt. Es gibt halt diesen fünften In-
dikator, der sich sinngemäß nennt: oder Sachver-
halte, die die Aufsicht für wesentlich hält. - Das 
deutet für mich als Nichtjurist - - Ich erkläre mir 
das als Nichtjurist. Aber Herr Wuermeling ist 
Jurist, soweit ich weiß. Das zeigt für mich ganz 
klar, dass es da Ermessensspielraum gibt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Also, ich kann 
Ihnen das vortragen. Hier ist also entspre-
chend - - Ich zitiere jetzt wörtlich: 

Darf ich einen Satz kurz ergän-
zen? - Die Entscheidung, ein Un-
ternehmen als Finanzholding ein-
zustufen, ist keine Ermessens-
entscheidung, sondern das ist eine 
Entscheidung, die infolge einer 
Subsumtion erfolgt aufgrund der 
klaren gesetzlichen Vorgaben. 
Und in Artikel 4 Absatz 1 Num-
mer 20 der CRR heißt es ganz klar, 
dass eine Finanzholdinggesell-
schaft eine solche ist, wo die Mut-
ter und die Tochterunternehmen 
hauptsächlich Finanzunterneh-
men sind. Und das war hier 
schlicht und einfach nicht der 
Fall. 

So weit. 

Und diesen Umstand kann man 
auch nicht übergehen, indem man 
sagt: Aber wir wollen jetzt die 
Geldwäscheprüfung dort durch-
führen, und deswegen sehen wir 
das anders. 
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Okay. Das kann man noch mal anders beurteilen, 
was Professor Dr. Wuermeling hier sagt. Aber 
eins ist in dem Satz, glaube ich, klar: Er führt 
eben aus, das ist keine Ermessensentscheidung 
aufgrund der - - in Artikel 4 Absatz 1 Nummer 20 
CRR heißt. 

Zeuge Raimund Röseler: Kommt aber in jedem 
Fall zum gleichen Ergebnis wie wir auch, dass 
das keine Finanzholding war. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut. Wir machen 
natürlich jetzt keine juristische Arbeit, ob man 
jetzt sagt - - In Mathematik sagt man ja: Für den 
Lösungsweg, wenn er richtig ist, und das Ergeb-
nis ist falsch, da gibt es noch Punkte für. - Wenn 
jetzt das Ergebnis richtig ist, aber der Lösungsweg 
vielleicht falsch, weiß ich nicht, wie man das be-
urteilen kann. - Aber das wäre dann Ihre Antwort 
an der Stelle? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. Gut. Dann 
lasse ich die Antwort so im Raum stehen. Das 
wollte ich noch mal an der Stelle klargestellt ha-
ben. Da hatte ich, wie gesagt, auch noch - - So. 
Jetzt muss ich hier - - Ich habe so viele Papiere 
noch vorbereitet. 

Aber dann würde ich erst mal - wir haben ja noch 
ein bisschen - an den Kollegen Hauer von der 
CDU/CSU weitergeben. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Vorsitzen-
der. - Herr Röseler, vielen Dank, dass Sie noch 
mal zur Verfügung stehen. - Also, ich will da di-
rekt mal anknüpfen. Also, Sie können sich natür-
lich jetzt darauf zurückziehen und sagen: Im Er-
gebnis war es dann - - sind wir zu demselben Er-
gebnis gekommen. - Aber es ist ja schon wesent-
lich, ob Ihre Entscheidung eine Ermessens-
entscheidung war oder nicht. Insofern, finde ich, 
machen Sie es sich da jetzt ein Stück weit leicht, 
indem Sie sagen: kam ja das Gleiche bei raus. 

Deshalb würde mich jetzt noch mal interessieren, 
Ihre Ermessensentscheidung da dargelegt zu be-
kommen; denn daran zeigt sich ja, dass auch Er-

messen ausgeübt wurde. Es ist ja ein Unter-
schied, ob Herr Wuermeling sagt, Sie hatten gar 
kein Ermessen, und ob Sie sagen: Ja, wir hatten 
Ermessen, und wir haben es auch ausgeübt. - In-
sofern sehe ich da schon einen eklatanten Wider-
spruch. 

Ich bin übrigens in der Sachentscheidung bei 
Ihnen, dass Sie Ermessen hatten in der Fragestel-
lung. Deshalb würde mich noch mal interessie-
ren, was denn die Kriterien für Ihre Ermessens-
entscheidung waren, weil es gab ja auch Kriterien 
bei der Einstufung oder Nichteinstufung, wo man 
dann gewertet hat, was eben nicht so stark zu be-
rücksichtigen ist, und andere Punkte sind stärker 
zu berücksichtigen. Und da wird dann zum Bei-
spiel auch auf die konkrete Branche geguckt, mit 
der man es hier zu tun hat. Vielleicht können Sie 
das noch mal darlegen. 

Zeuge Raimund Röseler: Na ja, ich hatte es ja 
schon beim letzten Mal versucht, deutlich zu ma-
chen. Es gibt diese vier Kriterien, von denen ein 
Kriterium erfüllt war, nämlich das Kriterium der 
Vermögenswerte, das aber nur auf unkonsolidier-
ter Basis. Wir waren der Meinung: Bei einem so 
transaktionsorientierten, provisionsgetriebenen 
Geschäftsmodell, wie wir die Wirecard gesehen 
haben, ist das das falsche Kriterium.  

Sie können dieses Kriterium ja relativ einfach 
nach oben treiben: Eine Wirecard-Gesellschaft 
verkauft Immobilien an eine andere Wirecard-Ge-
sellschaft, kriegt dafür einen Kredit. Schon haben 
Sie die Aktivseite nach oben getrieben, ohne dass 
das irgendwie Einfluss auf das Geschäftsmodell 
hat. Wirecard hätte ganz viel Immobilien kaufen 
können. Dann wäre dieses Kriterium erst recht 
erfüllt gewesen, hätte aber mit dem eigentlichen 
Geschäft nichts zu tun gehabt. Deswegen haben 
wir gesagt: Dieses Kriterium „Vermögenswerte“ 
ist das falsche Kriterium für so ein Unternehmen. 

Und dann komme ich wieder zu dem Ermessen, 
was wir daraus hergeleitet haben. Es gibt eben 
dieses fünfte Kriterium, was sinngemäß sagt: oder 
ein anderes Kriterium, was die Aufsicht für rele-
vanter hält. - Das deutet für mich auf Ermessen 
hin. Und deswegen haben wir gesagt: Nur weil 
dieses eine Kriterium, und das auch nur auf nicht 
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konsolidierter Basis, erfüllt ist, ist das Kriterium 
nicht treffend. - Deswegen sind wir zu dem Er-
gebnis gekommen: ist keine Finanzholding. Und 
wie gesagt: Wir haben diese Entscheidung ja in 
2020 noch mal mit dem Wissen geprüft, was wir 
in 2020 über die Geschäfte der Banken hatten, 
und wären wieder zu dieser Entscheidung ge-
kommen, auf Basis der wirtschaftlichen Verhält-
nisse von damals. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, wundert mich so 
nicht, weil ich es eben auch so einschätze, dass 
da ganz klar ein Ermessen vorgelegen hat, was 
Sie jetzt auch noch mal dargelegt haben. 

Wenn sich hier die eine oder andere Frage mal 
doppeln sollte, kann es auch daran liegen: Ich 
meine, wir haben ja weitergearbeitet seit unserem 
letzten Treffen. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, ist okay. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Insofern müssen wir 
das auch noch mal gegenüber anderen Aussagen 
einordnen. Will ich jetzt auch noch mal tun, weil 
wir ja nach Ihrer Vernehmung auch zum Beispiel 
Herrn Hufeld dahatten. Und da hatten wir uns 
auch intensiv mit ihm ausgetauscht zu dem 
Thema Einstufung der Wirecard AG als Finanz-
holding. Auf Grundlage welcher Daten wurde 
diese Prüfung durch Sie vorgenommen? 

Zeuge Raimund Röseler: Die Prüfung wurde in 
2017 vorgenommen auf Daten von Ende 2015. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): 15. - Und warum 
hat man dann später keine aktuelleren Daten zu-
grunde gelegt? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben damals ge-
sagt, wir - - Also, danach gab es das Vorhaben der 
Wirecard AG, die Bank unter die AG direkt zu 
hängen. Und dann haben wir gesagt: Wenn das 
geschehen ist, dann prüfen wir das erneut. - Weil 
so eine Prüfung ist schon recht aufwendig. Das 
machen Sie nicht routinemäßig jedes Jahr neben-
bei, sondern da ist schon viel Arbeit drin. Deswe-
gen haben wir gesagt: Wir wollen es auf Basis der 

dann geltenden neuen Unternehmensstruktur er-
neut prüfen, nach der Umhängung der Bank an 
die AG. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und später hat man 
sich ja auch noch mal die Frage gestellt im Hause 
der BaFin, wie das Ganze mit den Daten des Ge-
schäftsberichts 2018 ausgesehen hätte. Könnten 
Sie dazu bitte auch was sagen? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben später, in 
2020, noch mal geprüft, wie das Ganze ausgese-
hen hätte auf Basis der Geschäfte, die wir dann 
besser kannten. Wir wussten ja, dass einzelne 
Töchter Geschäfte gemacht hatten, die uns vorher 
so nicht bewusst waren, und sind dann zum 
Schluss gekommen: Wir wären auf Basis der 
wirtschaftlichen Verhältnisse wieder zum glei-
chen Ergebnis gekommen - der damals geltenden 
wirtschaftlichen Verhältnisse. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Dass keine Einstu-
fung als Finanzholding vorliegt? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, das habe ich in 
der Aussage von Herrn Hufeld hier vor dem Aus-
schuss etwas anders in Erinnerung. 

(Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans 
Michelbach (CDU/CSU): 

Genau!) 

Das werden wir aber gleich sicherlich hier noch 
mal raussuchen, was Herr Hufeld genau zu dieser 
Frage gesagt hat. Er hat das nämlich anders dar-
gestellt. 

Und lassen Sie mich da noch mal Bezug nehmen 
auch auf eine Briefingunterlage der BaFin für 
Herrn Hufeld vom 15. Juni 2020. Da heißt es 
nämlich - ich zitiere -: 

Die Aufsicht geht derzeit von ei-
ner Konsolidierungspflicht der 
Wirecard AG aus. 

Und weiter heißt es dann auch noch - Zitat An-
fang -: 
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Nach Durchsicht des Geschäfts-
berichts 2018 sowie des aktuellen 
Organigramms der Wirecard AG 
könnten ca. 28 Tochterunterneh-
men Finanzinstitute sein und zur 
Einordnung als Finanzholding 
führen. Zudem wird vermutet, 
dass die Einkünfte mehrheitlich 
aus der Zahlungsabwicklung her-
rühren. 

Zitat Ende. - Ist Ihnen diese Diskussion bekannt? 
Ist Ihnen dieses Schriftstück bekannt? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich habe das Schrift-
stück bestimmt mal gesehen, habe es jetzt nicht 
vor Augen. Die Diskussion ist mir sehr wohl be-
kannt. Wir haben ja schon in - - Wir wollten ja zu 
Beginn 2020 das Thema Finanzholding erneut 
aufgreifen, neu prüfen. Und wesentliches Motiv 
dafür war, dass sich die Unternehmensstruktur 
oder die Struktur des gesamten Unternehmens-
verbundes stark geändert hatte, weil eben eine 
zweistellige Anzahl an Unternehmen dazu-
gekommen war. Mir ist aber nicht bewusst, dass 
jemand geschrieben hat: „Wir gehen davon aus, 
dass es dann eine Finanzholding ist“, sondern 
wir wollten es prüfen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. Nur, Herr Hufeld 
hat einen anderen Schluss daraus gezogen, als 
Sie uns jetzt gerade erklären. Und ich finde, diese 
Briefingunterlage weist zumindest darauf hin, 
dass das damals so war, wie Herr Hufeld das dar-
gestellt hat. Hier steht auch nicht drin, in der 
Briefingunterlage - so viel sei natürlich einge-
räumt -, es ist definitiv ein Finanzinstitut, oder es 
ist definitiv eine Finanzholding. Das steht hier 
nicht, richtig. Aber hier steht, dass entsprechend 
die Tochterunternehmen zur Einordnung als 
Finanzholding führen könnten. Insofern ist damit 
sich hier schon zu dem Zeitpunkt auseinander-
gesetzt worden, als es um die Daten von 2018 
ging, die man ja auch schon vorher hätte berück-
sichtigen können. 

Ich würde Ihnen aber fairerweise natürlich das 
Dokument einmal zeigen und auch die Stelle, wo 
diese - - 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge liest in diesen Unter-
lagen) 

Beim letzten Zusammentreffen war das noch hö-
her eingestuft, soweit ich mich erinnere. Inso-
fern: Mittlerweile ist es aber VS-NfD. Das heißt, 
Sie können jetzt auch daraus zitieren. Deshalb 
durfte ich das auch gerade vorlesen. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, wir hatten eben - ich 
glaube, im Mai war es ja - den Beschluss gefasst, 
dass wir das Inhaberkontrollverfahren neu auf-
machen. Im Rahmen des Inhaberkontrollverfah-
rens wollten wir auch das Thema Konsolidie-
rungspflicht neu prüfen. Genau das steht hier ja 
auch. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber das war eben 
nicht so klar, wie Sie es vorhin dargestellt haben. 

Zeuge Raimund Röseler: Hier steht ja: 

Im Rahmen des Fristverlänge-
rungsantrags nach § 2c KWG 

- § 2c: Inhaberkontrollverfahren -  

soll die bankaufsichtsrechtliche 
Konsolidierungspflicht der Wire-
card-Gruppe erneut geprüft wer-
den. 

Und dann: nach einer Prüfung 2017 zu dem und 
dem Ergebnis gekommen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): War es das Bestre-
ben der BaFin zu dem damaligen Zeitpunkt, die 
Wirecard AG als Finanzholding einzustufen und 
damit auch stärker zu prüfen? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich würde es ein biss-
chen anders form- - Oder ich würde es vorsichtig 
formulieren: Wir waren nicht zwingend davon 
überzeugt, dass es Finanzholding war. Aber zu 
dem Zeitpunkt war uns natürlich das gesamte 
Konstrukt Wirecard schon zutiefst unheimlich. 
Und wir sahen nicht, wie wir an die Wirecard 
AG richtig einen Packan reinkriegen. Wir hätten 
sicherlich gerne zur Finanzholding erklärt. 
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Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, weil das deckt 
sich dann wieder mit dem, was Herr Hufeld uns 
auch gesagt hat. Er hat gesagt - ich zitiere - - Also, 
ich habe ihn gefragt: 

Sie wollten. 

Und dann hat er gesagt: 

… dass das verdammte Ding als 
Finanzholding eingestuft wird. 

Das hat uns Herr Hufeld gesagt. 

Zeuge Raimund Röseler: Nein, das war uns zu-
tiefst unheimlich zu dem Zeitpunkt. Und wir sa-
hen nicht richtig, wie wir einen Packan da hin-
kriegen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und da konnten Sie 
nicht Ihre Ermessensentscheidung rausholen und 
noch mal hinterfragen? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir hatten ja den Be-
schluss getroffen, dass wir dieses Thema neu 
prüfen. Aber so eine Prüfung ist - - Wie gesagt: 
Die machen Sie nicht in zwei Wochen. Sie brau-
chen Daten von den Unternehmen, von allen Un-
ternehmen der Wirecard-Gruppe, die da noch 
mal vertieft geprüft werden müssen. Das machen 
Sie nicht mal eben; das dauert. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Nee, „mal eben“ 
nicht. Aber ich meine, das Unternehmen hat sich 
ja auch nach und nach weiterentwickelt. Und wir 
reden ja jetzt hier sogar schon in dem offiziellen 
Dokument, hier in der Briefingunterlage, davon. 
Ich meine, 28 Tochterunternehmen, das war ja 
schon mal in etwa die Hälfte. Insofern: Wenn 
man wirklich gewollt hätte, mit den verschiede-
nen Kriterien, wo es sogar auch noch offen for-
muliert ist, es könnten auch weitere Kriterien ge-
funden werden, hätte man es doch auch hin-
gekriegt. Oder sehe ich das falsch? 

Zeuge Raimund Röseler: Wenn man der Mei-
nung ist, das ist eine Ermessensentscheidung, hat 
man wahrscheinlich - - Also, man hat dann si-

cherlich Spielraum. Aber die Anzahl der Unter-
nehmen ist auf jeden Fall kein Kriterium, was 
zählt. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, gut. Da ist die 
Frage natürlich, was diese Unternehmen tun. Sie 
haben ja gerade selbst gesagt, dass Sie dann noch 
vertiefte Erkenntnisse benötigen über die Unter-
nehmen. Gut, das ist natürlich einzuholen. Das 
war ja auch der Versuch. 

Sie haben in dem Fazit von diesem Briefing, von 
der Briefingunterlage - - Ich hatte vorhin die 
MAT-Nummer nicht genannt: MAT A BMF-5.19, 
Blatt 63 und 64. Da ist dann: 

Fazit: Die Aufsicht geht derzeit 
von einer Konsolidierungspflicht 
der Wirecard AG aus. 

Könnten Sie noch mal darstellen, was sich da ge-
nau hinter verbirgt, was das genau bewirkt? 

Zeuge Raimund Röseler: Das heißt, dass die Kol-
legin auf jeden Fall davon ausgegangen ist - so 
würde ich es jetzt interpretieren -, dass man zu 
dem Schluss kommen wird nach der Prüfung, 
dass es eine Finanzholding ist. Das war deren 
Prämisse. So klingt das. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sind Sie denn der 
Auffassung mit dem Wissen von heute, dass mit 
den Daten von 2018 eine Finanzholding da war? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben es nicht ge-
prüft. Ich kann es nicht sagen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, auch heute 
könnten Sie das - - Mit dem Wissen von heute 
könnten Sie das nicht sagen? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. Ich kann Ihnen 
sagen, dass wir das sehr gerne so entschieden 
hätten. Aber ob wir zu der Entscheidung tragfä-
hig gekommen wären, kann ich so nicht sagen. 
Das ist allenfalls eine Vermutung. 
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Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich habe jetzt mal 
eine Frage an das Sekretariat bzw. an den Vorsit-
zenden: Die Unterlagen aus der Geheimschutz-
stelle, sind die mittlerweile da? 

(RD Dr. Frank Raue (BT): 
Ja!) 

- Die sind da. Okay, gut. Das ist, damit wir stille 
Vorhalte gleich noch machen können. Das mache 
ich dann aber in der nächsten Runde. 

Ich würde gerne auf die Sonderprüfung nach § 44 
KWG zu sprechen kommen. Da fand ja bei der 
Wirecard Bank eine MaRisk-Sonderprüfung nach 
§ 44 KWG statt. Hintergrund waren die Feststel-
lungen der Abschlussprüfer bei der Prüfung der 
Wirecard Bank. Und in den Jahren 2014 bis 2018 
hat die BaFin ausweislich der eigenen Homepage 
zwischen 153 und 203 Prüfungen nach § 44 KWG 
durchgeführt. Können Sie sagen, wie hoch der 
Anteil der anlassbezogenen Prüfungen nach § 44 
KWG ist, in etwa? 

Zeuge Raimund Röseler: Auswendig nicht. Ist 
die Minderheit. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Die Mehrheit? 

Zeuge Raimund Röseler: Die Minderheit. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Minderheit. Okay. - 
Könnten Sie darstellen, was genau bei diesen 
Prüfungen die BaFin tut und was die Bundes-
bank tut? 

Zeuge Raimund Röseler: Die Bundesbank - - 
Also, wenn es gerade um MaRisk-Prüfung geht, 
das ist fast ausschließlich Aufgabe der Bundes-
bank. Die Bundesbank gibt ein Prüferteam rein. 
Wir formulieren den Prüfungsauftrag, sagen, was 
geprüft wird. Die Bundesbank gibt ein Prüferteam 
rein, prüft, erstattet uns Bericht. Gerade bei LSIs 
haben wir da auch keine - also, bei kleineren In-
stituten; und das war ja damals eingestuft als 
kleineres, risikoarmes Institut - weiteren Aufga-
ben. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Bei der Feststellung 
oder beim Prüfungsauftrag, auch welche Prü-
fungsfelder konkret formuliert werden, könnten 
Sie da sagen, welche die BaFin dort für diese 
Prüfung vorgeschrieben hat gegenüber der Bun-
desbank? 

Zeuge Raimund Röseler: Der Prüfungsauftrag 
kommt von uns. Ich habe den Prüfungsauftrag 
aber jetzt nicht auswendig vor mir. Aber der Prü-
fungsauftrag kommt von uns. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, ja, klar. Deshalb 
frage ich. 

Zeuge Raimund Röseler: Das heißt, wir haben 
die Themen auf jeden Fall vorgegeben, die ge-
prüft werden. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Genau. Mich inte-
ressiert, wie Sie die Prüffelder ausgewählt haben, 
die dort von Ihnen formuliert wurden. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich weiß die Prüffelder 
jetzt auswendig nicht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sie können gerne 
eben schauen, wenn Sie die dabeihaben. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich habe den Prüfauf-
trag auch nicht dabei. Entschuldigung. Ich habe 
den Prüfungsbericht dabei. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut. Dann schauen 
wir das gleich noch mal nach. - Gibt es bei der 
BaFin Richtlinien zur Auswahl von Prüffeldern, 
oder wie wird das entschieden? 

Zeuge Raimund Röseler: Bei standard-, routine-
mäßigen MaRisk-Prüfungen ist der Prüfungsauf-
trag - - da sind sich die Prüfungsaufträge sehr 
ähnlich. Wir schauen aber schon immer in das 
Risikoprofil rein, schauen: „Was sind die wesent-
lichen Geschäftsfelder, die wesentlichen Felder, 
wenn es um Kreditgeschäft geht, in denen Kre-
dite vergeben werden?“, formulieren dann viel-
leicht auch schon mal Segmente, wo vertieft rein-
geschaut werden muss. 
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Was bei MaRisk-Prüfung typischerweise nicht er-
folgt, ist eine Prüfung der Werthaltigkeit der Kre-
dite, sondern das ist eine Prüfung der Vergabe-
prozesse, der Risikomanagementprozesse, und: 
Wie werden Sicherheiten bewertet, Sicherheiten 
verwaltet, wie läuft eine Intensivbetreuung? - 
Also, das ist wirklich eine prozessgetriebene Prü-
fung, zumindest MaRisk-Prüfung. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Wie wurde bei die-
ser Prüfung mit den Vorwürfen, die damals gegen 
Wirecard, gegen den Konzern, bestanden, inner-
halb dieser Prüfung umgegangen? 

Zeuge Raimund Röseler: Es wurden auch strate-
gische Kredite angeschaut. Das Ergebnis der Prü-
fung war aber mehr oder weniger unspektakulär. 
Aber es wurden auch strategische Kredite ange-
schaut, da aber auch die Vergabeprozesse und 
das Risikomanagement, aber nicht die Werthal-
tigkeit der einzelnen Kredite. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und dabei wurde 
auch berücksichtigt, welche Personen Einfluss 
auf die Kreditvergabe genommen haben, also 
zum Beispiel auch Personen außerhalb der Bank, 
wie zum Beispiel ein Herr Braun etc.? 

Zeuge Raimund Röseler: Wenn es dafür Anhalts-
punkte gibt, wird das natürlich im Prüfungsbe-
richt festgehalten. Man schaut sich in diesen  
MaRisk-Prüfungen sehr wohl die Entscheidungs-
prozesse für die Kreditvergabe an. Und wenn Sie 
da feststellen würden, dass dann jemand von au-
ßerhalb der Bank den Entscheidungsprozess be-
einflusst, verstößt die Bank gegen MaRisk. Dafür 
gab es aber in dem Prüfungsbericht nicht ganz 
klare Indikatoren. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Die strategischen 
Kredite waren aber nicht Gegenstand irgendeiner 
Sonderprüfung nach § 44 KWG, oder? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein, es gab nur die 
MaRisk-Prüfung. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Warum wurde da ei-
gentlich keine Sonderprüfung durchgeführt? Ist 
das nicht üblich? 

Zeuge Raimund Röseler: Die strategischen Kre-
dite waren ja Kredite an Kooperationspartner des 
Konzerns. Die wurden im Rahmen der MaRisk-
Prüfung, wie die anderen Kredite auch, ange-
schaut, aber nicht vertieft. Also, dass es Kredite 
gibt von einer Bank an Kooperationspartner des 
Konzerns, ist ja nichts Untypisches. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Nee. Aber - -  

Zeuge Raimund Röseler: Das hat jede Autobank. 
Da gucken wir uns auch nicht die Werthaltigkeit 
von BMW-Forderungen bei BMW an. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Nee. Aber wenn 
jetzt ein komplett neues Geschäftsfeld erschlos-
sen wird - und die Kredite, über die wir jetzt re-
den, diese strategischen, die wurden ja im We-
sentlichen erstmals im Jahr 2017 abgeschlossen -, 
da könnte man ja schon auf die Idee kommen, zu 
sagen: Die machen da jetzt was komplett Neues. - 
Und da drängte sich dann irgendwie auf, die ei-
ner gesonderten Prüfung zu unterziehen. 

Zeuge Raimund Röseler: Wurde nicht gemacht. 
Nur im Rahmen dieser MaRisk-Prüfung wurden 
die Entscheidungsprozesse und das Risikoma-
nagement angeschaut. Die Werthaltigkeit wurde 
nur insofern betrachtet, als auch die Sicherheiten 
der Kredite betrachtet wurden. Und da gab es 
halt eine volle Bürgschaft der AG, die nach da-
maliger Einschätzung, auch damaliger Einschät-
zung der Wirtschaftsprüfer, voll werthaltig war. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Haben Sie sich mit 
dem Herrn Wexeler auch konkret zu diesen stra-
tegischen Krediten dann ausgetauscht im Rah-
men der Prüfung? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. Ich habe mit dem 
Herrn Wexeler nie geredet. Über die strategischen 
Kredite wurde mit Herrn Wexeler aber im Rah-
men des Exit-Gesprächs, über das wir hier beim 
letzten Mal auch schon gesprochen haben, gere-
det. Sonst ist mir nicht bekannt, dass Herr Wexe-
ler bei der Prüfung da speziell was zu strategi-
schen Krediten gesagt hat. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Okay. Das war es für 
die erste Runde. - Vielen Dank erst mal. 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, 
Matthias Hauer. - Dann hat als Nächstes das Wort 
Dr. Florian Toncar für die FDP-Fraktion. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Vielen Dank. - Herr 
Röseler, Sie haben gerade gesagt, die Wirecard 
war Ihnen „zutiefst unheimlich“, und Sie wollten 
eigentlich gerne die Einstufung als Finanzhol-
dinggesellschaft. Ab wann war denn die Wire-
card AG „zutiefst unheimlich“? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, konkret unheim-
lich, wenn ich das so formulieren darf, sicherlich 
nach den Spitzen, nach dem „Financial Times“-
Report in 2019, wie ich beim letzten Mal auch ge-
sagt habe. Da waren die Vorwürfe ja so konkret. 
Wirecard drohte mit Klage gegen „Financial 
Times“, sodass wir uns dachten, da muss sich die 
„Financial Times“ schon sehr, sehr sicher sein, 
wenn sie so ein Klagerisiko in Kauf nimmt. Aber 
dann war die DPR beauftragt worden. Dann ha-
ben wir gesagt: Wir schauen jetzt erst mal, was 
die DPR macht. - Die Wirecard Bank hatte einen 
neuen Wirtschaftsprüfer bekommen, PwC. Wir 
haben gesagt: Wir schauen, was PwC macht. - 
Und es gab gegen das unheimliche „gut feeling“ 
immerhin noch testierte Jahresabschlüsse. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, ja. Ich wollte nur 
mal, weil - -  

Zeuge Raimund Röseler: Aber der „Financial 
Times“-Bericht 2019 - 

Dr. Florian Toncar (FDP): … war die Zäsur. 

Zeuge Raimund Röseler: - gab mir zumindest auf 
jeden Fall - - machte mir Bauchschmerzen.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Das sehe ich eigentlich 
auch so. Aber wenn das zutiefst unheimlich war, 
warum erfolgte dann nicht 2019 wenigstens die 
Einstufung der Wirecard Acquiring & Issuing als 
Finanzholding? Ich meine, das ist ja rechtlich 
völlig streitfrei, wäre sogar geboten gewesen. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, aber da hatte ich ja 
beim letzten Mal schon gesagt: Das war ja nutzen-
frei. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ich setze es jetzt ein-
fach mal in Relation zu der Aussage „zutiefst un-
heimlich“, weil wenn mir was zutiefst unheim-
lich ist, dann erwarte ich ja eigentlich, dass alle 
Mittel ausgeschöpft werden. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, aber in der 
Acquiring & Issuing waren drin die englische 
Schwestergesellschaft und die türkische, die tür-
kische winzig klein und die englische von der 
PRA beaufsichtigt oder FCA beaufsichtigt. Das 
hätte keinen aufsichtlichen Mehrwert gestiftet. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber warum, wenn - - 
Also, mal dahingestellt, es hätte - - Es war von 
Wirecard ja erkennbar nicht gewollt - also, das 
muss man auch mal sagen -; die haben ja aktiv 
dagegen gearbeitet und ja auch diese Kulanz be-
kommen. Aber warum spricht man dann mit 
Wirecard über eine Umhängung der Bank in den 
Konzern mit dem Ziel, dass die Bank dann wei-
terhin nicht der Konsolidierung unterliegt? Das 
mache ich doch nicht, wenn mir das Unterneh-
men zutiefst unheimlich ist. Also, es ist ja bis 
zum Schluss, bis Juni, überlegt worden, wie man 
die Konzernstruktur mit einem neuen Inhaber-
kontrollverfahren so aufstellen kann, dass man 
wiederum die Klassifizierung als Finanzholding 
vermeidet. Das passt doch nicht zu dem, was Sie 
gerade dargestellt haben. 

Zeuge Raimund Röseler: Aber genau das ist kein 
Kriterium in einem Inhaberkontrollverfahren. Es 
gibt leider nicht das Kriterium „Aufsichtsarbi-
trage lässt uns so ein Verfahren zum negativen 
Ergebnis kommen“ - gibt es nicht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Nein, schon richtig. 
Aber ich sage mal: Der intensive Austausch über 
diese Umhängung mit dem Ziel der Aufsichtsar-
bitrage, der ist ja auch von der BaFin mit Wire-
card geführt worden. Es gab ja die Telefonate. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Aber in 2019 haben 
wir gesagt: Die Konsolidierung der Acquiring & 
Issuing ist nutzenfrei, weil sie stiftet keinen auf-
sichtlichen zusätzlichen - - Und sie ist vor allen 
Dingen ja auch nur temporär, weil sobald die 
Bank unter die AG gehangen wird - und davon 
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sind wir damals ja ausgegangen, dass das ge-
schieht -, entfällt diese Konsolidierungspflicht 
ohnehin. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Also, kommen 
wir mal zurück zu dem Thema „zutiefst unheim-
lich“. Wenn Ihnen sozusagen die Muttergesell-
schaft einer Bank zutiefst unheimlich wird und 
Sie gleichzeitig aber die Situation vorfinden, dass 
die konzerninternen Finanzbeziehungen intensiv 
sind, dass wir strategische Kreditvergabe haben 
und dass übrigens auch die Muttergesellschaft ja 
als Bürge im wesentlichen Maß auch für die For-
derungen der Bank eintritt, und nun ist Ihnen der 
Bürge unheimlich geworden, hätte man dann - - 
Haben Sie denn mal erwogen, wenigstens sich 
mal die konzerninternen Finanzbeziehungen ein-
schließlich der Bürgschaften anzuschauen? 

Zeuge Raimund Röseler: Genau das haben ja die 
Wirtschaftsprüfer gemacht. PwC hat ja zum Bei-
spiel noch für das Jahr 2019 eine Stichprobe der 
strategischen Kredite gezogen. 13 Kredite haben 
sie sich angeschaut. Und von den 13 Krediten 
sind, ich glaube, neun in der besten Risikoklasse 
gelandet und drei in der zweitbesten Risiko-
klasse. Da gab es keinen konkreten Anlass, an der 
Werthaltigkeit und an der Substanz dieser Kre-
dite zu zweifeln, weil es gab eine klare Aussage 
vom Wirtschaftsprüfer. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber dass der Bürge 
der von Ihnen beaufsichtigten Bank Ihnen un-
heimlich war, das war egal. 

Zeuge Raimund Röseler: Das war nicht egal. 
Aber kein Mensch hat damals erwartet oder ver-
mutet, dass dahinter so ein Betrugsfall steht, son-
dern wir hatten halt schlicht nach dem „Finan-
cial Times“-Artikel natürlich Bauchschmerzen, 
machten uns natürlich sorgen, aber wir kamen da 
auch nicht weiter. Es gab klar testierte Jahresab-
schlüsse. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja. Kommen wir mal 
zu den Jahresabschlüssen. Im Inhaberkontrollver-
fahren, das ja 2018 überwiegend geführt wurde, 
hat die BaFin darauf verzichtet, die eigentlich 
von der Inhaberkontrollverordnung vorgesehenen 

drei Jahresabschlüsse der Wirecard AG anzufor-
dern, und hat sich mit einem begnügt. Wie korre-
liert denn dieser Rabatt mit dem Befund, dass 
Ihnen die Wirecard AG unheimlich war? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben uns den 
2017er-Jahresabschluss angeguckt. Und in dem 
2017er-Jahresabschluss haben Sie auch den Ver-
gleich mit dem 2016er. Das heißt, die 2016er-
Zahlen haben Sie im 2017er drin. Und die 2015er 
waren öffentlich verfügbar. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber nichtsdestotrotz 
wissen Sie doch genau, dass drei verlangt wer-
den. Und wenn Sie drei anfordern, können Sie 
immer noch mit dem vierten, nämlich dem Vor-
jahr, vergleichen. Also, Sie werden ja nicht be-
streiten wollen, dass Wirecard im Inhaberkon-
trollverfahren weniger einreichen musste, als die 
Inhaberkontrollverordnung vorsieht. Und das 
wiederum bringe ich nicht in Einklang mit dem 
Befund, dass das jetzt irgendwie ein Unterneh-
men ist, wo Sie irgendwie einen Verdacht hatten 
oder was Ihnen unheimlich war. 

Zeuge Raimund Röseler: Die Inhaberkontrollver-
ordnung sieht sehr wohl vor, dass wir ein gewis-
ses Ermessen haben. Wir haben dann auch so Sa-
chen wie eben Zuverlässigkeitsunterlagen und so 
angefordert. Aber das war eine konzerninterne 
Umhängung. Die haben wir ja laufend: dass in-
nerhalb von Konzernen die Bank von einer Mut-
ter an eine andere Mutter gehangen wird. Da ma-
chen Sie nicht die komplett - - weil es ändert sich 
an der wirtschaftlichen Situation der Bank durch 
diese Umhängung ja nichts. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Das ist schon richtig. 
Allerdings gilt natürlich die Inhaberkontrollver-
ordnung weiter. Und ich bestreite, dass ein Ver-
zicht auf Jahresabschlüsse im Ausnahmekatalog 
von § 16 Inhaberkontrollverordnung enthalten 
ist. Das haben Sie kontra, gegen diese Verord-
nung so gemacht, also ein Rabatt. Es gibt ja einen 
Ausnahmekatalog. Es ist klar geregelt, worauf die 
BaFin verzichten kann. Die Jahresabschlüsse ge-
hören nicht dazu. Sie können den § 16 gerne mal 
lesen. Und insofern hat Wirecard da weniger lie-
fern müssen im Inhaberkontrollverfahren, als die 
Inhaberkontrollverordnung eigentlich verlangt, 
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nämlich drei Jahresabschlüsse der Konzernmut-
ter. 

Zeuge Raimund Röseler: Von denen zwei öffent-
lich verfügbar waren, und der dritte wurde ange-
fordert. Zwei konnten Sie sich im Internet runter-
laden. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Nichtsdestotrotz bleibt 
eine Lücke. - Aber ich habe schon meine Zeit ge-
nutzt. Wir kommen ja noch mal dazu. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Denke ich auch. 
Wunderbar. - Dann Dr. Jens Zimmermann für die 
SPD-Fraktion. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Herr Röseler, ich habe gerade so 
ein paar Déjà-vu-Erlebnisse, Sie wahrscheinlich 
auch. 

Ich würde gerne auch noch mal auf das Leerver-
kaufsverbot eingehen. Wir haben tatsächlich - 
also, weil ich mich auch ein bisschen darauf be-
schränken will, auf Unterlagen, die jetzt noch ge-
kommen sind, und nicht wieder bei Adam und 
Eva anfangen will - eine Mail. Das ist MAT A 
BMF-5.15, Blatt 5. Das ist eine Mail von Frau 
Roegele an Herrn Hufeld. Die ist vom Samstag, 
den 16. Februar 2019, 21.22 Uhr, und ging an Sie 
und an Herrn Hufeld, und da berichtet Frau 
Roegele über die Abstimmung sozusagen in Rich-
tung ESMA. Und da wird auch noch mal sozusa-
gen - - Es geht, glaube ich, noch ein bisschen 
draus hervor, dass Frau Roegele in dieser Mail 
gar nicht das schreiben wollte, was die Staatsan-
waltschaft München eigentlich an Gründen hatte. 
Wann haben Sie das dann eigentlich erfahren? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, irgendwann, be-
vor das erlassen worden ist, habe ich es erfahren 
- das schon. Ich weiß jetzt wirklich nicht, ob per 
Mail oder telefonisch. Aber mir hatte Frau Roe-
gele vorher gesagt: Wirecard wird erpresst, und 
das ist das Motiv für das Leerverkaufsverbot. - 
Ich weiß aber jetzt wirklich nicht mehr den Tag, 
wann ich es erfahren habe. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay. - Na ja, aber 
höchstwahrscheinlich dann nach Samstag, 21 
Uhr. 

Dann geht es da so ein bisschen weiter in Rich-
tung ESMA. Und dann schreibt sie: 

Jetzt habe ich die Hoffnung, dass 
vielleicht die AG selbst irgendei-
nen KWG-Status hat (Finanzhol-
ding oder ähnliches). Auf der 
Homepage finden wir nichts und 
wir haben keinen Zugriff auf Ba-
kis. Daher habe ich die Hoffnung, 
dass Sie uns diese Frage vielleicht 
beantworten können? 

Wir können … noch nicht ab-
schätzen, ob sich ESMA auf der 
Basis der aktuellen Informationen 
zu einer positiven Opinion durch-
ringt. 

Können Sie kurz sagen: Was ist BAKIS? 

Zeuge Raimund Röseler: BAKIS ist unser inter-
nes IT-System, wo so die wesentlichen Daten der 
Banken drinstehen. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay. - Dann lag es 
sozusagen wahrscheinlich irgendwie am Wo-
chenende. Oder hat Frau Roegele - -  

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Ich glaube, Frau 
Roegele hat schlicht auf dieses System keinen 
Zugriff, weil das ist ein System für die operativen 
Bankenaufseher. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay, verstehe. 
Gut. - Aber auch hier ging es eben wieder um die 
Frage KWG-Status. Vielleicht können Sie das 
auch noch mal erläutern, was Sie damit meint: 
„irgendeinen KWG-Status“. 

Zeuge Raimund Röseler: Das wäre dann halt die 
Zulassung als Bank zum Beispiel oder eben als 
Finanzholding. Ich weiß jetzt wirklich nicht 
mehr, was ich drauf geantwortet habe. Aber ich 
würde mal vermuten, dass ich gesagt habe - - ob 
ich überhaupt drauf geantwortet habe. Aber ich 
würde vermuten, dass ich gesagt habe: Nee, die 
AG hat eben keinen besonderen Status. 
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Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja. - Also, der 
Punkt ist ja sozusagen, dass Frau Roegele die 
Sorge hatte, dass aus diesem Grund möglicher-
weise die ESMA keine positive Opinion abgibt. 
Aber das hat die ESMA ja dann doch getan. Also, 
die ESMA hat ja dann am Ende eine positive 
Opinion abgegeben. Ist Ihnen da irgendwas be-
kannt, oder haben Sie da eine Einschätzung, wie 
es dazu kam? 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Also, im Nach-
hinein habe ich jetzt eine ganze Menge dazu gele-
sen. Damals weiß ich nur, dass Frau Roegele 
mich vorher informiert hat, dass sie es plant, und 
nachher wurde ich informiert, dass die ESMA zu-
gestimmt hat. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Und von dem auch, 
was Sie heute wissen, haben Sie den Eindruck, 
dass die ESMA am Ende dann - - Das muss man 
ja aus den Umständen - - oder erscheint mir zu-
mindest so aus den Umständen - - dass die ESMA 
da quasi zu einer eigenständigen Opinion kam, 
oder - -  

Zeuge Raimund Röseler: Also, soweit ich weiß, 
hat die ESMA den Beschluss einstimmig gefasst. 
Und das macht man nur, wenn man selber davon 
überzeugt ist, dass das so richtig ist. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja. - Vielleicht 
wenn Sie da auch sozusagen - - Wie würden 
Sie - - Oder was ist Ihre Meinung dazu, wenn Sie 
das sagen wollen, oder Ihre Einschätzung dazu, 
wenn eben genau so eine einstimmige positive 
Opinion der ESMA zurückkommt? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, wenn ich bei 
EBA - - Ich kenne ESMA zu wenig. Wenn ich bei 
EBA so einen Streitfall hätte und EBA käme 
einstimmig zum Beschluss, würde ich denken: 
Die tragen das mit, die sind davon überzeugt. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja. - Also wird von 
dem, was wir sozusagen - - Auch wenn quasi das 
Abstimmungsverhalten meines Wissens eben 
nicht so ganz öffentlich ist, glaube ich, oder so - 
aber von dem, was wir gehört haben, waren es ja 

vor allem auch die Aufsichten aus großen Mit-
gliedsländern, die auch diese positiven Opinions 
abgegeben haben. 

Ich will Sie nicht noch mal nach der Finanz-
holding und nach dem Ermessen fragen. 

(Heiterkeit) 

Deswegen: Schauen wir mal, was wir in der 
zweiten Runde dann fragen. - Danke schön. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, 
Dr. Zimmermann. - Dann habe ich jetzt Fabio De 
Masi für die Fraktion Die Linke. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Verzeihung! 
Ich muss hier abklären, dass wir hier einen stil-
len Vorhalt machen. Den können wir erst in der 
nächsten Runde machen, weil die Unterlage noch 
nicht da ist. Ich versuche es aber mal deskriptiv. 

Herr Röseler, könnten Sie etwas dazu sagen, ob 
das, was Ihre eigene Abteilung der Bankenauf-
sicht oder die Ihnen unterstehenden Abteilungen 
geliefert hat, auch an, ich sage mal, Bewertungen 
des KPMG-Berichts, an der Frage der Zusammen-
hänge zwischen Wirecard AG und Bank und wie 
die Aktivitäten dort zu bewerten sind, Sie eigent-
lich überzeugt hat? Oder gab es nicht auch durch-
aus von Ihrer Seite ein Insistieren dahin gehend, 
dass Sie sagen: „Das überzeugt mich nicht, da 
muss mehr beigeschafft werden“? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und können Sie 
dazu etwas ausführen? 

Zeuge Raimund Röseler: Als das ganze Wirecard-
Konstrukt geplatzt war, haben wir natürlich 
schon geschaut: „Was haben wir da eigentlich in 
der Vergangenheit, wer hat da in der Vergangen-
heit was gemacht, mit welcher Qualität ist es ge-
macht worden?“, um dann auch eine Basis für  
Lessons Learned zu schaffen. 

Vorher war Wirecard Bank ein LSI nach Risiko-
profileinstufung. Das hatte ich ja beim letzten 
Mal schon erläutert: kommt von der Bundesbank, 
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wir finalisieren das, sollte es ein unauffälliges 
LSI sein - gute wirtschaftliche Verhältnisse -, ent-
sprechend arbeitsteilige Aufsicht zwischen BaFin 
und Bundesbank.  

Nachdem es geplatzt war, haben wir natürlich 
schon geschaut: War das eigentlich richtig, und 
ist die Analyse des KPMG-Berichtes wirklich 
sorgfältig genug erfolgt? 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und das war nicht 
der Fall zunächst, nach Ihrer Bewertung, auch 
von Ihren eigenen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern. 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Ich war auf jeden 
Fall damit nicht zufrieden. Vor allen Dingen war 
ich aber nicht damit zufrieden, weil ich das Ge-
fühl hatte, dass im Zuge dieser Aufarbeitung ich 
nicht immer die volle Wahrheit bekam. Das war 
so. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Aus Ihrem eigenen 
Haus? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, von eigenen Mitar-
beitern. Das muss ich gestehen, das war so. Da 
war noch nicht mal zwingend jetzt eine böse Ab-
sicht hinter, sondern die Phase war ja wirklich 
superturbulent. Ich glaube, jeder da im Haus hat 
irgendwie 16 Stunden am Tag - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Das heißt, dass die 
Mitarbeiter vielleicht, um Sie nicht weiter zu be-
unruhigen, das versucht haben, so ein bisschen 
zu kaschieren? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, oder auch schlicht 
dem Chaos nicht mehr Herr wurden. Also, ich 
meine, da haben wir wirklich jeden Tag in der 
Woche 16 Stunden, glaube ich, gearbeitet, ein-
schließlich Wochenende. Da gab es einen Haufen 
Anfragen von Journalisten, gab es einen Haufen 
Anfragen von - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Kennen wir alles 
hier. 

Zeuge Raimund Röseler: - Ihnen und Ihren Kol-
legen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ach so, Entschuldi-
gung. Ich wollte nicht Ihnen noch mehr Arbeit 
bescheren. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich glaube, in dieser 
Hektik sind auch Sachen einfach durcheinander-
gekommen. Also, ein Teil der Vorwürfe, die ich 
erhoben habe an Teile der Leute, war sicherlich 
auch unberechtigt, muss man sagen, weil da hat 
sich nachher herauskristallisiert, es ist doch an-
ders gelaufen. Aber am Anfang habe ich da 
manchmal ein falsches Bild bekommen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Das heißt, nach Ihrer 
damaligen Einschätzung war es auch so, dass 
man durchaus auch, ich sage mal, in Bezug auf 
die Bank - und Sie sind ja für die Bankenaufsicht 
zuständig - etwas kritischer hätte vorgehen kön-
nen? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja. 

Zeuge Raimund Röseler: Natürlich. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. 

Zeuge Raimund Röseler: Also, im Juni - ganz 
ehrlich -: Die strategischen Kredite hätten wir 
jetzt genauer angucken müssen. Die Fehler muss 
ich nehmen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Nein, das ist 
ja auch - -Ich finde das ja auch gut, dass wir das 
noch mal so - - Weil das ist, ich sage mal, schon 
eine andere Aussage, als wir sie vielleicht auch 
im Sommer noch gehört haben, auch von Herrn 
Hufeld. Ich verstehe auch: Man will erst mal 
seine eigene Behörde schützen usw. usf. 

Was mir aber noch mal aufgefallen ist, weil wir 
haben ja hier viel diskutiert über die Frage: „Was 
hätte die BaFin an sich ziehen können?“, und Sie 
kennen die ganze juristische Diskussion - die will 
ich jetzt nicht wiederholen, weil da sind Sie 
wahrscheinlich besser drin aufgestellt als ich -: 
Es gab eine Formulierung, die würde ich Ihnen 
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gerne mal vorhalten. Ich darf Sie da nicht zitie-
ren, Sie auch nicht; aber vielleicht können wir 
uns trotzdem abstrakt mal darüber verständigen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist also dann 
einer unserer stillen Vorhalte. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Genau. Die Zeit, 
wäre ganz gut, wenn die gestoppt wird. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Genau. - Und dann 
machen wir das wieder so, weil wir auch Gäste 
im Rang haben - Maske nicht vergessen! -, dass 
wir unter dem Rangring - nicht Rangnick, son-
dern Rangring - den Einblick haben. 

(Dem Zeugen werden am 
Rand des Sitzungssaales 

Unterlagen vorgelegt - Der 
Zeuge und sein Rechtsbei-

stand lesen in diesen 
Unterlagen) 

Die Zeit ist gestoppt. Schauen Sie sich das in 
Ruhe an. Und wie der Kollege De Masi sagt: Sie 
können mit Ja, Nein oder - - Herr De Masi ist da 
sehr gut, das abstrakt zu umschreiben. Aber bitte 
keine Inhalte, Namen etc. Und dann müssen wir 
das Schweigegebot wieder - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): So. Ich glaube, Sie 
konnten sich einen Eindruck verschaffen. - Die 
Frage, die sich für mich jetzt stellt, ist: Mein bis-
heriges Verständnis ist, dass es Rechtsauffassung 
der BaFin ist, dass sie nach der bisherigen Rege-
lung eben nur eine Prüfung an sich heranziehen 
kann in der Bilanzkontrolle, wenn es zum Bei-
spiel schwerwiegende Zweifel an, ich sage jetzt 
mal mit meinen Worten, der ordnungsgemäßen 
Durchführung dieser Prüfungshandlung durch 
die DPR gibt. Und hier kommt ja zum Ausdruck, 
dass Sie durchaus, ich sage mal, auch die Mög-
lichkeit eines eigenen Tätigwerdens in Betracht 
gezogen haben. Könnten Sie beschreiben, was Sie 
da im Sinn hatten? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. - Das hat aber nichts 
mit DPR oder Bilanzkontrolle zu tun. Die Kolle-
gen waren damals der Meinung, wir sollten jetzt 
auf DPR - und da immer noch - warten, auf das 

Ergebnis, und dann schauen: Wie werden wir ak-
tiv? - Das war mir, ehrlich gesagt, zu wenig. Ich 
habe gesagt: Wir warten jetzt nicht auf DPR, wir 
müssen selber in den Laden tiefer rein. - Das war 
aber im Mai. Und so viel tiefer sind wir dann 
nicht mehr gekommen. Aber mir schwebte da 
schon was Ähnliches vor, was wir im vergange-
nen Jahr zum Beispiel bei einer anderen Bank ge-
macht haben, wo wir eine forensische Prüfung 
gemacht haben. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Aber was heißt das 
denn jetzt in Bezug auf diese ganze Debatte, die 
wir jetzt seit Monaten haben: Wir konnten ja 
nicht, weil - -  

Zeuge Raimund Röseler: Mir ging es gar nicht 
um den bilanziellen Teil. DPR war ja Thema 
Bilanzbetrug. Mir ging es um das Risiko, was in 
dieser Bank drin war, dass da - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Also speziell um die 
Bank ging es Ihnen? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Dass wir da zum Bei-
spiel eine Sonderprüfung Richtung strategische 
Kredite gemacht hätten, hätte ich gern gesehen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Aber das 
wäre ja auch schon mal ganz nützlich gewesen, - 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): - weil, ohne dass 
ich - - Ich darf ja jetzt nicht zitieren. Wie mache 
ich das jetzt abstrakt? Weil es geht ja auch um die 
Frage: Wartet man ab, im weitesten Sinne? Und 
allein schon die Frage, ob ein - - Also, ich will 
mal so fragen: Wäre aus Ihrer Sicht ein zu langes 
Warten oder dass die DPR sagt: „Wir warten mal, 
was KPMG oder so macht“ - - dass das schon 
Zweifel an der ordnungsgemäßen Durchführung 
der Bilanzkontrolle nähren kann, also allein das 
Abwarten, weil es nicht aktiv genug ist vonseiten 
der DPR? Wie wäre da Ihre Bewertung? 

Zeuge Raimund Röseler: Zur DPR kann ich - - 
Mit denen habe ich noch furchtbar wenig zu tun 
gehabt. Da kann ich jetzt nicht viel sagen. Aber 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/36

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 23 von 145 

generell dieses - - Wir haben ja auch, ganz ehr-
lich, gelernt in den letzten anderthalb Jahren und 
haben natürlich schon gefragt: Wo müssen wir 
unsere Aufsichtspraxis ändern? - Und wir haben 
letztes Jahr oder dieses Jahr ja einen prominenten 
Fall gehabt, wo wir es geändert haben. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Sie meinen Green-
sill. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. - Und auch da habe 
ich den Vorwurf bekommen, wir waren zu lang-
sam. Aber ich meine, Sie erwarten auch nicht 
von einem Polizisten, dass er jemand wegen Be-
trugs verhaftet, nur weil er komisch aussieht, also 
Sie wollen auch wissen, was er eben wirklich ge-
macht hat. Da waren wir wirklich frühzeitig ak-
tiv. Und ganz ehrlich: Hier hätten wir auch akti-
ver sein müssen. Den Punkt muss ich nehmen. 
Das gehört zu unseren Lessons Learned. Wir ha-
ben dieses Institut damals als nicht riskantes LSI 
eingestuft und genau entsprechend Aufsichts-
richtlinie die Aufsicht zwischen Bundesbank 
und BaFin da verteilt, und das war bei so einem 
Institut falsch. Und deswegen auch im Mai die 
Aussagen: Wir müssen da mehr machen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut. - Dann Dr. 
Bayaz für Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Guten Tag, Herr Röseler! Hallo! 

Zeuge Raimund Röseler: Hallo, Herr Bayaz! 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wir haben ja jetzt hier schon ein bisschen was 
über die EBA-Kriterien gehört, auch schon das 
letzte Mal. Ich wollte da auch noch mal drauf zu 
sprechen kommen. Es geht ja um die Frage, wel-
che von diesen vier Kriterien für eine Einstufung 
als Holding erfüllt gewesen sind. Und wenn ich 
Ihnen jetzt so zuhöre, entsteht bei mir der Ein-
druck, als hätten diese Kriterien Rechtsqualität. 
Aber nach meinem Verständnis sind diese Krite-
rien eine Auslegungshilfe ohne Rechtsqualität. 
Würden Sie dem zustimmen? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Bis 2019 stimme ich 
zu, bis dahin war es eine Q&A. Nachher sind die 
CRR reingekommen. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also waren die Auslegungshinweise der EBA 
nicht rechtlich bindend. Und deswegen wollte 
ich jetzt noch mal drauf zu sprechen kommen 
und Ihnen etwas vorlesen, von einer Rückmel-
dung von Herrn Eichelmann zu einem Gespräch 
mit Herrn Hufeld. Das ist die Ausschussdruck-
sache 19(30)402, Seite 7. Ich zitiere mal: 

Zudem ging es - wie bereits oben 
beschrieben - um die Einschät-
zung Herrn Eichelmanns zur 
Wirecard AG als Finanzholding. 
Herr Eichelmann gab im Rahmen 
dieses Gesprächs auch einen Hin-
weis zur Treasury Einheit: Bei der 
Wirecard AG wurden die Treasury 
Entscheidungen von Herrn Hol-
ten, Leiter Treasury, getroffen, der 
Mitglied der AG war und eben 
kein Mitglied der Bank. Herr 
Eichelmann war deswegen der 
Ansicht, dass man als BaFin hier 
durchaus argumentieren könnte, 
dass eine Überwachung dort statt-
findet, wo die Treasury Entschei-
dungen getroffen werden. 

Also quasi Holdingebene, nicht Bank; das habe 
ich eben hinzugefügt. 

Herr Hufeld schlug daraufhin ein 
persönliches Gespräch vor und bat 
Herrn Eichelmann mit seinem 
Büro in Kontakt zu treten, damit 
ein solches Gespräch organisiert 
werden könne.  

Zitat Ende. 

Also, Herr Eichelmann stellt jetzt quasi darauf ab, 
dass die Treasury-Entscheidungen, also die 
Frage, wie sich Konzern und Bank refinanzieren, 
auf Konzernebene getroffen werden, sodass ja aus 
seiner Sicht Wirecard eben auch als Holding zu 
betrachten gewesen sein sollte. Halten Sie es 
denn für möglich, dass, um eine Bank auch sinn-
voll beaufsichtigen zu können, deren Treasury-
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Entscheidungen auf einer übergeordneten Ebene 
getroffen werden, die Sie eben nicht beaufsichti-
gen? 

Zeuge Raimund Röseler: Es gibt sicherlich meh-
rere Banken, bei denen das Treasury ausgelagert 
ist an eine andere Konzerngesellschaft. Das ist 
erst mal per se nicht verwerflich. Aber ganz ehr-
lich: Die Banken, die mir jetzt einfallen, das sind 
alles Finanzholdings. Das wäre sicherlich ein 
Punkt - ich bin jetzt kein Jurist -, den ich nahelie-
gend finde, ihn noch mal vertieft zu prüfen, ob 
das ausschlaggebend sein könnte. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sie halten es für plausibel? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich halte es auf jeden 
Fall nicht für - - Ich halte es auf jeden Fall für 
prüfungswert. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Was würde man denn dann noch mal prüfen 
oder prüfen müssen? Was müsste man sich da 
noch mal anschauen? 

Zeuge Raimund Röseler: Komme ich nur über 
die Auslagerung des Treasurys - - erfülle ich da-
mit eins der Kriterien aus der CRR? Eins muss 
ich ja erfüllen. Und kann ich das zum Beispiel 
auch als das sonstige Kriterium, was die Aufsicht 
für relevant nimmt, nehmen? Ich finde, ist auf je-
den Fall nicht unplausibel, das zu sagen. Aber da 
würde ich mir jetzt ehrlich gern vertieft Gedan-
ken drüber machen. Aber Herr Eichelmann hat 
sich ja offensichtlich den Gedanken gemacht -  

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr, ja, finde ich auch. 

Zeuge Raimund Röseler: - und ist somit zu dem 
Schluss gekommen. Und ich finde den Ent-
schluss jetzt nicht unplausibel. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gut. - Dann habe ich noch ein anderes Thema. 
Aber ich glaube, das schaffen wir jetzt in der ver-
bliebenen Zeit nicht mehr. Das machen wir in 
der nächsten Runde. - Danke. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Ich würde 
dann mal den Ball von Dr. Bayaz aufnehmen 
wollen und Sie da doch noch mal näher befragen. 
Zum einen hat Herr Hufeld hier weiter ausge-
führt, sein erster Schritt sei in diesem Zusam-
menhang gewesen, den Kollegen der Bankenauf-
sicht, dessen ... (akustisch unverständlich) natür-
lich Herr Röseler ist, zu vermitteln. Zitat von 
Herrn Hufeld aus unserer Sitzung: 

Nun geht endlich an diese ver-
dammte Frage ran, und jetzt 
macht mal hinne und guckt die 
aktuellen Zahlen an! 

Vergleich: Teil 2, Vorläufiges Protokoll, UA-Sit-
zung vom 26.03, Seite 70. 

Konnten Sie damals die Unzufriedenheit von 
Herrn Hufeld, dass man so lange nicht für die 
Einstufungsfrage diese relevanten Zahlen habe, 
spüren? Und Hand aufs Herz: Gab es da Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen Ihnen und 
Herrn Hufeld? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das hat so den Ein-
druck gemacht. 

Zeuge Raimund Röseler: Nein, gab es nicht. Ich 
konnte den Unwillen spüren, und ich konnte ihn 
auch teilen, weil das dauerte ja viel zu lange. Ich 
meine, erst gab es das Inhaberkontrollverfahren 
mit der beabsichtigten Umhängung der Bank. 
Dann gab es die Fristverlängerung im Dezember. 
Und dann waren wir mittlerweile irgendwann 
halt schon im Mai, und es war immer noch nicht 
passiert. Damit war ich auch nicht zufrieden. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Konnten Sie denn 
von Herrn Hufeld mal vernehmen, dass er inzwi-
schen seine Position gewechselt hat und jetzt 
sagt: „Das ist eine Finanzholding“? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben gesagt, wir 
sollten - - Also, ich habe immer verstanden: Wir 
prüfen. - Das war mein Antritt, und so habe ich 
Herrn Hufeld auch verstanden: Wir prüfen. - Und 
wir würden auch gern zu dem Ergebnis kommen, 
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dass es eine ist; aber das Prüfungsergebnis kann 
ich nicht vorwegnehmen. Wir sind dann auch 
nicht mehr zur Hauptprüfung gekommen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Herr Röse-
ler, am 26. März berichtete uns Herr Hufeld auch 
in diesem Zusammenhang mit der Frage der Ein-
stufung der Wirecard AG Issuing & Acquiring 
GmbH, dass die Bankenaufsicht mit „sehr extre-
men Interpretationen“, so wörtlich, anderer Be-
hörden der EBA-Guidelines konfrontiert gewesen 
sei. Auch das: 26.03., Teil 2, Seite 69. Könnten 
Sie uns das a) einmal näher erläutern? Herr 
Hufeld führte hier nämlich fort, dass diese Inter-
pretation „auf das Niveau“ - Sie haben es eben 
angedeutet auf die Frage von Herrn Bayaz hin; 
vorher Empfehlung - „der CRR“ transferiert wor-
den sei. Wir haben uns die CRR nämlich mal 
konkret angeguckt, Artikel 4, Nummer 20 genau-
er angesehen, sowohl die ursprüngliche als auch 
die jetzige Version. Wir legen Ihnen die gerne 
beide vor. Könnten Sie uns vielleicht mitteilen, 
was hier die „sehr extreme“ Interpretation ist? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Fürs Protokoll: Auch mein Verdacht ist nämlich - 
- Oder für mich sieht es so aus, als wollte die 
EBA im Verbund mit einigen anderen europäi-
schen Partnerbehörden Rechtssicherheit und ein-
heitliches Vorgehen aller nationalen Aufsichts-
behörden gewährleisten. Und kann es sein, dass 
die BaFin vielleicht tatsächlich hier eine eigene 
Interpretation beibehalten wollte? Wie darf ich 
das verstehen? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. Also, ich kann 
jetzt nur vermuten, was ich denke, was Herr 
Hufeld gemeint hat. Es gab die Position, dass - 
vorher war es eine EBA-Q&A, und danach war es 
halt Bestandteil von CRR/CRD - sich dadurch in-
haltlich was geändert hätte. Und es gab auch die 
Aussage - - Es gab auch die Diskussion, ob die 
Kriterien nun kumulativ - - und vorher hätte man 
sagen können, bei der Q&A hätten sie nur kumu-
lativ gegolten und nach CRD/CRR würden sie al-
ternativ gelten, ohne jeden Ermessensspielraum. 

Das war die extreme Position, die ich vernom-
men habe. Und ich vermute mal, dass Herr Hu-
feld auf die abzielt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Könnte das der Er-
messensspielraum sein? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. Und Herrn Hu-
felds Meinung - - Meine war auch, dass wir ge-
sagt haben: Dadurch, dass die Q&A abgelöst wor-
den ist durch europäisches Recht, hat sich mate-
riell nichts geändert. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das heißt aber - - 

Zeuge Raimund Röseler: Es gab aber die Mei-
nung, dadurch hätte sich auch materiell was ge-
ändert. Und ich vermute mal, dass er das meint. 
Sonst habe ich keine Erklärung. Ich kenne auf je-
den Fall nicht eine Aussage von EBA oder einer 
ausländischen Aufsichtsbehörde, die irgendwie 
jetzt Richtung extreme Position geht. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das legt aber schon 
nahe, dass die BaFin eine Interpretation vorge-
nommen hat, obwohl Sie jetzt eben gesagt haben, 
das sind eigentlich keine Empfehlungen mehr. 
Das heißt, Ihre Interpretation war zunächst zu 
diesem Zeitpunkt: Es bleibt alles, wie es ist. - Ist 
das richtig? 

Zeuge Raimund Röseler: Materiell bleibt es, wie 
es ist, weil die Kriterien galten vorher nicht alter-
nativ oder kumulativ, sondern in der Gesamt-
schau. Und nachdem es dann europäisches Recht 
wurde, war es genauso. Und es gab aber die Mei-
nung, dadurch, dass es europäisches Recht ge-
worden ist, hätte sich da was geändert. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Herr Röseler, mei-
ne Meinung ist nämlich ganz genau - - Herrn Hu-
felds Äußerungen legen nämlich nahe, dass die 
deutsche Bankenaufsicht sich darum nicht ge-
kümmert hat und dass man auf europäischer 
Ebene die Kriterien zur Einstufung eines Unter-
nehmens als Finanzholding präzisiert habe. Und 
da frage ich mich natürlich - selbst wenn Sie es 
jetzt so interpretieren -: Haben Sie sich denn die 
erforderlichen Kennzahlen, die dann nach dieser 
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Änderung - - also Eigenkapital, Bilanzsumme, 
Einkünfte, Personal, regelmäßig berichten lassen? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben sie nicht auf 
konsolidierter Ebene regelmäßig berichten lassen, 
wie gesagt, sondern letztmalig mit dieser Prüfung 
in 2017. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich frage mich 
dann natürlich: Wenn das so ist und diese Frage 
so latent ist und Sie ein ungutes Gefühl haben 
und mir gestern eine Kollegin sagt, es gibt eigent-
lich überhaupt keine Grundlage, mal das Verfah-
ren gemäß Wertpapierhandelsgesetz an sich zu 
ziehen und das bei der DPR zu belassen, obwohl 
die auch mehr als ein Jahr braucht, um dann mal 
irgendwie - wie sagen wir im Norden? - Butter 
bei die Fische zu bringen, halten Sie es da für an-
gemessen, tatsächlich nicht - ich bin ja der Mei-
nung des Schrifttums - die Interpretation dahin 
gehend zu bewegen: „Jetzt zieht die BaFin mal 
die gesamte Kontrolle der Wirecard AG und 
sämtlicher Tochtergesellschaften an sich“? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir leben immer noch 
in einem Rechtsstaat, und wir haben - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja. Noch mal. 
Stopp, Herr Röseler! Nochmals: Rechtsstaat ist 
doch auch, wenn Sie eine herrschende und eine 
Mindermeinung haben, die durch Rechtspre-
chung auch mal zu einer herrschenden Meinung 
werden kann. Wir befinden uns im Rechtssystem 
in einem Wandel. Und wenn Sie jetzt der Auffas-
sung gewesen wären - das ist meine Interpreta-
tion; und da gibt es gute Gründe über den § 108 
und das Schrifttum -, zu sagen: Wir ändern das 
hier, weil wir haben hier einen guten Grund - - Es 
ist auch niemand an die Wand gestellt worden. 
Und wir hatten einen Rechtsfall in den 90ern, 
1993, die Videothekenfälle. Da hat der BGH erst-
malig bejaht, dass die Privathaftung tatsächlich 
hergestellt werden kann unter bestimmten Kons-
tellationen bei einer GmbH. Das hat man dann ir-
gendwann auch mal wieder abgewandelt. Aber 
das ist doch ein fließender Begriff. Und hier hät-
ten Sie doch als BaFin dann tatsächlich mit all 
den Dingen, die Sie geschildert haben - - Und 
noch mal: 2015er-Zahlen, und Sie sagen: „Nee, 

wir haben uns nicht bemüht, aufgrund der Ände-
rung 2019 mal an die aktuellen zu kommen“, ob-
wohl Sie eben selbst gesagt haben: Ja, vom Emp-
fehlungscharakter ist es jetzt schon auf eine an-
dere Ebene gehoben worden. - Das müssen Sie 
mir erklären. 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. In 2017, habe ich 
gesagt, waren alle beteiligten Behörden einheit-
lich der Meinung, es ist keine Finanzholding. Die 
Meinung ist von allen Behörden geteilt worden, 
auf Basis der Analyse 2017. Es gab auch keine 
Minderheitenmeinung, die irgendwas anderes 
sagte. Es gab auch nicht einen Hinweis, wie Sie 
vermutet haben, von EBA oder von anderen euro-
päischen Gremien, dass wir das europäische 
Recht nicht ordentlich ausüben. Der Vorwurf ist 
auch nachher nicht gekommen. Auch nachdem 
Wirecard geplatzt ist, haben wir natürlich bei 
EBA über Wirecard berichtet. Auch da haben wir 
diesen Vorwurf nicht bekommen. 

Die Extremposition, auf die Herr Hufeld da ab-
zielt: Die einzige Erklärung, die ich habe, ist, dass 
wir im Haus Leute hatten, die sagten: Vorher gal-
ten die Kriterien nur kumulativ, solange es eine 
Q&A war; durch europäisches Recht hat sich das 
geändert. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber Sie haben 
meine Frage nicht beantwortet. Ich habe Ihnen 
wörtlich eben das Zitat von Herrn Hufeld ge-
nannt: 

Nun geht endlich an diese ver-
dammte Frage ran, und jetzt 
macht mal hinne und guckt die 
aktuellen Zahlen an! 

Jetzt frage ich Sie - das ist eine klare Aufforde-
rung; da war er noch Präsident, also auch Ihr 
Vorgesetzter -: Was haben Sie denn nun getan, 
die 2015er-Zahlen mal in aktuelle Zahlen zu 
transferieren? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben angefangen 
in 2020, ein neues Inhaberkontrollverfahren zu 
machen. Und im Rahmen dieses Inhaberkontroll-
verfahrens sollte auch das Thema Finanzholding 
erneut geprüft werden. Dazu ist es dann nicht 
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mehr gekommen, weil nachher lohnte das Ganze 
nicht mehr, weil es die Wirecard AG so nicht 
mehr gab. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist natürlich 
hilfreich; aber hätte man nicht vorher - - 

Zeuge Raimund Röseler: Und ich vermute mal, 
dass dieses Dokument, was Sie mir zeigen, ir-
gendwann aus der Zeit kurz vor dem Platzen von 
Wirecard ist. Und da hatten wir natürlich den 
Antritt gemacht. Wir sahen: Die Umhängung der 
Bank ist nicht erfolgt, wir brauchen ein neues In-
haberkontrollverfahren; im Rahmen dieses Inha-
berkontrollverfahrens holen wir uns die Zahlen 
erneut. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. Meine Zeit 
ist auch um. - Dann Dr. Michelbach für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Herr Röseler, Sie haben gerade die Aussage 
getroffen: Keiner hat erwartet, dass es da einen 
solchen Betrugsfall gibt. - So habe ich Sie ver-
nommen. Aber glauben Sie nicht, dass eigentlich 
Ihre Behörde dafür da ist, einen solchen Betrugs-
fall zu verhindern? 

Zeuge Raimund Röseler: Jetzt kann ich das Glei-
che sagen, was ich bei Greensill auch gesagt ha-
be: Sie erwarten von der Polizei, dass sie für ein 
gewisses Sicherheitsniveau sorgt, Verbrechen er-
schwert; aber Sie erwarten nicht, dass sie Verbre-
chen komplett verhindert, sondern dass, wenn 
Verbrechen geschehen sind, die Polizei die Leute 
dingfest macht. 

Was Sie von uns erwarten, ist auch, dass wir es 
Betrügern schwerer machen - das können Sie zu 
Recht erwarten -, wenn es zum Betrug kommt, 
dass wir dann die Scherben aufkehren. Sie erwar-
ten von uns aber nicht, dass wir Betrüger verhaf-
ten, nur weil sie irgendwie komisch aussehen. 
Und genau das war es hier: Es sah komisch aus. 
Aber Sie müssen auf Basis von Fakten agieren. 
Und die Fakten hat man nicht, weil hier hatten 
wir auf der einen Seite negative Pressebericht-
erstattung, die einen auch zum Nachdenken 
stimmte. Auf der anderen Seite hatten wir jedes 

Jahr erneut für Bank und für AG testierte Jahres-
abschlüsse. 

Wir haben natürlich intern auch nach 2019 über-
legt: Kommen wir über das Thema Zuverlässig-
keit der Anteilseigner irgendwie weiter? Kriegen 
wir da mehr Packan dran? - Mit welchem Argu-
ment hätten wir die Zuverlässigkeit der Anteils-
eigner verhindern können? Herr Braun war nicht 
vorbestraft, Herr Marsalek auch nicht. Und für 
die Wirecard AG gab es testierte Jahresabschlüsse 
und obendrein noch ein Gutachten von einer Ra-
tingagentur. Wie soll man da sagen, die sind 
nicht zuverlässig? 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Gut. Das kann man natürlich vertreten von 
Ihrer Seite. Aber es ist einfach trotzdem so: Wir 
haben 2 700 Leute bei der BaFin beschäftigt, und 
keiner sieht einen Fehler ein, keiner übernimmt 
eine Verantwortung für dieses Desaster, das da 
entstanden ist. Und das kann es doch wohl nicht 
sein. 

Wir haben Personengleichheit des Vorstandes bei 
der Bank wie bei der AG bei Wirecard. Ist das 
kein Hintergrund, genauer forensisch hinzu-
schauen und zu sagen: „Hier, passt da mal auf, da 
ist eine erhärtete Finanzholding unterwegs“? 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Sie haben auch bei 
anderen Unternehmen Doppelmandate von Vor-
ständen. Das allein ist kein Kriterium, jemandem 
die Vorstandstätigkeit zu verbieten, sondern Sie 
brauchen - - Er muss fit und proper sein, er muss 
persönlich zuverlässig sein, er muss fachlich ge-
eignet sein, und er muss ausreichende Zeit für 
das Mandat haben. Das konnten Sie bei keinem 
der Leute per se verneinen. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Doch, doch! Ich sage Ihnen: Wenn Sie al-
leine die Aussagen von Herrn Wexeler bei sei-
nem Ausscheidungsgespräch mit Ihnen, mit Ih-
rem Hause gesehen hätten, hätten Sie mit allen 
Alarmglocken die Dinge sofort revidieren müs-
sen. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, ich hatte - -  
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Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Und das war 2019. Da hätten Sie, wenn Sie 
die Einstufung verändert hätten, eine wesentliche 
Grundlage gehabt, fortgesetzte Schadensentwick-
lungen für die Gläubiger zu verhindern, und das 
haben Sie nicht getan. Deswegen wäre ich an Ih-
rer Stelle schon etwas demütiger und Fehler ein-
schätzender und Fehler einräumender, wie das 
im Moment so den Eindruck hat. 

Zeuge Raimund Röseler: Herr Michelbach, kei-
ner von uns in der BaFin sagt, wir müssten heute 
wieder so agieren, wie wir damals agiert haben - 
ganz sicher nicht. Aber in dem Gespräch im De-
zember 2019, ein halbes Jahr, bevor es geplatzt 
ist, hat Herr Wexeler sinngemäß gesagt: Der Vor-
stand der AG hat versucht, bei der Kreditvergabe 
Einfluss zu nehmen. - Herr Wexeler hätte das 
aber verhindert. Das hat er nämlich auch gesagt. 
Deshalb ist es nicht zu dem Einfluss gekommen. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Nur: Das ist halt - -  

Zeuge Raimund Röseler: Und wir haben dann ja 
auch mit der Bundesbank gemeinsam mehrere 
Maßnahmen definiert, wie wir da weiter vorge-
hen wollten. Zum Beispiel im Mai hat eine Prü-
fung der Einlagensicherung gestartet, die genau 
diese Kredite im Fokus hatte - im März sollte die 
starten, nicht im Mai. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Gut. Aber, Herr Röseler, das ist halt auch 
wieder schöngefärbt. - Ich lese Ihnen mal vor, 
was der Herr Wexeler zu diesem Gespräch aus-
geführt hat. Ich zitiere: 

Und die erste Frage, die mir da ge-
stellt worden ist: Ich soll doch mal 
mein persönliches Empfinden dar-
legen, warum es nicht zu einer 
Vertragsverlängerung gekommen 
ist. Und ich habe geantwortet, 
dass ich jetzt nicht die Kreditan-
träge so genehmigt habe, wie der 
Konzern sich das gewünscht hat. 
Und dann haben sich noch viele 
weitere Fragen ergeben über man-
gelnde Compliance … 

Usw., also patriarchisches Verhalten von 
Dr. Braun usw. - Zitat Ende.  

Also, genau das widerlegt das, was Sie sagen, 
Herr Röseler. 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Doch. 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. Er sagt, er hat es 
ja eben nicht genehmigt, obwohl es Braun wollte. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach
(CDU/CSU): Ja, aber - -  

Zeuge Raimund Röseler: Und er hat im gleichen 
Gespräch auch noch gesagt: Die Bank ist gut auf-
gestellt. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Nee, das steht da nicht, also, nein. Er hat 
doch alles Ihnen am Silbertablett vorgelegt, dass 
Sie hätten eingreifen müssen. Ich habe das wört-
lich zitiert. Also, ich muss ganz ehrlich - - Die 
Entscheidung der BaFin, die Wirecard AG nicht 
als Finanzholding mit ganzheitlicher Aufsicht zu 
definieren, und diese Entscheidung nicht mit den 
Aussagen von Herrn Wexeler erneut schnell zu 
prüfen und zu überprüfen, hat doch den Wire-
card-Betrug massiv begünstigt. Und das müssen 
Sie sich einfach anrechnen lassen. Ich denke, da 
sollten Sie auch wirklich mal in das eigene Ge-
wissen schauen. Das ist einfach so. - Keine Ant-
wort dazu, Herr Röseler? 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Ich habe den Ein-
druck - - Täter sind ja nicht wir gewesen. Also, 
ich habe den Eindruck, ich werde hier als Täter 
beschuldigt. Ich war nicht Täter, und die BaFin 
war nicht Täter. Da gab es Leute in der Nähe von 
München, die waren Täter. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Ja, klar. Und Sie hätten das verhindern 
müssen, dass diese Täter - - 

Zeuge Raimund Röseler: Das erwarten Sie von 
keinem Polizisten, dass er ein Verbrechen schon 
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von vorher verhindert, nur weil er ein ungutes 
Gefühl hat. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Gut. Aber das war doch ein fortlaufendes 
Verfahren. Die haben doch dauerhaft seit 2016 
betrogen.  

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben - - 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Und Sie haben 2020 - - 

Zeuge Raimund Röseler: Das wissen Sie heute, 
dass sie seit 2016 betrogen haben. Sie haben je-
des Jahr einen testierten Jahresabschluss gehabt, 
einwandfrei testiert, sie haben ein hervorragen-
des Rating gehabt und waren noch obendrein 
DAX-Konzern, wo sie auch noch Transparenz-
verpflichtungen haben. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Herr Röseler, gestatten Sie mir zu, dass ich 
da völlig unterschiedlicher Auffassung bin, wenn 
ich Ihnen mal vorlese, was der Herr Hufeld in 
seinem Interview mit der Wochenzeitschrift „Die 
Zeit“ ausgesagt hat: Die Einstufung als Nicht-Fi-
nanzholding von Wirecard war ein Fehler; der 
Auftrag an DPR war ein Fehler, weil das nicht fo-
rensisch zeitnah geprüft werden konnte. - Was 
sagen Sie dazu? 

Zeuge Raimund Röseler: Zur DPR-Prüfung kann 
ich - -  

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Das sind doch Widersprüche. 

Zeuge Raimund Röseler: Zur DPR-Prüfung kann 
ich gar nichts sagen. Das Thema Finanzholding: 
waren sich alle Aufsichtsbehörden einig, dass es 
so genau rechtskonform und angemessen war. 

Und weil Sie Herrn Wexeler zitieren: Es gibt 
auch noch ein Gespräch vom Juli von Herrn 
Wexeler, wo Herr Wexeler sich nämlich gegen 
Kritik von EY wehrt, wo EY Kritik an den strate-
gischen Krediten äußert. Im Juli wehrt er sich 

noch dagegen und sieht die Bank als hervorra-
gend aufgestellt. Das Dokument haben Sie auch 
in den Unterlagen. 

(Der Zeuge hält eine Unter-
lage hoch) 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Gut. Dass ich Sie damit in einem Vorhalt 
konfrontiere, was natürlich die Finanzholding 
hätte als Einschätzung geben müssen, um den 
Schaden nicht fortgesetzt erfolgen zu lassen, ist 
auch klar. Dass es vielleicht Zitate von Herrn 
Wexeler anderweitig gibt, ist richtig, aber macht 
ja nichts aus, dass es hier einerseits Klarheit gab, 
dass etwas in Unordnung ist, und zweitens, dass 
es Widersprüche zu dem Präsidenten in der 
BaFin gibt und gab. Und das ist nicht ausge-
räumt, muss ich Ihnen halt vorhalten. Und des-
wegen wäre mir ganz wichtig, dass Sie doch mal 
darüber nachdenken: Hat es hier Einflussnahmen 
von außen gegeben, damit Sie da festhalten an 
dieser Nicht-Finanzholding-Sache, -Einstufung, 
zu wiederholen oder noch mal die Runde mit 
BMF, mit Bundesbank zu drehen und letzten En-
des diese Widersprüche, die innerhalb der BaFin 
offenbar sind, doch auch zu erledigen oder zu 
verbessern? 

Zeuge Raimund Röseler: War das jetzt eine 
Frage? - Also, Einfluss von außen hat es nicht ge-
geben in diesem Thema. Wir haben mit der Bun-
desbank darüber kommuniziert. Die Bundesbank 
und ich waren uns einig. Es hat keinen Einfluss, 
zum Beispiel hier aus Berlin, zum Thema Finanz-
holding gegeben - wenn das die Frage war. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Gut. - Dann würde ich Sie noch mal gerne 
befragen, dass letzten Endes mit dem Zatarra Re-
port - - Herr Röseler, im Zusammenhang mit dem 
Zatarra Report gab es eine sehr interessante 
E-Mail von Frau Rahmstorf an Herrn Damberg 
vom 25. Februar 2016. Ich lese Ihnen das gerne 
vor - ich zitiere wörtlich -: 

Hallo Herr Damberg, 

könnten Sie den Vorgang bitte an 
WA - Marktmanipulation - zusam-
men mit dem Hinweis aus den 
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ARD-Nachrichten weiterleiten. 
Herr Ley vermutet Hedgefonds 
hinter dem Report und bat um Er-
mittlungen. 

Hat die BaFin öfter auf Bitten von Herrn Ley Er-
mittlungen veranlasst, und warum wurde da mit 
Herrn Ley mehr oder minder gearbeitet, nicht in-
tensiver nachgefragt? Welche Verstrickungen gab 
es hier zwischen der Wirecard Bank und diesen 
Aussagen, die hier aus dieser E-Mail hervorge-
hen? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, ich kannte die 
E-Mail bis jetzt nicht. Ich hätte, ehrlich gesagt, 
genau die gleichen Gedanken. Ich finde das 
hochbedenklich. Aber ich kann es nicht - - Müs-
sen Sie Herrn Damberg fragen, was dahintersteht. 
Ich finde es absolut untypisch und unangebracht. 
Ich glaube aber auch, dass nur sehr, sehr selten 
vorkommt, dass irgendein Unternehmen uns um 
irgendwas bittet, um dem Unternehmen einen 
Gefallen zu tun. 

Dr. h. c. (Univ Kyiv) Hans Michelbach (CDU/ 
CSU): Ich gebe an den Kollegen Hauer weiter. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Röseler, mich 
würde mal Ihre Einschätzung zu einem Zitat von 
Herrn Eichelmann interessieren. Der Herr Eichel-
mann war auch Zeuge hier bei uns und hat Fol-
gendes gesagt - Zitat geht jetzt los -: 

Der Herr Hufeld hat mich dann 
angesprochen auf meine Einschät-
zung zu der Frage, wie denn aus 
meiner Sicht Wirecard durch die 
BaFin eigentlich zu regulieren 
wäre, ob ich dem Gedanken nahe-
treten könnte, die Wirecard als Fi-
nanzholding einzustufen. Ich habe 
das klar bejaht. Ich hätte das per-
sönlich auch, ehrlich gesagt, sehr 
befürwortet aus dem, wie vorher 
schon mal dargestellt, total primi-
tiven Grund, weil als Aufsichtsrat 
sind Sie ja froh, wenn Sie sozusa-
gen eine weitere Kontrollinstanz 
da drin haben. 

So hat das Herr Eichelmann hier vor dem Aus-
schuss gesagt. 

Hatten Sie mit Herrn Hufeld und/oder Herrn Ei-
chelmann auch diese Fragestellung erörtert? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich habe mit Herrn Ei-
chelmann nie gesprochen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Haben Sie mit Herrn 
Hufeld mal über diesen Austausch mit Eichel-
mann gesprochen? 

Zeuge Raimund Röseler: Bestimmt, aber dann in 
dem Tenor: „Wir wollen jetzt prüfen, ob - - Also, 
wir wollen erneut das Thema Finanzholding prü-
fen“ - so in dem Tenor. Die Aussage so kenne ich 
nicht. 

Entschuldigung. Ich muss auch revidieren, ob ich 
mit ihm nie gesprochen habe: Es mag sein, dass 
in dem einen Telefonat kurz vor oder nach der 
Pleite, dass er da mit dabei war. Aber ich habe 
nie vorher mit Herrn Eichelmann gesprochen, 
erst recht nicht über das Thema. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Wussten Sie denn, 
wie Herr Eichelmann zu der Einstufung steht, ob 
er dafür war, ob er dagegen war? War Ihnen das 
damals bewusst oder - - Weil Herr Hufeld musste 
ein bisschen lachen, als wir ihn damit konfron-
tiert haben, mit dieser Aussage, weil er es, ich 
sage es mal vorsichtig, nicht mehr so in Erinne-
rung hatte, sondern genau andersrum, dass ein 
Unternehmen in der Regel nicht das Interesse 
hat, als Finanzholding eingestuft zu werden, und 
es das Interesse von Herrn Hufeld war, aber ge-
rade nicht das von Herrn Eichelmann. Insofern 
passten die Aussagen von Herrn Hufeld und 
diese Aussage von Herrn Eichelmann nicht so 
ganz zusammen. 

Zeuge Raimund Röseler: Wie gesagt: Ich habe 
mit Herrn Eichelmann darüber nicht gespro-
chen. - Das, was Sie jetzt zitiert haben, klingt ir-
gendwie eindeutig. Ob der vorher was anderes 
gesagt hat, weiß ich nicht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich fand auch, dass 
es eindeutig klingt. Gut, es war eben nur von 
Herrn Hufeld dann in Abrede gestellt, dass es so 
war. Gut, hätte ja sein können, dass Sie sich mit 
Herrn Hufeld mal dazu ausgetauscht haben, wie 
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Herr Eichelmann das sieht, und Herr Hufeld 
Ihnen vielleicht gesagt hat: Da ist jetzt endlich 
mal ein Unternehmen, was auch beaufsichtigt 
werden will. - Das wäre wahrscheinlich das erste 
gewesen. 

Zeuge Raimund Röseler: Also, ich weiß, dass 
Herr Hufeld sich mit Herrn Eichelmann irgend-
wann mal getroffen hat. Ich weiß auch, dass das 
Thema Finanzholding da Thema war und dass 
wir danach gesagt haben: Wir prüfen das jetzt - 
oder wir sind schon dabei, es zu prüfen, in dem 
Tenor. Aber ich habe keine Wertung, keinen 
Wunsch von Herrn Eichelmann übermittelt be-
kommen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Bei der Einstufung 
als Finanzholding, welche Konsequenzen wür-
den sich daraus ergeben? Ich hatte Sie jetzt so in 
Erinnerung, dass Sie gesagt haben, da hätte sich 
gar nicht so viel geändert, wenn man die Holding 
als Finanzholding eingestuft hätte. 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Es hätte sich bei 
der Acquiring & Issuing nicht viel geändert. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Bei der hätte sich 
nicht viel geändert? - Okay. 

Zeuge Raimund Röseler: Weil da ist der Mehr-
wert ja klein. Sonst hätte sich was geändert. Aber 
natürlich: Bei Finanzholding, im Vordergrund 
der Regel steht ja, dass man vermeiden will die 
Doppelbelegung von Eigenkapital. Das heißt jetzt 
nicht, dass wir dann zwingend nach Asien gefah-
ren wären und da eine Prüfung vorgenommen 
hätten. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich würde Ihnen 
jetzt gerne mal einen stillen Vorhalt machen; das 
kennen Sie ja schon. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich muss da vorne hin, 
ja. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das ist Tagebuch-
nummer 4621, Seite 191. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Die Zeit ist ge-
stoppt. 

(Dem Zeugen werden am 
Rand des Sitzungssaales 

Unterlagen vorgelegt - Der 
Zeuge und sein Rechts-
beistand lesen in diesen 

Unterlagen) 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich frage zunächst, 
ob Ihnen dieser Bericht, aus dem diese Passage 
stammt, bekannt ist. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Das ist im Sommer 
letzten Jahres nach der Innenrevisionsprüfung er-
schienen, durch die Innenrevision beauftragt. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich habe das akus-
tisch nicht - - Können Sie etwas lauter - -  

Zeuge Raimund Röseler: Das ist durch die Innen-
revision letztes Jahr beauftragt worden. Gibson 
Dunn, erkenne ich, ja. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Genau, der Gibson-
Dunn-Bericht. Und da ist ja - - Ich darf jetzt na-
türlich nicht daraus zitieren, Sie dürfen es auch 
nicht. Aber deshalb muss ich das etwas um-
schreiben. Da ist ja auf Probleme auch hingewie-
sen worden, die sich dann auch in dieser Passage 
da wiederfinden. Wieso ist das vorher nicht auf-
gefallen? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben vorher da 
keine forensische Prüfung gemacht, wie Gibson 
Dunn es eben gemacht hat, weil, wie ich schon 
mal gesagt hatte, das war ein LSI, es wurde als 
LSI beaufsichtigt. Und deswegen haben wir da 
eine stringente Arbeitsteilung mit Wirtschafts-
prüfern und Bundesbank gehabt. Deswegen ha-
ben wir so eine Prüfung nicht gemacht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das wäre aus-
schließlich durch eine forensische Prüfung mög-
lich gewesen, oder hätte es auch andere aufsicht-
liche Möglichkeiten gegeben, um so etwas früh-
zeitiger zu erkennen? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, wir hätten auf je-
den Fall - - Ich weiß jetzt nicht, ob forensische 
Maßnahmen nötig gewesen wären, ob man auch 
gefälschte Dokumente hätte analysieren müssen, 
um zu dem Ergebnis zu kommen. Aber man hätte 
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eine dezidierte Prüfung zu dem Kreditportfolio 
machen müssen, um das rauszufinden. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Zum Beispiel eine 
Sonderprüfung nach § 44? 

Zeuge Raimund Röseler: Genau. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aus der Geheim-
schutzstelle sind die Unterlagen, Tagebuchnum-
mer 60/21, mittlerweile angekommen? 

(ORRn Dr. Dominique 
Schimmel (BT): Wenn sie 

bestellt wurden!) 

- Sie sind bestellt. Ja, ja, sicher. Sie sind nur noch 
nicht da. - Gut. Sonst klären wir das noch, und 
dann mache ich das gegebenenfalls in der nächs-
ten Runde. Ansonsten waren es im Wesentlichen 
auch die Fragen, die ich zu Ihnen hatte. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Alles klar. Danke. - 
Dann würde ich da noch mal weitermachen, weil 
ich kann mich damit, Herr Röseler, überhaupt 
nicht anfreunden. 

Also, erst mal, was Kollege Michelbach geschil-
dert hat: Der Sachverhalt ist schon so. Stellen Sie 
sich als Metapher vor: Der Polizist steht auf der 
Straße, zwei Personen unterhalten sich, und die 
eine sagt: Du rückst jetzt 20 000 Euro raus, sonst 
geschieht dir Böses, weil ich bin eh hier der 
Mächtigere. - Dann ist das für mich schon der Be-
ginn einer Erpressung, wenn nicht sogar eine ver-
suchte Erpressung. Dann können Sie sich ja nicht 
rausreden, wenn einer so heldenhaft ist und sagt: 
Mich interessiert das gar nicht, dass du vielleicht 
einen Kopf größer bist und gerade finster drein-
schaust, was du da von mir willst. - So viel mal 
als Aufsicht. Und wenn ich so was als Aufsicht 
höre, dass das Normalzustand ist, und ein neuer 
Vorstand da ist, wo Sie gar nicht wissen können: 
„Ist der denn genauso standhaft?“, dann haben 
Sie für mich an dieser Stelle schon mal krass ver-
sagt. - Das mal als Erstes. 

Das Zweite: Die in der CRR, Artikel 420, genann-
ten Kriterien sind nicht statisch. Der Beitrag der 
Wirecard AG zur konsolidierten Bilanzsumme, 

zum Eigenkapital und zu den Einkünften, dem 
Personal der Muttergesellschaft ändern sich ja 
stetig. Jetzt sagen Sie immer nur: Ja, wir haben 
Daten von 2015 gehabt. - Finde ich prima. 

Haben Sie veranlasst, dass diese Informationen 
der Bankenaufsicht Ihren Mitarbeitern regelmä-
ßig - - Kapitalmarktorientierte Unternehmen wie 
die Wirecard AG berichten vierteljährlich; ist ja 
auch ein DAX-Unternehmen. Porsche hat mal ge-
sagt: Den Irrsinn machen wir nicht mit. - Aber 
ansonsten müssen die vierteljährlich reportieren, 
meinetwegen mindestens einmal im Jahr diese 
Zahlen vorlegen. Haben Sie das veranlasst? 

Zeuge Raimund Röseler: Bei Wirecard oder ganz 
grundsätzlich? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja, bei Wirecard, 
na klar. 

Zeuge Raimund Röseler: Nein, haben wir nicht 
veranlasst. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Und warum nicht? 

Zeuge Raimund Röseler: Weil wir sind hier zum 
Schluss gekommen: Es ist keine Finanzholding. 
Und es war - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber das ist doch 
ein dynamischer Pro- - 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, Entschuldigung, das 
war - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist ein dyna-
mischer Prozess. 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. Ich habe letztens 
dargelegt, wie Bankenaufsicht nach Risikoorien-
tierung erfolgt ist. Es gab das Risikoprofil. Wir 
haben 1 500 Banken in Deutschland, die wir 
nicht alle mit gleicher Intensität beaufsichtigen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber das ist doch 
nicht irgendeine Bank. 

Zeuge Raimund Röseler: Dieses Prinzip - - 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Herr Röseler, noch 
mal - tut mir leid - an der Stelle, nein. Sie haben 
Kenntnis gehabt über den Zatarra-Bericht. Sie ha-
ben Kenntnis gehabt über die „Financial Times“. 
Sie haben Kenntnis gehabt über viele andere Un-
gereimtheiten. Ihr Haus hat ein Leerverkaufsver-
bot erlassen. Die Wirecard AG war nicht irgend-
ein Unternehmen. 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. Wir waren aber 
nicht zuständig für die Wirecard AG. Wir waren 
zuständig für die Bank, weil es eben keine 
Finanzholding war. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Die spielt aber 
doch eine Rolle. 

Zeuge Raimund Röseler: Das heißt, ich habe 
auch nur Zugriff auf die Bank und nicht auf die 
AG, um mir von denen Informationen geben zu 
lassen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das hätten Sie 
doch ändern können, wenn Sie ganz - - 

Zeuge Raimund Röseler: Das hätte ich nicht än-
dern können, weil es eben keine Holding war. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das heißt, Sie ha-
ben versäumt - das stelle ich jetzt fest -, dafür zu 
sorgen, dass Ihre Mitarbeiter die notwendigen 
Daten regelmäßig in einem nicht statischen, son-
dern dynamischen Prozess abrufen, um gegebe-
nenfalls im Laufe der Zeit festzustellen: Achtung, 
jetzt sind aber die neu gefassten Kriterien im Ar-
tikel 4 erfüllt. - Das stelle ich - - Und dann muss 
ich mir auf der Zunge zergehen lassen, dass die 
„Geldwäsche“ eine ganz wichtige Aufgabe in der 
Bundesrepublik Deutschland ist und entspre-
chend hier keine dynamischen Prozesse von 
Ihnen veranlasst werden, während Sie jedem 
kleinen Krauter vor Ort, wenn er denn nicht Fi-
nanzholding ist, hier in Deutschland zumuten, 
dass er ein unheimliches Reportwesen hat. Das 
wollen Sie mir jetzt gerade sagen. Ist das richtig? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich glaube, die Frage 
habe ich beantwortet. Wir waren zuständig für 

die Bank. Die Bank war eine kleine Bank. Mit da-
maligem Wissen war sie auch als risikoarmes 
Institut eingestuft. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Die war so klein, 
dass sie die Finanzmarktstabilität gefährdet und 
Ihr Haus im Februar 2019, am 18., ein Leerver-
kaufsverbot erließ. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich sage ja nicht - - Ich 
habe gesagt: Aus damaliger Sicht war die Bank - - 
aus damaliger Einschätzung. Dass die Einschät-
zung falsch war, brauchen wir gar nicht drüber 
diskutieren. Aus damaliger Sicht war die Bank 
klein und risikoarm. Sie war nicht eingebettet in 
eine Finanzholding. Und deswegen hatten wir 
auch keinen Zugriff auf die AG. Die Frage habe 
ich beantwortet. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das heißt, es ist 
Normalzustand im Hause der BaFin, zur Beurtei-
lung Finanzholding und zur Beurteilung des Ar-
tikels 4 auch in der neuen Fassung, dass Sie 
durchaus Unternehmen beurteilen mit Zahlen im 
Jahre 2020 oder 2019 von 2015. Das heißt, wenn 
ich jetzt sehr freundlich zu Ihnen bin, dann sage 
ich: Okay, in diesem Jahr arbeiten Sie mit Zahlen 
von 2016 bei ähnlichen Unternehmen. 

Zeuge Raimund Röseler: Das war 2017. Aber das 
war jetzt auch keine Frage - so habe ich es ver-
standen -, sondern mehr ein Statement. - Wir ha-
ben natürlich, nachdem Wirecard geplatzt war, 
geschaut: „Haben wir irgendwo was falsch ge-
macht?“, und haben alle Gesellschaften, die in-
frage kommen, noch mal geprüft: Ist es Finanz-
holding oder nicht? - Wir sind ja nicht resistent 
gegen Lernen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut. - Dann will 
ich das Thema wechseln. Ich glaube, jeder, der 
das hört, macht sich dann zum - - Warum 
Deutschland vielleicht von einigen als Geld-
wäscheparadies bezeichnet wird, kann man sich 
seinen eigenen Reim draus machen. Ich stelle 
fest: In diesem Jahr würden Sie dann wahr-
scheinlich mit Zahlen von 2017 arbeiten. Ob es 
die Sache besser macht, sei dahingestellt. 
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Herr Röseler, uns liegt auf MAT A BMF-24.61, 
Blatt 301, Anlage 7 eine Mail von Ihnen vom 
15.07.2020 an die Herren Conert, Pleyer und 
Wolpers, alle BMF, vor. In dem Schreiben heißt 
es - ich zitiere -:  

Sehr geehrte Herren,  

anbei zur Info ein Schreiben, wel-
ches ich heute von der EBA im 
Zusammenhang mit Wirecard er-
halten habe. Mit … 

- Name geschwärzt - 

habe ich bereits vereinbart, dass 
wir hierzu nächste Woche eine 
Telefonkonferenz haben werden. 
Von unserer Seite werden daran 
Hr. Dr. Pötzsch und ich teilneh-
men. Über den weiteren Fortgang 
werde ich Sie auf dem Laufenden 
halten. 

Mit bestem Gruß 

Raimund Röseler 

Können Sie uns bitte darlegen, um welche An-
frage der EBA es sich hier handelte? 

Zeuge Raimund Röseler: Die EBA hatte mich da-
mals gebeten, den Wirecard-Fall im Board of 
Supervisors darzustellen, und zwar: Was haben 
wir gemacht bei Wirecard? Warum eben nicht Fi-
nanzholding, warum nur Bank? Warum ist Wire-
card pleitegegangen? Was sind die Hinter-
gründe? - Das war die Frage von EBA. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Können Sie darle-
gen, wie dann die gegenüberliegende Seite, also 
von der EBA, reagiert hat? Hatten die für Ihre 
Entscheidung Verständnis, oder haben die aus Ih-
rer Sicht das eher mit Unverständnis quittiert? 
Wie war denn der Gesprächsverlauf? 

Zeuge Raimund Röseler: Es gab die Präsentation. 
Ich meine, ich weiß jetzt, ehrlich gesagt, nicht, ob 
ich zu EBA hier was sagen darf; aber ich tue es 
jetzt mal. Es gab die Präsentation von uns. Dann 
gab es ein paar einzelne Nachfragen. Dann wurde 
das zur Kenntnis genommen. Das war es. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Also, aus Ihrer 
Sicht hat es keine negative oder positive - - „Zur 
Kenntnis genommen“? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Und wie 
genau haben Sie das BMF in diesem Prozess auf 
dem Laufenden gehalten, oder haben Sie das 
überhaupt auf dem Laufenden gehalten? Weil Sie 
hatten ja im Februar - - konnten Sie nicht sagen, 
ob Sie einmal oder auch mehrfach während des 
Untersuchungszeitraums mit Herrn Kukies zum 
Thema Wirecard - Protokoll auch hier in der Sit-
zung vom 26.02., Seite 21 und 31 - - Haben Sie in 
der Zwischenzeit da noch mal in Ihrem Gedächt-
nis gekramt oder geschaut, ob Sie Gespräche ge-
führt haben? Denn es gab auf jeden Fall ein Ant-
wortschreiben des BMF - auf einen ausführlichen 
Fragekatalog der Grünenfraktion vom Juli 2020 
zum Fall Wirecard festgehalten -, dass Sie am 
29.06. mit MdV Burkhard Balz telefoniert haben. 
Inhalt des Gesprächs soll die Wirecard Bank AG 
gewesen sein. Zu finden ist das wiederum auf 
MAT A BMJV-1.26, Blatt 309. Kann das da ein 
bisschen Ihrem Gedächtnis auf die Sprünge hel-
fen? 

Zeuge Raimund Röseler: Ganz ehrlich: Nee. 
Also, die Frage - - Sie kamen jetzt von EBA. Über 
das EBA-Thema habe ich mit BMF - - Habe ich ja 
berichtet, dass es da auf der Agenda steht, und si-
cherlich auch nachher noch berichtet, wie die 
Reaktion der Kollegen bei EBA war. Mehr habe 
ich da nicht drüber gesprochen. Mit Herrn 
Kukies habe ich über Wirecard - - habe ich nicht 
in Erinnerung, dass ich über Wirecard gespro-
chen habe. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber mit Herrn 
Balz haben Sie über die Wirecard - -  

Zeuge Raimund Röseler: Ganz ehrlich gesagt: Ich 
habe auch das Gespräch gar nicht in Erinnerung. 
Aber wenn es da steht, wird das wohl so gewesen 
sein. Aber es - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Es soll am 
29.06.2020 mit Burkhard Balz - - Inhalt des Ge-
sprächs soll die Wirecard Bank gewesen sein. Zu 
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finden ist das auf MAT A BMJV-1.26, Seite 309. 
Also, Sie können sich - -  

Zeuge Raimund Röseler: Also, ich habe mit 
Herrn Balz schon ein paarmal gesprochen. Ich 
kann mich, ganz ehrlich, an das Gespräch jetzt - - 
habe ich keine bleibende Erinnerung dran. Das 
kann nicht so dramatisch gewesen sein. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. 

(RA Dr. Rainer Birke: Herr 
Gottschalk, welche Art von 

Quelle ist das? 

- Das ist MAT A BMJV-1.26, Blatt - - Ich kann 
Ihnen die Anlage auch sonst eben geben, dass Sie 
mal reinschauen. Mein Referent bringt Ihnen das 
vorbei. 

Zeuge Raimund Röseler: Also, ich würde nicht 
ausschließen - - Ich kann mich nur schlicht nicht 
dran erinnern, weil Herr Balz ist zuständig für 
Zahlungsverkehr. Es kann gut sein, dass wir da 
auch mal gesprochen haben. Aber da habe ich 
jetzt keine vertiefte Erinnerung. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber wir lassen 
Ihnen das da. Wir haben ja noch eine Runde. 
Und dann können Sie da schon mal - - Mein Re-
ferent bringt Ihnen das. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Und dann muss ich jetzt aber tatsächlich abgeben 
und schaue zu den Kollegen der SPD. - Cansel 
Kiziltepe, bitte schön. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Vielen Dank. - Herr Röse-
ler, ach so, sind Sie noch - -  

Zeuge Raimund Röseler: Entschuldigung. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Okay. Genau. - Ich 
dachte, wir hätten das hier eigentlich im Unter-
suchungsausschuss geklärt, die Unterscheidung 
zwischen Finanzunternehmen und Finanz-
holding. Aber offenbar sitzt das noch nicht ganz. 
Meine Bitte wäre, ob Sie das noch mal darlegen 

könnten, die Unterscheidung zwischen Finanz-
unternehmen nach dem Geldwäschegesetz und 
Finanzholding - 

Zeuge Raimund Röseler: Also, Finanzho- - 

Cansel Kiziltepe (SPD): - und wofür Sie zustän-
dig sind. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Gut. - Ich bin zustän-
dig für Banken und, wenn die Bank eingebettet 
ist in eine Finanzholding, auch für Finanzhol-
ding. Und mein Kollege Herr Pötzsch wäre in 
dem Moment dann auch zuständig für die Geld-
wäscheaufsicht über die Finanzholding. Ansons-
ten ist er zuständig für die Geldwäscheaufsicht 
über Banken und Zahlungsdienstleister. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Genau. Und wer war in 
diesem Fall zuständig? 

Zeuge Raimund Röseler: Für die Bank waren es 
wir, für die AG - -  

Cansel Kiziltepe (SPD): Entschuldigung, dass ich 
jetzt noch mal so frage, aber - -  

Zeuge Raimund Röseler: Für die Bank waren es 
wir, also Herr Pötzsch und ich, und für die AG 
war von uns keiner zuständig. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Und wer war zuständig 
für die Holding? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich habe mal gehört, 
Bayern. Aber auch ein Industrieunternehmen hat 
nun mal keine dezidierte Geldwäscheaufsicht in 
Deutschland. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Genau. Okay. 

Zeuge Raimund Röseler: Es galt ja nun mal als 
Technologieunternehmen. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Vielen Dank. - Dann 
wollte ich noch mal wissen, wie Sie im Rahmen 
der Bankenaufsicht - Sie haben ja auch Greensill 
erwähnt - eigentlich diese Prüfungen machen. 
Wir haben ja hier bei dem Wirecard-Unter-
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suchungsausschuss auch die Wirtschaftsprüfer-
gesellschaften im Fokus, sprich: EY. Und EY hat 
ja über Jahre lang lupenrein testiert. Wenn Sie - 
meinetwegen die Wirecard Bank; da hat jetzt 
PwC, glaube ich, geprüft, soweit ich mich erin-
nere - Banken prüfen, gucken Sie sich da als Ers-
tes diese Abschlüsse an, diese Prüfungsberichte, 
Testate, und was für eine Bedeutung haben 
diese? 

Zeuge Raimund Röseler: Die Jahresabschluss-
berichte sind für uns die wesentliche Informa-
tionsquelle. Ich meine, ich hatte gesagt, wir ha-
ben 1 500 Institute in Deutschland. Die können 
wir nicht laufend selber prüfen. Wir verlassen 
uns bei den Instituten, die wir als risikoarme ein-
stufen, weitgehend auf die Wirtschaftsprüfer. Wir 
gucken uns die Jahresabschlüsse an. Die Bundes-
bank macht eine Auswertung der Prüfungs-
berichte der Jahresabschlussprüfer. Die bekom-
men wir. Und wenn dann irgendwelche Findings 
drin sind, überlegen wir, wie wir die adressieren. 
Aber wir verlassen uns ganz wesentlich auf die 
Wirtschaftsprüfer. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Sie haben auch davon ge-
sprochen, dass Sie gelernt haben und dass Sie 
zum Beispiel wieder Greensill auch hier foren-
sisch dann geprüft haben. Wie ist forensische 
Prüfung, also was macht man da genau? Warum 
hat EY das nicht gemacht? 

Wir hatten auch Herrn Geschonneck hier von der 
KPMG, der verantwortliche Prüfer für den Son-
derbericht im April dann. Und der hat uns ge-
sagt, man brauchte für diesen Bilanzbetrug keine 
forensischen Instrumente. Das war ganz einfach. 
Man hätte einfach die Bankbestätigung sich ein-
holen müssen und nicht, wie EY meint, hier ei-
nen Prüfstandard interpretiert zu haben, der eben 
diese Bestätigung zulasse von dem Treuhänder. 
Was bedeutet Forensik? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, ich glaube auch, 
wir hätten bei Wirecard nicht zwingend eine fo-
rensische Prüfung gebraucht. Forensik heißt, dass 
wir ja auch zum Beispiel die Echtheit von Doku-
menten überprüfen lassen. Wir haben - Stand 
heute - ja gar keine Forensiker im Haus. Auch bei 
Greensill haben wir einen externen beauftragen 

müssen, was wir gerne in Zukunft ändern wür-
den. Das heißt, da wurde wirklich Echtheit von 
Dokumenten geprüft. In dem Fall gab es eine Be-
scheinigung von der Versicherung. Und wir ha-
ben nach der forensischen Prüfung Zweifel an 
dem Entstehungsdatum dieser Bescheinigung. 
Die Bescheinigung sollte was bescheinigen aus 
dem Sommer letzten Jahres. Und erstellt worden 
ist die Bescheinigung aber im Februar diesen Jah-
res. Das haben Forensiker festgestellt. 

Ich glaube, bei EY hätte es so etwas getan. Es gibt 
Key Audit Matters für Wirtschaftsprüfer. Das 
heißt: Was sind die zentralen Punkte? Die müs-
sen wirklich geprüft werden. Hier hätte man ja 
wirklich nur bei der Bank als Wirtschaftsprüfer 
eine Bestätigung einholen müssen: Sind die 
1,9 Milliarden da auf dem Konto oder nicht? - 
Dafür brauche ich keinen Forensiker. Da hätte 
nur der Wirtschaftsprüfer seinen Job machen 
müssen. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Genau. Das hat uns auch 
Herr Geschonneck hier bestätigt. - Ich möchte 
noch mal zur sogenannten Bilanzpolizei kom-
men. Wir hatten gestern auch Ihre Kollegin Frau 
Lausch hier. Und sie hatte ja entsprechend ihrer 
Befugnis auch die Zuständigkeit für die Kommu-
nikation mit der DPR etc. - und die DPR hat sich 
ja wenig in die Karten blicken lassen - und dann 
aber auch gesagt, wenn es darauf ankam oder als 
das dann alles rauskam, dass sie gar nicht die 
Mittel dafür hatten und eben auch keine forensi-
schen Mittel und Ressourcen haben. Haben Sie 
darüber noch mal mit den Kolleginnen und Kol-
legen gesprochen, oder war das noch mal Thema 
bei der BaFin? 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Also, bei DPR - - 
Frau Roegele hatte ab und zu mal berichtet über 
DPR. Wir haben ganz grundsätzlich schon mal 
über DPR gesprochen, weil die machen ja auch 
Prüfungen bei anderen Banken. Aber die Prüfun-
gen, die ich miterlebte von der DPR, waren dann 
eigentlich immer so Nebenkriegsschauplätze, 
also - -  

Cansel Kiziltepe (SPD): Wie noch mal? Ich habe 
Sie eben - -  
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Zeuge Raimund Röseler: Nebenkriegsschau-
plätze. Da wurde sich bei einer Bank mal ein Ver-
briefungsportfolio angeschaut, was schon seit ei-
nem Jahr nicht mehr da war, und ob es damals 
richtig bilanziert worden wäre, was jetzt nicht so 
furchtbar spannend war. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Ja. - Und in Zukunft wol-
len wir ja mit dem Finanzmarktintegritäts-
stärkungsgesetz das alles in Ihre Hand geben. Sie 
sollen das aus einer Hand machen, und die Auf-
sicht soll hier auch mehr Biss bekommen. Finden 
Sie das gut? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Also, ich meine, wir 
haben ja selber nach dem Fall Wirecard gesagt: 
Was sind eigentlich unsere Lessons Learned? 
Was muss Aufsicht besser machen? - Was mich 
ein bisschen ärgert: Ich habe manchmal das Ge-
fühl, die BaFin ist der Einzige, der diese Übung 
gemacht hat. Aber wir haben sie wirklich sehr 
konsequent gemacht. Und ich glaube, Greensill 
war schon ein erster Fall, wo man sieht: Wir ha-
ben die Einstellung geändert, auch bei kleinen In-
stituten. Wir sind mutiger geworden oder wollen 
mutiger werden. Deswegen finde ich, das FISG 
geht genau in die richtige Richtung. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Ja. Wir sind auch mitten 
in den Beratungen. Und wir wollen auch diese 
Reform nicht nur für die BaFin, wir wollen sie 
auch für die APAS. Wir wollen auch, dass die 
APAS gesetzliche verbindliche Compliance-Re-
geln bekommt, und daran arbeiten wir im Mo-
ment auch. 

Dann wollte ich noch mal zur Echtheit von Doku-
menten kommen, die Sie ja auch angesprochen 
haben, und übergehen zur Rolle der Staatsan-
waltschaft, die ja im Februar 2019 an die BaFin 
sich gerichtet hat mit einem Dokument und mit 
Geschichten, die nicht so ganz echt waren, mit 
Zeugenaussagen. Von diesem Dokument spreche 
ich, das nie unterschrieben wurde, auch nicht 
unterschrieben bis heute der Staatsanwaltschaft 
vorliegt mit dem D. J. Harris - genau, D. J. Harris. 
Wie haben Sie das - - Also, es kommt ein vertrau-
licher Rechtsanwalt, wie die Staatsanwältin 
Bäumler-Hösl gesagt hat, zur Staatsanwaltschaft, 
erzählt eine Geschichte, die ihm der Mandant 

eben vorgetragen hat, die Staatsanwaltschaft 
glaubt diese Geschichte, nimmt auch dieses Do-
kument eines angeblichen Zeugen, nicht unter-
schrieben, mit, reicht das auch dann bei der 
BaFin ein, und alle glauben das irgendwie. Wie 
haben Sie das alles so eingeordnet? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich habe dieses Doku-
ment nie gesehen, ich kannte auch die Vorge-
schichte nicht. Mir ist damals nur von Frau 
Roegele gesagt worden: Staatsanwaltschaft war 
da, hat gesagt, hier wird Wirecard erpresst - da 
gibt es einen Erpressungsbrief, den ich aber auch 
nicht gesehen hatte -, und deswegen Leerver-
kaufsverbot. - Da habe ich aber auch nicht vertieft 
nachgefragt, weil das war nun echt Zuständigkeit 
von Frau Roegele. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Das war ja auch eine ein-
schneidende Maßnahme, ne? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Die BaFin, die deutsche 
Finanzaufsicht, -  

Zeuge Raimund Röseler: Ja, Aufsicht mit Biss. 

(Heiterkeit) 

Cansel Kiziltepe (SPD): - erlässt einfach mal auf-
grund dieser nicht haltbaren Vorwürfe ein Leer-
verkaufsverbot. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

(Matthias Hauer 
(CDU/CSU): Falscher Biss!) 

- Falscher Biss, ja. Im Nachhinein wissen wir es. 
Aber mir erschien das damals sehr plausibel. 
Aber ich kannte noch nicht mal die Vorgeschich-
te, dass der Anwalt da hingekommen ist, sondern 
ich wusste - - und die Staatsanwaltschaft hat un-
serer Wertpapieraufsicht so was, Nachweise für 
Erpressung, gebracht. Mehr wusste ich nicht. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Okay. Vielen Dank. - 
Dann möchte ich noch mal festhalten: Die Wirt-
schaftsprüfung, die ja ein öffentlicher Auftrag ist, 
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auf die verlassen sich die ganzen Märkte, Finanz-
märkte, Behörden, und das ist alles auch wichtig, 
und es war eigentlich keine Forensik notwendig, 
und das hätte man auch so sehen können müs-
sen. 

Zeuge Raimund Röseler: Genau. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Vielen Dank. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, Frau 
Kiziltepe. - Dann ist jetzt - haben wir das abge-
macht; wir ändern das mit Einverständnis - Lisa 
Paus für Bündnis 90/Die Grünen dran. Dann folgt 
der Kollege De Masi und dann der Kollege Ton-
car. - Bitte schön, Frau Paus. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ganz, 
ganz herzlichen Dank, dass das möglich ist. Wir 
haben ja gleichzeitig jetzt als Finanzausschuss 
das gemeinsame Gespräch mit dem Steueraus-
schuss des Europäischen Parlamentes, und da 
muss ich ein bisschen hin und her springen. 

Hallo und guten Tag auch von meiner Seite! Ich 
wollte noch mal zum Thema Geldwäsche fragen, 
weil wir bisher ja immer den Eindruck hatten, 
dass zwischen der Geldwäscheabteilung und 
Ihnen praktisch nicht gesprochen worden ist im 
Zusammenhang mit der Finanzholding, und das 
hatten wir kritisiert. Und jetzt haben wir in den 
neuen Unterlagen doch noch mal eine MAT ge-
funden, und zwar die MAT A Bundesbank-3.06, 
Blattnummer 76. Und da gibt es einen Vermerk 
von Herrn Damberg an Sie zum Thema Geldwä-
sche bei der Wirecard Bank AG vom 23.01.2018. 
Darin wird Bezug genommen auf ein Schreiben 
des Referats „Geldwäsche“ zum Thema „Online-
Glücksspiel“ an die Wirecard Bank AG vom 
08.11.2017. Und daraus möchte ich Ihnen kurz 
vorlesen: 

Im Auftrag der Wirecard Bank AG 
wurde am 27.11.2017 von Herrn 
… und Herrn … ein Gutachten zur 
Bewertung von Zahlungsdienst-
leistungen für die Anbieter von 
Online-Glücksspielen und deren 
Zulässigkeit erstattet. GW … hat 
auf Basis dieses Gutachtens die 

strafrechtliche Relevanz der Ab-
wicklung von Zahlungen im Rah-
men des Online-Glücksspiels 
durch die Wirecard Bank AG ge-
prüft. Nach Auffassung von GW … 
könne eine Strafbarkeit bei Wire-
card Bank AG weder wegen einer 
Beihilfe zu einer unerlaubten Ver-
anstaltung eines Glücksspiels 
gem. §§ … 

- soundso und soundso -  

noch wegen Geldwäsche gem. 
§ 261 StGB von Seiten GW 2 aus-
geschlossen werden. Daher beab-
sichtigt GW … eine Strafanzeige 
bei der zuständigen Staatsanwalt-
schaft zu erlassen. 

So. Und jetzt Sie: 

BA … hat mit E-Mail vom 
18.01.2018 GW 2 darauf hingewie-
sen, dass in einem ähnlich gela-
gerten Fall (Verbot von Online-
Glücksspiel für amerikanische 
Staatsbürger) die Staatsanwalt-
schaft in München I zu der Auf-
fassung kam, dass nicht sicher sei, 
ob der Tatbestand der Geldwäsche 
gemäß § 261 StGB in Deutschland 
verwirklicht ist. 

Im Auftrag 

Damberg 

Also, das heißt, Sie haben sehr wohl miteinander 
gesprochen, „Geldwäsche“ und „Bankaufsicht“, 
und sogar auch mit Wirecard, auch in unserem 
Untersuchungszeitraum. Und es heißt aber auch, 
„Geldwäsche“ wollte Strafanzeige erstatten und 
hat aber jetzt von Ihnen, von der „Bankaufsicht“, 
den Hinweis bekommen: Tut es besser nicht, 
lohnt sich nicht. - Und deswegen wollte ich Sie 
dann doch noch mal fragen: Warum haben Sie 
das so gemacht, und in welcher Form ist denn 
Ihre Bankenaufsicht da zuständig, die „Geld-
wäsche“-Kollegen darauf hinzuweisen, dass die 
Staatsanwaltschaft die Vorwürfe nicht verfolgen 
sollte? Und können Sie zu diesem Sachverhalt 
noch was sagen? 
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Zeuge Raimund Röseler: An diese Mail erinnere 
ich mich jetzt wirklich nicht mehr. Aber ganz si-
cherlich: Wenn jemand aus einem anderen Be-
reich der BaFin gegen einen Akteur am Finanz-
markt Strafanzeige stellen wird, kann ich mich 
nicht entsinnen, dass ich dann irgendwann 
schon mal gebremst hätte. Deswegen wundert - - 
Also, kann ich mich nicht entsinnen. Also, ich 
auf jeden Fall persönlich habe eigentlich nie ge-
bremst. 

Zu dem Glücksspielthema oder Geldwäsche und 
Glücksspiel, was da im Raum stand: Ende 2017 
gab es das Glücksspielthema schon mal, angetrie-
ben vom Land Niedersachsen. Und da gab es so 
eine Reportergruppe, die uns auch auf Wirecard 
aufmerksam gemacht hat. Wir haben damals 
Wirecard einbestellt, mit denen über die Abwick-
lung von Zahlungen für Glücksspielanbieter ge-
sprochen. Und danach hat die Wirecard Bank zu-
mindest ihre Systeme irgendwie, so wie ich das 
in Erinnerung habe, neu justiert, dass nur noch 
die Anbieter - - Wir haben damals in einem Ge-
spräch gesagt: „Wir wollen eigentlich nicht, dass 
ihr weiter da irgendwie aktiv seid, Glücksspiel 
oder Erwachsenenunterhaltung“, wovon der Kon-
zern ja ganz stark lebte, „wir wollen nicht, dass 
ihr da weiter aktiv seid. Wollt ihr das einstel-
len?“ Dann gab es einen Streit drüber: Inwieweit 
ist das eigentlich legal oder nicht? Und nach mei-
nem Wissensstand hat die Bank - und das hat die 
Abteilung „Geldwäsche“ dann auch bestätigt - 
Monitoring eingeführt, um sicherzustellen, dass 
nicht mehr Zahlungen zumindest an Anbieter 
von illegalem Glücksspiel ausgehen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das wis-
sen wir alles. Aber jetzt haben wir ja hier den 
Fall 2017 mit der Mail, mit dem Austausch dann 
2018, im Januar 2018 -  

Zeuge Raimund Röseler: Und da habe ich ge-
schrieben - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - zwi-
schen der Geldwäscheabteilung und - - Genau, 
bitte kurz brem- - nicht bremsen, sondern die Uhr 
anhalten. 

(Heiterkeit) 

Zeuge Raimund Röseler: Also, es wäre vielleicht 
gut, wenn ich es selber - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie dür-
fen auch noch mal selber lesen, genau. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge liest in diesen 
Unterlagen) 

Das ging an Sie. 

Zeuge Raimund Röseler: Das ging an mich, ja. 
Jetzt wäre spannend, zu wissen, was ich dann ge-
antwortet habe. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Genau. 

Zeuge Raimund Röseler: Haben Sie die Antwort 
nicht auch da? 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nee, die 
Antwort haben wir eben leider nicht. 

Zeuge Raimund Röseler: Also, ich würde jetzt 
noch - - Also, man muss den Kollegen fragen, 
was er damit wirklich gemeint hat. Der Kollege 
war ja schon mal hier. Der Kollege weist ja nur 
darauf hin, dass in einem anderen Fall die Staats-
anwaltschaft eben keine Strafbarkeit angenom-
men hat. Das ist ein Hinweis. Das ist jetzt noch 
nicht mal - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber das 
ist ja schon ein Ausbremsen, oder nicht? Also, 
wie gesagt: „Geldwäsche“ wollte Anzeige erstat-
ten und dann zumindest - -  

Zeuge Raimund Röseler: So muss man diese 
Mail nicht interpretieren. Aber ich bin ja erst mal 
nur Empfänger dieser Mail. Und ich würde jetzt 
gern sehen - und das würde ich auch gern nach-
reichen, wenn ich die Antwort finde -, was ich 
damals drauf geantwortet habe. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, aber 
Sie können sich offenbar nicht erinnern, dass Sie 
da aktiv geworden wären. Also, Sie haben das 
sozusagen jetzt hier zur Kenntnis genommen und 
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konnten das auch irgendwie einordnen. Aber je-
denfalls haben Sie dann nicht gesagt: Doch, ir-
gendwie - -  

Zeuge Raimund Röseler: Ich habe da bestimmt 
was zu gesagt damals, aber ich weiß nicht mehr, 
was. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Offenbar 
hat es ja dann nicht die Aktion gegeben, Sie sol-
len doch Anzeige erstatten, sondern Sie haben 
das - -  

(RA Dr. Rainer Birke: Das 
ist nicht richtig. Er hat ge-

sagt, er weiß es nicht 
mehr!) 

Zeuge Raimund Röseler: Ich weiß nicht, wie es 
danach weitergegangen ist. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
wollte seiner Erinnerung ein bisschen auf die 
Sprünge helfen. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich weiß nicht, wie es 
danach - - Ich weiß nicht, was ich da geantwortet 
habe. Ich habe bestimmt nicht gebremst. Wenn 
keine Anzeige erstattet worden ist, weiß ich auch 
nicht, wieso die nicht erstattet worden ist. Ich 
weiß es schlicht nicht. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie kön-
nen sich an den ganzen Vorgang nicht erinnern? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, spannend wäre 
die Antwort- - Gerne würde ich mir die Antwort 
noch mal raussuchen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, fände 
ich auch gut. Aber Sie können sich jetzt selber an 
den gesamten Vorgang nicht erinnern. 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Ich scrolle mal 
nach vorne, ob ich das Datum sehe. - 23.01.2018. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Vorsitzender, da müssten wir gegebenenfalls 
noch mal nachfassen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist Ihr gutes 
Recht. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Röseler, wenn Sie dann im Nachgang - - Das 
Protokoll dauert ja noch zwei Wochen. Wenn Sie 
das dann im Rahmen dessen nachliefern und wir 
das dann noch mal miteinander klären können. 

Zeuge Raimund Röseler: Kriegen Sie, ja.* 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gut. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Prima. Das ist nett. 
Danke wieder für die Kooperationsbereitschaft. 
Klasse! - Frau Paus, Sie sind dann damit erst 
mal - - Okay. Danke. - Dann geht es weiter mit 
dem Kollegen Fabio De Masi für die Fraktion Die 
Linke. - Also, ich hatte jetzt so aufgefasst: Reihen-
folge Bündnis 90/Grüne, Linke und dann FDP. 
Aber ich kann auch, wenn Dr. - - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Die FDP ist ja vor 
mir. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mir ist das 
wurscht. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Nehmen Sie die FDP 
dran. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Sie stehen freihän-
dig, wenn Sie wollen. Sonst Dr. Toncar. - 
Dr. Toncar macht sich bereit. Bitte. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Alles in Ordnung. - 
Herr Röseler, was ist Ihnen denn bekannt über 
die Kontakte der Mitarbeiter der Bankenaufsicht - 
und ich nenne mal Frau Rahmstorf, nicht ab-
schließend, aber explizit - zu Vertretern von 
Wirecard? Gab es da persönlichen Kontakt? 

Zeuge Raimund Röseler: Nicht dass ich wüsste. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Auch in Bezug auf 
Frau Rahmstorf, dass sie mal mit Burkhard Ley 
Kontakt hatte, gesprochen hat, und zwar - - oder 
dass sich Burkhard Ley auch mal ungefragt bei 
Frau Rahmstorf gemeldet hat. Wissen Sie davon 
was? 
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Zeuge Raimund Röseler: Dass sie mit ihm ge-
sprochen hat, halte ich für hochwahrscheinlich. 
Aber „persönliche Kontakte“ klang jetzt mehr so 
nach - -  

Dr. Florian Toncar (FDP): Nein. Das wäre natür-
lich auch interessant. Könnte ich Sie ja auch fra-
gen: Wissen Sie was über -  

(Heiterkeit) 

Zeuge Raimund Röseler: Nein, ehrlich nicht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): - Kontakte über das 
Dienstliche hinaus? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein, sicher nicht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Hatten Sie 
selbst direkten Gesprächskontakt zu Vertretern 
der Wirecard AG? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. Ich war zweimal 
mit denen verabredet. Das hatten wir beim letz-
ten Mal schon. Erst mal geplatzt wegen OP vom 
Vorstandsvorsitzenden der Bank, zweite Mal ge-
platzt angeblich wegen Corona in der Wirecard. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie haben nach unse-
ren Unterlagen am 06.12.2017 einen Gesprächs-
wunsch wegen Paradise Papers artikuliert mit 
Herrn Ley, Herrn von Knoop und Herrn Wexeler. 
Das Gespräch wurde für den 30.01.2018 termi-
niert. Hat das auch stattgefunden? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. 

Dr. Florian Toncar (FDP): 2018. Und das war 
aber nicht wegen Corona? 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sondern? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich habe auf jeden Fall 
nicht - - Ich wusste gar nicht, dass ich das - - Ich 
habe damals wegen Paradise Papiers mit ganz 
vielen sprechen wollen. Daran erinnere ich mich 
jetzt nicht. Aber ich habe definitiv nicht im Janu-
ar 2018 mit denen gesprochen. Ich habe mit der 

Wirecard Bank einmal ein Gespräch gehabt - das 
war das Thema Glücksspiel, was wir ja eben hat-
ten -, wollte ich ein Gespräch haben. In dem Fall 
war dummerweise ich krank geworden. Also, das 
hat irgendwie - - Da war - -  

Dr. Florian Toncar (FDP): Da gucken wir gleich 
noch mal nach den passenden E-Mails dazu, weil 
das in der Tat ein Gesprächswunsch war, der von 
Ihnen ausging nach den Unterlagen und wo auch 
ein Termin schon feststand. Aber lege ich Ihnen 
gleich noch mal vor. 

Dann würde ich gerne Ihnen vorlesen aus einer 
E-Mail von Herrn Damberg an Herrn Weisenfels, 
21. März 2019, MAT A BMF-6.09, Blatt 263. Herr 
Damberg schreibt: 

Guten Morgen Herr Weisenfels, 

die Wirecard Bank  

- da geht es um die Beantwortung einer Anfrage 
von Herrn De Masi -  

… hat m. E. ihre Aufsichtspflicht 
nicht verletzt, da die Vorwürfe der 
Geldwäsche und der Marktmani-
pulation die Wirecard AG und 
nicht die der Wirecard Bank AG 
betreffen. 

Jetzt kommt der Absatz, wo ich Sie zu befragen 
möchte: 

Trotzdem wurde die Thematik 
Zatarra am 24.02.2016 beim jährli-
chen Aufsichtsgespräch mit dem 
Vorstand der Wirecard Bank AG 
thematisiert. Die Hausdurchsu-
chungen durch die Staatsanwalt-
schaft München in den Räumen 
der Wirecard im Dezember 2016 
wurden durch BA 37 nicht gegen-
über der Wirecard Bank AG the-
matisiert. 

Ich kann es Ihnen auch gern noch mal vorlegen. 
Fairerweise, wenn Sie es noch mal lesen wollen, 
kriegen Sie es auch. 
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Aber meine Frage an Sie wäre: Seit wann ist 
Ihnen denn die Hausdurchsuchung, die es ja ge-
geben hat in Aschheim, bekannt? Muss ja auch in 
der BA 37 bekannt gewesen sein, dass es sie gab.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge liest in diesen 
Unterlagen) 

Lesen Sie es gerne. Dann halten wir die Zeit an.

Zeuge Raimund Röseler: Ganz ehrlich: Mir war 
es bis jetzt eben nicht bekannt. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Dann erübrigt sich - - 
Dann können Sie wahrscheinlich meine Frage 
auch nicht beantworten, warum BA 37 sich of-
fenbar ja entschieden hat, die Hausdurchsuchung 
gegenüber der Wirecard Bank nicht zu themati-
sieren. 

Zeuge Raimund Röseler: Ganz ehrlich: Da habe 
ich eine Wissenslücke. Ich wusste bis eben nichts 
von dieser Durchsuchung. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - So. Dann 
würde ich Ihnen noch mal etwas anderes zeigen 
wollen. Aber ich lese es auch vor für unsere Zu-
hörer. Im Zuge der Erstellung einer Wirecard-
Chronologie im Juli 2020, die ja auch dem 
Finanzausschuss und der Öffentlichkeit vorgelegt 
worden ist, hat die BaFin intern auch einige Ar-
beitsaufträge vergeben. Da schrieb unter anderem 
Frau Freiwald am 14. Juli 2020 an Herrn Hufeld, 
Frau Roegele, Herrn Röseler, also Sie, und Herrn 
Pötzsch: 

Heute hat mich AL ZR über den 
anonymen Hinweis aus 2017 in-
formiert, der sich auf einen Inves-
tor Newsletter bezieht … und an 
BA/IF und WA gegangen ist. 

Also auch an Ihren Bereich „Bankenaufsicht“, 
BA. 

Ich weiß nicht, ob sich der Inhalt 
in der Formulierung unter dem 

20.07.2017, der wohl diesen Hin-
weis betrifft, ausreichend widerge-
spiegelt. [sic!] 

Es geht dabei um den „Aspekt: Rechnungs-
legung“, „Eingabe zu inaccurate accounting“. 
Und die Eingabe ist eine sehr detaillierte Ana-
lyse, warum die Bilanz von Wirecard nicht stim-
men kann. 

Ich würde Ihnen das gern einfach auch noch mal 
zeigen, diese E-Mail. Sie ging an Sie. Und ich 
würde Sie gerne fragen, ob Sie Erinnerungen an 
diesen Vorgang haben, der ja erst im Juli letzten 
Jahres innerhalb der BaFin eine Rolle spielte. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich erinnere mich an 
diesen Hinweis, der aufgetaucht ist. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge liest in diesen Unter-
lagen) 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, antworten Sie 
gerne, na klar. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, ja, ich erinnere mich 
an den Hinweis, den ich selber auch erst letztes 
Jahr das erste Mal gesehen habe. Das ist einer der 
Punkte, wo ich eben schon bei Herrn De Masi 
sagte, wo ich mit dem Agieren von meinen Leu-
ten, ehrlich gesagt, nicht zufrieden war, weil 
schlicht nicht dokumentiert worden ist, wie man 
auf diesen Hinweis reagiert hat. Mir hat man ge-
sagt: Die Bank war da - - Ich habe den Investor 
Report gelesen. Die Bank war eigentlich - - Also, 
die war am Rande betroffen, sie war aber betrof-
fen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie war betroffen, ge-
nau. 

Zeuge Raimund Röseler: Man kann nicht sagen, 
sie war nicht betroffen. Es ist nicht dokumentiert, 
wie man damit umgegangen ist. Das ist ein 
Punkt. Ich weiß, dass das Ding dann auch an WA 
geschickt worden ist, an die Wertpapieraufsicht. 
Aber man kann nicht nachvollziehen, wie es da-
mit weitergegangen ist. Das war in Teilen de-
ckungsgleich auch mit den Vorwürfen aus dem 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/36

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 43 von 145 

Zatarra Report. Und meine Vermutung ist - das 
ist aber jetzt auch nur eine Vermutung -: Die Kol-
legen haben aufgrund der Ähnlichkeit zum 
Zatarra Report diesen Hinweis nicht weiter-
verfolgt. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Waren Sie in-
volviert dann - - Der Kontext, der Ihnen hier vor-
liegt, ist ja die Beantwortung einer parlamentari-
schen Anfrage, in dem Fall meiner. Und die 
BaFin hat schon mal vorher eine Grünenanfrage 
beantwortet gehabt, und da war der Hinweis 
nicht erwähnt. Und dann war die Diskussion: 
Was macht man jetzt, wo wir den Hinweis von 
2017 kennen, mit dem Toncar, ohne dass wir uns 
in Widerspruch setzen? - Waren Sie an der Fas-
sung der Antwort auf die parlamentarische An-
frage beteiligt? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich war bei allen parla-
mentarischen Anfragen eingebunden, ganz klar. 
Aber ich meine, die gab es ja nicht - - Da gab es ja 
dann ganz viele, nicht nur von Ihnen, sondern 
von allen Ihren Kollegen hier im Raum gab es 
ganz viele. Und ich kann da auch nicht aus-
schließen, dass wir an der einen oder anderen 
Stelle, gerade zu Beginn, da irgendwie lückenhaft 
geantwortet haben, weil uns selber noch nicht 
alle Sachverhalte bekannt waren. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, hier war es so, dass 
die BaFin jedenfalls gemerkt hat: „Wir haben bei 
den Grünen das nicht erwähnt“, und nach Wegen 
gesucht, es bei Toncar auch nicht zu erwähnen. 

Zeuge Raimund Röseler: Aber das habe ich hof-
fentlich nicht geschrieben. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Nein. 

Zeuge Raimund Röseler: Gut. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Deswegen fragte ich 
Sie, ob Sie beteiligt gewesen sind. 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Ich kannte die 
Antworten, die an Sie gegangen sind. Das habe 
ich jetzt aber - - höre ich hier zum ersten Mal. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Hatten Sie mal 
mit Frau Rahmstorf ein Gespräch über die Art 
und Weise, wie man die Vorgänge dokumentiert 
oder die Akten führt oder wie man informierte 
über die Vorgänge im Bereich der Bankenauf-
sicht? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Und zwar? Können Sie 
das mal beschreiben, was da abgelaufen ist und 
ob es da unterschiedliche Auffassungen gab? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, es gab unterschiedli-
che Auffassungen. Ich war mit der Dokumenta-
tion nicht zufrieden. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Bitte noch ein paar De-
tails! Also, einfach offene Frage: Was war der 
Sachverhalt, wo es unterschiedliche Auffassun-
gen gab, und wie ging es aus? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, zum Beispiel nach 
Zatarra Report. Ich glaube den Kollegen; die ha-
ben Zatarra Report gelesen, weil sie haben sich 
mit mir unterhalten. Aber schön wäre ein Aus-
wertungsvermerk gewesen, dass man auch 
schriftlich hätte dokumentieren können: Hier, 
der ist wirklich tiefgehend analysiert worden. - 
Damit war ich nicht zufrieden. 

Dann gab es sicherlich auch - - Ich meine, Thema 
„Acquiring & Issuing“, was wir eben hatten. Na-
türlich hätte ich dann gerne schriftlich gehabt, 
dass es keinen aufsichtlichen Mehrwert hat, des-
wegen auch in der Akte drin; wir verzichten da 
jetzt so lange drauf, wie das Inhaberkontrollver-
fahren läuft. - So ein Dokument hätte mir jetzt im 
Nachhinein echt geholfen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Alles klar. Danke 
schön. Für diese Runde bin ich über meine Zeit. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Dann ist als Nächstes Fabio De Masi für die Frak-
tion Die Linke dran. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Vielen Dank, Herr 
Röseler. - Ich musste gerade schmunzeln, als Sie 
angesprochen haben, dass Sie gerne da so eine 
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schriftliche Auswertung gehabt hätten; denn ich 
habe den Zatarra-Bericht auch gelesen. 2017, 
während des Bundestagswahlkampfes, ist er das 
erste Mal bei mir aufgetaucht. Und als ich das 
das erste Mal gelesen habe, habe ich auch ge-
dacht: Kann einmal jemand eine schriftliche Aus-
wertung machen? Das ist sehr umfangreich. 

Was ich aber viel interessanter fand, ist, dass Sie 
eben noch gesagt haben - - Bei dieser Ansprache 
durch diesen Investorenbericht, da haben Sie ge-
sagt: Na ja, das war ja ganz ähnlich wie der 
Zatarra-Bericht in der Substanz. - Und Sie bezie-
hen sich also auf einen Bericht, zu dem Sie aber 
keine vernünftige Auswertung hatten. Das fand 
ich etwas widersprüchlich. Also, Sie sagen, der 
ist selber drin in dem Zatarra-Bericht, aber - -  

Zeuge Raimund Röseler: In beiden Fällen ging es 
irgendwie um illegales Glücksspiel, was schon 
länger her war. Das war, glaube ich, der Wieder-
erkennungswert. Aber ganz ehrlich habe ich ge-
sagt: Ich war damit nicht zufrieden, mit der Do-
kumentation unserer Akten. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Können Sie denn et-
was, weil wir ja das Thema Paradise Papers 
schon hatten - - Das kam nämlich kurz danach -
weiß ich auch noch sehr gut; das war nämlich 
dann bei der Konstituierung des Bundestages ei-
nes der ersten Themen, die aufschlugen -, und 
ich weiß auch, dass damals die Wirecard Bank 
auch eine zentrale Rolle, ich glaube, in der Be-
richterstattung der „Süddeutschen Zeitung“ ge-
spielt hat. Und ich habe immer wieder hier erlebt 
im Ausschuss, auch bei Aufsichtsräten, die mir 
erzählt haben, wie toll sie das Geschäftsmodell - 
ich meine jetzt nicht Herrn Eichelmann - verstan-
den haben und was sie für tolle Finanzprofis 
sind, die dann nicht mal den Unterschied zwi-
schen den Paradise und den Panama Papers 
kannten, die sich noch nie mit Gesetzgebung im 
Bereich des Onlineglücksspiels auseinander-
gesetzt haben. Deswegen jetzt mal meine Frage: 
Hat sich denn die Staatsanwaltschaft mal mit der 
BaFin und haben Sie sich mit der Staatsanwalt-
schaft in irgendeiner Form ausgetauscht zu den 
Vorwürfen aus den Paradise Papers? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich habe mich mal mit 
dem Bundeskriminalamt ausgetauscht, nicht mit 
der Staatsanwaltschaft. Wir hatten ein Treffen im 
Bundeskriminalamt, Herr Hufeld und ich ge-
meinsam im Bundeskriminalamt. Damals haben 
wir überlegt - - Obwohl, das kann auch Panama 
Papers gewesen sein, muss gar nicht Paradise ge-
wesen ein. Auf jeden Fall war möglich, dass wir 
diese Art von Papieren irgendwie so auswerten 
wollen, dass es für beide Nutzen stiftet, auch ge-
meinsam auswerten. Wir haben die zum Teil 
auch gemeinsam ausgewertet. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Aber - -  

Zeuge Raimund Röseler: Ich bin aber jetzt seit-
dem nicht mehr zuständig für Geldwäsche. Und 
das war in unserer Geldwäscheabteilung. Ich 
weiß nicht, wie die Zusammenarbeit weitergelau-
fen ist. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Alles gut. Ich will 
nur spezifisch da einhaken. Bei diesem Aus-
tausch im Bundeskriminalamt, ging es da auch 
jetzt vorwiegend gegen Wirecard? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein, überhaupt nicht. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Überhaupt nicht, 
sondern allgemein, ob es da - -  

Zeuge Raimund Röseler: Allgemein. Und wir 
hatten da schon ein paar Banken im Fokus, die 
aber jetzt - - zu denen ich hier nichts sagen darf. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das verstehe 
ich. Es gibt eine - - Also, das BKA hat ja den Da-
tensatz der Panama Papers erworben. Deswegen 
können das die Panama Papers gewesen sein. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, kann sein, ja. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Allerdings, bei den 
Paradise Papiers interessiert mich schon: Die 
Staatsanwaltschaft hat ja auch damals ein Ermitt-
lungsverfahren gestartet, das sie dann später ein-
gestellt hat und was dann, glaube ich, hinterher 
wieder neu aufgenommen wurde, wenn ich jetzt 
nicht falsch informiert bin, also immer dann, 
wenn sozusagen die Milch vergossen war. Ich 
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will von daher noch mal fragen: Die Staatsan-
waltschaft hat nach Ihrer Kenntnis, zumindest 
nicht mit Ihrer Kenntnis, nie bei der BaFin mal 
angeklopft und gesagt: „Könnt ihr uns hier mal 
helfen bei dieser Ermittlung“, oder so? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das ist auch 
aufschlussreich. - Gut. Dann würde ich gerne 
noch mal nachfragen: Haben Sie jemals Kenntnis 
davon erlangt in anderen Zusammenhängen als 
jetzt in puncto Wirecard, dass der Rechtsanwalt 
Enderle sich in irgendeiner Form - - Also, ich 
sage mal: War der bekannt bei der BaFin? 

Zeuge Raimund Röseler: Entschuldigung. Wer 
war bekannt? 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Herr Enderle. Sagt 
Ihnen das was? 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Franz. 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Der sagt mir gar 
nichts. Die Kanzlei, von der ich gerade höre, mit 
der habe ich in einem anderen Zusammenhang 
einen Streit, aber nicht mit dem. 

(Heiterkeit) 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Gut. Also, bei 
Ihnen lag da nichts auf dem Tisch. Okay. Das ist 
schon mal ganz gut. 

Wissen Sie zufällig, auch wenn Sie nicht unmit-
telbar mit dem Leerverkaufsverbot befasst wa-
ren - aber wir müssen ja auch immer gucken, was 
hat jemand vielleicht am Rande mitbekommen -, 
ob in dieser Erpressungsgeschichte von der 
Staatsanwaltschaft, die sie der BaFin serviert hat, 
von der die Staatsanwaltschaft sagt, dass sie das 
selber gar nicht ernst genommen hätten, was sich 
aber irgendwie aus den Akten anders darstellt, je-
mals auch der BaFin bewusst wurde, dass der 
Rechtsanwalt Enderle Urheber, sage ich mal, die-
ser wilden Geschichte war? 

Zeuge Raimund Röseler: Weiß ich nichts von. 
Also, ich habe erst jetzt, in den letzten Wochen, 
gelernt, dass es den überhaupt gibt. Ich wusste 
nicht, wie das Papier, wie ich eben schon sagte, 
überhaupt zu uns gekommen ist. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Das ist ganz 
gut, wenn er das nächste Mal vorstellig wird, 
vielleicht auch zur Einstufung des Seriositäts-
gehalts. 

Gut. Dann - - Wie viel habe ich noch? - Oh, 50 Se-
kunden. Wie die Zeit vergeht! Können Sie denn 
noch mal etwas sagen zu dem ganzen Vorgang 
rund um die Risikoberichte der Wirecard Bank? 
Da gab es ja eine Verabredung zwischen Bundes-
bank und BaFin nach dem Exit-Gespräch von 
Herrn - na, wie hieß er? - Wexeler. Können Sie 
denn mal etwas zu dem Zeitpunkt sagen, wann 
nach Ihrer Kenntnis dann auch die Risikoberich-
te angefordert wurden? 

Zeuge Raimund Röseler: Das war der Punkt - - 
Also, es gab fünf oder sechs Punkte, die verabre-
det worden sind. Die BaFin sollte die Aufsichts-
ratsprotokolle anfordern. Die anderen Punkte wa-
ren von der Bundesbank übernommen worden. 
Und meines Wissens wollte man auf den - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Also, Risikoberichte 
sollten nicht angefordert werden? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, die fünf, sechs 
wollen Sie jetzt. Gucke ich hier. Ich habe sie so-
gar: Durchsicht der Risikoberichte im Hinblick 
auf - - das sollte die Bundesbank machen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Dann können 
Sie mir vielleicht - - über einen stillen Vorhalt 
noch schnell aufklären. Ich habe das jetzt anders 
interpretiert. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja, machen wir 
noch. Die Zeit ist angehalten. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja, also, ich glaube, 
ich war bisher mit am katholischsten, was meine 
Zeit angeht. 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Eben, deswegen, 
weil ich bin superfair. Dann passt das. 

(Dem Zeugen werden am 
Rand des Sitzungssaales 

Unterlagen vorgelegt - Der 
Zeuge und sein Rechts-
beistand lesen in diesen 

Unterlagen) 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Weil ich habe das 
jetzt so gelesen, dass das ja doch etwas mit den 
Risikoberichten zu tun hatte. 

Zeuge Raimund Röseler: Das ist ja angefordert 
worden, wobei jetzt da auch nicht steht, ob von 
uns oder von Bundesbank. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ach so. Okay. Aber 
da steht ja ein Konnex, also das sei - - Ich darf es 
ja jetzt nicht sagen. Es ist zu einem Zeitpunkt an-
gefordert worden, wo auch etwas anderes ange-
fordert wurde. Und das wissen wir aus den vori-
gen Runden hier, dass dieses andere Ding, was 
sich auf den KPMG-Bericht bezieht, wahrschein-
lich so, ich würde mal sagen, im April oder so 
dann angefordert wurde. Das geht ja gar nicht an-
ders, weil der KPMG-Bericht ist ja dann erst raus-
gekommen. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und das würde ja 
heißen, das hat, sage ich mal, vier, fünf Monate 
gedauert, bis da irgendwas angefordert wurde. 
Finden Sie das normal? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein, ganz sicher nicht. 
Das war auch einer der Punkte. Aber da gab es 
die Vereinbarung, dass die Bundesbank diese 
Unterlagen anfordern sollte. Wir sollten nur die 
Aufsichtsratsprotokolle anfordern. Den Rest hatte 
die Bundesbank übernommen. Auch die Bewer-
tung von auffälligen Darlehen sollte von der Bun-
desbank erfolgen. Die Bewertung habe ich dann 
bekommen, nachdem Wirecard insolvent war. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das heißt, da 
hat die Bundesbank gepennt? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, ich meine, meine 
Kollegen haben da auch nicht genügend Druck 
gemacht wahrscheinlich. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Alles klar. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - Und 
dann Matthias Hauer für die CDU/CSU. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Vorsitzen-
der. - Herr Röseler, ich möchte Ihnen einen stil-
len Vorhalt machen. Das ist jetzt Tagebuchnum-
mer 60/21 und dort die Seite 140. Das sind die 
Dokumente, die jetzt noch aus der Geheimschutz-
stelle gekommen sind. Da geht es um eine E-Mail, 
die Sie auch erhalten haben, und die würde ich 
Ihnen einmal gerne zeigen. Also, mich interes-
siert vor allem diese E-Mail, die Ihnen mit dieser 
E-Mail weitergeleitet wurde. Die befindet sich 
aber direkt dadrunter. Und da ist ein Aspekt un-
terstrichen, und der interessiert mich vor allem. 

(Dem Zeugen werden am 
Rand des Sitzungssaales 

Unterlagen vorgelegt - Der 
Zeuge und sein Rechts-
beistand lesen in diesen 

Unterlagen) 

Zeuge Raimund Röseler: Sie hatten gesagt: Mail 
dadrunter. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Es geht darin ja um 
den Zeitraum kurz nach der Veröffentlichung der 
„Financial Times“-Berichterstattung Ende Januar 
2019. Und in der Folge gab es dann ja diese DPR-
Einschaltung, es gab das Leerverkaufsverbot, es 
gab Prüfungen, was da jetzt dran ist an diesen 
Vorwürfen. Und da würde mich mal interessie-
ren, was Sie da jetzt gerade gelesen haben, inwie-
weit das ein Thema war, dass das ein Grund sein 
könnte für die „Financial Times“-Berichterstat-
tung. 

Zeuge Raimund Röseler: Die Frage habe ich jetzt 
schlicht nicht verstanden. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, es ging ja - - 
Ja, ich kann ja leider nicht zitieren, und Sie dür-
fen es auch nicht. Insofern haben wir beide das 
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gleiche Problem, das etwas umschreiben zu müs-
sen. 

Es gab ja die „Financial Times“-Berichterstat-
tung. Und da kann man ja unterschiedlicher Auf-
fassung sein, warum die „Financial Times“ das 
berichtet hat. Eine Möglichkeit ist ja: Die „Finan-
cial Times“ hatte da eine ganz heiße Spur und 
hat das dann wahrheitsgemäß berichtet. Das wäre 
wahrscheinlich die beste Einschätzung gewesen. 
Oder man findet andere Gründe, dass da böse 
Leerverkäufer dahinterstecken, dass da vielleicht 
irgendwelche verärgerten Mitarbeiter von Wire-
card oder so dahinterstecken oder andere. Und 
da würde mich interessieren, wie das im Hause 
der BaFin eingeschätzt wurde, warum es zu die-
ser „Financial Times“-Berichterstattung gekom-
men ist, weil jetzt hier gerade in dieser E-Mail, 
die Ihnen ja auch zugeleitet wurde, da ist ja eine 
Vermutung drin. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich glaube, man hatte 
nicht die nötige kritische Distanz zur Wirecard, 
auch nicht in unseren Reihen; das muss man se-
hen. Und das drückt sich ja in dieser E-Mail aus, 
dass man den Erklärungen des Unternehmens zu 
stark geglaubt hat. Das ist eines der Zeichen da-
für. Es gibt sicherlich noch andere Zeichen dafür. 
Aber auf der anderen Seite muss man sehen: Es 
gab halt auch immer viele Leerverkäufer. Es gab 
auch komische Geschichten rund um Wirecard, 
die man heute anders bewertet, als man sie da-
mals anders bewerten musste. Warum ist der 
Zatarra Report so erschienen, wie er erschienen 
ist, auf Jungferninseln, völlig anonym und so? 
Das ist ja auch nicht das, wie normalerweise 
Analysten vorgehen. Das erklärt es vielleicht ein 
bisschen. Aber man hatte sicherlich nicht die nö-
tige kritische Distanz. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, das finde ich ja 
sehr bemerkenswert, dass Sie das so klar benen-
nen. Und wie kam es dazu, dass man diese „nö-
tige kritische Distanz“ nicht hatte, aus Ihrer 
Sicht? Weil es ein DAX-Konzern war? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Oder weswegen? 

Zeuge Raimund Röseler: Nein. Ich glaube, das 
grundsätzliche Problem in manchen Bereichen - - 
Und das ist halt ein Bereich, der dummerweise 
da genauso von betroffen war. Und Sie wissen - - 
Sie kennen die Diskussion ja auch aus unserem 
Verwaltungsrat über das Stichwort „Kulturwan-
del“. Ich glaube, wir müssen auch mehr über Ro-
tation von Mitarbeitern nachdenken. Wenn Sie 
eine Bank eng beaufsichtigen, das über Jahre hin-
weg tun, verlieren manche Leute wahrscheinlich 
zu sehr kritische Distanz zu der beaufsichtigten 
Bank. Und ich glaube, das ist der einzige Grund. 
Dahinter steht ja nicht so was wie Korruption 
oder so was, also der hat ja kein Geld dafür be-
kommen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Können Sie da noch 
ein bisschen zu ausführen, was dazu jetzt in Ih-
rem Hause veranlasst wird? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, Sie kennen - -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, ich darf da aber 
nicht draus berichten, ist mein Problem. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, gut. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Deshalb muss ich 
Sie dazu bringen, dass Sie es erzählen. 

(Heiterkeit) 

Zeuge Raimund Röseler: Gut. - Es gibt zum einen 
das FISG, und es gibt zum anderen das Projekt 
von Roland Berger mit mehrstufigem Plan, was in 
der BaFin geändert werden soll. Zum Beispiel: 
Wir wollen eine Fokusaufsicht einrichten, das 
heißt, schlicht mehr so teamorientierte Aufsicht, 
indem dann wirklich das Team verantwortlich 
ist, gemeinsam von Geldwäsche, Wertpapierauf-
sicht, Verbraucherschutz, wer auch immer betrof-
fen ist, und auch die Intensität der Aufsicht erhö-
hen für LSIs, die irgendwie anders und irgendwie 
besonders sind.  

Wir wollen eine Taskforce etablieren, die dann 
auch vor Ort ist. Also, wir hatten letztes Jahr mal 
den Fall, da war der gleiche Shortseller am Markt 
aktiv, bei dem wir dann auch prüfen. Aber da 
müssen wir erst ein Vergabeverfahren machen, 
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weil die Ressourcen hat die Bundesbank nicht. 
Dauert immer ewig, und eigentlich müsste man 
morgen ja vor der Tür stehen oder in der Tür ste-
hen und prüfen und Unterlagen mitnehmen. Das 
wollen wir tun. Und dann gibt es Bilanzkontrolle 
noch als Thema. 

Und ein ganz wichtiges Thema ist aber auch Kul-
turwandel. Kulturwandel heißt: Wie kriegen wir 
Leute dazu, dass sie mehr Mut haben, aktiver 
agieren? Und dazu könnte ein Instrument zum 
Beispiel auch sein eine häufigere Rotation zwi-
schen verschiedenen Aufsichtsbereichen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Mich würde noch 
mal die Zusammenarbeit mit dem BMF interes-
sieren. Da haben wir ja die Situation, dass Sie der 
Rechts- und Fachaufsicht durch das Finanzmi-
nisterium unterliegen. Und da würde mich mal 
interessieren, ob Sie in Ihrer Karriere schon mal 
erlebt haben, dass es mal eine Weisung des BMF 
gegeben hat gegenüber der BaFin. Weil das ist ja 
so das klassische Instrument der Fachaufsicht, 
dass es auch Weisungen gibt. Und ich habe den 
Eindruck, das kennen alle nur vom Hörensagen 
irgendwie, aber keinem ist das mal untergekom-
men, dass es mal eine Weisung gegeben hat. Ist 
das bei Ihnen auch so? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Also, wir hatten letz-
tes Mal ja den Disput über Abstimmung von In-
terviews, erinnere ich mich noch. Das subsu-
miere ich jetzt mal nicht unter „Weisung“. Ich 
habe noch keine Weisung zur aufsichtlichen Ent-
scheidung bekommen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Kennen Sie denn je-
mand anders, der schon mal eine Weisung be-
kommen hat vom BMF an das BaFin-Direkto-
rium? 

Zeuge Raimund Röseler: Nee, ich kenne keinen. 
Aber ich habe die Wahrnehmung: Bei der Wert-
papieraufsicht ist der Kontakt zum BMF enger, 
und ich kriege ja nicht das Tagesgeschäft mit. 
Aber die Frage ist: Nee, ich kenne keinen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Okay. Vielen Dank. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Weitere Fragen? 

(Matthias Hauer 
(CDU/CSU): Nein!) 

- Okay. Dann mache ich weiter. 

Ich würde gerne noch mal fragen wollen: Herr 
Zielke, früherer Coba-Vorstand, legte uns hier im 
Untersuchungsausschuss Gründe dafür nahe, 
weshalb die Commerzbank sich bereits 2019 für 
einen sogenannten - so hat er das genannt - „Soft 
Exit“ aus der Geschäftsbeziehung mit Wirecard 
entschieden habe. Hier seien vor allem auch 
Compliance-Fragen sowie Geldwäscheverdachts-
meldungen entscheidend gewesen. Letztere hät-
ten sich zum Großteil auf die Wirecard Bank be-
zogen. Vergleichen könnten Sie das auch - oder 
wir können Ihnen das auch vorlegen - im Sit-
zungsprotokoll vom 14.01. auf Seite 168. Können 
Sie uns etwas zu diesen Geldwäscheverdachts-
meldungen sagen? 

Zeuge Raimund Röseler: Nee. Geldwäschever-
dacht müssten Sie Herrn Pötzsch zu fragen. Ich 
kenne Analyse der Bank, kenne ich zum Wire-
card-Geschehen. Die habe ich aber erst nach dem 
Juni 2020 erhalten. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das heißt, als Ban-
kenaufsicht bei einem Konsortialkredit in Höhe 
von 175 Millionen Euro fragt, was mir nämlich 
auch aufgefallen ist, die BaFin nicht mal nach 
und versucht herauszubringen: Mensch, liebe 
Commerzbank, warum plant ihr da jetzt einen 
Soft Exit? Was ist los? - Weil das nenne ich ja 
auch mal Informationsaggregation, wenn Sie 
schon die Bankenaufsicht darstellen, eins und 
eins an der Stelle zusammenzuzählen. Und dann 
hätten Sie ja - so hat es hier auch der Herr Zielke 
dargelegt - wohl die Antwort bekommen: Ja, weil 
wir ganz einfach der Meinung sind, das können 
wir mit unserem Hause und den Geldwäschever-
dachtsmeldungen, die wir hier erhalten, nicht 
mehr vereinbaren. - Und so wären Sie vielleicht 
wieder einen Schritt weiter gewesen. 

Zeuge Raimund Röseler: Aber die Informationen 
haben wir von der Bank nicht bekommen. Und 
ich kriege auch nicht zu jedem Kreditvertrag, den 
eine Bank hat, eine Information zur Kreditpolitik 
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dahinter, weil gerade solche Banken haben ir-
gendwie ein Portfolio aus mehreren Tausend Kre-
ditnehmern. Das diskutiere ich mit denen nicht 
Namen für Namen. Aber ich gebe Ihnen insofern 
recht: Es wäre schön, wenn die Bank uns darüber 
informiert hätte, was sie da für Bedenken hat. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber das könnte ja 
auch die BaFin mal verfügen, dass sie sagt: Passt 
mal auf! Bei Konsortialkrediten ab einer Höhe 
von Euro 100 Millionen möchten wir von euch 
schon mal ganz gerne wissen: Warum habt ihr ge-
kündigt? - Das kann Sie ja auch weiterbringen. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Wenn ich morgen zu 
einer Bank gehe und frage: „Was haltet ihr eigent-
lich von der anderen Bank? Macht ihr euch nicht 
Sorgen um die?“, dann ist das Signal genug da-
für, um die andere Bank in den Abgrund zu stür-
zen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber ich dachte ei-
gentlich, dass Sie das schon sehr souverän und 
dann auch vertraulich behandeln. 

Zeuge Raimund Röseler: Allein die Frage, die ich 
stelle, dass ich mir über eine andere Bank viel-
leicht Sorgen mache, die hat doch schon Ein-
fluss. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja, die haben Sie ja 
nicht gestellt, sondern Ihr Teil - - würde Ihnen 
die Commerzbank ja einfach nur pflichtgemäß 
mitgeteilt haben: Wir kündigen und machen ei-
nen Soft Exit, weil … 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Die Information hät-
te ich gerne gehabt, ja. Habe ich aber erst nach 
dem Juni 2020 bekommen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Herr Röse-
ler, Herr Hufeld berichtete dem Finanzausschuss 
am 1. Juli 2020:  

Die BaFin habe auch die Outsour-
cing-Beziehungen zwischen der 
Wirecard Bank und dem Rest der 
Gruppe geprüft. Diese seien un-
problematisch gewesen. 

Das wäre auf MAT A BT-Präs-1.01, Blatt 314 zu 
lesen. Können Sie hierzu genauere Angaben zu 
der hier erwähnten Überprüfung machen? Kön-
nen Sie sich daran noch erinnern? 

Zeuge Raimund Röseler: Das ist Bestandteil der 
MaRisk-Prüfung gewesen. Da war ja auch ein Be-
standteil Outsourcing. Und das war auch unauf-
fällig. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Und teilen Sie die 
Ausführungen von Herrn Hufeld hier, dass es 
„unproblematisch“ gewesen sei in der Gruppe? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, aus damaligem - - 
Mit dem Wissen von damals, ja. So sagt es der 
Prüfungsbericht. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Dann 
wollte ich noch mal auf das Thema Herr Kukies 
eingehen und das, was ich Ihnen vorgelegt hatte. 
Ist da zwischenzeitlich noch mal eine Erinnerung 
gekommen, zum einen an das Gespräch, das Te-
lefonat, das bewusste, mit Herrn Balz? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, ich habe mit 
Herrn Balz öfters telefoniert. Kann gut sein, dass 
ich mit Herrn Balz auch - weil der ist für Zah-
lungsverkehr zuständig - zu Zahlungsverkehr te-
lefoniert habe. Ich erinnere mich aber definitiv 
nicht dran. Aber das würde ich auch nicht per se 
ausschließen, weil mit dem telefoniere ich schon 
ab und zu mal. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Dann 
würde ich gern noch wissen: Uns liegt auf 
MAT A BMF-25.23, Blatt 304 eine E-Mail von 
Herrn Kukies an Herrn Hufeld unter der 
Betreffzeile „Beschlussvorlage Übernahme 
Wirecard Bank AG durch Wirecard AG“ vor. 
Datiert ist sie auf den 21. Juli 2020, 0.25 Uhr. 
Herr Kukies schrieb an Herrn Hufeld Folgendes - 
ich zitiere -: 

Lieber Felix, 

ich habe gerade die Proposal Deci-
sion by BaFin to the ECB zur 
Übernahme der Wirecard Bank 
AG durch die Wirecard AG (unda-
tiert) gelesen, die ich von meinem 
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Team erbeten habe. Dabei habe 
ich einen Passus gefunden, der 
mir große Sorge macht, siehe An-
hang. Der entscheidende Satz: 
„The underlying motivation of the 
proposed reorganisation is to pre-
vent that Wirecard Acquiring and 
Issuing GmbH qualifies as a finan-
cial holding company and has to 
comply with regulatory require-
ments on a consolidated basis”. 

Das impliziert, dass der Autor der 
Proposal Decision akzeptiert oder 
sogar bewusst befördert, dass 
durch eine Reorganisation, die im 
Gesamttext ansonsten keine strate-
gische Rechtfertigung erkennen 
lässt, im Ergebnis die bankauf-
sichtlichen Regeln unterlaufen 
werden. 

Steht hier drin. 

Kannst Du  

- und jetzt wörtlich -  

herausfinden, wie diese Be-
schlussvorlage entstanden ist und 
welchen Status sie erhalten hat? 

Im Sinne umfassender Aufklä-
rung, die wir uns vorgenommen 
haben, muss das unbedingt 
schnell geklärt werden. 

Sind Sie durch Herrn Hufeld über diese E-Mail in 
Kenntnis gesetzt worden? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wie hat Herr Hu-
feld dieses Schreiben kommentiert, bzw. konnten 
Sie auch nachvollziehen, dass den Staatssekretär 
des BMF damals zu nächtlicher Stunde diese 
große Sorge erfasst hat? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, ich weiß nicht, ob 
ich - - Ich kenne den Sachverhalt. Ich weiß nicht, 
ob ich die Mail auch bekommen habe, aber ich 
kenne den Sachverhalt. Und richtig ist das, was 
ich eben schon versucht habe, deutlich zu ma-
chen: Alleine, dass eine Neustrukturierung einer 

Unternehmensgruppe aus den Zwecken von Auf-
sichtsarbitrage geschieht, ist leider kein Grund, 
diese Umstrukturierung verhindern zu können. 
Das ist schlicht nicht vorgesehen als Kriterium. 
Gibt auch andere Banken, auch einen anderen 
großen Industriekonzern, der hat seine Automo-
bilbank auch aus genau solchen Gründen umge-
hangen. Das ist kein Grund, das abzulehnen. Das 
steckt dahinter. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber können Sie 
die Sorge verstehen? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich kann die Sorge ver-
stehen, aber es gibt darauf keine befriedigende 
Antwort. Das ist die Rechtslage. Ich darf es 
schlicht nicht ablehnen, nur weil die damit einen 
anderen Zweck erfüllen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. Dann ist 
meine Zeit rum. - Dann schaue ich zu Dr. Zim-
mermann. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Nach intensivem 
Überlegen ist uns immer noch keine neue Frage 
eingefallen. Herzlichen Dank. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Dann 
schaue ich zu den Kollegen der FDP-Fraktion. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, ich wollte Herrn 
Röseler noch mal das Thema „Gespräch am 
30.01.2018 in den Räumen der BaFin in Bonn“ 
nachreichen. Sie kriegen die Vorlage gleich. Ich 
zitiere aber noch mal auch für unsere Zuhörer. 
Am 6. Dezember 2017 schrieb Herr Damberg an 
Herrn Ley, Herrn Wexeler und Herrn von Knoop: 
Durch die Paradise Papers steht momentan auch 
die Wirecard Bank AG im Fokus der Presse. - In 
diesem Zusammenhang bittet Herr Röseler, Exe-
kutivdirektor Bankenaufsicht, und Herr Happel, 
Abteilungspräsident der Bankenaufsicht, Abtei-
lung 3, um ein Gespräch mit Ihnen, Ley, Wexeler 
und von Knoop. Dann schickt Wirecard Termin-
vorschläge. Und dann schreibt Herr Damberg am 
11. Dezember: Guten Morgen Herr von Knoop, 
nach Absprache im Hause kann ich Ihnen folgen-
den Termin für das Gespräch bestätigen: Diens-
tag, den 30.01.2018, Beginn: 14 Uhr, Ort: Bonn, 
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Graurheindorfer Straße 108. - Also die BaFin. Wir 
zeigen es Ihnen. Das sind zwei, drei E-Mails. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich glaube, das ist das 
Gespräch, was ich eben erwähnt hatte im Zusam-
menhang mit Glücksspiel, an dem ich aber nicht 
teilgenommen habe, schlicht weil in dem Fall 
war ich krank geworden. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber Paradise Papers 
und Glücksspiel, ist das - - Also, hier ist ja der 
Kontext Paradise Papers. 

Zeuge Raimund Röseler: Aber das ist auf jeden 
Fall das Gespräch im Januar 2018. Das ist das Ge-
spräch, an dem ich nicht teilgenommen hatte, 
weil ich krank geworden war. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Da hatten Sie vor, teil-
zunehmen, und waren erkrankt. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. Da ist auch der Ter-
min mit mir abgestimmt worden. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Genau. 

Zeuge Raimund Röseler: Jetzt fragen Sie mich 
nicht mehr, ob ich Grippe oder Rücken oder was 
ich hatte. Aber ich war schlicht nicht da. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Nein. Das ist für den 
Untersuchungszweck nicht relevant. Aber das Er-
gebnis des Gesprächs wäre es allerdings. Viel-
leicht können Sie dazu noch was sagen. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich war danach ja nicht 
mehr für Geldwäsche zuständig, und das war pri-
mär Geldwäschethema. Also, der Antritt, warum 
ich das Gespräch haben wollte, war eben die Ab-
wicklung von Zahlungen für möglicherweise ille-
gales Glücksspiel. Und wir haben der Bank aufge-
geben, Zahlungen für Glücksspiel generell einzu-
stellen. Da hat sich die Bank nicht dran gehalten. 
Aber die Bank hat immerhin, soweit ich weiß - 
und ich war danach nicht mehr dafür zuständig -, 
ihr Monitoringsystem so geändert, dass nur noch 
Zahlungen für Anbieter aus EU und damit für le-
gales Glücksspiel abgewickelt werden konnten 
und die ganzen Illegalen rausgefiltert wurden. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Also, das Gespräch 
konnte Ihre Fragen, die in dem Gespräch gestellt 
worden sind, so beantworten, dass kein weiterer 
Nachlauf mehr notwendig war? 

Zeuge Raimund Röseler: Laufendes Monitoring 
sollte natürlich nötig sein. Aber das war dann 
nicht mehr mein Geschäftsbereich. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Dann würde 
ich Sie noch mal eines fragen: Die Wirecard AG 
hat ja nun wirklich, wie wir heute wissen, sehr 
umfassend im eigenen Namen Kredite vergeben, 
und zwar im dreistelligen Millionenbereich, und 
gleichzeitig sich auch verbürgt für Darlehen der 
Bank im Rahmen der sogenannten strategischen 
Kreditvergabe, wie wir heute wissen, auch im 
Rahmen der Ausplünderung des Konzerns. Wann 
hat denn die BaFin sich zum ersten Mal mit der 
Frage beschäftigt, ob möglicherweise die Wire-
card AG unerlaubte Bankgeschäfte betrieben hat? 

Zeuge Raimund Röseler: Wann das zum ersten 
Mal war, weiß ich nicht. Aber wir haben uns auf 
jeden Fall letztes Jahr damit beschäftigt, auch im 
Zusammenhang mit der Frage, ob wir wegen die-
sen Geschäften, die wir letztes Jahr so in voller 
Breite erst kennengelernt haben, in 2017 zu einer 
anderen Entscheidung wegen Finanzholding hät-
ten kommen müssen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, allerdings. Also, 
nach dem, was ich bisher gehört habe von ande-
ren Zeugen, war es so, dass das BMF nach dem 
KPMG-Bericht angestoßen hat, dass diese Frage 
mal geprüft wird mit dem unerlaubten Bankge-
schäft. Ist das auch Ihre Erinnerung, oder gab es 
das Thema vorher schon mal bei Ihnen? 

Zeuge Raimund Röseler: Es gab - - Ich habe in 
vager Erinnerung, dass der Bereich IF der BaFin, 
der zu Herrn Pötzsch gehört, das vorher schon 
mal geprüft hat und vorher da auch Fragezeichen 
dran hatte, aber in dieser Analyse 2020, wo IF 
auch beteiligt war, dann verneint wurde, dass das 
unerlaubtes Bankgeschäft gewesen wäre. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Gab es denn, nachdem 
Sie sich damit beschäftigt haben, schon einen - - 
Ich sage mal: Gab es im Untersuchungszeitraum 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/36

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 52 von 145 

ein Ergebnis, oder dauerte die Prüfung unerlaub-
ter Bankgeschäfte am letzten Tag des Untersu-
chungszeitraums noch an? 

Zeuge Raimund Röseler: Das weiß ich nicht, weil 
das ist nicht mein Geschäftsbereich. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Unerlaubte Bank-
geschäfte macht Herr Pötzsch? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, genau. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Alles klar. 

Zeuge Raimund Röseler: Ich bin für die Banken 
zuständig, die eine Erlaubnis haben, und wer 
keine hat, ist bei Herrn Pötzsch. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Bei Herrn Pötzsch 
kommt man dran, wenn man versucht hat, sich 
Ihnen zu entziehen. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. Danke schön. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann bedanke ich 
mich bei Herrn Toncar. - Dann wäre jetzt Fabio 
De Masi für die Fraktion Die Linke an der Reihe. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Herr Röseler, ich 
würde Sie gerne noch mal fragen, seit wann nach 
Ihrer Kenntnis die BaFin Zweifel an der Belast-
barkeit der Jahresabschlussprüfung von Finanz-
unternehmen durch EY hat womöglich - oder 
hatte. 

Zeuge Raimund Röseler: Im Zusammenhang mit 
Wirecard oder ganz grundsätzlich? 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Auch ganz grund-
sätzlich. 

Zeuge Raimund Röseler: Nee, also, wir haben 
nicht grundsätzlich Zweifel an der Richtigkeit 
von Finanzabschlüssen, auch nicht dann, wenn 
sie von EY geprüft worden sind. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und auch nicht im 
spezielleren Sinne? 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben natürlich - - 
Ich weiß jetzt nicht, auf was Sie abzielen. Wir ha-
ben natürlich nach Wirecard uns alle Abschlüsse 
vertieft angeschaut, auch nach dem Bericht der 
APAS, den wir bekommen haben, der nach Wire-
card kam. Wir haben uns alle Anschlüsse ange-
schaut, die von EY geprüft worden sind, und 
nach Auffälligkeiten da gesucht. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Wir machen 
einfach mal den stillen Vorhalt, und dann kön-
nen wir das vielleicht noch mal ein bisschen bes-
ser - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Die Zeit stoppen. 

(Dem Zeugen werden am 
Rand des Sitzungssaales 

Unterlagen vorgelegt - Der 
Zeuge und sein Rechts-
beistand lesen in diesen 

Unterlagen) 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Nur falls Sie jetzt, 
ich sage mal, in Kenntnis dessen noch mal ir-
gendwas ergänzend ausführen möchten. 

Zeuge Raimund Röseler: Wir haben, wie gesagt, 
nach dem APAS-Bericht noch mal grundsätzlich 
uns alle EY-Berichte angeschaut, gemeinsam mit 
der Bundesbank, und haben nach Auffälligkeiten 
gesucht, die von unserer Grundsatzabteilung vor-
her rausgefiltert und von der APAS rausgefiltert 
worden sind. Und hier wird ja geschrieben, dass 
ich mit dem ersten Papier nicht zufrieden bin. 
War ich auch nicht, weil das war mir zu wenig 
Hilfestellung für die Leute, die die Analyse ma-
chen sollten. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Haben Sie 
sich denn, sage ich mal, aus diesem Vorgang jetzt 
in der aktuellen - - Das gehört jetzt nicht streng in 
den Untersuchungszeitraum hinein. Aber viel-
leicht können Sie trotzdem sagen, ob es in der ak-
tuellen Praxis der BaFin im Hinblick auch auf 
Jahresabschlussprüfungen im Bankenbereich, die 
durch EY durchgeführt werden, jetzt spezielle 
Maßnahmen noch gibt, die ergriffen werden. 

Zeuge Raimund Röseler: Also, wir haben hier 
dann so ein paar Einzelfälle rausgefiltert, die 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/36

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 53 von 145 

rausgegangen sind. Da sind wir dann vertieft 
nachgegangen. Das war aber alles unspektakulär. 
Und ganz grundsätzlich haben wir den Glauben 
an Wirtschaftsprüfer und das Vertrauen auf die 
Wirtschaftsprüfer ein gutes Stück verloren. Ich 
meine, das ist ja ein Fall. Wir hatten dieses Jahr 
den Fall Greensill, der mindestens genauso 
schlimm ist. Und wir müssen jetzt - und das ist 
auch Bestandteil dieses Projektes - natürlich hin-
terfragen und müssen natürlich fragen: Wieweit 
können und wollen wir uns noch auf Wirt-
schaftsprüfer verlassen, und wieweit müssen wir 
nicht viel stärker selber da reingehen? Also, das 
ist für mich eine ganz klare Schlussfolgerung. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Der Herr Kollege 
Güntzler meldet sich für eine Zwischenfrage. - 
Nein, Spaß. 

(Heiterkeit) 

Okay. - Kleinen Augenblick! - Ich möchte jetzt 
noch mal kurz auf das Thema Inhaberkontroll-
verfahren zurückkommen. Ich mache es erst mal 
abstrakt. Da gab es doch auch von Mitarbeitern 
aus Ihrer Behörde, sage ich mal, sehr deutliche 
Statements, ob es da nicht auch Versäumnisse 
gab im Rahmen des Inhaberkontrollverfahrens, 
oder? 

Zeuge Raimund Röseler: Ich habe da auch schon 
mal so Statements abgegeben. Jetzt weiß ich aber 
nicht, auf was Sie hinauswollen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Gab es in Ihrer Mit-
arbeiterschaft, bei den Leuten, die eben auch 
zentral damit befasst waren, die Einschätzung, 
dass es dort auch grobe Versäumnisse gab, bezüg-
lich also zum Beispiel der Würdigung auch von 
Änderungen im, ich sage mal, EU-primärrechtli-
chen Rahmen und wie sich das auf das Inhaber-
kontrollverfahren ausgewirkt hätte? 

Zeuge Raimund Röseler: Ist mir jetzt - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Dann - -  

Zeuge Raimund Röseler: Gab es bestimmt, aber 
das brauche ich jetzt nicht - - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Der freundliche 
junge Mann hinter Ihnen, der wird Ihnen da mal 
was zeigen. 

(Dem Zeugen werden am 
Rand des Sitzungssaales 

Unterlagen vorgelegt - Der 
Zeuge und sein Rechts-
beistand lesen in diesen 

Unterlagen) 

Da klingelt was, oder? 

Zeuge Raimund Röseler: Da klingelt was. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Also, ich habe jetzt 
schon viele BaFin-Mitarbeiter - - Die sind eigent-
lich immer sehr zurückhaltend in ihrer Sprache. 

Zeuge Raimund Röseler: Nein, da klingelt was, 
weil - - Ehrlich gesagt, habe ich auf die Mail ge-
wartet, weil ich hatte irgendwo bei Twitter oder 
so schon mal gelesen, dass - -  

(Heiterkeit) 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Also, bei mir nicht. 
Nein, nein, nein. Bei mir mit Sicherheit nicht. 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, aber über die Mail, 
dachte ich mir - - Weil die war vom Wortlaut so, 
die Mail, dass ich wusste, von wem die Mail ist, 
obwohl sie da nur zitiert wurde. Die Mail ist von 
meiner persönlichen Referentin. Und die Mail 
ist - - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das dürfen 
Sie, glaube ich, gar nicht hier verraten, wollte ich 
nur sagen, oder? 

Zeuge Raimund Röseler: Ja, auf jeden Fall weiß 
ich, von wem die Mail ist. 

(Heiterkeit) 

Und die Kollegin hatte - - Das war ja noch ziem-
lich am Anfang, direkt nachdem Wirecard ge-
platzt ist, wo wir wirklich alles am Suchen wa-
ren. Die Kollegin hatte da schlicht in dem Mo-
ment das Thema Acquiring & Issuing und Hol-
ding auf AG-Ebene durcheinandergeworfen, weil 
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da steht ja drin: „Abteilung hat gepennt“, weil sie 
dachte, der Konsolidierungshinweis der Bundes-
bank würde sich auf die AG beziehen und nicht 
auf die Acquiring & Issuing. Wenn Sie den Hin-
weis lesen: Es steht ja auf die Acquiring & 
Issuing - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das Zitat, das 
Sie eben genannt haben, das haben wir jetzt alle 
überhört. Herr Fritz hat schon ganz streng ge-
guckt. 

(Heiterkeit) 

Und ich weiß nicht, wo Sie das auf Twitter gele-
sen haben. Also, wenn ich das nicht war, kann 
das nur der Wolfgang Schmidt gewesen sein, der 
das getwittert hat. - Okay. Dann vielen Dank. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, Fabio 
De Masi. - Und als Nächstes hat das Wort 
Dr. Bayaz für Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, wäre auch mal Zeit, Herr Röseler, dass die 
BaFin auch ein Twitteraccount sich anschafft 
und sie in diese Debatten einsteigt. 

Zeuge Raimund Röseler: Das sehe ich, ehrlich 
gesagt, auch so. Ich war aber immer der Einzige 
im Direktorium. Ich hoffe, das ändert sich bald. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Da tut sich ja jetzt gerade ein bisschen was. Also, 
vielleicht gibt es da auch Gelegenheiten. 

Zeuge Raimund Röseler: Weil es ärgert mich im-
mer, wenn Sie oder Ihre Kollegen was schreiben, 
und ich kann mich nicht wehren, höchstens über 
eine Presseerklärung, die dann schon lang veral-
tet ist. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, genau. Und dann dauert es wieder zwei Tage 
und so. 

(Fabio De Masi (DIE 
LINKE): Ich kann für Sie 

twittern! - Heiterkeit) 

Aber ich wollte noch mal auf einen Sachverhalt, 
ganz analog, zurückkommen, und zwar wollte 
ich Ihnen noch mal eine E-Mail einfach vorlesen. 
Und zwar ist das folgender Vorgang, dass Frau 
Folter, die wir ja auch hier gehört hatten, sich an 
Ihre Mitarbeiterin in der Bankenaufsicht wendet - 
der Name hier ist geschwärzt; ich erahne aber, 
um wen es sich hier handelt - und fragt sozusa-
gen nach der „FT“-Berichterstattung im Januar 
2019. Und dann gibt es eine Antwort von Ihrer 
Referatsleiterin. Die würde ich Ihnen gerne ein-
fach mal kurz vorlesen, und zwar ist das MAT A 
Bundesbank-3.06, Blatt 266. Ich lese das mal kurz 
vor - das sind zwei Absätze -: 

Sehr geehrte Frau Folter, 

vielen Dank für die weiteren Infos. 
M. E. handelt es sich um eine wei-
tere Shortseller-Attacke. Der Jour-
nalist der Financial Times (Dan 
McCrum) hat bereits mindestens 
zweimal nicht verifizierbare bzw. 
falsche Informationen verbreitet, 
die zu Kurseinbrüchen führten 
und Shortsellern Gewinne ein-
brachten. Eine Verbindung zwi-
schen Dan McCrum und den 
Shortsellern konnte wohl bislang 
nicht belegt werden. WA ermittelt 
allerdings wegen Kursmanipulati-
onen. 

Über unsere Hinweisgeberstelle 
haben wir ein Gutachten von 
Rajah & Tann anonym übersandt 
bekommen. Die Echtheit kann 
nicht überprüft werden. Im Text 
geht es um eventuelles Fehlver-
halten von 3 Mitarbeitern in Sin-
gapur im Jahr 2018 …  

Das überspringe ich. Bla, bla, bla. 

Die weiteren anonym übersandten 
Unterlagen … erwecken den Ein-
druck, dass es sich hierbei um Ra-
cheakte von gekündigten Mitarbei-
tern handelt. Die Unterlagen ent-
halten weder Hinweise auf ein 
Fehlverhalten der Wirecard AG 
noch Hinweise auf die Wirecard 
Bank AG. 
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Ich schlage vor, dass wir im anste-
henden Aufsichtsgespräch die 
Vertreter der Bank nochmals auf 
den Vorgang ansprechen. 

Ich meine, hinterher ist man immer klüger. Aber 
im heutigen Licht ist diese E-Mail natürlich 
schon auch bitter und vor allem deswegen ja 
auch bitter, weil Frau Folter ja auch hier war 
und, ich glaube, auch einfach durchaus da akri-
bisch war, die Dinge zusammenzutragen und 
dann auch an die jeweiligen Stellen, unter ande-
rem Ihr Haus, Ihre Referatsleiterin in der Banken-
aufsicht, da weiterzuleiten. 

Jetzt will ich gar nicht den Blick nach hinten 
werfen - das haben wir ja jetzt schon sehr inten-
siv hier gemacht -, sondern eher vielleicht mal 
den Blick nach vorne auch wenden - weil Sie 
sich ja jetzt auch hier durchaus selbstkritisch ge-
zeigt haben, was ich gut finde -, wie man diese 
Nähe zu einem Institut, wo man sich auch - das 
ist jetzt meine Wortwahl - fast bedingungslos vor 
dieses Unternehmen stellt, ohne einen Zweifel 
von Kritik überhaupt zuzulassen - - Wie kriegen 
wir das in Zukunft besser hin? 

Zeuge Raimund Röseler: Also, das ist ja genau 
der Plan, dieser mehrstufige Plan, auf den ich 
eben schon kam, mit Kulturwandel und - - Wir 
haben sicherlich an manchen Stellen zu wenig 
kritische Distanz zu den Banken. 

Und für mich ganz zentral - - Also, neben dem 
Thema Kulturwandel für mich ganz zentral sind 
zwei Punkte: Das ist einmal diese Fokusaufsicht. 
Wenn Sie es nämlich schaffen, dass nicht ein 
Einzelner für eine Bank zuständig ist, sondern 
der in ein Team eingebettet ist, dann haben Sie 
auch so was wie eine automatische Kontrollfunk-
tion. Und gerade wenn die Teammitglieder dann 
auch noch im Laufe der Jahre rotieren, haben Sie 
so was wie eine automatische Kontrollfunktion. 
Und Sie müssen viel intensiver da an den Ban-
ken dran sein. Und der andere zentrale Punkt ist 
für mich halt diese Taskforce, dass wir in solchen 
kritischen Fällen vor Ort da sein müssen. 

Aber ich glaube, diese Fokusaufsicht hat das Po-
tenzial, ganz, ganz viel zu ändern, und das ver-
bunden dann mit so Maßnahmen wie eben: Wir 
müssen stärker rotieren. - Aber das gilt dann, ehr-
lich gesagt, nicht nur für die Banken; das gilt für 
alle anderen Aufsichtsbereiche auch. Und das hat 
es in der Vergangenheit so schwer gemacht. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das haben Sie nicht exklusiv; das stimmt. Und 
das werden wir bei Gelegenheit sicherlich noch 
mal intensiver diskutieren. - Das war’s. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Dann schaue ich zu den Kollegen der 
CDU/CSU. - Schaue mich an. - Nein. Schaue 
noch mal zu den Kollegen der SPD. - Nein. 
Dr. Toncar für die FDP? 

(Dr. Florian Toncar (FDP): 
Danke!) 

Fabio De Masi? 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Nur ein kleiner Hin-
weis: Ich habe den Tweet gefunden. Das bezieht 
sich allerdings auf einen Zeitungsartikel, in dem 
dieses Zitat gefallen ist. Insofern völlig unbe-
denklich. 

(Heiterkeit) 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. Danke für 
die Auf- -  

Zeuge Raimund Röseler: Irgendwo habe ich auf 
jeden Fall gelesen, jemand hätte eine Mail ge-
zeigt, wo drinsteht: gepennt. - Und dann wusste 
ich, welche Mail das ist. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann danke ich 
auch an der Stelle -  

Zeuge Raimund Röseler: Das war die einzige, die 
ich mitgenommen hatte. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: - für die Aufklä-
rung. - Dann schaue ich noch mal zum Kollegen 
Bayaz. - Auch nicht. 
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Dann stelle ich natürlich noch mal die obligatori-
sche Frage: Besteht Bedarf, in einer eingestuften 
Sitzung noch mal in medias res zu gehen? - Das 
ist auch nicht der Fall. Dann stelle ich fest, dass 
keine Fraktion noch Fragen hat.  

Dann können wir Ihre Befragung für heute been-
den. Im Rechtssinne abgeschlossen ist Ihre Ver-
nehmung damit allerdings noch nicht. Vielmehr 
wird Ihnen das Protokoll nach Ihrer Vernehmung 
übersandt. Sie haben dann bis zu zwei Wochen 
Zeit, um etwaige Protokollierungsfehler zu mo-
nieren oder Ihre Aussage gegebenenfalls inhalt-
lich richtigzustellen oder zu ergänzen. Erst da-
nach beschließt der Ausschuss den Abschluss Ih-
rer Vernehmung. 

Bevor ich Sie jetzt aber gänzlich in den wunder-
schönen Frühlingstag entlasse, muss ich noch ein 
Schweigegebot aussprechen. Herr Röseler, Herr 
Dr. Birke, Sie hatten Einblick in mehrere VS-Ver-
traulich, Geheim eingestufte Unterlagen. Sie 
müssen daher entsprechend § 174 Absatz 3 Ge-
richtsverfassungsgesetz zur Verschwiegenheit 
verpflichtet werden. Ich stelle ein solches 
Schweigegebot zur Abstimmung. - Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Dann ist dies so be-
schlossen. 

Ich stelle fest:  

Erstens.Der Ausschuss macht dem Zeugen 
Röseler und seinem Rechtsbeistand Dr. Birke die 
Geheimhaltung der als Geheim oder Vertraulich 
eingestuften Tatsachen zur Pflicht, die Ihnen 
durch die Vernehmung in der Sitzung heute zur 
Kenntnis gelangt sind. 

Zweitens. Der Zeuge und sein Rechtsbeistand 
werden darauf hingewiesen, dass derjenige, der 
gegen die auferlegte Schweigepflicht verstößt, 
sich strafbar machen kann. 

Nach diesen letzten Worten von mir an dieser 
Stelle darf ich mich nochmals recht herzlich bei 
Ihnen bedanken, wünsche Ihnen heute noch ei-
nen schönen Tag und wünsche wie immer allen 
unseren Zeugen und Beiständen: Bleiben Sie ge-
sund in dieser schwierigen Zeit, und kommen 
Sie gut nach Hause! Vielen Dank. 

Gut. Dann machen wir weiter. Und dann rufe ich 
als nächsten Tagesordnungspunkt die Zeugenver-
nehmung Elisabeth Roegele - auch hier Fortset-
zung - auf und bitte Frau Roegele zu uns nebst 
Professor Ahlbrecht in den Sitzungssaal. 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Irgendwo haben 
wir hier gerade über die Lautsprecher ein Ton-
problem, dieses Brummen. Dann machen wir uns 
mal auf die Fehlersuche; das Brummen setzte ein 
mit dem Betätigen der Jalousien. Herr Fleischer 
ist schon auf der Suche. 

Okay, dann würde ich sagen, ich unterbreche 
noch mal für fünf Minuten, bis wir diesen unan-
genehmen Summton entdecken und auch beseiti-
gen konnten.  

(Unterbrechung von 
15.05 bis 15.10 Uhr) 

Vernehmung der Zeugin 
Elisabeth Roegele 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Frau Roegele, auch 
ich heiße Sie heute wieder recht herzlich will-
kommen zur Fortsetzung Ihrer Vernehmung. Ne-
ben Ihnen hat Ihr Rechtsbeistand, Herr Professor 
Dr. Heiko Ahlbrecht, Platz genommen. Wir haben 
ja auch schon das Vergnügen gehabt. Ich begrüße 
Sie auch recht herzlich. 

Und, Frau Roegele, Sie standen ja schon im März 
zur Verfügung, sodass ich jetzt davon ausgehe, 
dass die damals gegebenen Hinweise so weit 
noch bekannt sind. 

(Die Zeugin nickt) 

- Wunderbar. Das ist lieb; das spart uns auch eine 
ganze Menge Zeit. 

Dann könnten wir in dem Fall mit der Befragung 
beginnen. Ich würde, wie immer, beginnen.  

Wir hatten gestern insoweit ein interessantes Ge-
spräch mit Frau Dr. Lausch, die dann auf das 
zweistufige Verfahren einging, also das Enforce-
ment-Verfahren, was ja 2005 etabliert wurde als 
Reaktion auf Enron, und sie hat uns dann mitge-
teilt, dass schon seit 2014 - 2015, 2017 - immer 
mal seitens der BaFin Richtung Finanzministe-
rium gefunkt wurde, dass man dieses Verfahren 
doch für etwas unglücklich, ineffizient hielt, also 
wohl schon einige Fehler im System gefunden 

hatte, was Forensik, was viele andere Dinge sei-
tens der DPR angeht, und dass insbesondere 
wohl eines immer deutlicher wurde dann in den 
Jahren: dass gerade, wenn es dann auf Betrug, Bi-
lanzbetrug, Fälschung hinausläuft, dieses Verfah-
ren sich doch als etwas ungeeignet erweisen 
könnte. - Ich drücke das jetzt diplomatisch aus. 
Waren Ihnen diese Hinweise seitens der BaFin 
Richtung Finanzministerium bekannt? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, vielen Dank, und 
auch von meiner Seite einen guten Nachmittag! 
Ja, zu den Ausführungen „Enforcement-Verfah-
ren“: Ich denke, ich habe auch letztes Mal ja 
schon darauf hingewiesen: Das Enforcement-Ver-
fahren, so wie wir das in Deutschland haben mit 
dem zweistufigen Verfahren, ist sicherlich nicht 
das effizienteste. Wir haben zwei Einheiten, die 
eine unabhängig von der anderen, die eine Ein-
heit, DPR, durchaus als Erstes immer in der Li-
nie. Es gibt immer Informations- und Reibungs-
verluste, wenn man Schnittstellen hat. Ich glau-
be, das ist gar keine - wie soll ich sagen? - Beson-
derheit. 

Dass es Probleme gab - seit 2015 bin ich im 
Amt -, das kann man sicher so sagen, dass hier 
das nicht das effizienteste Verfahren ist. Und die 
Zusammenarbeit mit der DPR hat sich nicht im-
mer wirklich - wie soll ich sagen? - so gestaltet, 
dass man an ein gutes Ziel und ein schnelles Ziel 
gekommen wäre. 

Ich glaube, wenn Sie jetzt zweimal auf Forensik 
zu sprechen gekommen sind: Das war gar nicht 
so der Gegenstand. Das waren viel banalere Din-
ge, würde ich mal sagen: Informationsfluss von-
seiten der DPR an die BaFin, die Art und Weise, 
wie die Abgaben stattzufinden haben, die Infor-
mationsweitergabe, -weiterleitung seitens der 
DPR. Frau Lausch hat Ihnen ja vielleicht erzählt, 
dass es in den Anfängen der DPR sogar die Aus-
sage gab: Ihr bekommt unsere Akten nicht. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Genau. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Es gab dann auf inter-
nationaler Ebene - auch da haben Sie das Pro-
blem von zwei Instanzen - immer das Abstim-
mungserfordernis, damit man mit einer Stimme 
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spricht. Die DPR kennt natürlich die Fälle, weil 
sie viel mehr Fälle bearbeitet als wir, und - - Aber 
bei ESMA müssen wir mit zwei Institutionen mit 
einer Stimme sprechen. Das heißt, man hat vor-
her immer Abstimmungsprozesse, wie man sich 
auch im internationalen Bereich, also im europäi-
schen Bereich insbesondere, positioniert. 

Ich denke, es ist ein guter Start, dass man das 
jetzt durchaus ändern will. Ich glaube, man hat 
gesehen, dass das nicht das effizienteste und 
beste Verfahren ist. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mhm. Mich hat 
das insoweit verwundert, weil ich da ja auch ge-
sagt habe: Mensch, guck mal, 2014 - und das 
finde ich auch, ich sage es mal, wirklich bemer-
kenswert gut - hat die BaFin im Finanzministe-
rium - damals ja auch, das muss man auch sagen, 
unter ganz anderer Führung des Finanzministers 
Schäuble - diese Hinweise bekommen. Es ver-
wundert mich auch insoweit, als dass wir gestern 
einen Dr. Böllhoff hier hatten, der ja zum Teil in 
seinem Referat - so hat er es hier auch als letzter 
Zeuge gestern dargelegt - die Rechts- und Fach-
aufsicht gestaltet. Ich glaube, allen ist dann so 
klar geworden: Rechts- und Fachaufsicht ist dann 
doch anders, als man sie wünscht zu interpretie-
ren, nach dem Motto - ja, Herr Hauer wird da 
nachher auch noch mal sagen -: Mensch, gab es 
denn auch mal eine Weisung seitens des Ministe-
riums? 

Aber es ist wohl der Eindruck, dass das Commit-
ment war: „Wir betrachten das soft“, nach dem 
Motto: Die BaFin sagt: „Das sind unsere Schwer-
punkte“, man trifft sich zweimal im Jahr zu Tref-
fen, trifft sich dort, bespricht entsprechend, wel-
che Themen auf die Agenda gesetzt werden, und 
sagt dann sehr konsensual: Diese Themen wollen 
wir jetzt zusammen angehen. 

Wenn dem dann wiederum so ist, finde ich das 
natürlich jetzt mit einer Nacht dazwischen - und 
das habe ich gestern tatsächlich mal beim Glas 
Wein so sacken lassen -: Es ist sicher schon merk-
würdig, wenn die BaFin - und wenn das so bis-
her das Commitment ist - dann funkt: Achtung, 
Finanzministerium! Ihr macht zwar die Rechts- 
und Fachaufsicht, aber wir machen die Themen. 

- Und jetzt kommt immer mal mit den Einwän-
den, die eben auch genau richtig - - Das wäre 
nämlich der nächste Punkt gewesen, dass teil-
weise dann Akteneinsicht nicht gewährt wird 
oder dass man sagt: „Nee, die dürfen wir euch 
auch gar nicht zeigen, sozusagen Geheimnisträger 
sind wir hier, Berufsgeheimnisträger“, und dass 
das dann nie auf der Agenda stand, also nach 
dem Motto: Weisung gibt es nicht. - Kollege 
Hauer würde sagen: Kennt wohl keiner, nur vom 
Hörensagen. 

Dr. Böllhoff führt gestern aus, Rechts- und Fach-
aufsicht heißt, wie ich es eben beschrieben habe: 
Die BaFin kommt und sagt beispielsweise: Den 
Punkt möchten wir verbessern, jenen. - Wir hat-
ten insbesondere das gestern natürlich am 
Thema - ich sage jetzt „natürlich“ - Compliance, 
Mitarbeitergeschäfte, Spekulationen im Hause 
der BaFin festgemacht, unter anderem. Und jetzt 
hört man fast beiläufig - und dann haben wir da 
ja auch nachgehakt - von Frau Dr. Lausch: Nö, da 
gab es schon Hinweise 2014, 15 usw., und das 
war nie Thema. - Oder war es mal in einer dieser 
entsprechenden Verwaltungsratssitzungen The-
ma, und das Finanzministerium - unter wessen 
Leitung, können wir ja dann noch klären - hat 
dann einfach gesagt: „Nö, das ist eigentlich gar 
nicht so tragisch; wir bleiben bei diesem zweistu-
figen Enforcement-Verfahren“? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, wenn ich mal 
versuche, rauszukristallisieren, was jetzt die 
Frage ist, dann - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Also, ich kann die 
Frage ganz - - Die Frage ist ganz konkret: War es 
mal aufgrund dessen - - Sonst wäre es ja durch 
alle Raster, die Sie so haben, gefallen; das wäre 
natürlich jetzt fatal. Also, wenn gesagt wird auf 
der einen Seite - um es klar zu sagen -: „Wir ma-
chen eigentlich entsprechend keine Anweisun-
gen seitens des Finanzministeriums, sondern die 
BaFin rollt die Steine und Punkte ins Spielfeld, 
die wir diskutieren wollen und dann konsensual 
als Rechts- und Fachaufsicht lösen“, dann haben 
Sie die Bälle ja ins Spielfeld gerollt, nämlich zu 
sagen - schon seit 2014 -: Das zweistufige 
Enforcement-Verfahren ist nicht so unbedingt das 
Verfahren, was uns in Zukunft weiterbringt. 
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Und dann ist meine Frage: Haben Sie denn, wenn 
das, was wir gestern gelernt haben, entsprechend 
das Commitment ist, so miteinander umzu-
gehen - das ist ja auch völlig in Ordnung dann -, 
mal drauf gedrungen, oder war es vielleicht so-
gar, weil es uns entgangen ist oder solche Sitzun-
gen ja eigentlich - - Das habe ich auch gelernt: 
Wenn man dann eben in diesen Aufsichtsrats-
gremien ist, dann kannst du nicht draus zitieren, 
dann muss der andere vielleicht hier in einer 
Zeugenaussage mal Butter bei die Fische brin-
gen. - Und das ist meine konkrete Frage: War das 
mal Thema in diesen Rechts- und Fachaufsichts-
gesprächen mit dem Finanzministerium, ob nun 
2014, 15, 16, 17, 18, 19 - ich sage das ganz be-
wusst so lang -, 20? Also, so lange ist dieses 
Thema bekannt - und führte dann ja zum sozu-
sagen Finanz-GAU Wirecard. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Hm. Ich würde unter-
scheiden. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gerne. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Sie sprechen einerseits 
den Verwaltungsrat an und dann Rechts- und 
Fachaufsichtsgespräche an.  

Also, zum einen der Verwaltungsrat: Dort wird 
regelmäßig, einmal im Jahr, auch dann der 
Enforcement-Haushalt - das ist ja ein gesonderter 
Haushalt - verabschiedet, aber in diesem Kontext 
gab es nach meiner Erinnerung keine grundlegen-
de Diskussion zu diesem zweistufigen Verfahren, 
obwohl das ja schon auffällig ist. Es gab immer 
wieder mal Nachfragen: Was ist der Enforcement-
Haushalt? - Aber in dem Sinn gab es dazu meiner 
Erinnerung nach jetzt keine grundsätzlichen Dis-
kussionen. 

Es gab immer wieder anlassbezogen - und ein 
Anlass waren sicher die Umsetzungen der Guide-
lines von ESMA - Hinweise an das Finanzminis-
terium. Jetzt dürfen wir aber nicht ganz außen 
vor lassen, dass ja die DPR in der, ich würde mal 
sagen, Sphäre des Justizministeriums angesiedelt 
ist. Also, wir haben hier zwei Ministerien, die 
hier eine gewisse Zuständigkeit haben, und das, 
also, ist sicherlich - - vereinfacht sicherlich die 

Prozesse auch nicht, wenn dann zwei Ministe-
rien hier zuständig sind. Also, auf jeden Fall ha-
ben wir - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Kann ich da kurz 
nachfragen? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Heißt das - nur für 
den Laien und die Öffentlichkeit -, Sie melden 
was dem Finanzministerium - SPD-geführt ja zur-
zeit -, das geht an das Bundesjustizministerium 
und Ministerium für Verbraucherschutz, und da 
kann so eine Art Pingpong entstehen, und man 
wird sich nicht einig, und der eine blockiert, weil 
er es rechtlich nicht so sieht, und der andere sagt: 
„Wir sehen das aber so“? Darf man sich das so 
vorstellen? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das müssen Sie jetzt 
die Ministerien fragen. Was in den internen Pro-
zessen zwischen den Ministerien läuft, kann ich 
jetzt nicht als Zeugin beantworten.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mhm. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber unser Eindruck 
war natürlich, dass es ein hohes Commitment des 
Bundesjustizministeriums auch zur DPR und zur 
Zweistufigkeit gibt. Also, das kann ich, glaube 
ich, so sagen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Noch mal ein ganz 
neuer, interessanter Aspekt.  

Zeugin Elisabeth Roegele: Und ich meine, ich 
bin - - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das heißt, das war 
Ihre Wahrnehmung. Okay. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. - Wenn Sie sehen: 
Der Vertrag, der Anerkennungsvertrag, ist zwi-
schen der DPR und dem BMJ abgeschlossen - da-
mals noch BMJ. Wenn Sie sehen: Die Verfahrens-
ordnung wird letztlich vom BMJ - ich glaube, 
Herr Hauer ist da immer eine sichere Bank - im 
Einvernehmen oder Benehmen mit dem BMF ab-
geschlossen. Also, insofern: Da ist doch eine sehr 
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starke Rolle auch des BMJ - oder heute BMJV - 
beinhaltet. Und, ja, das würde ich mal auch se-
hen, dass das BMF hier nicht allein agieren 
konnte bei dieser Thematik.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mhm. Das heißt - - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist sicherlich 
auch, wenn ich das mal so sagen darf, ein Thema, 
was mit dem FISG, wo man eine klare ministeri-
elle Verantwortung beim BMF jetzt verankert 
nach meiner Kenntnis, sicher ein großer Fort-
schritt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mhm. Das heißt, 
das hat sich aus Ihrer Wahrnehmung - wir kön-
nen ja nur eine Wahrnehmung - - schon so darge-
stellt. - Haben Sie denn mal erlebt, dass zumin-
dest aus dem Finanzministerium Ihnen gegen-
über das diskutiert wurde, eine Rückmeldung 
kam oder dass man dann bei einem rechts- oder 
fachaufsichtlichen Gespräch - - Also, das hatten 
Sie ja eben gesagt: Da war es dann nie Thema mit 
dem Finanzministerium. 

Zeugin Elisabeth Roegele: So. Also, zu den Fach-
aufsichtsgesprächen: Da ist es vielleicht am 
Rande angesprochen worden - und natürlich jetzt 
im Zuge des Wirecard-Falles. Es ist, glaube ich, 
kein Geheimnis, dass ich im Zuge des Wirecard-
Falles sehr intensiv dem BMF auch gesagt habe, 
man möge doch jetzt den DPR-Vertrag, den man 
ja zum 30.06. kündigen konnte, bitte kündigen, 
schon mal rein aus Rechtswahrungs- - oder, ja, 
um die Position nicht zu verlieren; denn sonst 
hätte man erst ein Jahr später wieder kündigen 
können. Das ist ganz klar - da stehe ich dazu -: 
Das war meine Empfehlung auch Richtung BMF, 
das das dann auch nicht alleine kündigen 
konnte; denn dazu braucht es ja wieder, - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja, klar. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - wie wir vorhin fest-
gestellt haben, das BMJV. Also, insofern: Da habe 
ich ganz klar Position bezogen, dass man das tun 
sollte - im Fachaufsichtsgespräch. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann kann man 
für die Zukunft da sicherlich mitnehmen, dass 

solche Dinge vielleicht in Zukunft, wie man im-
mer das auch löst, unter einem Ministerium auf-
gehangen werden. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, ich bin nicht der 
Gesetzgeber; das sind Sie hier. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein. Da sind wir 
ja dann - - Aber wir wollen ja auch was lernen, 
würde jetzt der Kollege Michelbach sagen, und 
für die Zukunft besser machen, weil man so eine 
ähnliche Konstruktion manchmal auch in ande-
ren Bereichen und - - Insoweit ist das ja schon 
mal ein Hinweis, den Sie uns hier eben entspre-
chend geben, was ich gut finde. 

Ja, dann bin ich jetzt zunächst erst einmal mit 
meinen einleitenden Dingen durch. - Dann 
Matthias Hauer für die CDU/CSU-Fraktion. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Vorsitzen-
der. - Frau Roegele, erst mal vielen Dank, dass 
Sie noch mal zur Verfügung stehen. Sie wissen 
ja, wem Sie es zu verdanken haben, dass Sie 
noch mal da sind - also jetzt nicht uns, sondern 
dem BMF, die ja Unterlagen so spät geliefert ha-
ben, dass wir nicht die Möglichkeit hatten, vor 
Ihrer letzten Befragung da entsprechend Einsicht 
zu nehmen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Es ist mir trotzdem 
eine große Freude, heute hier zu sein. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, uns auch. 

(Heiterkeit) 

Insofern: Sie werden auch feststellen, dass die 
Kolleginnen und Kollegen und ich auch nicht 
nur Fragen zu diesen Unterlagen, die nachge-
reicht werden, stellen, weil uns natürlich immer 
noch kluge andere Dinge auch einfallen. 

Aber ich will jetzt natürlich das Angeteaserte von 
dem Kollegen Gottschalk hier jetzt auch erfragen, 
wenn er schon angekündigt hat, dass ich das fra-
gen werde, Thema „Rechts- und Fachaufsicht 
durch das BMF gegenüber der BaFin“. Klassische 
Mittel für Aufsicht, Fachaufsicht sind Weisun-
gen, und da versuche ich derzeit rauszufinden 
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bei Ihnen und Ihren Kollegen, ob schon mal so 
eine Weisung stattgefunden hat, ob Sie sich da 
erinnern, dass mal vom BMF eine Weisung an 
die BaFin ergangen ist. Also, Sie wären jetzt die 
Erste, die sich an eine erinnert, aber vielleicht ist 
es ja bei Ihnen der Fall. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, noch mal: Ich 
will mal sagen, im Aufsichtsbereich - wir spre-
chen über Aufsicht -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - ist es mir nicht in Er-
innerung. Aber ich möchte eines sagen: Wenn 
man einen permanenten Austausch und einen 
sehr kollegialen Austausch hat mit dem Ministe-
rium - und das kann ich, glaube ich, sagen, ge-
rade mit dem Referat, mit dem ich im BMF zu 
tun habe -, dann ist es ja nicht so, dass ich es - - 
dass mir - wie soll ich sagen? - alles vom Himmel 
fällt und mir völlig unklar ist, wie das BMF sich 
positioniert und wo das BMF möglicherweise 
seine Grenzen hat, sondern dann - -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber man ist doch 
auch mal unterschiedlicher Auffassung. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, und dann diskutiert 
man darüber. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und nachher ist 
man immer einer Meinung? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ob man da einer Mei-
nung ist oder Kompromisse machen muss, wie 
alle Menschen im Leben - -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, nur - - Also, ich 
habe Sie und auch den Herrn Hufeld und auch 
Ihre Kollegen als selbstbewusste Persönlichkeiten 
wahrgenommen. Dann hätte ich mir durchaus 
auch vorstellen könnten, dass es auch mal unter-
schiedliche Auffassungen gibt und am Ende 
nicht tatsächlich alle überzeugt sind, wenn sie 
mit dem BMF gesprochen haben, sondern sie 
trotzdem vielleicht eine andere Auffassung haben 
und behalten. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das kann es durchaus 
geben.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber wir sind erwach-
sen, und wir wissen, es gibt auch bei anderen 
Personen überzeugende Argumente. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut. - Also, ich 
halte erst mal fest: Auch Ihnen ist noch keine 
Weisung untergekommen.  

Ich komme jetzt mal zu einer Mail, die sich in 
den neuen Unterlagen befindet, die uns erreicht 
haben. Die ist eigentlich so, dass ich die vorlesen 
möchte; das ist MAT A BMF-5.64, Blatt 96. Das 
ist eine Mail von der Frau Weick-Ludewig an Sie 
und an ganz viele Ihrer Kolleginnen und Kolle-
gen; die stammt vom 20. Februar 2019, Betreff: 
„Wirecard - Danke für die Unterstützung“. Und 
zwar geht es dann los: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wir möchten uns noch einmal 
herzlich für die tolle Unterstüt-
zung rund um dieses ungewöhnli-
che Wochenende herum bedan-
ken. 

Ohne Sie wäre es nicht möglich 
gewesen, vorgestern, am Montag, 
gut vorbereitet und auf den Punkt 
um 6 Uhr die Leerverkaufs-Allge-
meinverfügung zu veröffentlichen. 

Herrn Kimmer großen dafür Dank, 
dass er am Wochenende neben 
uns die Stellung gehalten hat, un-
ermüdlich Support bzgl. der Da-
tenthemen geleistet hat und an-
sonsten alles gemacht hat, was ir-
gendwie hilfreich war. 

Frau Schierhorn herzlichen Dank 
für ihren steten Input. 

Frau Dr. Döhmel, herzlichen Dank 
dafür, dass Sie sich am Freitag 
einfach dazugesetzt und mitfor-
muliert haben. Das zusammen mit 
Herrn Begner, dem wir auch dan-
ken, dass er am Samstag - sogar 
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mit Verpflegung … - dazugekom-
men ist und uns unterstützt hat. 

Frau de los Santos und Frau 
McGettigan vielen Dank für die 
präzisen Übersetzungen und die 
Bereitschaft, ganz selbstverständ-
lich am Sonntag ganz nach unse-
ren Bedürfnissen zu arbeiten. 

Herrn Rose herzlichen Dank für 
die Unterstützung am Freitag und 
zusammen mit Frau Klee Dank da-
für, dass beide am Montagmorgen 
parat standen, um die Texte hoch-
zuladen. 

Schließlich Frau Schuchhardt gro-
ßen Dank für die gute Vorberei-
tung über das Wochenende und 
die tolle Pressearbeit seit Montag, 
dass sie allem Druck und Unhöf-
lichkeiten standhält. 

Und, wenn es erlaubt ist, Frau 
Roegele, Ihnen herzlichen Dank, 
dass Sie uns die Angelegenheit 
anvertraut haben und dass wir 
stets das Gefühl hatten und haben, 
dass sie 100%ig hinter uns stehen. 

Hoffentlich machen wir das nicht 
wieder , trotzdem sehen wir ei-
nem nächsten Mal ganz entspannt 
entgegen aufgrund der tollen Zu-
sammenarbeit. 

Also, großen Dank und viele 
Grüße 

Marie Christine Geilfus und 
Verena Weick-Ludewig 

Also, das ist ja eine Mail, die muss man sich auf 
der Zunge zergehen lassen. Also, das klingt ja 
schon nach - - nahezu euphorisch, was die Be-
wertung dieses Wochenendes angeht. Also frage 
ich jetzt vielleicht als Erstes mal: Ist das so üb-
lich, dass - - wenn irgendwas gelaufen ist, dass 
dann so eine Mail aus dem Referat kommt und 
dann noch mal jeder namentlich erwähnt wird, 
wie toll alles war? Also, habe ich so in den Un-
terlagen noch nicht gesehen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein, es ist nicht üb-
lich, und normalerweise spreche ich den Dank 
aus. Aber ich freue mich natürlich auch, wenn 

Mitarbeiter mir den Dank aussprechen. Also - - 
Aber es ist nicht üblich. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Mhm. Den Eindruck 
habe ich auch, und - - Also, was mich auch irri-
tiert hat bei dieser Mail - unabhängig jetzt vom 
Inhalt; den fand ich auch sehr irritierend -: Bei 
wem sich bedankt wird, haben wir ja jetzt gese-
hen - oder an wen die gegangen ist. Aber interes-
sant ist ja auch, wer nicht da genannt ist und wer 
nicht beteiligt ist. Das sind nämlich der zustän-
dige Referatsleiter - der war ja beim Zahnarzt, 
wie wir wissen, aber ja sicherlich nicht das ganze 
Wochenende -, die zuständige Abteilungsleite-
rin - die war ja dauerhaft oder längere Zeit er-
krankt - und auch die Vertreterin dieser erkrank-
ten Abteilungsleiterin, die vergessen wurde - in 
Anführungszeichen-, weil sie ja - - Weil man 
nicht wusste, ob sie im Haus ist, hat man sie ja 
nicht einbezogen.  

Ist das nicht erstaunlich, dass so eine Mail dann 
auch an den Leitungsebenen vorbei - - wo dann 
auch die Exekutivdirektorin noch mal ausdrück-
lich angeschrieben und gelobt wird? Also, das 
klingt irgendwie so ein bisschen so, als hätte man 
da die Zwischenebenen alle völlig umgangen. 
Wie ordnen Sie das ein? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, ich kann es - - 
Ich kann mir nicht - wie soll ich sagen? - - Ich 
kann nur spekulieren, was Frau Weick-Ludewig 
gemacht hat. Frau Weick-Ludewig hat hier denen 
gedankt, die tatsächlich an dem Thema gearbeitet 
haben. - So, und jetzt: Mehr kann ich dazu auch 
nicht sagen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, aber es ist doch 
eigenartig. Also, Sie haben ja recht: Also, wenn 
einer hier danken müsste, dann wäre es ja wahr-
scheinlich die Führungsebene irgendwie gewe-
sen, - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Genau. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): - die den Mitarbei-
tern dankt für ein Wochenende, das sie sich da 
um die Ohren geschlagen haben mit viel Arbeit - 
unabhängig jetzt davon, dass wir heute wissen, 
dass es nicht gut war, was damals passiert ist in 
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der Sache. Aber wie haben Sie denn auf diese 
E-Mail reagiert? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Kann ich Ihnen nicht 
mehr sagen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Mhm. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber - - Also, im Zwei-
fel, wenn ich höflich war, habe ich mich auch 
wieder bedankt. Aber, ehrlich gesagt, mich hat 
diese E-Mail auch etwas - wie soll ich sagen? - 
befremdet. Aber sie ist ja sehr positiv gemeint, 
und sie entspricht auch, glaube ich, der Persön-
lichkeit von Frau Weick-Ludewig sehr. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sie haben ja in der 
Mail gerade gehört: Am Ende wird ja Ihnen ge-
dankt, und Ihnen wird dafür gedankt - Zitat -, 
„dass Sie uns die Angelegenheit anvertraut haben 
und dass wir stets das Gefühl hatten und haben, 
dass Sie 100%ig hinter uns stehen.“ Zitat Ende. - 
Daraus ziehe ich jetzt den Schluss, dass Sie, liebe 
Frau Roegele, dann die Damen mit der Ausarbei-
tung da beauftragt hatten und selbst dann ent-
schieden haben, was zu tun ist. Ist das so richtig? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, zum einen be-
ziehe ich diese Aussage „dass Sie immer hinter 
uns stehen“ nicht ausschließlich auf diesen 
Fall, - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Mhm. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - weil ich stehe auch 
hinter den Mitarbeitern außerhalb dieses Falls. 

Und das Zweite: Natürlich, das waren die zwei 
Spezialistinnen, die das Thema wirklich seit Jah-
ren im Detail betreuen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, aber es kommt ja 
nicht so oft vor, haben wir ja festgestellt, mit dem 
Leerverkaufsverbot. Es kommt ja nie vor, auch 
wenn Sie es betreuen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Es kommt sehr wohl 
vor. Auch die ausländischen Anträge müssen be-
treut werden, und wir haben im letzten Jahr, 

2020, also wirklich tagelang an Leerverkaufs-
maßnahmen anderer Aufsichtsbehörden gearbei-
tet - und auch davor. Ich habe Ihnen ja aufge-
zählt: Die Spanier, die Italiener, die Griechen ha-
ben alle schon Leerverkaufsmaßnahmen gemacht. 
Auch die müssen betreut werden. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, nur: Es ist noch 
mal was anderes, ob man ein ausländisches Leer-
verkaufsverbot betreut oder ob man selbst eins 
initiiert und über so ein Wochenende durchzieht. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, aber ich hatte auch 
letztes Mal schon ausgeführt: Die Konsequenzen, 
die ein ausländisches Leerverkaufsverbot für un-
seren Markt haben kann, sind durchaus beacht-
lich, und auch das müssen die Kolleginnen im 
Blick halten. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, nur dieses „an-
vertraut“: Da hatte mich ja irritiert oder irritiert 
mich nach wie vor, dass das eben nicht die Füh-
rungsebenen sind, mit denen Sie sich da ausein-
andergesetzt haben, sondern die Frau Geilfus und 
die Frau Weick-Ludewig sind eben nicht die 
Referatsleitung und die Abteilungsleitung, weil 
die sind hier außen vor gelassen worden in dem 
Fall. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, sorry, Frau Geil-
fus hat meines Erachtens Herrn Bußalb vertreten, 
der nicht da war. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, Herr Bußalb war 
aber eben die Referatsleitung, sie war die Vertre-
tung, und die Abteilungsleitung, die ja über der 
Referatsleiterin noch steht, die ist komplett au-
ßen vor gelassen worden. Da haben wir ja bis 
heute keine Erklärung, wie es dazu kommen 
konnte, außer dass Sie unterstellt haben, wenn 
Sie jemand aus dem Referat anspricht, dann ist 
wohl der Referatsleiter nicht da. So habe ich Sie 
letztes Mal verstanden. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, und wenn die Refe-
ratsleiterin, Frau Schierhorn, zu mir kommt ohne 
Abteilungsleitung bei einem solchen Thema, 
dann ist es durchaus so, dass ich auch davon aus-
gehe, dass die Abteilungslei- - oder stellvertre-
tende Abteilungsleitung nicht da ist. 
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Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut. Also, habe ich 
letztes Mal schon mein Unverständnis zu geäu-
ßert. Wir müssen das jetzt auch nicht repetieren 
hier. Deshalb - da hatten wir es letztes Mal schon 
ausdiskutiert -: Da kommen wir nicht zueinan-
der. Zumindest der letzte Satz, der gibt mir ja so 
ein bisschen Hoffnung. Der fängt nämlich an mit: 
„Hoffentlich machen wir das nicht wieder“. Da 
sind wir sicherlich einer Meinung. 

Mich würde noch mal interessieren, was Sie ge-
rade gesagt hatten zum Kollegen Gottschalk, es 
bestünde ein hohes Commitment im BMJV zur 
Zweistufigkeit. Können Sie das noch mal erklä-
ren, wie Sie das gemeint haben? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist mein Eindruck. 
Da müssen Sie letztlich das BMJV ansprechen. 
Aber letztlich ist ja, soviel ich weiß, auch das 
vertragliche Verhältnis von Professor Ernst - jetzt 
hoffe ich, dass ich nichts Falsches sage - eins, das 
eher mit dem BMJV diskutiert wird. Zumindest 
ist das, was ich weiß, bezogen auf die Aufsichts-
ratsmandate, die er hatte - - dass das ein Thema 
war, was er mit dem BMJV abgestimmt hatte. 
Also, insofern hatten wir den Eindruck, dass dort 
ein starkes Commitment zur Zweistufigkeit ist.  

Es gibt auch ein Schreiben, das Sie sicher in den 
Akten gefunden haben - unterschrieben von zwei 
Staatssekretären*, einer aus dem BMJV und einer 
aus dem BMF -, an die ESMA, also insofern, 
würde ich sagen, mal mindestens ein gleich gela-
gertes Interesse oder Commitment des BMJV - 
oder BMJ damals - zu der Zweistufigkeit, zumal 
das Thema „HGB und Bilanz“ ja durchaus einen 
sehr starken Bezug zu den vom BMJV verwalte-
ten Themen hat. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich will auch gar 
nicht sagen, dass das allein ein Thema des BMF 
ist. Sie haben völlig recht, dass der Anerken-
nungsvertrag - - Da ist primär erst mal das BMJV 
gefordert. Sie haben auch ja richtig gesagt, dass 
damals, bei der Unterzeichnung von 2005 - - Da 
war es noch das BMJ, und insofern ist da erst mal 
die Verantwortung beim BMJ bzw. heute dann 
beim BMJV zu suchen. Und wir hatten ja auch 

schon diskutiert, dass es da eine sehr dünne Ver-
tragslage zwischen BMJV, BMF, BaFin und DPR 
gab. 

Sie hatten gerade das Verhältnis zur ESMA ange-
sprochen. Da möchte ich als Nächstes drauf zu 
sprechen kommen, und zwar zu diesem Entschei-
dungsprozess an diesem Wochenende des Leer-
verkaufsverbots. Da haben wir ja diese Opinion 
der ESMA. Und darin heißt es: 

Darüber hinaus nimmt die ESMA 
zur Kenntnis, dass die BaFin ein 
Ansteckungsrisiko für andere 
DAX-Aktien meidet. 

Zitat Ende. - Stimmen Sie mir zu, dass die ESMA 
nach dieser Opinion den entscheidenden Punkt, 
also diese Ansteckungsrisiken, nicht selbst ge-
prüft hat und in dieser Opinion also nur Bezug 
nimmt auf die Positionen von BMF und BaFin 
dazu? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das kann ich - - Also, 
das ist jetzt keine Zeugenfrage. Tut mir leid, da 
müssen Sie die ESMA fragen. Sie hatten die 
ESMA doch hier. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sind Sie - - Ja, wir 
fragen die ESMA das auch. Nur, manchmal muss 
man ja auch zwei verschiedene Zeugen das Glei-
che fragen, um am Ende zu sehen, wie die Ent-
scheidungsfindung ist. Und Sie werden sich si-
cherlich nicht wundern, wenn ich Ihnen sage: 
Manchmal sagen die Zeugen auch unterschiedli-
che Dinge. - Das haben wir auch heute noch 
schon wieder erlebt. 

Dann frage ich Sie anders: Sind Sie denn für die 
BaFin davon ausgegangen, dass die ESMA das 
Ansteckungsrisiko prüft? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich bin davon ausge-
gangen, dass ESMA sämtliche Voraussetzungen 
des Artikels 20 prüft. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und dazu gehört 
das Ansteckungsrisiko? 
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Zeugin Elisabeth Roegele: Wenn ich das richtig - 
den Wortlaut, den ich jetzt nicht vor mir habe - 
in Erinnerung habe, ja. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, würde ich näm-
lich auch so sehen. Das ergibt sich nur aus dieser 
Opinion eben anders. Da wird nur Bezug genom-
men auf die BaFin-Sicht auf das Ansteckungsri-
siko. 

Und dann würde ich Ihnen gerne eine Mail vor-
halten, und zwar ist das MAT A BMF-5.64, 
Blatt 57. Das ist auch kein stiller Vorhalt; Sie 
können da sitzen bleiben. Können Sie sich gerne 
am Platz anschauen. Sie können auch daraus zi-
tieren, wenn Sie möchten; das ist VS-NfD ein-
gestuft. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die Zeu-

gin und ihr Rechtsbeistand 
lesen in diesen Unterlagen) 

Frau Genske, haben Sie die Stelle gezeigt, um die 
es geht? „In a current situation“ - so geht es da 
los. 

(Marlene Genske (BT): Wel-
che Seite war das denn?) 

- Ja, es ist hier nur das Dokument angegeben. In-
sofern: Ich kann ja den Satz - - Es geht um einen 
konkreten Satz. Also, es ist eine E-Mail der BaFin 
mit einem Entwurf der Verfügung vom 16. Feb-
ruar 2019. Und darin heißt es zum ersten Mal: 

In the current situation there is 
the risk that this uncertainty re-
garding a fair price determination 
could extend to other issuers, es-
pecially to DAX-issuers or finan-
cial institutions. 

Also genau hierzu, zu dieser fairen Preisfindung, 
nimmt die ESMA nicht Stellung; sie nimmt das 
nur zur Kenntnis. Und das heißt auch, dass die 
ESMA das nicht überprüft hat. Und wie wir wis-
sen, hat ja die BaFin das auch nicht gemacht. 
Und die einzige Institution, die das überprüft hat, 
das war die Bundesbank, und die hat ja keine 
Ansteckungen festgestellt. Und dann wurde ja am 

15. Februar 2019 auch sich darauf verständigt, 
dass es da auch entsprechend keinen Bericht ge-
ben soll. Finden Sie denn nach wie vor, dass 
diese positive Opinion der ESMA ein Argument, 
ja, pro Leerverkaufsverbot war? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Allerdings. Da waren 
jetzt auch ein paar Aussagen von Ihrer Seite drin. 
Ich weiß nicht, was die Bundesbank geprüft hat 
und was sie wirklich festgestellt hat; denn das 
hat uns ja nicht erreicht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, keine Anste-
ckungsrisiken. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das sagen Sie jetzt. Ich 
glaube, Sie haben mehr Insight in das, was die 
Bundesbank geprüft hat, als wir. 

Und das Zweite: Natürlich ist die ESMA-Opinion 
korrekt, und, ehrlich gesagt, die Aussage - - Ich 
möchte noch mal sagen: Was uns bewogen hat, 
war, dass wir befürchteten, dass finanzstarke 
Insider Insiderwissen ausnützen können und mit 
Shortselling, mit Leerverkäufen, sehr viel Geld 
verdienen. Ich finde, das ist tatsächlich eine Aus-
wirkung auf Marktvertrauen. Und wenn wir so 
was im deutschen Markt sehenden Auges zulas-
sen - und das war damals die Abwägung; dass 
das vielleicht alles gar nicht so war, das wissen 
wir heute, aber das wussten wir damals nicht - - 
Und wenn wir so was sehenden Auges zulassen - 
- dass das natürlich für andere Aktientitel auch 
nicht gerade die beste Aussage ist, dass so was 
passieren kann, dass eine Aufsichtsbehörde zu-
lässt, dass Insider mit Insiderwissen auf fallende 
Kurse setzen und damit Geld verdienen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber wir haben ja 
beim letzten Mal intensiv das Thema auch 
„Marktvertrauen und Finanzstabilität“ diskutiert 
und haben auch darüber gesprochen: Was hat 
jetzt die BaFin geprüft, und was hat die Bundes-
bank geprüft, und was hat das alles miteinander 
zu tun, hängt das zusammen, ist das völlig ab-
grenzbar von allem? Und dennoch bin ich jeden-
falls zu der Überzeugung gelangt, auch nach den 
Befragungen, den verschiedenen, dass zumindest 
das Thema Ansteckungsgefahren bei beiden As-
pekten eine Rolle spielt. Würden Sie das auch so 
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sehen, dass es bei beiden Aspekten eine Rolle 
spielt? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich möchte noch mal 
sagen: Sie dürfen Ihre Auffassung haben. Ich 
glaube, wir haben unsere Auffassung damals, 
dass das ein großes Thema ist, dass wir hier eine 
Situation des Marktvertrauens haben - - Wir wa-
ren immer der Auffassung, es ist keine Thematik 
der Finanzmarktstabilität. Das war das Missver-
ständnis zwischen der Bundesbank und uns, dass 
die Bundesbank die Finanzmarktstabilität geprüft 
hat - und mehr weiß ich nicht - und wir immer 
gesagt haben: Nein, das sehen wir auch, dass das 
nicht die Voraussetzung ist für - - sein kann, son-
dern das Marktvertrauen. 

Und ich möchte noch mal sagen: Ich halte es - - 
Also, jemand kommt zu Ihnen - und jetzt blenden 
Sie mal bitte aus, dass es Wirecard ist und was 
wir heute alles wissen - und sagt: Da sind Insider 
unterwegs, finanzstarke Insider; die haben da 
eine Insiderinformation über Artikel, die in 
Kürze erscheinen werden, und die können ent-
sprechend durchaus größere Gewinne daraus zie-
hen zulasten anderer, die davon nichts wissen. - 
Und dann sagen Sie als Aufsichtsbehörde: „Ja, ist 
halt Pech, haben die Privatanleger verloren“? Das 
können Sie beim besten Willen nicht machen. 

Und das angemessene Mittel - und die ESMA 
sagt, das ist verhältnismäßig, erforderlich und an-
gemessen - ist in dem Fall - und wir haben nichts 
anderes gemacht, als diese Möglichkeit zuzuma-
chen -: Wir haben ein Leerverkaufsverbot erlas-
sen, dass genau diese Personen, die das gegebe-
nenfalls nutzen können, auch da die Möglichkeit 
nicht mehr haben. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber die ESMA hat 
sich ja teilweise auf das verlassen - das haben wir 
ja gerade festgestellt -, was die BaFin auch festge-
stellt hat. Und Sie haben gerade vom „Missver-
ständnis“ gesprochen, einem Missverständnis 
zwischen der Bundesbank und der BaFin. Könn-
en Sie das noch mal darstellen? Was hat hier wer 
falsch verstanden? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, wir haben von 
Anfang an das Thema Marktvertrauen, und das 

ist ein Alternativverhältnis in Artikel 20: entwe-
der Marktvertrauen oder Finanzmarktstabilität. 
Und wir haben gesagt, Finanzmarktstabilität ist 
es nicht, Marktvertrauen ist es. - Und nach dem, 
was ich in Erinnerung habe, haben die Kollegen 
das - wie soll ich sagen? - festgestellt, dass sie das 
der Bundesbank nicht klar genug definiert - - mit-
geteilt haben, dass es um Marktvertrauen geht 
und nicht um Finanzmarktstabilität, und die 
Bundesbank hat aber den Aspekt Finanzmarkt-
stabilität geprüft. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Können Sie noch sa-
gen, wer das mitgeteilt hat, welcher Kollege das 
war? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, das waren im 
Zweifel Frau Weick-Ludewig und Frau Geilfus, 
die mir den Anruf der Bundesbank durchgestellt 
haben. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Mhm, okay. - Jetzt 
ist leider - - Ich habe schon überzogen. Insofern 
macht jetzt leider jemand anders weiter. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut. Danke 
schön. - Dann ist jetzt der Herr Kollege Dr. Ton-
car für die FDP-Fraktion dran. 

(Matthias Hauer 
(CDU/CSU): Wenn der Kol-
lege Toncar weitermacht, 

nehme ich das „leider“ na-
türlich zurück! - Heiterkeit) 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. Wir gehen jetzt 
nicht durch, bei wem das nicht zurückgenommen 
werden würde. 

(Heiterkeit) 

Vielen Dank. - Ja, Frau Roegele, Sie haben letztes 
Mal angesprochen ein Gutachten von Herrn Pro-
fessor Schneider, das ja zu dem Ergebnis kam, 
dass die Vorschriften der §§ 106 ff. WpHG den 
§ 6 verdrängen, die BaFin deswegen der DPR 
sozusagen zuschauen musste bis zum Schluss. 
Dieses Gutachten ist ja im August 2020 beauftragt 
worden, also lange nach Bekanntwerden oder ei-
nige Wochen nach Bekanntwerden der Insolvenz. 
Welchen Zweck hatte denn dieses Gutachten, das 
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ja den Fall Wirecard gar nicht mehr beeinflussen 
konnte? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber es entstand ja - 
und ich glaube, nicht zuletzt durch Sie - diese 
Diskussion. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Darauf hatte ich ge-
hofft, dass Sie das noch mal rausarbeiten. 

(Heiterkeit) 

Zeugin Elisabeth Roegele: Insofern gab es da eine 
Diskussionslage, und jetzt sagen Sie: Frau Roege-
le, warum haben Sie denn jetzt erst das Gutach-
ten gemacht? - Da möchte ich - vielleicht hinkt 
der Vergleich, aber für uns - -  

Dr. Florian Toncar (FDP): Habe ich gar nicht ge-
sagt. Ich habe nach dem Anlass gefragt, Frau Roe-
gele, und dass ich der war, freut mich, weil das ja 
zeigt, wie wirksam das Parlament ist. Aber - - 
Also, letzten Endes diente es der nachträglichen 
Klärung einer Frage. Das kann man schon - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein, es ist keine 
„nachträgliche Klärung“. Sorry, wenn ich da jetzt 
widerspreche. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, bitte; da bin ich - - 
das nehme ich sportlich. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das war für uns Auf-
das-Papier-Bringen, was wir eigentlich immer 
schon für richtig gehalten haben. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Sie haben ja 
auch sich die Mühe gemacht, wenn ich das so 
richtig wiedergeben darf - ich sehe hier eine 
E-Mail von Ihnen vom 7. August an Herrn 
Hufeld, Frau Freiwald und andere -:  

Meine Planung ist es … diesen 
Vermerk  

- also einen Vermerk, den Sie erstellt haben -  

am Montag an das BMF zu über-
senden und dort darauf hinzuwei-
sen, dass wir beabsichtigten, … 

Prof. … Schneider vorzulegen und 
sein Votum dazu einzuholen ... 

Also, Sie haben, wenn ich das richtig verstehe, 
erst mal einen Vermerk verfasst, und Herr 
Schneider hat dann den Vermerk der BaFin ge-
kriegt und sollte ihn begutachten. Ist das zutref-
fend, diese Schlussfolgerung? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, ob er jetzt - - Er 
sollte darauf natürlich ein Gutachten und ein 
neutrales Gutachten - Professor Schneider ist ja 
ein sehr, sehr anerkannter Kapitalmarktrecht-
ler - - 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, da kommen wir 
noch zu. Aber -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber - -  

Dr. Florian Toncar (FDP): - Sie haben ihm einen 
ersten Vermerk geschickt, da stand schon ein Er-
gebnis drin, und er hat danach sein Gutachten in 
vorheriger Kenntnis Ihres Vermerks verfasst. 
Richtig? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist so, aber das 
war auch aus Kostenspargründen. Also - - 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ach so. Wie hoch war 
denn das Honorar für das Gutachten? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich glaube - - Ich weiß 
gar nicht, ob ich das sagen darf, weil es jetzt wie-
der die Rechte von Herrn Professor Schneider 
noch mit trifft. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, okay. Ich schreibe 
eine Kleine Anfrage. Der Herr Fritz kann dann 
den Kollegen erklären - - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich wüsste es auch, 
ehrlich gesagt, nicht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Und wir fragen dann 
noch ein bisschen mehr. Also, die Arbeit wird 
nicht weniger dadurch. Wer Ihnen diese Arbeit 
dann - - Ich bestehe jetzt auf keine Antwort, aber 
wir werden dem nachgehen, was das Honorar - -  
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Warum haben Sie Herrn Schneider ausgewählt? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Na ja, ich kenne Pro-
fessor Schneider lange. Ich halte ihn für - - Er 
schreibt den angesehensten WpHG-Kommentar 
aus meiner Warte, den aktuellsten, glaube ich, 
hat er auch. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Haben Sie mal für ihn 
gearbeitet? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Nein. - An seinem 
Lehrstuhl? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich war öfters mal zu 
seinen - was heißt „öfters“? ich glaube, dreimal 
in meinem Leben - Vorträgen bei ihm. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - So, und dann 
kam das Ergebnis ja im Oktober, wenn ich das 
richtig sehe, dieses Vermerks, dieses Gutachtens 
von Herrn Schneider.  

Okay. Hatten Sie mit Herrn Schneider, außer dass 
ein Vermerk vorher noch mal an ihn ging, noch 
mal auch persönlich Kontakt im Hinblick auf die 
Rechtsfrage, die er begutachten sollte, einen Aus-
tausch? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Der Kontakt ist über-
wiegend über Frau Dr. Döhmel gelaufen. Er hat 
mich einmal angerufen; das weiß ich. Da hatte 
ich mir aber gerade den Fuß gebrochen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Dann habe ich 
gerne noch etwas, was ich Ihnen vorlegen würde. 
Ich lese es aber für unsere Zuhörer vorher vor. 
Sie bekommen es aber - keine Sorge. Wir haben 
es auch schriftlich; Sie können sich das gleich 
noch mal anschauen. Das ist - MAT A BMF-5.64, 
Blatt 66 - eine E-Mail von Frau Geilfus an Frau 
Schuchhardt, die bei der BaFin, wenn ich das 
richtig sehe, für Öffentlichkeitsarbeit zuständig 
ist, und Sie sind cc gesetzt, Frau Roegele, und an-
dere auch, Datum: 17. Februar 2019, also der 
Sonntag direkt vor Erlass des Leerverkaufsver-
bots. Und es ist - „Liebe Frau Schuchhardt …“ - 

eine Anregung, wie man in der Öffentlichkeits-
arbeit mit dem Leerverkaufsverbot umgehen soll, 
das ja am nächsten Morgen rauskommt. Und 
dann werden so verschiedene Fragen, acht Fra-
gen insgesamt, vorgeschrieben und dann eben die 
Antworten vorgeschlagen. 

Unter Ziffer 4 - „Schützt die BaFin mit dem Ver-
bot Wirecard?“ - empfiehlt Frau Geilfus, der 
BaFin zu antworten: 

Ein Effekt des Verbotes ist auch 
Schutz der Wirecard AG, weil 
durch Verbot auch verhindert 
wird, dass Short Positionen in der 
Wirecard eingegangen werden 
können. 

Ich lege es Ihnen auch gerne noch mal vor; das 
ist, glaube ich, nur fair.  

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die 

Zeugin und ihr 
Rechtsbeistand nehmen 

Einblick) 

Aber Frau Geilfus empfiehlt am Vortag des Leer-
verkaufsverbots der Presseabteilung: Leer-
verkaufsverbot dient Schutz - so steht es da - der 
Wirecard AG. Der Widerspruch zu dem, was die 
BaFin nach Bekanntwerden der Insolvenz vertre-
ten hat, ist, glaube ich, so offenkundig, dass ich 
darauf gar nicht mehr hinweisen muss. Aber viel-
leicht können Sie es noch mal kommentieren. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist auf jeden Fall 
nicht die offizielle Sprachregelung geworden, 
weil gerade, wenn ich mich recht entsinne, Herr 
Hufeld diesen Punkt adressiert hat und immer 
wieder gesagt hat: Nein, wir schützen nicht das 
Unternehmen. - Aber das ist meine Erinnerung 
dazu. Das sind ja auch erste Entwürfe, wenn ich 
das noch richtig weiß, die man da gemacht hat 
am Sonntag, und die sind ja auch noch länger ab-
gestimmt worden. Und Herrn Hufeld - daran 
kann ich mich noch sehr gut erinnern - war im-
mer wichtig, darauf hinzuweisen, dass es eben 
kein Schutz des Unternehmens ist. 
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Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, ja, das ist richtig. 
Allerdings: An dem Sonntag hatte - - war das 
Leerverkaufsverbot ja auf dem Weg, sozusagen 
fertig eigentlich vorbereitet, und eine der Mitar-
beiterinnen, die da maßgeblich mit beteiligt war, 
hat ihr Verständnis dessen zusammengefasst. So 
interpretiere ich das. Dass Herr Hufeld hinterher, 
der ja auch erst später eingeschaltet wurde, je-
denfalls im Detail, auf eine andere Sprachrege-
lung gedrungen hat, das verstehe ich, weil Herr 
Hufeld so schlau ist, die Falle zu erkennen, die 
sich aus dieser Sprachregelung ergibt. Aber ich 
entnehme der E-Mail von Frau Geilfus, dass ihr 
Verständnis bis zum Sonntag war, dass hier 
Wirecard geschützt werden soll. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber dafür gibt es ja 
dann auch Vorgesetzte, die das wieder richtig-
stellen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Eine E-Mail 
würde ich Ihnen gerne auch noch vorlegen; ich 
glaube, die Zeit ist auch noch in dieser Runde. 
Und zwar: Am 18.02. um 6.23 Uhr haben Sie - 
also praktisch 20 Minuten, nachdem das Leerver-
kaufsverbot an die Börsen gegangen ist - eine 
E-Mail geschrieben - auf MAT A BMF-5.64, 
Blatt 101; die ist bei uns in den Akten, aber leider 
unvollständig -, am Morgen des Leerverkaufsver-
bots. Da haben Sie geschrieben um 6.23 Uhr: 

Lieber … 

- und der Name des Adressaten fehlt - 

die soeben veröffentlichte Allge-
meinverfügung der BaFin bzgl. 
des Verbots … von …Leerver-
kaufspositionen in Wirecard…-
Aktien könnte eventuell für Sie 
von Interesse sein … 

Dann haben Sie den Link auf das Leerverkaufs-
verbot mitgeschickt. 

Vielleicht können wir dazu ein-
mal telefonieren. 

Und dann kommt die Rückmeldung um 8.42 Uhr: 

Liebe Frau Roegele, 

super - starkes Signal von Ihnen.  

Ich melde mich.  

Aber auch hier ist der Name unkenntlich. - Ich 
lege es Ihnen gerne mal vor.  

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die 

Zeugin und ihr 
Rechtsbeistand nehmen 

Einblick) 

Aber meine Frage an Sie wäre, wem Sie denn 
morgens um 6.23 Uhr schon so eine E-Mail 
schreiben und ihn darauf sozusagen aufmerksam 
machen, dass das für ihn vielleicht von Interesse 
sein könnte. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Da der Name ge-
schwärzt ist -  

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja; ist geweißt sozusa-
gen, jedenfalls unlesbar gemacht. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - oder geweißt ist, gehe 
ich davon aus, dass das damit die Persönlich-
keitsrechte des Adressaten trifft und das BMF aus 
diesem Grund diesen Namen oder diese Bezeich-
nung überdeckt hat. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Dann müssen wir eine 
eingestufte Sitzung dazu machen, weil ich finde, 
dass es sehr, sehr wichtig ist, wen Sie da als Al-
lererstes informiert haben. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Na ja, als Allererstes 
war das sicher auch nicht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ach so, da haben Sie 
vorher schon - - Wie viele E-Mails haben Sie 
denn so zwischen sechs und sieben Uhr geschrie-
ben an dem Montag? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich habe natürlich 
Herrn Hufeld informiert, wenn ich das richtig 
weiß. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Der wird es hier aber 
nicht sein. 
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Zeugin Elisabeth Roegele: Ich habe die Börsen-
aufsicht informiert. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Es wird keine Behörde 
sein, sonst würde ich sagen, dass - - Dann müs-
sen wir mit dem Herrn Fritz noch mal länger dis-
kutieren über das Thema. Aber es wird ja keine 
Behörde sein. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Also, wie viele E-Mails 
an Marktteilnehmer, Beobachter, Freunde, Be-
kannte oder Leute, die keine offizielle Funktion 
haben, haben Sie denn geschrieben zu der Zeit? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, kann ich Ihnen 
nicht sagen, aber viele waren es sicher nicht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Das denke ich nämlich 
auch. - Okay, ich melde eine vertrauliche Sitzung 
nachher an. Den Bedarf kann ich jetzt schon an-
melden, und dann gebe ich weiter, Herr Vorsit-
zender. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Alles klar; ist ver-
merkt. - Und dann geht es weiter mit der SPD-
Fraktion. Dr. Jens Zimmermann. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Jawohl, vielen 
Dank. - Der Herr Fritz schaut schon mal. Viel-
leicht bleibt uns das ja erspart. 

Frau Roegele, es ging vorhin um dieses Thema 
„Weisung durch das BMF“. Vielleicht können Sie 
uns mal erläutern, wie aus Ihrer Sicht gerade bei 
der Wahrnehmung der Tätigkeit der BaFin, der 
Aufsicht, eine Weisung durch das Bundesfinanz-
ministerium - - wie das so europarechtlich viel-
leicht einzuordnen wäre. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist eine sehr gute 
Frage, -  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Danke. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - und ich glaube, eine 
Frage, die man auch vielleicht einer wissen-
schaftlichen Klärung irgendwann zuführen sollte. 

Weil Sie haben sicher auch in meinen Akten ge-
sehen, dass dieser Spagat zwischen Informations-
rechten - ich rede nicht über Weisungen -, Infor-
mationen, die wir haben, an ESMA geben, Infor-
mationen, die von ESMA kommen, ans BMF ge-
ben, dass das kein einfacher Spagat jeden Tag ist. 

Ich denke grundsätzlich - also, ich versuche, das 
auch immer den europäischen Kollegen, die das 
nicht kennen, zu erklären -, dass das aus unserer 
Sicht eine verfassungsrechtliche Rückbindung 
ist. Andere Staaten haben Berichtspflichten ge-
genüber Parlament - wird ja zurzeit auch wieder 
in der Presse diskutiert -, andere Staaten und wir 
haben eine - wie soll ich sagen? - gestufte Rück-
bindung über das Fach- und Rechtsaufsichts-
thema, das dann auch wiederum - wie soll ich sa-
gen? - die Rückbindung an Ihr Haus betrifft. Inso-
fern ist das vielleicht bei uns etwas anders ausge-
staltet. Aber das kennen andere Jurisdiktionen 
natürlich auch; die sind auch ihren Parlamenten 
rechenschaftspflichtig.  

Teilweise gibt es auch dort Institutionen, die ha-
ben in dem Sinn Aufsichtsräte oder Verwaltungs-
räte, wo auch natürlich Vertreter des jeweiligen 
Ministeriums zu finden sind. Das ist sicherlich 
auch der Punkt. 

Auch die Bestellungsrechte und Abberufungs-
rechte sind natürlich ein Thema, das jede Juris-
diktion irgendwie kennt - und der Einfluss, den 
es da kennt. 

Also, ich - - Ja, wir haben einen Sonderstatus 
schon mal. Wenn Sie versuchen, Fach- und 
Rechtsaufsicht auf Englisch zu erklären, schei-
tern Sie ein wenig, weil das Thema „Fachauf-
sicht“ - - gibt keine wirklich vernünftige Überset-
zung für das Thema. Und wo laufen die Grenzen? 
Wann ist Fach- und Rechtsaufsicht? 

Was ich den Kollegen mitgebe, ist, es geht viel 
um Informationen, um gegenseitiges Vertrauen, 
dass die Kollegen im BMF wissen, was wir tun, 
und gegebenenfalls Signale setzen können, dass 
man etwas anders machen sollte oder noch mal 
ein Aspekt, der vielleicht aus dem politischen 
Raum kommt, diesbezüglich mit einfließen sollte. 
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Das ist aus meiner Sicht das, was die gelebte 
Fach- und Rechtsaufsicht ist.  

Eine Weisung in der Form, dass das BMF 
schreibt: „Mache diesen Aufsichtsakt nicht oder 
anders oder erlasse ihn sogar“ - ich glaube, dazu 
ist der Weg weit, und ich wüsste nicht, dass man 
ihn beschritten hätte. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Genau, weil ich 
glaube, das ist eben - - Also, das ist gut, dass Sie 
das am Ende noch mal - - sozusagen diese Unter-
scheidung zwischen der Art und Weise, wie die 
Fachaufsicht vor allem eben auch wahrgenom-
men wird, wie sie gelebt wird, und der Vorstel-
lung, es gibt par ordre du mufti aus der Wilhelm-
straße eine Weisung: Lassen Sie mal Wirecard in 
Ruhe, gucken Sie da mal nicht so genau hin. - 
Das ist ja so die Vorstellung, glaube ich oder habe 
ich manchmal das Gefühl. Das ist ja - - Deswegen 
tun Sie sich wahrscheinlich auch so schwer oder 
tun sich alle so schwer, sich an so einen Fall zu 
erinnern, weil es einfach, ja, irgendwie ja nicht 
der Praxis entspricht. Und höchstwahrscheinlich 
würden Sie europäisch auch in große Schwierig-
keiten kommen, wenn Sie irgendwo erklären 
müssten, dass Sie auf Anweisung des Ministe-
riums irgendeine aufsichtsrechtliche Handlung 
verändert haben, als Sie das eigentlich normal ge-
dacht hätten. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, vor allem: Es gibt ja 
auch aufsichtliche Maßnahmen, die heute euro-
päisch initiiert, getriggert werden oder sonst ir-
gendetwas. Da hätte - - Das wird dann mal eine 
spannende Frage. Ich glaube, es ist wichtig, dass 
man das Thema aufarbeitet - Fach- und Rechts-
aufsicht auf der einen Seite. Aber ich glaube, das 
ist sicherlich wichtig, wissenschaftlich mal auf-
zubereiten, und da laufen ja jetzt, habe ich die 
Woche der Presse entnommen, auch erste Überle-
gungen, dass sich die Wissenschaft mal mit die-
sem Thema beschäftigt. Und gibt es da Alternati-
ven dazu, wie man eine gleichlautende Rückbin-
dung - und ich finde es richtig, dass Verwaltung 
eine Rückbindung auch ins Parlament hat in der 
letzten Konsequenz - - Gibt es da Alternativmo-
delle? Darüber muss man sicher nachdenken und 
diskutieren. Aber im Kern ist das die Grundlage. 

Ich glaube aber, es ist eine Diskussion, die mehr 
wissenschaftlich als praktisch ist. Weil wenn ich 
mein tägliches Leben - - Wenn ich wirklich Maß-
nahmen mache, die eine gewisse Bedeutung ha-
ben, dann ist das in den meisten Fällen nicht so, 
dass ich das BMF vor vollendete Tatsachen 
stelle, sondern dann spricht man mal drüber. 

Ich kann nur sagen: In meiner Wahrnehmung 
habe ich einen superintensiven und guten Aus-
tausch, wo man auch diskutiert und wo natürlich 
ein BMF, gerade mit der starken Rückkopplung 
hier ins Haus, vielleicht Positionen und Punkte 
hat, die ich gar nicht sehen kann, weil ich nicht 
so in der politischen Welt unterwegs bin, was ja 
auch wieder gut ist, und dass man dann versucht, 
da einen gemeinsamen Weg zu finden: Wie setze 
ich die MiFID um? Wie stark gehen wir jetzt hier 
in die Wohlverhaltensregel rein? Machen wir das 
am linken Rand, oder machen wir das am rechten 
Rand? Ist es eher der Verbraucherschutz oder 
eher die Industrie, die an dem oder jenem Punkt 
was hat? - Wenn wir da zum Beispiel unsere 
MaComp erlassen, das liegen Diskussionen da-
vor, wo man mal auslotet: Wo ist da das politi-
sche Gleichgewicht, auch hier aus dem Haus? Wo 
sind da die Nuancen? 

Ich hoffe, es zeigt Ihnen, dass das ein gutes In-
strument ist im Prinzip und dass man das in der 
praktischen Welt auch tatsächlich leben kann. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja, vielen Dank. Ja, 
wir haben gestern auch lange darüber diskutiert, 
und ich glaube sozusagen, es ist natürlich - - In 
der Draufsicht von außen ist die Erwartung sehr 
von einem Schwarz-Weiß-Modell und sozu-
sagen - - Aber das ist ja eben in der Form nicht 
der Fall. Und wir haben das ja auch bei anderen 
Behörden, wo es vielleicht auch ein bisschen ein-
facher ist, aber sozusagen auch diese - - Wir ha-
ben bei Ihnen auf der einen Seite die Situation 
Ihres Kerngeschäfts, der der Aufsichtsausfüh-
rung, und wir haben auf der anderen Seite sozu-
sagen die Fach- und Dienstaufsicht ja vor allem 
darüber, wie Ihr Laden geführt wird sozusagen. 
Also, das ist ja - - Das kommt ja auch noch mal 
dazu. 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/36

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 72 von 145 

Aber das will ich jetzt nicht weiter vertiefen, son-
dern in den ja auch neuen Mails - MAT A BMF-
5.64, Blatt 36 -, da geht es noch mal um - - Das ist 
noch mal von dem Freitag vor Erlass des Leerver-
kaufsverbotes, und da hatte Frau Schierhorn Ih-
nen noch mal geschrieben: 

Liebe Frau Roegele, 

wir haben mit der STA MUC ge-
sprochen. Sie befürwortet ein 
Leerverkaufsverbot durch die 
BaFin. 

Folgende Reihenfolge der Ereig-
nisse hält die STA für sinnvoll: 

Also, selbst die Staatsanwaltschaft hat sich genau 
Gedanken darüber gemacht, in welcher Reihen-
folge da was passieren soll - schade, dass Frau 
Bäumler-Hösl nicht da ist, weil es ist bestimmt 
wieder ein ganz großes Missverständnis -: 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die Zeu-

gin und ihr Rechtsbeistand 
lesen in diesen Unterlagen) 

1.  PM der Wirecard (STA ist 
dazu mit der Emittentin im Ge-
spräch) 

2.  Veröffentlichung des Leerver-
kaufsverbots …; 15 Uhr wird 
nach Auskunft von WA 25 
schwierig, heute sollte aber 
machbar sein, WA 25 ist dran. 

3.  Handelsaussetzung, erscheint 
vor diesem Hintergrund nicht 
mehr zwingend, auch im zeit-
lichen Ablauf evtl. schwierig. 
Ich würde daher davon abse-
hen, evtl. könnte man aber die 
BABs über das geplante Leer-
verkaufsverbot informieren. 

Ich weiß, wir haben das letzte Mal schon lange 
mit Ihnen auch darüber gesprochen; aber die 
Staatsanwaltschaft München kommentiert per 
Presse auch alles, was wir hier diskutieren, und 
ich will den Verlagshäusern in München nicht 
die Arbeit wegnehmen. Deswegen da schon auch 
noch mal die Frage: Haben Sie das - also, sozusa-
gen - - Haben Sie das - - Das hört sich ja jetzt für 

mich hier so an sozusagen, wer da so im Driver’s 
Seat war, also dass die Staatsanwaltschaft Mün-
chen schon irgendwie eine sehr genaue Vorstel-
lung hatte, wie die Dinge jetzt ablaufen sollten, 
versus: Ja, gut, also, wir haben das einfach nur 
weitergeleitet, und wir sind ja gar nicht zustän-
dig; das muss die BaFin machen. - Aber sozusa-
gen die Staatsanwaltschaft hat mit Wirecard die 
Pressearbeit schon abgestimmt. Haben sie das? 
War das so? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, was die Staatsan-
waltschaft mit Wirecard gemacht hat, kann ich 
natürlich nicht beurteilen. Der Eindruck, den wir 
hatten, ist natürlich schon, dass die Staatsanwalt-
schaft uns das Fax mit einer gewissen Erwar-
tungshaltung geschickt hat; das hatte ich, glaube 
ich, auch letztes Mal gesagt. Die Entscheidung, 
was wir machen, sorry, die treffen dann schon 
wir. Das ist die andere - 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Klar. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - Seite. Aber dazwi-
schen gibt es natürlich - und gerade weil wir eine 
enge Kooperation insbesondere mit der Staatsan-
waltschaft München hatten und haben, hoffent-
lich -, dass wir natürlich auch ausloten und aus-
testen, was jetzt die beste Option ist. 

Sie wissen ja vielleicht auch, dass ich zwar Frau 
Schierhorns E-Mail, die ich in die Sitzung be-
kommen habe, zwar gelesen habe, aber gedacht 
habe, jetzt sprechen wir durchaus mit den BABs, 
also Börsenaufsichtsbehörden, um das kurz zu 
übersetzen, insbesondere mit der BAB Hessen, 
die wichtigste, die den Frankfurter Platz hat, und 
sprechen doch noch mal über das Thema Han-
delsaussetzung. Also, auch wenn Frau Schier-
horn hier eigentlich schon signalisiert: „Das tritt 
jetzt in den Hintergrund“ - das war immer klar, 
die Handelshaussetzung ist der viel, viel härtere 
und umfassendere Eingriff in den Markt. - Und 
mit einem Shortselling-Verbot treffe ich ja nur 
eine ganz spezielle Klientel, und die darf ihre 
Short-Positionen ja auch behalten; sie darf nur 
keine weiteren aufbauen. Das will ich immer nur 
noch mal sagen - also Verhältnismäßigkeit deut-
lich anders als bei einer Handelsaussetzung. 
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Ich habe das dann aufgegriffen, und wir haben 
das noch mal mit Herrn Hiestermann - der Name 
ist ja hier schon gefallen - auch besprochen in der 
Mittagspause. Tatsächlich, er hatte das gleiche 
Thema zu der Handelsaussetzung als zu weit ge-
hendem Eingriff.  

Also, ich würde sagen, die Staatsanwaltschaft hat 
uns ernstzunehmende Signale gesetzt.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Klar. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Es gab einen Abstim-
mungsprozess auch über die Handlungsoptionen, 
die wir hatten. Aber es hat sich aus mehreren 
Sichtweisen heraus - und für mich ist immer die 
wesentliche Sichtweise gewesen, dass die Han-
delsaussetzung der deutlich intensivere Eingriff 
ist - das Shortselling-Verbot als das geeignetere 
Mittel erwiesen. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja. - Da war Frau 
Linden jetzt cc, bei dieser Mail.  

Zeugin Elisabeth Roegele: Das kann sein. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja, ja, sozusagen, 
das war ja auch noch mal so eine Frage, wie sie 
irgendwann da aus dem Loop geraten ist. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Da muss ich vielleicht 
jetzt doch noch mal kurz, - 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - auch wenn es viel-
leicht nicht der richtige Moment ist - - Aber ich 
sage jetzt mal was noch mal zu dem Thema „Frau 
Linden“ und auch zu dem Thema Information, - 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - auch wenn ich da 
ausholen muss. Und ich weiß nicht, ob da jetzt 
die Uhr gestoppt werden muss. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Jetzt machen Sie 
mal; wir lassen Sie da schön reden. Das interes-
siert alle. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Gut. - Also, ich will 
nur eines sagen: Es gab am 08.02.2019 eine Abtei-
lungsleiterbesprechung; das finden Sie in den 
Unterlagen mit meinen Abteilungsleiterbespre-
chungsprotokollen. Da wird von dem Vertreter 
von Frau Linden - also der Vertreter vom Vertre-
ter, wenn Sie so wollen -, also einem Referatslei-
ter aus der WA 2, der Fall Wirecard angespro-
chen und die Presseberichterstattung in Wire-
card. Das Wort „Wirecard“ fällt da nicht, weil wir 
immer aus Insidergründen die Namen der Unter-
nehmen nicht im Protokoll haben, weil die Proto-
kolle werden weitergereicht. Das ist nicht - - der 
Kreis zu groß.  

So, und dann wird darauf verwiesen, dass es am 
12.02. dazu eine Besprechung geben soll. Das war 
nach dem Wochenende. Der 08.02. ist, wenn ich 
das richtig in Erinnerung habe, ein Freitag. Am 
11.02. war ich hier im Haus zum Brexit-Steuer-
begleitgesetz, und am 12.02. war dann die erste 
Möglichkeit, dass man das bespricht. 

Bei dieser Besprechung waren anwesend Herr 
Kimmer auf jeden Fall, noch eine weitere Mitar-
beiterin aus dem Referat von Frau Schierhorn - 
Frau Schierhorn war nach dem, was ich jetzt 
heute in den Akten gefunden habe, selbst nicht 
anwesend -, und ich ziehe am 12.02. morgens - 
um 8.30 Uhr ist die Besprechung, schon sehr 
früh - noch einen Kollegen aus der WA 15, dem 
Enforcement-Referat, bei. In dieser Bespre-
chung - - Da gibt es auch einen Hinweis, wo Sie 
das alles finden können, das ist aber VS-Vertrau-
lich; das finden Sie in dem Ordner BMF-4, 152, 
nach unserer Nomenklatur. Da gibt es einen Hin-
weis, dass ich möchte, dass in alle Richtungen er-
mittelt wird und dass man die DPR mit der Prü-
fung des Halbjahresabschlusses 2018 beauftragt. 
An dieser Besprechung hat Frau Linden auch 
nicht teilgenommen. 

Am Nachmittag des 12.02. gibt es eine weitere 
Abteilungsleiterbesprechung - an der hat Frau 
Linden nach dem Protokoll auch nicht teilge-
nommen -, und dort wurde eben wieder diese 
Presseberichterstattung adressiert. Das finden Sie 
in dem Protokoll BMF-5, Ordner 2, Seite 35, 
wenn ich das richtig aus dem Kopf zitiere; ich 
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weiß nicht, ob Sie die gleiche Nomenklatur ha-
ben wie die, die ich jetzt habe. Und dort wird 
dann darauf hingewiesen, dass es eine DPR-Prü-
fung gibt. So, also - - Und das ist bei allen Abtei-
lungsleitern dann damit bekannt gewesen oder 
deren Vertretern. 

Das will ich nur mal gesagt haben; das ist mir 
wichtig zu sagen. Und vielleicht hat sich zum ei-
nen mein Irrtum, dass Frau Linden nicht im Haus 
war, daraus festgesetzt, dass sie weder am 08.02. 
dabei war noch am 12.02 vormittags noch am 
12.02. nachmittags. Das mag ein Irrtum sein; aber 
wenn ich eine Abteilungsleiterin in zwei Abtei-
lungsbesprechungen nacheinander nicht sehe, 
mag ich den falschen Schluss ziehen, dass sie 
vielleicht nicht im Haus ist. Und vielleicht haben 
auch andere Kollegen diesen Schluss gezogen - 
da will ich Frau Schierhorn nicht ausnehmen -, 
dass sie nicht da ist. 

Aber was vielleicht auch wichtig ist: Die DPR-
Prüfung wird am 12.02. für den gesamten Ge-
schäftsbereich WA in der dafür vorgesehenen in-
stitutionalisierten Abteilungsleiterrunde kommu-
niziert. Es war kein Geheimnis, dass es diese 
DPR-Prüfung gibt. 

So, das will ich einfach nur mal so - weil ja auch 
immer die Aussage kam, dass das keiner 
wusste - - Ja, das kann sein, weil die betreffenden 
Personen selber nicht teilgenommen haben. Aber 
jetzt ist es für mich natürlich auch schwierig, 
dann jedem hinterherzulaufen und zu sagen: 
Übrigens, du warst nicht auf der Abteilungsleiter-
besprechung, aber könntest du mal gucken, was 
im Abteilungsleitergespräch besprochen wurde. - 
Also, das ist jetzt - - Das würde meine Kräfte 
auch überfordern. 

Das wollte ich nur mal gesagt haben zum Thema 
Informationsfluss. Ich glaube, es war mir auf je-
den Fall wichtig. Es war kein Vorwurf an Frau 
Linden oder irgendeinen Teilnehmer. Aber am 
12.02. ist das breit kommuniziert worden, dass es 
eine DPR-Prüfung gibt. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Danke schön. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke. - Dann ha-
ben wir als Nächstes den Kollegen Fabio De Masi 
für die Fraktion Die Linke. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Vielen Dank. - Frau 
Roegele, ich will, auch wenn wir das in einge-
stufter Sitzung noch mal aufrufen, nur noch mal 
auf die E-Mail zurückkommen, die Herr Toncar 
hier thematisiert hat. 

Liebe Frau Roegele, 

super - starkes Signal von Ihnen.  

Ich melde mich. 

LG 

Und zwar auf den Hinweis hin, wo Sie einen 
Link der BaFin einfügen mit dem Leerverkaufs-
verbot und schreiben: „Vielleicht können wir 
dazu einmal telefonieren“. Sie schreiben das von 
Ihrer offiziellen Dienstadresse. Ich finde das et-
was sonderbar, dass eine solche E-Mail von Ihrer 
offiziellen Dienstadresse eine private Kommuni-
kation sein soll. Ist das üblich in der BaFin? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist keine private 
Kommunikation, - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Sondern? 

Zeugin Elisabeth Roegele: - aber der Adressat ist 
ein - wie soll ich sagen? - - dessen Persönlich-
keitsrechte geschützt werden sollen. Wenn das 
jetzt anders gesehen wird aus dem BMF, dann 
sage ich das. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja, ich bräuchte da-
für mal eine schlüssige Erklärung. Weil dann ist 
es - weiß ich nicht - Burkhard Ley, Herr Enderle? 
Wessen Persönlichkeitsrechte? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, darf ich mal - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Geht es hier viel-
leicht um jemanden von der Schutzvereinigung 
für Wertpapierbesitz? 

(Die Zeugin berät sich mit 
ihrem Rechtsbeistand) 
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Zeugin Elisabeth Roegele: Dann frage ich das 
BMF, inwieweit ich berechtigt bin, den Namen 
zu benennen. 

RD Robert Fritz (BMF): Sie können sich also 
noch erinnern, wer das ist? Ist es eine externe 
Person? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. Extern vonseiten 
der BaFin, ja.  

RD Robert Fritz (BMF): Ja. Ich meine: extern aus 
der Verwaltung? 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Können wir die Zeit 
bitte mal anhalten? - Danke. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, es ist keine Be-
hörde. Sonst wäre es ja nicht geschwärzt. 

RD Robert Fritz (BMF): Ja, das habe ich vermutet. 
Dann: Wenn das nicht Leitungsbereiche sind, 
dann ist das in der Regel aus Persönlichkeits-
gründen geschwärzt worden, weil es auch nicht 
VS-V vorgelegt wurde. Ansonsten wäre es nicht 
geschwärzt, wenn es Vertraulich eingestuft wäre. 

(Matthias Hauer 
(CDU/CSU): Können Sie 

vielleicht mal bilateral klä-
ren, wer es war? - Dr. Jens 
Zimmermann (SPD): Ge-
nau! Besprechen Sie es 

doch mal!) 

Vorsitzender Kay Gottschalk: So viel Zeit soll 
sein. Diskutieren Sie das eben aus. 

(Matthias Hauer 
(CDU/CSU): Aber machen 

Sie das Mikro aus!) 

- Ach, Mensch, nicht alles verraten! 

(Die Zeugin und ihr Rechts-
beistand beraten sich mit 
RD Robert Fritz (BMF)) 

Zeugin Elisabeth Roegele: Herr Fritz ist so nett 
und hat - - entstuft es. - Es ist tatsächlich - also, 
Sie sollten öfters Lotto spielen - die Deutsche 

Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz, Herr 
Tüngler. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ah, bingo! Volltref-
fer! 

Zeugin Elisabeth Roegele: Und Hintergrund da-
für ist, dass Herr Tüngler und ich öfters mal jetzt 
nicht über Wirecard, aber über das Thema Short-
Attacken gesprochen haben. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich gehe dann - 
ganz kurz - davon aus, Dr. Toncar, dass dann im 
Moment der Antrag auf vertrauliche Sitzung erst 
mal entfällt. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ich halte den mal vor-
sorglich aufrecht und gucke mal auf den weite-
ren - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. 

Dr. Florian Toncar (FDP): - Verlauf der Koopera-
tion. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Der kluge Mann 
baut vor. - Okay. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Und ich sehe 
das richtig: Sie haben diese E-Mail 6.23 Uhr noch 
geschrieben, bevor Sie Herrn Hufeld informiert 
haben? Das heißt, diese Person war offenbar so 
wichtig, dass der nette Herr von der Schutzverei-
nigung noch vor Herrn Hufeld informiert werden 
musste. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich weiß es, ganz ehr-
lich, nicht, ob oder wann ich Herrn Hufeld infor-
miert habe. Aber Herr Hufeld wusste ja schon 
abends, dass es morgens um sechs jetzt losgeht. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay, na ja, also, 
scheint sehr dringlich zu sein. Ich schreibe sol-
che E-Mails um 6.23 Uhr selten. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Na ja, also, Verbrau-
cherschutzorga- - Also, ich war weit vor sechs 
Uhr im Büro. Also, insofern: Da war ich schon im 
guten Lauf. 
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Fabio De Masi (DIE LINKE): Gut, okay. Alles klar. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Und ehrlich gesagt: Ich 
habe auch als Leiterin der Abtei- - oder als Ge-
schäftsbereich mit Verbraucherschutz drin natur-
gemäß einen engen Kontakt zu den Verbraucher-
schutzorganisationen, und die Deutsche Schutz-
vereinigung für Wertpapierbesitz zähle ich mit 
einem etwas fokussierten Bereich Wertpapier 
durchaus dazu. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Aber ich 
schätze mal, Sie haben das Leerverkaufsverbot 
jetzt nicht aus verbraucherschutzpolitischen 
Gründen erlassen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber dass es ein wich-
tiges Element ist, wenn wir Marktvertrauen si-
cherstellen gegen Insider- - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Genau. Dazu komme 
ich gleich noch, zum Marktvertrauen. - Gut, dann 
möchte ich zu MAT A BMF-5.64, Blatt 93 kom-
men. Da gibt es eine E-Mail von Frau Verena 
Weick-Ludewig. Ich lese mal vor: 

Liebe Frau Roegele, 

ich habe eben mal beim BMF auf 
Arbeitsebene reingehorcht. 

Man ist da immer noch entspannt.  

Die nächsten Tage wird es aller-
dings eine Sachstandsabfrage bei 
der BaFin zur Maßnahme geben, 
weil das BMF eine informelle 

- unterstrichen - 

Ministervorlage machen will. 

Viele Grüße 

Und dann weiß ich nicht, ob das eine Schwär-
zung ist oder der Locher, der da einfach im Weg 
war. - Warum informell, diese Ministervorlage? 
Wissen Sie das, und auf welchem Weg wurde das 
denn - diese Ministervorlage - angefragt bei der 
BaFin? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, das kann ich lei-
der nicht sagen. Das ist etwas, was Frau Weick-

Ludewig hier berichtet. Was ich weiß, ist, dass 
wir dann sehr zeitnah einen sogenannten BMF-
Bericht geschrieben haben. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das heißt, Sie 
haben dazu keine eigenen Erkenntnisse? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich weiß nicht, ob die 
eine Ministervorlage gemacht haben und in wel-
cher Form diese Ministervorlage war. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Na ja, aber haben Sie 
eigene Erkenntnisse dazu, warum das informell 
gemacht werden sollte - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): - und auf welchem 
Weg das angefragt war? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein. Ich weiß nur, an-
gefragt bei uns wird ein BMF-Bericht, der dann 
möglicherweise - - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Nein, ich frage 
nur, weil wir an anderer Stelle sehen, dass Herr 
Kukies ganz aufgeregt war, dass es eine solche 
Ministervorlage geben soll und darüber offenbar 
vielleicht nicht informiert war. - Gut. 

Dann würde ich Sie gerne noch mal fragen in der 
verbleibenden Zeit: Haben Sie denn, als diese 
Kommunikation der Staatsanwaltschaft erfolgt ist 
mit dieser Erpressung, die auch Frau Bäumler-
Hösl in einem „Handelsblatt“- - Also, sie hat sich 
damals zitieren lassen im „Handelsblatt“, und 
jetzt will sie davon halt nicht mehr - so ist das 
immer - davon wissen. Der Erfolg hat immer viele 
Väter und Mütter und der Misserfolg immer ganz 
wenige. Aber ich würde Sie gerne mal fragen: 
War gegenüber der BaFin kommuniziert, dass der 
Herr Enderle involviert war? Also, ging das her-
vor aus den Akten, die Sie bekommen haben? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich meine, das steht in 
dem Fax. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. 
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Zeugin Elisabeth Roegele: Aber legen Sie mich 
bitte nicht fest, aber ich meine, das Fax fängt 
sinngemäß so an: Ich bin heute Morgen um 
7.30 Uhr - - da hatte ich einen Anruf von Herrn 
Enderle auf dem Telefon. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Dürfte ich 
Sie fragen: Ist Herr Enderle mal in anderen Zu-
sammenhängen bei der BaFin, ich sage mal, be-
kannt geworden? 2017? Klingelt da bei Ihnen 
was? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, nein, nicht dass 
ich jetzt das wüsste. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Also, Sie haben 
keine Kenntnis davon, dass es eher eine Ein-
schätzung bei der BaFin gab, dass Herr Enderle 
nicht immer seriö- - also dass die Dinge, die er so 
vorbringt, auch gegenüber der BaFin, nicht im-
mer als seriös zu bewerten sind? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das tut mir leid; ich 
passe. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Meine Zeit 
ist leider schon wieder um, aber die kommt ja 
wieder. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Genau. Vielen 
Dank. - Dann hat als Nächstes das Wort - wer 
möchte? - Dr. Bayaz für Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Hallo, Frau Roegele! Danke, dass Sie unserer er-
neuten Einladung noch mal gefolgt sind; es sind 
ja auch noch ein paar Fragen offen. 

Ich würde gerne direkt auf ein Dokument zu 
sprechen kommen: MAT A BMF 5.EM.01, Blatt 1. 
Da ist eine E-Mail von Ihnen vom 16. Februar 
2019 an Herrn Röseler. Wir haben das letzte Mal 
auch schon mal darüber gesprochen. Ich lese das 
noch mal kurz vor: 

Die Formulierungen der Leerver-
kaufsverordnung kann man so 
verstehen, dass Leerverkaufsver-
bote nur bei Unternehmen des Fi-
nanzsektors zulässig sind. Zwar 

hat Wirecard eine Bank im Kon-
zern …, aber die börsennotierte 
AG ist selbst keine Bank. Seit nun 
mehr als 24 Stunden diskutieren 
wir das Thema mit ESMA, die 
eine Opinion vor unserer Maß-
nahme erlassen müssen. 

Also - wir haben das ja das letzte Mal auch disku-
tiert -, da gab es offenbar Widerstand und kriti-
sche Rückfragen in der ESMA mit Blick auf die 
Tatbestandsvoraussetzungen für ein Leerver-
kaufsverbot. Und jetzt findet sich auf MAT A 
BMF-5.64, Blatt 57 eine knappe E-Mail von Frau 
Geilfus an Sie, in der nur steht - ich zitiere -: 

Hallo Frau Roegele, 

wie besprochen. 

Zitat Ende. - Und im Anhang befindet sich dann 
der Fragebogen an die ESMA.  

Können Sie uns erst mal sagen, was Sie genau 
mit Frau Geilfus besprochen haben? Denn sie 
schreibt ja „wie besprochen“, aber uns liegt dazu 
keine E-Mail mit irgendwie einer Arbeitsanwei-
sung oder so was vor. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Tut mir leid. Daran 
kann ich mich nicht mehr erinnern, was wir da 
besprochen haben und was da - - 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber dass es ein Gespräch gegeben hat, erinnern 
Sie sich daran oder nicht mal daran? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Es gab da viele Gesprä-
che zwischen den Kollegen und mir. Aber - - 
Nein. Ich meine, wir haben an dem Samstag an 
dem Thema gearbeitet. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Na ja, das waren ja - - müssen ja wichtige 
Gespräche gewesen sein, wenn man, ja, dann ir-
gendwie eine Entscheidung herbeiführen wollte. 
Deswegen hätte ich jetzt die Hoffnung gehabt, 
dass Sie sich daran erinnern, was da besprochen 
wurde. 
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Zeugin Elisabeth Roegele: Vielleicht hat sie auch 
nur einen Satz geändert auf meine Bitte hin. Das 
kann ja auch sein. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Guter Stichpunkt: Satz ändern. Das wäre jetzt 
meine nächste Frage gewesen, aber gar nicht mit 
Blick auf Frau Geilfus, sondern mit Blick auf die 
ESMA; denn am Freitag war in dem Fragebogen 
an die ESMA, den Sie da abgeschickt haben, eben 
noch keine Rede von der Gefahr von Anste-
ckungseffekten auf „DAX-issuers“ oder „financial 
institutions“, aber am Samstag hat dann Frau 
Geilfus genau diesen Absatz ergänzt. Wissen Sie, 
warum dieser Absatz ergänzt wurde? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich nehme an, weil wir 
festgestellt haben, dass wir dazu noch was sagen 
müssen, wie das immer so ist, wenn man irgend-
etwas draftet und dann feststellt, da hätten wir 
noch einen Punkt, und da müssen wir noch was 
ergänzen. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, es war eine Reaktion auf das, was die 
ESMA eingefordert hat, - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das kann ich noch 
nicht mal - - 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - 
weil ich lese das so: Also, man schreibt dort was, 
dann gibt es Gespräche oder einen Prozess, und 
dann wird noch mal ein Satz reingeschrieben. 
Und ich lese das, ehrlich gesagt, so, dass die 
ESMA die Existenz von Ansteckungseffekten als 
Tatbestandsvoraussetzung dafür gemacht hat, 
dass sie das am Ende auch positiv testiert sozusa-
gen. Würden Sie dem zustimmen? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein, kann ich Ihnen 
nicht sagen; weiß ich nicht. Ich kann dem nicht 
zustimmen. Da habe ich keine Erinnerung mehr, 
ob das auf uns zurückgeht. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wäre das plausibel? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, ich glaube, als 
Zeugin ist nicht die Frage, ob etwas plausibel ist, 

sondern ob ich mich an etwas erinnern kann. 
Und ich kann mich nicht erinnern - -  

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, aber Sie können sich nicht erinnern, und des-
wegen müssen wir es irgendwie plausibilisieren. 
Also, irgendwelche Antworten müssen Sie uns 
dann halt schon auch geben. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, ob das auf uns 
zurückgeht, weil wir das ergänzt haben, ob das 
ein Hinweis von ESMA - - 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sie haben - - Also, Frau Geilfus hat das ergänzt, 
und es muss ja eine Motivation gegeben haben, 
ne? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber ob die von uns 
ausging oder von der ESMA ausging, das kann 
ich Ihnen beim besten Willen nicht sagen. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, ich ja auch nicht. Deswegen frage ich Sie. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, und das tut mir 
leid; ich kann es Ihnen nicht mehr sagen. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay, gut. Verdichtet aber ein bisschen das Bild, 
ja, wenn Sie das so unbeantwortet an der Stelle 
lassen. 

Ich versuche es noch mal mit einem Thema in 
zwei Minuten, die ich noch habe, und zwar 
möchte ich noch mal auf Ihr Argument zum Leer-
verkaufsverbot zurückkommen und es so zusam-
menfassen, dass das Marktvertrauen in Gefahr ge-
wesen sei und dass da, ja, Short-, Leerverkäufer 
mit sogenannten Short-Attacken Geld verdienen 
wollten, und wenn wir so was in Deutschland 
jetzt zulassen, dann sei auch die Preisbildung bei 
anderen Aktien in Gefahr, ja? So habe ich Sie 
richtig verstanden, ne? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Und für diese Frage der Preisbildung bei 
Wertpapieren, da könne die Bundesbank jetzt 
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keinen sinnvollen Beitrag leisten. Habe ich Sie 
jetzt auch so richtig verstanden? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, noch mal: Ich 
meine - - Ist das jetzt etwas, was man analysieren 
muss? Und wie könnte ich das überhaupt analy-
sieren? Wenn eine Aufsichtsbehörde es zulässt, 
dass Short-Attacken, von denen sie Kenntnis 
hat - Insider handeln Aktien, große Pakete, beein-
flussen damit den Preis - - 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, das verstehe ich. Das haben wir ja auch - - Das 
war ja jetzt nicht meine Frage. Meine Frage ist 
ja - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Und ich lasse es zu - 
sorry, wenn ich das noch mal ergänze -, ich lasse 
es zu, sehenden Auges: Das muss doch für einen 
Anleger heißen - - 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das habe ich jetzt verstanden. - Meine Frage war 
ja, Frau Roegele, welchen Beitrag die Bundes-
bank leisten kann. Und Sie sagen ja, die können 
da keinen Beitrag leisten. Und ich lese Ihnen mal 
was vor von der Webseite der EZB - öffentlich zu-
gänglich -: 

On 17 September 2012 the Gover-
ning Council approved the launch 
of the “Common Eurosystem Pri-
cing Hub” …, which will replace 
the two existing valuation hubs 
currently operated by the Banque 
de France … and by … Deutsche 
Bundesbank … The CEPH will 
provide the Eurosystem with an 
integrated single platform deliver-
ing unique prices that will be used 
by all Eurosystem central banks to 
value collateral submitted in Euro-
system credit operations. 

Also, ich übersetze das jetzt mal in einen kurzen 
Satz: Die Bundesbank ist mit der Banque de 
France dafür zuständig, um die Marktpreise im 
Eurosystem bereitzustellen. - Nach meiner Lesart 
haben die durchaus was bei Preisbildung an 
Märkten zu sagen - eine Expertise, die man 
durchaus einholen kann. Und Sie haben uns jetzt 

mehrmals, ja, versucht zu verklickern, bei der 
konkreten Frage konnten die eigentlich nichts 
beisteuern. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich glaube, das war 
auch die Sichtweise der Bundesbank selber; das 
zum einen. Zum Zweiten: - 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das ist hier noch nicht geklärt. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - Es geht ja immer 
auch um die Frage „Vertrauen der Anleger“, und 
das, was Sie mir jetzt hier vorgelesen haben, ich 
glaube, da ist nicht der - - diese Frage des Ver-
trauens der Anleger in einem Pricing Model drin. 
Und für mich ist das aber eine wesentliche Frage: 
Können - - Ist - - Haben wir nicht ein Marktver-
trauensthema, wenn Anleger nicht mehr vertrau-
en können in die Preisbildungsprozesse, insbe-
sondere Privatanleger? 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, ich habe jetzt leider keine Zeit mehr für wei-
tere Fragen, Frau Roegele; aber ich will das noch 
mal für mich zusammenfassen und feststellen: 
Man redet über dieses Leerverkaufsverbot und 
hat eine Gesamtmenge an Maßnahmen, und dann 
merkt man, für einige ist man nicht zuständig 
oder hat nicht die Expertise, oder die Bundes-
bank sieht es so nicht. Also verkleinert man diese 
Menge, und am Ende sind wir bei diesem kleinen 
Bereich Preisbildung, und selbst da versucht 
man, sich noch sozusagen darum herumbewe-
gend, zu sagen: Nein, auch da wollten wir nur 
ganz konkret die Verbrauchersicht. - Also, das 
klingt einfach für mich so schon danach, dass 
man versucht hat, einfach der Bundesbank, so 
gut es geht, aus dem Weg zu gehen, weil man de-
ren Meinung einfach nicht hören wollte. Deren 
Meinung wollte man nicht hören. Das Bild ist 
doch klar. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Würde ich so nicht sa-
gen. Noch mal: Bei mir kam an: Die Bundesbank 
hat auf Finanzmarktstabilität geprüft und nicht 
auf Marktvertrauen. - Wenn sie das gar nicht ge-
prüft hat, ja, was will ich dann mit einer Prüfung 
auf die Finanzmarktstabilität anfangen? 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/36

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 80 von 145 

Dr. Danyal Bayaz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Da waren wir zwei - - Meine Zeit ist schon lange 
abgelaufen. Das war jetzt auch keine Frage mehr 
von mir. Sie dürfen natürlich auch immer auf al-
les reagieren, selbstverständlich. Aber wir waren 
schon lange nicht mehr bei Finanzmarktstabilität, 
sondern wir waren jetzt bei der Frage der Preis-
bildung. Und auch da, muss ich jetzt für mich 
feststellen, legen Sie es sich jetzt wieder so zu-
recht, dass Sie auch sagen, auch da hat die Bun-
desbank irgendwie nichts zu melden. Ich sage 
das jetzt mal sehr flapsig und sehr direkt. Aber 
gut, ich nehme das so zur Kenntnis. - Danke. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut, danke. - Ja, 
dann mache ich mal weiter; da wollte ich auch 
noch mal aufsetzen insoweit.  

Ich sehe das zum einen Mal als einen Steilpass. 
Wir hatten ja auch Frau Professor Buch hier zuge-
gen, und ich hatte dann nach ihrem Auftritt auch 
ein paar Hinweise gegeben. Sie meinte zum Bei-
spiel, das ist für sie mal ganz bedenkenswert, 
weil sie nämlich auch nicht wusste, dass die 
ESMA im Prinzip, wenn die BaFin angeblich 
schlüssige Beweise vorlegt - - diese noch mal zu 
hinterfragen oder geschweige denn das Recht 
hätte, rückzufragen, wenn sie meint, das würde 
ihr nicht plausibel erscheinen. Ich hatte das, ich 
glaube, bei Ihnen auch so ein bisschen mit Euro-
stat verglichen: Alle wussten, die Griechen legen 
falsche Zahlen vor, aber Eurostat musste die ak-
zeptieren. Und genauso - hat uns der Kollege van 
Walsum hier beschrieben - ist das mit der 
ESMA. - Das ist mal das eine, ob das jetzt also 
tatsächlich so ist. 

Und die zweite Frage: Als dann hier Frau Buch 
das auch - Professor Buch - erläuterte, da konnte 
man so den Eindruck gewinnen, eigentlich ist ja 
dieses Marktvertrauen, was Sie mit Ihrer Maß-
nahme schützen wollen, nur ein kleiner Teilbe-
reich der Finanzmarktstabilität. Frau Buch führte 
dann nämlich aus, da gehört in die Finanzmarkt-
stabilität, die die Deutsche Bundesbank betrifft, 
natürlich auch die Liquidität der Märkte: Bleiben 
Versicherungsunternehmen, Kreditinstitute zah-
lungsfähig? Insgesamt: Funktionieren die Märkte 
und die Fungibilität der Papiere, und funktionie-
ren die Märkte? 

Und ein Teilbereich daraus, weil der das einfach 
notwendig vielleicht macht oder vielleicht auch 
nicht, ist dann dieses sogenannte Marktvertrau-
en, also ein Teilbereich, nicht ein überbordender 
oder vielleicht auch noch ein selbstständiger. Es 
ist ein Teilbereich dieser Finanzmarktstabilität, 
die viel weiter gefasst ist. Also, insoweit würde 
ich sogar noch weitergehen: Vielleicht wollte 
auch die Bundesbank an der Stelle aufgrund der 
Informationen, die nicht gegeben worden sind - 
und da sind ja auch neue Aspekte von der Ober-
staatsanwältin Bäumler-Hösl gekommen; die hat 
ja geleugnet jetzt in einem Zeitungsinterview 
wohl, dass der Sachverhalt so war, wie die BaFin 
ihn darstellt - - 

Jetzt aber zu der Frage noch mal - ich habe das 
auch Herrn Hufeld, nachdem Sie dann entlassen 
waren aus dem Zeugenstand, mal gefragt, wie er 
das so schilderte -: Kann es sein, dass Sie sich 
sehr gefreut haben, als die ESMA gesagt hat: „Ja-
wohl, wir stimmen dem zu“ - an diesem Sonn-
tag -, und Sie dann Montag, am 18., dieses Leer-
verkaufsverbot erlassen können? Was war so Ihre 
Gefühlswelt? Wie haben Sie das wahrgenommen? 
Positiv oder negativ? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, sorry, ganz ba-
nal: Wenn Sie einen Antrag stellen und der wird 
positiv beschieden, da fallen Sie ja nicht um und 
fangen an zu heulen, oder? Also - - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Also haben Sie 
sich gefreut. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Da fallen Sie nicht um 
und fangen an zu heulen, wenn Sie einen positi-
ven - - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Na ja, es gibt ja so 
was - - so diese Kleinigkeiten, die man macht: Na 
ja, okay, ist gelungen, konnte man vielleicht 
nicht - - konnte man auch so erwarten. - Und 
dann passiert etwas - ich will darauf hinaus -, 
was ja relativ einmalig ist. 
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Und Ihre Schilderung mal zusammengefasst - ich 
habe mir dann noch mal die Protokolle ange-
schaut und auch, was Herr Hufeld so gesagt hat; 
Sie hatten hier so schön ausgeführt -: Es ist nor-
malerweise so, dass wir eigentlich immer die ver-
schüttete Milch aufwischen, sprich: wir kommen, 
wenn die Täter schon zugeschlagen haben, wenn 
die Milch verschüttet ist und wenn es einen 
Schaden gibt. - Und hier hatten Sie das erste Mal 
die Möglichkeit - ich nenne es mal etwas flap-
sig -, vor der Welle zu sein.  

Ich habe Herrn Hufeld gefragt: Mein Eindruck 
ist - kann das sein? -, dass Sie so euphorisiert wa-
ren, so voll Adrenalin in diesen Tagen zwischen 
Freitag und Montag - das will ich ja dann sogar 
positiv goutieren -, dass Sie gewisse Plausibilitä-
ten - kann das sein, ist das möglich? - - Gut, die 
Kanzlei Enderle: Also, nichts gegen Rechtsanwäl-
te und Kanzleien, aber ein Organ der Rechtspfle-
ge! Ich kenne auch Rechtsanwaltskanzleien, gute 
wie schlechte. Es gab in Hamburg mal einen Fall 
mit Herrn Pinzner. Also, da gibt es ganz viele. 
Und sie hat so gesagt, glorifizierend: Die kennen 
wir ja schon ganz lange. 

Kann das sein, dass Sie trotzdem nicht mal selbst 
noch mal in sich gegangen sind, um zu sagen: 
Kann das stimmen, was uns die Staatsanwalt-
schaft an dieser Stelle da auftischt? Weil jeder ist 
ja von uns fehlbar, auch eine Staatsanwältin. Ob 
das jetzt so ist - wir werden das ja alles noch si-
cherlich vielleicht ausleuchten können. Waren 
Sie da so ein bisschen euphorisiert: „Jetzt schaf-
fen wir es mal, jetzt sind wir mal davor, und jetzt 
aber Gas geben“? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein. Also, euphori-
siert war ich sicher nicht. Das war ein - wie soll 
ich sagen? - strukturierter Prozess, den wir da 
hatten. Die Abstimmungen mit ESMA sind inten-
siv; das sind sie immer, bei allen Opinions. Das 
ist nicht so, dass die ESMA etwas durchwinken 
würde, sondern da muss man mit der ESMA 
durchaus auch, ja, in Diskussionen gehen. Ich 
will jetzt nicht sagen, das ist negativ. Das ist ja 
meistens besser und überprüft noch mal die ei-
gene Positionierung. Also, insofern, „euphori-
siert“ kann ich nicht sagen. 

Das Nächste, was Sie angesprochen haben: Natür-
lich ist es ein Fall gewesen, wo wir vor dem 
Thema sind; aber es gibt schon auch andere 
Fälle, wo wir mal etwas präventiv gemacht ha-
ben. Aber das ist tatsächlich in dem Bereich, bei 
Insider- - Wie gesagt, normalerweise erfahren Sie 
es hinterher, weil die Insider plaudern es ja nor-
mal nicht aus. So. 

Das Nächste, was Sie wissen müssen an der Stel-
le, ist natürlich: Sie sagen immer: Ist Ihnen da 
kein Verdacht aufgekommen oder sonst was? - 
Sie müssen sich, glaube ich, in die Lage im Fe-
bruar 2019 zurückversetzen. Das ist ein DAX-30-
Unternehmen, das ist eine Anwaltskanzlei, von 
der ich bislang nicht wusste, dass sie irgendwie 
vielleicht nicht jedermanns Geschmack ist. Aber 
das ist eine angesehene Anwaltskanzlei - zumin-
dest aus meiner Perspektive -, die sich da meldet. 
Sie sehen, dass da Angaben gemacht werden, die 
sich mit Ihren Angaben decken. Wir haben ja Da-
ten überprüft; haben wir immer wieder gesagt. 
Sie sehen, dass die Short-Positionen ansteigen - 
von 2 Prozent auf 7 Prozent, wenn ich das richtig 
weiß - über die Berichterstattung hinweg. Und 
Sie wissen, dass es nicht die erste Short-Attacke 
ist, nicht die erste Short-Attacke auf Wirecard 
und nicht die erste Short-Attacke at all. Und jetzt 
sollen Sie überlegen: „Vielleicht ist das ein ganz 
merkwürdiger Vorstand, der das getriggert hat, 
der die Kanzlei und die Staatsanwaltschaft in-
strumentalisiert hat“? - Es tut mir leid. Wenn Sie 
mir das im Februar 2019 erzählt hätten, dass das 
der Fall ist, hätte ich gesagt: Okay, wenn das eine 
eine Räuberpistole ist, dann ist das andere die 
Räuberpistole im Quadrat: dass ein DAX-Konzern 
eine Staatsanwaltschaft und eine Kanzlei instru-
mentalisiert. 

Also sehen Sie es mir nach: Im Jahr 2019 wusste 
keiner, was wir heute alles wissen. Und das er-
zählen Sie mir nicht, dass das irgendjemand ge-
wusst hätte - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - und dass wir nicht 
aufgestanden wären und gesagt hätten: Also, 
Wirecard, - 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Dass das dann 
wirklich böse Buben sind. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - DAX-Konzern hin 
oder her, das ist alles - - die haben Geheimdienst-
kontakte oder sonst irgendwas. - Das hätten Sie 
mir doch auch nicht geglaubt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein, aber Sie ha-
ben ja jetzt so schön ausgeführt eigentlich - das 
sind ja jetzt die beiden Aussagen auch aufgrund 
der Tatsachen, die in den letzten Wochen von 
Frau Bäumler-Hösl bekannt geworden sind, und 
die Staatsanwaltschaft München I hat sich da ja 
auch zu Wort gemeldet -, es ist abzuwägen und 
herauszubringen: Ist die Staatsanwaltschaft tat-
sächlich - und das muss ja dann auch diskutiert 
werden - instrumentalisiert worden? Tatsächlich, 
an der Stelle - hat sie sich instrumentalisieren 
lassen, waren die Darstellungen so, wie sie hier 
uns entsprechend von Herrn Bühring und Frau 
Bäumler-Hösl dargestellt worden sind, oder ist es 
so, wie Sie eben sagen? - stehen hier ja gerade 
sehr - wie soll ich sagen? - deutlich divergierende 
Aussagen nebeneinander. 

Und da kann das natürlich auch sein - deswegen, 
das war eigentlich sehr positiv gemeint -, dass 
man sich wirklich mal freut - deswegen habe ich 
das ja so gefragt, wie da Ihr Gemütszustand war, 
wie Sie ihn wahrgenommen haben -, dass man 
sagt: Endlich können wir mal - - Ich nenne das 
mal - wie hieß das in dieser einen Sendung? -: 
Tschakka, jetzt haben wir es geschafft. - Und das 
kann einem manchmal ja den Blick einfach ver-
stellen, ohne ein Werturteil - - oder zu sagen, Sie 
haben da jetzt aus der Sicht, wie Sie es geschil-
dert haben, falsch gehandelt. Es kann einfach da 
möglich sein, dass man dann eben aus dieser 
Sicht vielleicht gewisse, sagen wir mal, nicht 
rote, aber orangefarbene Ampeln überfährt. Das 
ist so mein Eindruck. Oder eben Frau Bäumler-
Hösl - - Aber das können wir im Moment nicht 
klären. 

So, und ich bin über der Zeit. - Dann Matthias 
Hauer für die CDU/CSU. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Vorsitzender. - 
Frau Roegele, Sie haben ja gerade ein bisschen 

was berichtet zum Thema „Short-Positionen und 
Short-Attacke“, und da haben Sie das in einem 
Wortlaut, fand ich, so synonym verwendet: So, 
Short-Positionen steigen, also ist das eine Short-
Attacke. - Können Sie das noch mal darstellen, 
wie das gemeint war? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein, das ist sicher 
kein Synonym. Aber natürlich - - Wie soll ich sa-
gen? Wenn wir jetzt keine Short-Positionen sehen 
würden, kann es auch keine Short-Attacke geben. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, da haben wir 
recht. Da sind wir uns einig. Aber nicht alles, 
was eine Short-Position ist, ist auch eine Attacke, 
wo sich mehrere zusammentun, um aufs Tor zu 
stürmen, sondern vielleicht haben Menschen 
auch einfach „Financial Times“ gelesen und ha-
ben das geglaubt, was da steht und haben ge-
dacht: Das ist keine gute Investition, Wirecard, 
und dann gehen wir lieber short. - So, das wäre 
auch eine Möglichkeit gewesen, - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): - dass vielleicht 
Leute einfach der „Financial Times“ geglaubt ha-
ben, und das muss ja nicht eine Attacke gewesen 
sein. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Es gab sicher Leute, 
die genau aus diesem Grund oder die ganz gene-
rell aus anderen Gründen eine negative Haltung 
zu Wirecard hatten. Aber bitte vergessen Sie 
nicht, dass wir auch Hinweise hatten, dass Short-
seller diese Informationen vorher wussten, bevor
die Artikel veröffentlicht werden. Und das nennt 
sich dann schon Short-Attacke. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, aber wir reden ja 
jetzt über einen Zeitpunkt nach der Berichterstat-
tung und vor dem Erlass des Leerverkaufsverbots. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, aber in dem Fax der 
Staatsanwaltschaft wird von einer nächsten 
Short-Attacke gesprochen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Die in der Zukunft 
bevorstünde. 
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Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Insofern geht es ja 
um, ich sage mal, Aspekte, die noch nicht alle 
eingepreist wären zu diesem Zeitpunkt. Weil 
sonst würde sie ja schon stattfinden, diese Atta-
cke, diese vermeintliche Attacke, oder nicht? 
Denn - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Na ja, die Short-Posi-
tionen müssen aber - - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): - wenn sie bevor-
steht, haben die ja scheinbar noch nicht ihre 
Short-Positionen aufgebaut; sonst wäre es ja 
schon so weit. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein. Natürlich baue 
ich die vorher auf, und dann warte ich, dass der 
nächste Artikel kommt, und dann decke ich mich 
wieder günstiger ein. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut. - Also ich für 
mich ziehe den Schluss daraus, dass im Hause 
der BaFin das nahezu synonym gesehen wird. 
Wenn da Short-Positionen aufgebaut werden, ist 
das per se was Negatives und muss eine Attacke 
sein. So habe ich Ihre Aussage verstanden und 
auch die Aussage anderer BaFin-Kollegen hier. 
Aber ich nehme zur Kenntnis, dass Sie das so 
von sich weisen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist doch schön. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Insofern sind wir da 
einfach nicht gleicher Ansicht. - Sie hatten zum 
Thema Missverständnis vorhin was gesagt, es sei 
ein Missverständnis gewesen zwischen der Bun-
desbank und der BaFin. Da war leider hier meine 
Uhr runtergelaufen. Deshalb muss ich da jetzt 
noch mal einhaken an der Stelle. Sie hatten ge-
sagt, man ist seitens der BaFin - - wollte man von 
der Bundesbank ja gar nicht, dass das Thema Fi-
nanzstabilität geprüft wird, sondern eigentlich 
ging es ums Marktvertrauen, und das war auch 
der Ansatz, weswegen man die Bundesbank an-
gesprochen hat. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das kann ich Ihnen 
ganz ehrlich nicht sagen. Ich glaube, die Kolle-
gen - ich habe das, glaube ich, letztes Mal auch 
schon gesagt - haben schlicht den Prozess einge-
halten und haben halt die Bundesbank gefragt. 
Und erst dann ist in diesem Prozess klar gewor-
den: Na ja, zu der Thematik „Marktvertrauen“ 
können sie eigentlich nichts sagen. - Und wir ha-
ben der Bundesbank zu spät oder gar nicht ge-
sagt, dass es diesmal um Marktvertrauen geht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Mhm. Okay. - Wür-
den Sie sagen, dass Sie die nötige kritische Dis-
tanz zu Wirecard hatten? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Allerdings. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und die BaFin ins-
gesamt auch? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich kann jetzt nicht für 
die ganze BaFin sprechen, aber ich gehe davon 
aus. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sieht Herr Röseler 
anders. Den haben wir das gerade auch gefragt, 
und er hatte gesagt, dass da nicht eine nötige kri-
tische Distanz zu Wirecard da war. Gut. Aber da 
sind Sie dann unterschiedlicher Auffassung mit 
Herrn Röseler. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Mhm. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich würde Ihnen 
gerne eine Mail vorlegen, und zwar ist das 
MAT A BMF-5.64, Blatt 170. Die kommt sofort zu 
Ihnen. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die Zeu-

gin und ihr Rechtsbeistand 
lesen in diesen Unterlagen) 

Das ist eine E-Mail von Herrn Dr. Bußalb. Das ist 
der zuständige Referatsleiter des Leerverkaufs-
referats. Da wissen wir ja schon, dass der nicht 
involviert war, weil er ja beim Zahnarzt war an 
dem fraglichen Wochenende. Und in dieser 
E-Mail - ich zitiere jetzt - heißt es wie folgt: 
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Ferner wird WA 25 dem Referat 
ZR 2 Input geben, welche Han-
dels-Alternativen (z.B. Put-Optio-
nen und Ähnliches, die die Allge-
meinverfügung nicht umfasst) es 
ggf. für Herrn … immer noch gibt, 
ohne dass er short gehen muss. 
Dies würde sein Begehren auch 
massiv abschwächen. 

Zitat Ende. - Es ging dabei um die Antwort auf 
eine Beschwerde, dass man nicht mehr auf fal-
lende Kurse setzen könne. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ist das richtig? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich nehme es an. Also, 
aus der Antwort schließe ich das, und was Herr 
Bußalb hier macht, ist, ihm zu sagen: Dann kauf 
doch Put-Optionsscheine, wenn du wirklich auf 
fallende Kurse setzen willst. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, aber zeigt das 
nicht gerade, dass ökonomisch das Leerverkaufs-
verbot gar nichts bringen konnte, da auch Alter-
nativen zur Verfügung standen, die eben nicht 
verboten waren? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich glaube, die großen 
Shortseller machen keine Put-Optionen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, aber finden Sie 
es richtig, dass die BaFin dann berät, wie man al-
ternativ auf fallende Kurse setzen kann? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein, finde ich nicht, 
aber - - 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, der Kollege hat das 
so gemacht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Uneingeschränkt 
finden Sie das nicht. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, normalerweise 
beraten wir Anleger überhaupt nicht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Genau. Deshalb 
wundert es mich. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist mal oberster 
Grundsatz. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Genau. Und da hört 
es sich halt so an, als würden Sie es doch ma-
chen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich glaube, er wollte 
damit schlicht sagen: Das schließt nicht alle 
Handlungsoptionen aus, auch weiterhin auf fal-
lende Kurse zu setzen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, aber ist halt ir-
gendwo ein Widerspruch, wenn man ein Leerver-
kaufsverbot macht, um Shortseller abzuwehren, 
dann auf der anderen Seite noch zur Beratung an-
zusetzen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber, ehrlich gesagt, 
das ist sicherlich nicht das, was ich mir wün-
sche, dass wir Anlegern Beratung zukommen las-
sen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, vor allem nicht 
auch noch in eine entgegengesetzte Richtung zu 
dem, was man eigentlich vorher beschlossen hat, 
Thema Leerverkaufsverbot. Okay, nehme ich so 
zur Kenntnis. Vielen Dank. 

Ich hätte noch eine andere - - Ah, super. Die 
kommt direkt auch. Das ist MAT A BMF-5.64, 
Blatt 100. Auch da geht es um eine E-Mail, und 
zwar von der Pressereferentin Frau Schuchhardt. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die Zeu-

gin und ihr Rechtsbeistand 
lesen in diesen Unterlagen) 

Und zwar hat am 18. Februar 2019 Frau Schuch-
hardt eine E-Mail an Frau Geilfus und Frau 
Weick-Ludewig weitergeleitet und - - Da muss 
ich einmal schauen. Das ist VS-NfD eingestuft, 
ne? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. 
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Matthias Hauer (CDU/CSU): Okay. Danke. - Dann 
können wir also alle auch daraus zitieren. Und 
da geht es um so Themen wie „fraud controlled 
by the Russian Mafia“ und andere interessante 
Aspekte. Können Sie sich an diese E-Mail erin-
nern? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nicht wirklich. Es ist 
ja auch ein bisschen - wie soll ich sagen - - Ich 
würde die E-Mail unter - wie soll ich sagen? - 
„Was soll man jetzt damit anfangen?“ subsumie-
ren. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, die scheint aber 
zumindest nicht so unwichtig gewesen zu sein. 
Immerhin hat man sie ja zum Beispiel dem Herrn 
Hufeld weitergeleitet, den man ja jetzt nicht mit 
jedem Aspekt behelligt, der jetzt völlig irrelevant 
ist. Also, das muss ja schon eine gewisse Rele-
vanz haben; sonst würde man das ja nicht an den 
Präsidenten schicken. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Wobei ich jetzt nicht 
weiß, was unter dem Link ist - und um den geht 
es ja -, über den man Herrn Hufeld informieren 
will. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, es ist ja auch Be-
zug genommen auf einen Financial Blog, und das 
ist in Verbindung mit dem Link dann zu sehen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Und was auf diesem 
Blog ist, weiß ich jetzt, ehrlich gesagt, nicht. Und 
wenn ich das richtig interpretiere aus dem Sach-
zusammenhang - aber das ist meine Interpreta-
tion -, will Frau Schuchhardt Herrn Hufeld auf 
den Blog hinweisen; sonst würde sie ja die 
E-Mail einfach weiterleiten. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, gut, die schreibt 
jetzt Ihnen, dass sie Herrn Hufeld informiert. Das 
ist jetzt erst mal offen, auf welche Art und Weise 
und ob jetzt zu dem Blog oder zu der E-Mail. 

Mir geht es ja darum, wie auf diese E-Mail rea-
giert wurde. Haben Sie mal mit dem Versender 
Kontakt aufgenommen, oder hat man da irgend-
was geprüft? Hat man diesen Blog mal sich ange-
schaut, und war Ihnen irgendwas zum Thema 

Russland in dem Zusammenhang irgendwie be-
kannt geworden? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein. Also, ich kann 
erstens nicht beantworten, wie und ob wir auf 
diese E-Mail geantwortet haben, und ich weiß 
auch nicht, ob wir irgendwas in Sachen Russ-
land - sehr konkret sind die Hinweise ja jetzt 
nicht in der E-Mail - gemacht haben. Also, wir 
haben ja öfters auch Hinweise bekommen, die et-
was - wie soll ich sagen? - schwerer einzuordnen 
waren. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, ich hätte nur ge-
dacht, dass man in irgendeiner Weise dieser 
E-Mail dann auch nachgeht. Aber gut. Wir fragen 
nach - - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Mit Sicherheit ist da 
nachgegangen worden, weil die Kollegin ja auch 
durchaus die Kollegen hier im Verteiler um eine 
Antwort bittet, auch wenn sie sagt: Ihr könnt 
euch damit „Zeit lassen“. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, wir haben nur 
diese weitere Korrespondenz dazu nicht in den 
Unterlagen entdecken können. Insofern - - Wis-
sen Sie jetzt aber auch nicht, habe ich verstan-
den, wie es dann da weitergegangen ist. Gut. - 
Ansonsten sehen Sie, wir fragen auch zum 
Thema Russland intensiv nach, auch wenn viel-
leicht wir wieder irgendwelche Tweets des Au-
ßenministeriums aus Russland bekommen, und 
lassen uns da nicht abschrecken. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Möchte vielleicht noch Fritz Güntzler? Ihr habt 
noch Zeit. Oder wird drauf verzichtet? 

(Matthias Hauer 
(CDU/CSU): Wird verzich-

tet!) 

- Alles klar. Gut. - Dann würde ich da gern noch 
mal aufsetzen. Herr Hufeld hat dann, nachdem 
Sie auch dann aus dem Zeugenstand entlassen 
waren, ein bisschen geschildert. Wir hatten ihn 
nämlich gefragt: Wie hat er denn jetzt Kenntnis 
von diesen Tagen 15., 16., 17., 18. Februar be-
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kommen? - Und können Sie mir noch mal das Te-
lefonat darlegen zwischen Herrn Hufeld und 
Ihnen? Er hat gesagt, er war wohl gerade in Berlin 
und Sie haben ihn am Flughafen dann erwischt 
und hätten ihn dann über die Vorgänge zum 
Leerverkaufsverbot informiert; so hat er das hier 
dargestellt. Können Sie sich noch in etwa erin-
nern, wie lange dieses Telefonat zum Leerver-
kaufsverbot mit Herrn Hufeld an jenem Freitag 
dauerte? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das kann ich Ihnen 
ganz ehrlich nicht mehr sagen. Also, ich weiß, 
dass ich ihn irgendwo erwischt habe. Was ich 
auch nicht weiß - - wo er genau war. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Also, er sagte, am 
Berlin- - Er war wohl am Flughafen, weil er in 
Berlin dienstlich war, weil er auch, ich glaube, 
im Finanzministerium - - und hatte sich, glaube 
ich, auch mit Herrn Kukies getroffen; so hat er 
das dargestellt und dass Sie ihn dann auf dem 
Flughafen erwischt hätten. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. Aus meiner Erinne-
rung habe ich ihm den Sachverhalt geschildert. 
Ich habe ihm das Fax geschildert. Ich bin mir 
nicht mehr sicher, ob ich Herrn Hufeld das Fax 
vorgelesen habe oder ihm nur die Inhalte mitge-
teilt habe. Ich glaube, von seiner Seite kam eine 
Rück- - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das war welches 
Fax? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das staatsanwalt-
schaftliche Fax -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aus München. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - vom 15., vom glei-
chen Tag. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Mhm. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Und ich habe - - Er 
hat, meine ich, gefragt - aber das ist jetzt alles 
dunkle, dunkle Erinnerung - - aber wir haben 
uns, meine ich, auf seine Rückfrage auch über die 
Glaubwürdigkeit ausgetauscht und - - dass ich 

ihm dann noch gesagt habe: Die Staatsanwalt-
schaft hält es für glaubwürdig. - Und er hat - - Ich 
habe ihm dann geschildert, welche Handlungs-
optionen wir haben, meine ich, und er hat gesagt, 
er stimmt zu, dem Vorschlag, den wir bis dahin 
hatten. Wir hatten ja inzwischen Handelsausset-
zung ausgeschlossen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Und Dauer? 10 Mi-
nuten? 20 Minuten? Eher länger, eher kürzer? 
Können Sie sich daran erinnern? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich weiß nur, dass ich 
noch nebenher E-Mails beantwortet habe. Also, 
insofern kann ich es Ihnen beim besten Willen 
nicht sagen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Hatte er denn Be-
denken geäußert, oder war er dann auch über-
zeugt? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich glaube, für ihn war 
wichtig, ob die Staatsanwaltschaft das als glaub-
würdig einstuft. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber da haben Sie 
wahrscheinlich - - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Und da haben Sie 
dann gesagt: „Das ist glaubwürdig“? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Die Staatsanwaltschaft 
stuft es als glaubwürdig ein. Ich habe nicht ge-
sagt: „Es ist glaubwürdig“; ich habe gesagt, was 
die Staatsanwaltschaft denkt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Meine ich, wie gesagt.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann sage ich, 
Frau - - In der Presse war zu vernehmen - inso-
weit: da kann man Frau Bäumler-Hösl noch mal 
anschreiben vom Ausschuss - - Vielleicht war ja 
entscheidend, dass die Bundesbank nicht wusste, 
was die Staatsanwaltschaft schrieb. Und aus der 
Presse konnte man jetzt so ein bisschen entneh-
men, dass die Staatsanwaltschaft sich dagegen 
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wehrt, dass seitens der BaFin festgestellt wird, 
man hätte gesagt, man dürfe die Bundesbank auf 
keinen Fall da irgendwie informieren. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das haben wir so auch 
nie gesagt. Ich glaube, mich zu erinnern, - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Also, für mich kam 
das bisher immer in den - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: - dass ich nur gesagt 
habe: Wir haben explizit nach ESMA gefragt. - 
So, und ich habe auch beim letzten Mal - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber jetzt würde ja 
der Verdacht so ein bisschen sich bestätigen von 
den Kollegen. Sie haben gesagt, Sie haben nur ex-
plizit nach ESMA gefragt. Wenn Sie denn jetzt 
die Bundesbank an Bord gehabt - - oder hätten 
haben wollen zu dem Zeitpunkt, dann hätten Sie 
doch explizit auch sagen können und fragen kön-
nen: Bundesbank und ESMA. - Das erscheint mir 
jetzt etwas merkwürdig. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber, ehrlich gesagt, 
ich habe die Gespräche mit der Staatsanwalt-
schaft nicht geführt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber ich halte 
noch mal fest: Sie haben explizit - das heißt, das 
ging von Ihnen aus - nur bei der Staatsanwalt-
schaft München danach gefragt: ESMA? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das habe ich nie ge-
sagt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Doch, das haben 
Sie jetzt eben gesagt. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich habe gesagt, die 
Kollegen haben die Gespräche mit der Staatsan-
waltschaft geführt, und ich weiß, dass wir expli-
zit eine Freigabe bekommen haben von der 
Staatsanwaltschaft, mit der ESMA dieses Fax 
auszutauschen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut. - Aber wer hat 
dann - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich weiß auch, dass 
die Staatsanwaltschaft dieses Fax eher im engen 
Kreis halten wollte. Ich glaube, das ist sogar ir-
gendwo dokumentiert. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber die Staatsan-
waltschaft stellt das gerade in der Öffentlichkeit 
so dar - das müsste ja ermittelbar - - Nochmals: 
Bisher klangen die Aussagen immer so - ich sage 
ja: „Sie klangen“, ganz bewusst sage ich nicht: 
„Das war so“ - - Aber es klang so in den Darstel-
lungen, dass gesagt wurde: Ja, nur die ESMA und 
ansonsten ganz kleiner - - kein Kreis mehr. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also noch mal - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Und die Darstel-
lung der Staatsanwaltschaft ist die: Hätte man 
nur nach der Bundesbank gefragt, dann hätte die 
Staatsanwaltschaft München gesagt: Na ja, klar, 
die Bundesbank kann auch informiert werden. - 
Und das gibt natürlich eine ganz andere Klang-
farbe und lässt natürlich auch die Tage zwischen 
dem 15. Februar und, sagen wir mal, zumindest 
bis zum 17. Februar, dem Sonntag, ganz anders 
beurteilen. 

Also, wie war denn das nun? Wer hat denn nun 
darauf gedrungen: „Nur die ESMA“? Oder hat 
vielleicht jemand - - Das muss ja irgendwann - - 
gesagt haben: Nein, wir brauchen die ESMA an 
Bord. - War das so? Oder war es eher so, dass die 
Staatsanwaltschaft gesagt hat: „Niemand, außer 
jetzt, dass Sie das verwenden können“, und hat 
dann einer von Ihnen im Hause gesagt - da wäre 
ja spannend, wer -: „Ja, aber die ESMA muss an 
Bord sein“? Aber egal, wie es ist - das ist die Lo-
gik dieser Reduktion -: Haben Sie einfach die 
Bundesbank vergessen? Und damit kann man je-
mandem natürlich sehr schön exkludieren. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber darf ich noch mal 
einen Punkt machen? Die Bundesbank hat uns 
signalisiert, sie prüft nur Finanzstabilität - wir 
steigen ganz woanders aus - und nicht Marktver-
trauen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Stopp! Sie haben 
aber auch gesagt, Sie können nicht die Hinweise - 
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die sind topsecret - von der Staatsanwaltschaft 
weiterleiten. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist noch ein Add-
on. Aber wir steigen schon früher aus, weil sich 
die Bundesbank nicht berufen sieht, Marktver-
trauen zu prüfen. Und auf das haben wir es ge-
stützt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich habe eher den 
Eindruck gehabt - aber da kann ich auch nur den 
Eindruck schildern -, dass die Bundesbank auch 
sich deshalb dann nachher verabschiedet hat und 
nicht intervenierte, weil sie eben nicht den vol-
len Kenntnisstand des Sachverhaltes hatte, und 
dazu hätten sicherlich beispielsweise auch Herr 
Enderle, beispielsweise Bloomberg gehört. Haben 
Sie denn da noch mal nachgehakt? Weil da haben 
wir hier ja auch schon mal mehrere Themen zu 
gehabt, Bloomberg. Das haben Sie auch alles für 
glaubwürdig gehalten, was Ihnen die Staatsan-
waltschaft da mitgeteilt hat? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich glaube, ich habe 
auch beim letzten Mal schon gesagt: Wenn die 
Staatsanwaltschaft uns diese Information gibt, 
dann ermitteln wir nicht vorbei an der Staats-
anwaltschaft, - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nee, das sollen Sie 
ja auch gar nicht. Die Frage - 

Zeugin Elisabeth Roegele: - und dann frage ich 
nicht Bloomberg. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: - ist - das haben 
auch die Kollegen gesagt -: Haben Sie das als 
wirklich glaubwürdig erachtet? Oder waren Sie - 
das ist ja meine Meinung - dann doch so: „Wir 
sind vor der Welle; das stimmt alles“? 

Also, das ist in meinem Leben so die Erfahrung: 
Ich überprüfe zumindest alles und atme einmal 
tief durch, manchmal schlafe ich auch eine Nacht 
sogar drüber, auch wenn dann vielleicht es erst 
am Dienstag oder Mittwoch zum Leerverkauf 
kommt, und frage mich: Ist das plausibel? Kann 
das alles so sein? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber noch mal: Wir 
bekommen von einer angesehenen Staatsanwalt-
schaft ein Fax. Die versichert uns, dass sie das - 
wie hat Frau Bäumler-Hösl sich Tage später noch 
ausgedrückt? - für, ich glaube, irgendetwas in der 
Richtung glaubwürdig - - Ich habe das Wort nicht 
mehr; es fängt, ich glaube, mit B an. Sie glaubt 
diesem Thema. 

Die Alternative, diesem Thema nicht zu glauben, 
wäre, zu sagen: Da haben wir einen DAX-30-Vor-
stand, der lügt uns an. - Nicht nur - - Herr 
Michelbach nannte das immer: Das war doch 
eine Räuberpistole, die da auf dem Fax stand. - 
Ja, aber die Räuberpistole wäre es im Quadrat ge-
wesen, wenn ich gesagt hätte: Das ist alles erfun-
den vom Vorstand. - Und er hat sowohl seinen 
Anwalt als auch die Staatsanwaltschaft dies-
bezüglich glauben machen - - Also, ehrlich ge-
sagt, da hätte ich noch größere Schwierigkeiten 
gehabt, zu sagen: Nein. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Könnten 
Sie denn noch klären, wie es denn nun zu die-
sem sehr exklusiven Kreis kam, dass nur die 
ESMA informiert werden durfte und nicht die 
Bundesbank? Weil das interessiert mich schon; 
denn nochmals: Die Darstellung - und da kann 
man ja auch die Staatsanwaltschaft noch mal um 
Information bitten; ich werde es jedenfalls tun - 
hat klar dargelegt: Wenn die BaFin nur gesagt 
hätte: „Ja, sie möchte auch die Bundesbank“ - so 
kann man das interpretieren - „mit - - informiert 
werden soll“, dann wäre das kein Problem gewe-
sen. - Und dann muss ich eben sagen: Wenn Sie 
so vorgegangen sind, dann - entweder fahrlässig 
oder in dieser Euphorie, dass man eben sagt: Sie 
wollten die Bundesbank vielleicht auch gar 
nicht - - 

RA Prof. Dr. Heiko Ahlbrecht: Entschuldigung, 
Herr Vorsitzender. Jetzt muss ich wirklich mal 
eingreifen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gerne. 

RA Prof. Dr. Heiko Ahlbrecht: Sie werten hier im 
Vortrag gegenüber der Zeugin. Sie stellen keine 
konkrete Frage zu einer - - 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Doch, ich habe 
eine kon- -  

RA Prof. Dr. Heiko Ahlbrecht: Nein, es geht um 
Tatsachenfragen, - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Doch, ich habe 
eine kon- - 

Zeugin Elisabeth Roegele: - und Sie stellen Wer-
tungen voran. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nee, da ist keine 
Wertung. 

RA Prof. Dr. Heiko Ahlbrecht: Doch. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist eine ganze 
Logik. Irgendeiner muss ja gesagt haben - - 

RA Prof. Dr. Heiko Ahlbrecht: Logik ist Wertung. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Eine logische Wer-
tung gibt es nicht, Herr Professor Ahlbrecht. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber darf ich noch 
mal? Ich versuche es noch mal. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Also, wer - - Brin-
gen Sie das bitte in Erfahrung - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich habe nicht mit der 
Staatsanwaltschaft gesprochen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich möchte ganz 
konkret wissen: Wie ist es zustande gekommen, 
wenn die Staatsanwaltschaft gerade in der Öf-
fentlichkeit sagt: „Dem ist nicht so“, dass nur die 
ESMA informiert wurde? Und das ist weder eine 
Wertung, sondern das ist eine berechtigte Frage. 
Und ich stelle dann auch ganz berechtigt fest: Je 
nachdem, wie der Sachverhalt dann beantwortet 
wird und was da zustande kommt, kann es - das 
habe ich aber auch gesagt, und das ist keine Wer-
tung - darauf zurückzuführen sein, dass man viel-
leicht die Bundesbank nicht an Bord haben 
wollte. Und da bleibe ich bei. Und da können Sie 
sich auf den Kopf stellen, Herr Professor Ahl-
brecht. 

So, machen wir weiter. 

RA Prof. Dr. Heiko Ahlbrecht: Das werde ich si-
cherlich nicht machen. - Aber es geht mir einfach 
schlicht darum - und ich will das auch erklären -: 
Mir geht es um die Tatsachenreihenfolge, und 
hier werden immer Dinge vermischt. Es geht um 
Tatsachen und Fakten und Wahrnehmungen der 
Zeugin. Was ist damals wann, wie, wo passiert? 
Und das ist ein weiteres Beispiel, gerade dieser 
Vorhalt, wo nur Teile des historischen Sach-
verhalts dargestellt werden. Das ist aber der Job 
hier, diesen historischen Sachverhalt, den Sie ja 
auch bedienen, aufzuarbeiten. Darum geht es 
hier. Es werden aber immer mal Teile weggelas-
sen. 

Die Bundesbank war teilweise informiert; das hat 
Frau Roegele alles geschildert, 

(Fabio De Masi (DIE 
LINKE): Sind Sie der 

Rechtsbeistand oder der 
Experte der BaFin? Sie ha-
ben hier kein Rederecht!) 

und alles andere ist eine Frage der Bewertung. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ist in Ordnung. 
Wie gesagt, da habe ich keine Probleme mit; das 
ist in Ordnung. Und jetzt machen wir weiter. - 
Frau Kiziltepe für die SPD. 

(Fabio De Masi (DIE 
LINKE): Sind Sie der Ex-

perte der BaFin? Sie haben 
hier gar kein Rederecht!) 

Cansel Kiziltepe (SPD): Vielen Dank. 

RA Prof. Dr. Heiko Ahlbrecht: Ich habe gerade 
Ihre Frage nicht verstanden. Aber wenn Sie mir 
ein Gesetz zeigen, wo drinsteht, dass ich kein Re-
derecht habe, 

(Fabio De Masi (DIE 
LINKE): Sie haben gar kein 
Rederecht! Sie müssen die 
Zeugin beraten, aber Sie 

haben hier kein Rederecht!) 
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dann bin ich gespannt. Dann zeigen Sie mir das 
Gesetz, wo das drinsteht! 

Vorsitzender Kay Gottschalk: So, jetzt fahren wir 
runter. - Und jetzt ist nur die charmante Frau 
Kiziltepe an der Reihe. Bitte schön. 

Cansel Kiziltepe (SPD): So, jetzt versachlichen 
wir die Debatte hier mal wieder. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Jetzt unterhalten sich 
zwei Frauen; das kann der Sache dienen.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Genau, vernünftig, eine 
vernünftige Unterhaltung. - Frau Roegele, mich 
interessiert, weil wir ja auch in den Wochen im-
mer wieder hören, was die Unabhängigkeit der 
Bankenaufsicht angeht - - Zum einen heißt es, die 
Aufsicht muss unabhängig sein - auch eine 
ESMA-Forderung ist das ja -, und zum anderen 
pochen hier auch viele immer wieder darauf, 
dass das Bundesfinanzministerium ja eine Fach-
aufsicht und eine Rechtsaufsicht habe und dass 
hier hätte stärker eingegriffen werden sollen usw. 
Und mich interessiert noch mal, wie das eigent-
lich war. Sie haben ja - - Aus meiner Sicht hat die 
BaFin ja in dieser Frage, auch was das Leerver-
kaufsverbot anging, was im Nachhinein falsch 
war, aber unabhängig gehandelt auch, und es gab 
auch keinen Eingriff durch das Bundesfinanz-
ministerium. Aber es gab eine Kommunikation 
nach den E-Mails, die uns vorliegen. Können Sie 
noch mal schildern, wann das BMF informiert 
wurde, ob es informiert wurde, wann es infor-
miert wurde? Können Sie das noch mal darlegen? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, nach meiner 
Kenntnis ist um die Mittagszeit - - haben die Kol-
legen das BMF auf Arbeitsebene informiert. Das 
deckt sich hoffentlich mit den - -  

Cansel Kiziltepe (SPD): Wie noch mal? Ich habe 
Sie akustisch - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Auf Arbeitsebene um 
die Mittagszeit haben die Kollegen das BMF in-
formiert. Irgendwann im Laufe des Nachmittags, 
Abends ist dann auch der Entwurf an das BMF 
geschickt worden. 

Ich habe das BMF dann auch informiert, am 
Sonntagmorgen - das weiß ich jetzt aus meiner 
Warte -, dass jetzt der ESMA-Prozess losgelaufen 
ist, nachdem wir am Samstag an der ESMA-
Opinion gearbeitet haben bzw. die ESMA - - hat 
an der Opinion gearbeitet, wir haben an der Zu-
lieferung für die Opinion gearbeitet. Am Sonntag-
morgen informiere ich dann auch die Kollegen 
im BMF - ich meine, einschließlich Frau Wim-
mer -, dass jetzt der ESMA-Prozess losgelaufen 
ist. Am Sonntagnachmittag telefoniere ich mit 
Frau Wimmer über diesen Prozess, und am Sonn-
tagabend informiere ich, meine ich, über das Er-
gebnis, dass ESMA, das Board of Supervisors, zu-
gestimmt hat, und am Montagmorgen informiere 
ich wieder, dass es jetzt veröffentlicht ist. Ich 
glaube, das ist so die Reihenfolge. Und es hat 
zwischendurch, meine ich, auch Kontakte gege-
ben auf Arbeitsebene mit dem BMF. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Okay. - Nach meinen Un-
terlagen gibt es hier eine Korrespondenz zwi-
schen der BaFin und dem Bundesfinanzministe-
rium am Montag. Da schreibt - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Montag, der 18.? 

Cansel Kiziltepe (SPD): Genau, Montag, der 18. - 
Da schreibt Frau Weick-Ludewig, dass sie beim 
BMF auf Arbeitsebene mal reingehorcht hätte 
und dass man da noch entspannt sei. 18. Februar, 
16.56 Uhr, und die Nummer ist MAT A BMF-
5.64, Blatt 93. 

Dann fragt der Finanzminister am Abend des 
18. Februar beim Staatssekretär Kukies nach, was 
denn da los sei und was er wissen müsse. Und 
nach den Unterlagen, die mir vorliegen, kriegt er 
eine informelle Ministervorlage am 21. Februar. 
Also, was ich mit diesem Zeitablauf sagen 
möchte, ist: Ist das alles - so sieht es aus - nach 
dem Erlass des Leerverkaufsverbots passiert? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. Also, ich - - Wie ge-
sagt, die Kollegen haben uns dann am 18., glaube 
ich, im Laufe des Tages, was jetzt nicht unüblich 
ist, noch mal um einen zusammenfassenden 
BMF-Bericht gebeten, in dem wir auch noch mal, 
meine ich, am 20.02. dieses Thema DPR-Prüfung 
aufnehmen - also, spätestens da haben wir das 
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auch noch mal im Haus breit gestreut; alle, die 
den BMF-Bericht gesehen haben, haben jetzt 
auch noch mal die DPR-Prüfung vor Augen ge-
habt -, und in dem berichten wir über das Leer-
verkaufsverbot und über die Resonanz, die auf 
das Leerverkaufsverbot erfolgt ist, dass so viele 
Privatanleger das positiv fanden und dass es eine 
große Presseresonanz gab. Ich glaube, das steht 
im - - 20.02. drin. 

Was die Kollegen aber jetzt im BMF - die haben 
das angefordert; das ist klar - dann mit diesen In-
formationen machen und wem sie das weiterge-
ben und in welcher Form, das - tut mir leid - sind 
dann BMF-Interna. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Sie hatten auch bei Ihrer 
ersten Vernehmung gesagt, dass Sie aufgrund der 
Vertraulichkeit auch gegenüber der Staatsanwalt-
schaft der Bundesbank da nichts weitergeleitet 
haben, sondern nur gezeigt haben als Dokument 
dieses berüchtigte Fax. Haben Sie gegenüber dem 
BMF das geschildert oder eher nicht, also nicht 
begründet? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das kann ich Ihnen 
heute nicht mehr sagen. Ich glaube, wir haben 
denen schon den Inhalt mitgegeben. Aber, wie 
gesagt, wir wollten ja nicht das Fax aus der Hand 
geben. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Also weiß das BMF 
nichts von diesem Fax. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Von dem Fax wissen 
sie, aber nicht dass ich das Dokument - -  

Cansel Kiziltepe (SPD): Und von dem Inhalt 
des - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Meine ich, haben wir 
informiert. Aber das - - Legen Sie mich da nicht 
fest, weil es da auch immer Gespräche auf Ar-
beitsebene gab. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Okay. - Gut, ich muss 
jetzt zu einem Berichterstattergespräch leider, zu 
einem sehr wichtigen Berichterstattergespräch. In 
der nächsten Runde frage ich dann noch mal zu 
weiteren Fragen. - Danke. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Ich gehe 
davon aus, Dr. Zimmermann übernimmt, oder? 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Nee, diese Runde 
keine weiteren Fragen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Alles klar. Danke. - 
Dann geht es weiter mit Dr. Toncar für die FDP-
Fraktion. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Vielen Dank, Herr 
Gottschalk. - Frau Roegele, hatten Sie denn außer 
am 18. Februar 2019 um 6.23 Uhr noch Korres-
pondenz mit Herrn Tüngler oder anderen Vertre-
tern der DSW zum Untersuchungsgegenstand, 
also zum Fall „Wirecard“, dem Aufsichtshandeln 
im Fall „Wirecard“?  

Zeugin Elisabeth Roegele: Weiß ich nicht. Kann 
ich Ihnen nicht sagen. Ich weiß, dass irgendwann 
„Better Finance“ noch eine positive Pressekom-
munikation gesetzt hat. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Die haben wir auch in 
den Akten gefunden, genau. - Aber zu Herrn 
Tüngler speziell: Ich meine, dass man an den so 
früh denkt, bedeutet ja, da gab es vielleicht auch 
schon einen Austausch zum Fall „Wirecard“ spe-
ziell, nicht zu Short-Attacken allgemein und ab-
strakt, wie Sie gesagt haben. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Definitiv nein. Ich 
habe mich mit Herrn Tüngler nicht zum Fall 
Wirecard unterhalten. Ich habe mich mit Herrn 
Tüngler, weil es damals in der Branche ja auch 
ein großes Thema war, weil, wie gesagt, immer 
die Privatanleger das Nachsehen haben bei Short-
Attacken - und es war ja nicht nur eine Short-
Attacke auf Wirecard; wir hatten ja auch andere 
Unternehmen gesehen, die Gegenstand von 
Short-Attacken wurden - darüber ausgetauscht, 
und wir haben auch - wie soll ich sagen? - die 
Anlegerschützer und auch die Emittenten wie 
zum Beispiel das DAI - kann ich mich auch noch 
erinnern - - haben immer wieder diese Frage auf-
geworfen: Was kann man eigentlich wirksam ge-
gen Short-Attacken tun? - Weil sie zerstören das 
Vertrauen der Anleger, der Privatanleger. 
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Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, okay. Also, für 
mich war nur wichtig, dass Sie noch mal bestä-
tigt haben - und so verstehe ich Ihre Antwort 
auch -, dass Sie mit Herrn Tüngler über den Fall 
Wirecard und das Aufsichtshandeln über diese 
eine E-Mail hinaus keinen Gesprächs- oder sons-
tigen Kontakt hatten. 

Wir haben über das Schneider-Gutachten ja 
schon gesprochen. Ich will jetzt nicht in einen 
Dialog mit Ihnen eintreten, ob das Gutachten 
überzeugend ist oder nicht; das kann man immer 
unterschiedlich sehen. Aber vielleicht erklären 
Sie mir noch mal: Es gab ja während der laufen-
den DPR-Prüfung zwei Marktmissbrauchsunter-
suchungen gegen Wirecard, die eine im Februar 
2019 parallel zur DPR-Prüfung wegen der Kapi-
talmarktkommunikation nach „Financial Times“ 
30.01. Da haben Sie ja untersucht, und zwar pa-
rallel und auf Basis von Para- - Das können Sie 
gleich darstellen. Sie haben eine Marktmiss-
brauchsuntersuchung durchgeführt. 

Und dann gab es die Reaktion von Wirecard auf 
den KPMG-Bericht ein Jahr später, 2020, im 
April. Auch da haben Sie eine Machtmiss-
brauchsuntersuchung gemacht, die ja auch in ei-
ner Durchsuchung Anfang Juni endete. Jetzt er-
klären Sie doch einfach mal, warum das erlaubt 
war und man da diesbezüglich nicht auf die DPR 
warten musste. Warum durften Sie denn durch-
suchen lassen in dem Jahr 2020? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Die Staatsanwaltschaft 
hat durchsucht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie kommen ja gleich 
zu Wort. - Warum durften Sie 2020 die Kapital-
marktkommunikation von Wirecard untersuchen 
und mussten nicht auf die DPR warten? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Weil es ein anderer 
Sachverhalt ist. So. - Das Wort „parallel“, um 
dazu zu kommen - - Wir haben schon am 01.02. - 
und deswegen gab es auch das Gespräch am 
12.02. - ja eine Marktmissbrauchsuntersuchung 
sowohl wegen der Short-Attacke als potenzieller 
Short-Attacke als auch wegen möglicherweise 
Verstöße von Wirecard gegen Kapitalmarkt-

kommunikationspflichten, eine Marktmanipula-
tionsuntersuchung - - Die Untersuchung lief in 
alle Richtungen, sowohl gegenüber Wirecard als 
auch bezüglich des Themas Short-Attacke. Essen-
zieller Bestandteil - - Wenn ich sage: „Wirecard, 
du hast möglicherweise deine Bilanz falsch auf-
gestellt und wesentliche, kursrelevante Informa-
tionen in deiner Bilanz falsch dargestellt“, brau-
che ich eine Bilanzprüfung durch die DPR. Da, 
weiß ich, sind wir unterschiedlicher Meinung. 
Ich meine, dass die DPR hier zunächst zwingend 
einzubinden ist. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Das muss man nicht 
vertiefen. Aber Sie haben ja trotzdem - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Einstufiges Verfa- - 

Dr. Florian Toncar (FDP): - irgendetwas unter-
sucht, ne? Und da können Sie jetzt mal drauf ein-
gehen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: So. Die Kollegen ha-
ben - - Wir haben die DPR beauftragt; Sie haben 
es ja jetzt heute Morgen oder vorhin gehört. Am 
12.02. wird die DPR - - wird das entschieden, am 
15.02. geht der Bescheid raus. Die DPR läuft los, 
und wir warten jetzt - und das ist aus unserer 
Sicht die einzige Möglichkeit -auf ein Ergebnis 
der DPR. 

Das Thema „KPMG-Bericht ein Jahr später“ ist 
eine ganz andere Situation. Hier berichtet im 
März, meine ich, und noch mal im April die 
Wirecard, dass der KPMG-Bericht blendend aus-
fällt. Ich sage es mal untypisch. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, ja, genau. 

Zeugin Elisabeth Roegele: So. Und wir gucken 
uns am 28.04. den KPMG-Bericht an und sagen: 
Also von blendend kann ja hier keine Rede sein. - 
Das heißt, die beiden Ad-hoc-Mitteilungen, die 
die Wirecard im März und April schaltet, sind 
schlicht und ergreifend falsch, auch wenn Herr 
Eichelmann das jetzt in einem Interview auch 
wieder ein bisschen anders dargestellt hat; da-
nach ist ja KPMG- - bis dahin blendend gewesen 
und dann überraschend doch nicht so blendend. 
Aber das war der Gegenstand der zweiten - - oder 
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der Anzeige, die wir gemacht haben am 
02.06.2020. Und daraufhin durchsucht die 
Staatsanwaltschaft. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Absolut. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Da sind wir noch nicht 
mal dabei, - 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ich weiß, Frau 
Roegele, - 

Zeugin Elisabeth Roegele: - am 08.06. Weil Sie 
vorhin gesagt haben, - 

Dr. Florian Toncar (FDP): - aber, Sie haben doch 
ein Marktmissbrauchsverfahren - - 

Zeugin Elisabeth Roegele: - wir haben durch-
sucht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, okay. Sie dürften es 
auch. Aber ich weiß, dass das die Staatsanwalt-
schaft war. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das beruhigt mich. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber haben Sie - - Jetzt 
muss ich aber auch mal sagen: Hier wird stän-
dig - - Der Anwalt rollt ständig mit den Augen; 
war bei Kollege Hauer die ganze Zeit so. Sie 
schütteln mit dem Kopf, und zwar demonstrativ. 
Ich finde - - Also, ich vertrage einiges, aber wenn 
Sie mal die Maßstäbe, die Sie vorhin an den Vor-
sitzenden angelegt haben, an Ihr eigenes Verhal-
ten anlegen würden, wäre ich sehr dankbar. Sie 
dürfen Ihre Mandantin beraten. Aber Sie haben 
hier nicht demonstrativ meine Fragen zu kom-
mentieren. Und das war nicht nur bei mir der 
Fall. Das war bei Kollege Hauer auch der Fall 
und in der letzten Sitzung auch so. 

(RA Prof. Dr. Heiko Ahl-
brecht: Danke für den Hin-

weis!) 

- Ja, gut. 

So, jetzt noch mal zurück zu der Frage: Haben Sie 
nach der, wie ich auch finde, falschen Kapital-
marktkommunikation, die aber übrigens ja nicht 
mit dem KPMG-Bericht anfing - Markus Braun 
hat über Jahre hinweg nur gelogen; in allem, was 
er in den Kapitalmarkt gesetzt hat, hat er in 
Wahrheit gelogen -, eine Marktmissbrauchsunter-
suchung durchgeführt? Mal egal, wer jetzt bei der 
Durchsuchung den Hut aufhatte. Haben Sie eine 
Marktmissbrauchsuntersuchung wegen falscher 
Kapitalmachtkommunikation jemals eröffnet 
oder durchgeführt oder geprüft oder eingeleitet? 
Das war ja eigentlich das, worauf ich rauswollte. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Da kann ich Ihnen nur 
sagen: Ja, natürlich, schon am 01.02. hat man 
möglicherweise falsche Bilanzen, also auch fal-
sche Kapitalmarktinformationen - - Wir haben 
verschiedene Sachverhalte, ob die Ad-hocs rich-
tig waren, ob sie rechtzeitig waren - - Auch zum 
Ende hin haben wir immer wieder mit dem Un-
ternehmen - - das Unternehmen überprüft. Al 
Alam - ist das rechtzeitig kommuniziert worden? 
Haben Sie mir letztes Mal, glaube ich - das waren 
Sie oder Herr De Masi; weiß ich nicht mehr -, das 
Thema Al Alam - - und Aufsichtsbehörden im 
Ausland haben wir ja auch kontaktiert, um ein 
bisschen mehr über Al Alam rauszubekommen. 
Also, es gab mehrere Untersuchungen, immer 
wieder, weil das Unternehmen - wie soll ich sa-
gen? - - weil wir der Kapitalmarktkommunikation 
des Unternehmens durchaus mit aufsichtlichen 
Maßstäben begegnet sind. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Dann, sagen wir mal, 
sind wir uns weiterhin nicht einig. Aber es ent-
schärft den Streit natürlich ein bisschen, wenn 
man sagen kann: Die Bilanzkontrolle macht die 
DPR, aber die Kapitalmarktkommunikation, die 
ja laufend und in vielfältiger Weise erfolgen 
kann, kann die BaFin natürlich weiterhin - und 
hat es ja auch getan - unter die Lupe nehmen. - 
Das ist jedenfalls meine Deutung, dass das natür-
lich den Streit oder die Relevanz dieses Streits 
sowieso ein wenig entschärft, weil man immer 
anknüpfen kann an das, was die Unternehmens-
vertreter in den Markt hineinposaunen, um es 
mal so auszudrücken, wie es bei Markus Braun 
gelaufen ist. 
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Zeugin Elisabeth Roegele: Aber, ehrlich gesagt, 
noch mal, um das zu sagen: Wenn das Unterneh-
men sagt: „Das ist meine Bilanz; so sieht sie aus“ 
und ich denke, die könnte falsch sein, aufgrund 
der „FT“-Vorwürfe, dann muss ich den Beweis 
bringen, dass es falsch ist. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Den können Sie aber 
nur bringen, wenn Sie Untersuchungshandlun-
gen machen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Genau, die DPR beauf-
tragen, die dafür - 

Dr. Florian Toncar (FDP): Oder eine Marktmiss-
brauchsuntersuchung machen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - zuständig ist. Das 
war eine Marktmissbrauchsuntersuchung, die 
eine Prüfung durch die DPR erforderte und ein 
Ergebnis durch die DPR. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber der KPMG-Be-
richt war im Kern eine bilanzielle Frage, näm-
lich: Gibt es das Geld oder gibt es das - - Ist das 
Geld da, oder ist es nicht da?  

Zeugin Elisabeth Roegele: Nein, sorry, die Markt-
missbrauchsgeschichte mit den zwei Ad-hoc-Mit-
teilungen war ganz platt. Sorry, es war eine ganz 
einfache Gleichung. Die sagen: „Der KPMG-Be-
richt ist super“ - zweimal -, - 

Dr. Florian Toncar (FDP): Genau. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - und dann gucken wir 
den KPMG-Bericht an, und da brauche ich gar 
keine bilanziellen Kenntnisse. Da steht drin: Wir 
konnten überhaupt nichts feststellen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Einverstanden. - 
Aber - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Der ist nicht super. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Zugestanden. - Aber 
Äußerungen dieser Art, wenn Markus Braun sich 
zu „FT“-Artikeln oder anderen Dingen geäußert 
hat oder zur Existenz von Kundenbeziehungen, 
die nicht notwendigerweise eine bilanzielle 

Frage sind, finden Sie natürlich über Jahre hin-
weg eigentlich bei jeder Gelegenheit, wo er sich 
öffentlich geäußert hat. Darauf will ich ja gerade 
raus. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber ich müsste ihm 
doch nachweisen, dass es falsch ist. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Durch eine Unter-
suchung. - Aber meine Zeit ist weit überschritten. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich war etwas 
großzügig wegen des Dialogs mit dem Rechts-
beistand. - Dann haben wir Fabio De Masi für die 
Fraktion Die Linke. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Der Dialog mit dem 
Rechtsbeistand wird bei mir, glaube ich, nicht 
nötig sein, also besteht jetzt meinerseits kein er-
hebliches Interesse. 

Ich würde gern auf MAT A BMF-5.64, Blatt 122, 
eingehen. Da gibt es eine E-Mail von Frau Anja 
Schuchhardt unter anderem an Sie, Frau Roegele, 
und weitere. Da steht: 

Guten Morgen, 

- 10.18 Uhr ist noch Morgen - 

nur zur Info: Mir hat gerade ein 
Journalist zugerufen, dass die Im-
plied Volatility bei Wirecard nach 
unserem Verbot zu den höchsten 
Europas zählt und der Markt ex-
trem verunsichert ist. Ich kann 
nicht einschätzen, inwieweit das 
für uns von Relevanz ist, wollte es 
aber zur Sicherheit kurz in die 
Runde weitergeben. 

Ist das nicht ein Hinweis darauf, dass das Leer-
verkaufsverbot das, was es behauptet hat zu be-
kämpfen oder zu verhindern, Volatilität, eigent-
lich gar nicht bewirkt hat? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ehrlich gesagt kann 
ich Ihnen das nicht sagen. Wir haben immer wie-
der das Problem, dass es Berechnungen gibt, die 
da über Reuters und Bloomberg kommuniziert 
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werden, die wir selbst nicht nachvollziehen kön-
nen, wie die jetzt zu diesen statistischen Bewer-
tungen kommen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Das heißt, Sie selber 
haben bei der BaFin nicht eine solche Volatilität 
feststellen können? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Wir haben Volatilität 
festgestellt. Aber ob diese Volatilität, die jetzt 
hier im Markt kursierte, die ja noch nicht mal ge-
nauer spezifiziert ist wie: Implied Volatilität ist 
erhöht - - Hm, ja. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Aber haben 
Sie denn nach Verhängung des Leerverkaufsver-
bots noch eine besondere Volatilität festgestellt 
bei Wirecard-Titeln? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, ich denke, am 
Anfang war da eine gewisse Volatilität, aber ich 
glaube, soviel ich weiß, hat sich der Kurs dann 
sehr beruhigt. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Sie glauben? Also 
„glauben“ ist hier, glaube ich, wenn Sie Exeku-
tivdirektorin für Wertpapieraufsicht sind, nicht 
so hilfreich im Untersuchungsausschuss. Können 
Sie mal sagen - - Sie müssen doch irgendwie Ihre 
Maßnahme bewertet haben. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Natürlich haben wir 
unsere Maßnahme bewertet. Aber soviel ich 
weiß, gab es vielleicht am Anfang eine Volatilität. 
Da werden ja auch noch Zahlen von zurück-
liegender Zeit eingerechnet. Aber ich wüsste jetzt 
nicht, dass das ein Dauereffekt gewesen wäre. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Das heißt, 
das Leerverkaufsverbot hatte die gewünschte 
Wirkung, Volatilität zu beschränken. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das Leerverkaufs-
verbot hat unter anderem, sollte eine weitere 
Short-Attacke in der Planung gewesen sein, diese 
verhindert und es verhindert, dass Menschen mit 
Insiderwissen durch Short-Positionen das aus-
nutzen können. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Das klingt 
jetzt für mich so, als seien Sie weiterhin der Auf-
fassung, dass das notwendig war. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich weiß, heute sind 
wir alle schlauer und jeder Fall ist anders. Aber 
ich würde es wieder erwägen, wenn ich erfahre, 
dass Insider unterwegs sind zulasten von Privat-
anlegern mit Short-Positionen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Das ist - - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Und, ehrlich gesagt, 
ich denke lange und häufig darüber nach: Gäbe 
es ein anderes Mittel? Weil Sie können mir doch 
nicht sagen, dass Sie es gut finden, dass Men-
schen mit Vorauswissen - - dass Sie es erfahren 
als Aufsichtsbehörde, dass da ein - und das ist, 
glaube ich, teilweise - - Verbrechensgegenstand 
passiert und in absehbarer Zeit passieren wird 
und Sie dann sagen: Och ja, machen wir mal 
nichts. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Aha. Das heißt, Sie 
haben weiter Grund zur Annahme, dass dort, ich 
sage mal, kollusives Verhalten bestand, dass 
Leute sozusagen gegen Wirecard gerichtetes Ver-
halten dort organisiert haben. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, heute haben wir 
das abgegeben. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Verstehe ich Sie jetzt 
richtig? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Heute haben wir die-
sen Fall ja abgegeben. Heute müssen Sie die 
Staatsanwaltschaft München fragen. Die Staats-
anwaltschaft München ermittelt aber meines Er-
achtens weiter wegen Insiderhandel. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Mhm. Weil - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Und, wie gesagt, ich 
rede jetzt ja hier nicht von einem zweiten Wire-
card-Fall, weil, wie gesagt, - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. 
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Zeugin Elisabeth Roegele: - wir wissen heute, 
wie der Vorstand möglicherweise agiert hat. Wir 
können das nicht ausschließen. Auch das wissen 
wir ja nicht mit - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - gesichertem Wissen. 
Aber, ehrlich gesagt, ich kann als Aufsichts-
behörde - - tue ich mich schwer, zuzusehen, dass 
Straftaten begangen werden, und ich nichts tue. 
Wenn es andere und bessere Mittel gibt, die 
Ihnen einfallen, bin ich da sehr dankbar. Aber 
das ist - - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Nein, nein, ich bin ja 
auch nicht Ihr PR-Berater oder so. Ich persönlich 
hätte jetzt die Auffassung, dass Ihnen Ihre Aus-
führungen gerade jetzt nicht unbedingt weiterhel-
fen, aber ich will doch darauf hinweisen, dass 
Herr Röseler eine sehr andere Sprachregelung 
hier für die Entscheidung der BaFin gefunden 
hat. Vielleicht liegt das auch daran, dass zwei ge-
hen und einer bleibt und vielleicht die Zeichen 
der Zeit erkannt - - 

Aber Sie haben gerade gesagt, da wurde etwas an 
die Staatsanwaltschaft abgegeben. Das heißt, 
wenn etwas an die Staatsanwaltschaft abgegeben 
ist, dann ist das nicht mehr Ihr Bereich. Dann sa-
gen Sie: Das ist da jetzt in guten Händen, und wir 
nehmen uns da zurück. - Korrekt? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aus der reinen legalen 
Situation wird die Staatsanwaltschaft damit Her-
rin des Verfahrens. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Dann will 
ich Ihnen nämlich mal ein anderes Dokument 
hier mitteilen. Das ist MAT A BMF-5.64, 
Blatt 117. Frau Regina Schierhorn schreibt an 
dem Montag, an dem berühmten Montag, 18. 
Februar 2019: 

Hallo Frau Roegele, 

die FAZ berichtet, dass die STA 
München ein Verfahren gegen den 
FT Journalisten eingeleitet hat, 
was die STA angeblich bestätigt 
hat. 

Hr. Kimmer ruft dort gerade an, 
was Sache ist. Er kommt dann mit 
dem Artikel hoch. 

Wenn die Staatsanwaltschaft dieses Verfahren 
führt, warum ist das denn für Sie noch relevant? 
Sie haben doch gerade gesagt, dann kümmern Sie 
sich nicht mehr um diesen Sachverhalt. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Na ja, aber wir haben 
ja die Informationen, die wir hatten über die 
Short-Positionen, die zuvor eingegangen - - wor-
den sind, wo wir Insiderwissen vermuten, der 
Staatsanwaltschaft - - müssen wir ja wohl der 
Staatsanwaltschaft zur Verfügung stellen, und 
das tun wir am 10.04. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Genau. Aber hier 
geht es ja darum, dass die Presse darüber berich-
tet, dass die Staatsanwaltschaft ein Verfahren ge-
gen einen Journalisten der „Financial Times“ er-
öffnet hat. Und dann rufen Sie dort an und wol-
len - - oder ein Mitarbeiter der BaFin ruft dort an 
und will nähere Informationen zu diesem Verfah-
ren einholen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ob das der gleiche 
Journalist ist oder - - Keine Ahnung, was da der 
Hintergrund war. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ach so, Sie meinen, 
wenn hier „FT- Journalist“ steht, ist nicht Dan 
McCrum gemeint? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Mit Sicherheit. Aber 
wir wollten einfach nur wissen: „Was macht die 
Staatsanwaltschaft schon?“ - das ist ja jetzt nicht 
illegitim - und: „Wo können wir die Staats-
anwaltschaft jetzt unterstützen?“ 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja, normalerweise - - 
Also, ich kriege immer mit, wie die BaFin zum 
Beispiel bei bestimmten Vorgängen sagt: Wir dür-
fen hier bestimmte Informationen gar nicht mit 
anderen Behörden teilen. - Aber offenbar können 
Sie in einem solchen Verfahren, wo ja auch Per-
sönlichkeitsrechte des Journalisten betroffen 
sind, einfach mal bei der Staatsanwaltschaft sich 
melden und fragen, was so Sache ist. Oder wie? 
Ist das üblich? 
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Zeugin Elisabeth Roegele: Na ja, wenn wir an 
dem gleichen Sachverhalt untersuchen, warum 
sollten wir dann nicht die Staatsanwaltschaft - - 
Die Staatsanwaltschaft fragt doch - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja, eben, auf diesen 
Widerspruch möchte ich Sie hinweisen. Sie ha-
ben ja gerade, vor zwei Minuten gefühlt unge-
fähr - ich habe es nicht genau im Auge, aber un-
gefähr vor zwei Minuten -, erzählt, dass, wenn so 
ein Vorgang an die Staatsanwaltschaft abgegeben 
wird, dann ist er bei der Staatsanwaltschaft und 
dann sind Sie dafür nicht mehr zuständig. Dann 
ist die Staatsanwaltschaft Herrin des Verfahrens. 
Ist es also üblich, dass Sie sich bei Ermittlungs-
verfahren gegen Journalisten nach dem Sach-
stand bei der Staatsanwaltschaft erkundigen? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Wir erkundigen uns 
meistens nach dem Sachstand von Verfahren, die 
wir führen, wenn wir wissen, dass die Staats-
anwaltschaft auch ein Verfahren führt. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Das heißt, Sie führen 
ein Verfahren gegen einen Journalisten? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Wir machen Unter-
suchungen, um es mal so zu sagen, - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Was macht die 
BaFin für Untersuchungen? Sind Sie - 

Zeugin Elisabeth Roegele: - und wir machen - - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): - irgendwie für die 
Presseaufsicht zuständig oder für die Finanzauf-
sicht? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das hat nichts mit der 
Presseaufsicht zu tun. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Herr Kollege De 
Masi, wären wir dann so im Bereich der letzten 
Runde? 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ich bin ja dann 
durch. Also, wir sind auf einem guten Weg, 
glaube ich. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das höre ich gerne. 
Gut. Dann machen Sie weiter. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber noch mal: Wir 
machen Untersuchungen, und ich glaube, es ist 
gut, dass wir sie machen ohne Ansehung der Per-
son. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Was für Unter-
suchungen machen Sie? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Wir machen Insider-
untersuchungen, Marktmanipulationsunter-
suchungen, Verspätete-Ad-hoc-Untersuchungen, 
Vermisste-Directors’-Dealings-Untersuchungen, 
Nicht-abgegebene-Stimmrechtsmitteilungsunter-
suchungen. So, und wenn wir feststellen - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Was war das hier für 
eine Untersuchung? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das war die Unter-
suchung wegen Marktmanipulation, alternativ In-
siderhandel. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Alternativ Insider-
handel. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Gegen den 
Journalisten, und da wollten Sie dann also wis-
sen, was die Staatsanwaltschaft da so macht. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Wir hatten zu dem 
Zeitpunkt ja noch keinen eingegrenzten Kreis 
von Personen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Na ja, aber es ist 
doch hier in der E-Mail erwähnt. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist doch das, was 
wir aus der Presse erfahren. Das ist doch nicht 
unsere Untersuchung. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja, und? 

Zeugin Elisabeth Roegele: So, noch mal: Wir ma-
chen eine Untersuchung zu dem Zeitpunkt zu 
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N. N., und wir haben eine Untersuchung in unse-
rem Kernbereich Marktmanipulation und Insider-
handel. Wir haben einen § 11 WpHG, wenn ich 
mich recht entsinne. Sobald wir Verdachts-
momente für Straftaten haben, haben wir das an 
die Staatsanwaltschaft abzugeben. In dem Mo-
ment übernimmt die Staatsanwaltschaft. 

Wir machen diese Untersuchungen, wir werten 
die Daten aus. Wir bekommen zahlreiche Daten 
aus dem Ausland. Das ist Ihnen ja auch alles be-
kannt. Sie haben sicher ja die zahlreichen Ordner 
gesehen von Informationen, die wir aus dem 
Ausland bekommen haben. Die bekommen wir. 
Die werten wir aus und schreiben dann eine 
Strafanzeige. Und das machen wir in allen Fällen 
so, die wir der Staatsanwaltschaft zur Verfügung 
stellen. Und in dem Moment übernimmt die 
Staatsanwaltschaft. Wenn die Staatsanwaltschaft 
dann sagt: „Ich brauche noch folgende Informa-
tionen, bitte untersucht hier weiter“, dann tun 
wir das auch. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Dann ist 
meine abschließende Frage: Nur weil Sie gesagt 
haben, Sie hätten damals so handeln müs-
sen - jetzt ist ja offenbar dieses Verfahren gegen 
Dan McCrum eingestellt worden mittlerweile -: 
Finden Sie das denn aus heutiger Sicht auch im-
mer noch richtig, dass Sie das damals so gemacht 
haben? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist unsere Pflicht, 
und wir haben unsere Pflicht getan, die Sachen, 
die - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Also ja. 

Zeugin Elisabeth Roegele: - Informationen zu-
sammenzustellen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Also ja, fasse ich 
jetzt mal so zusammen. - Vielen Dank. Keine wei-
teren Fragen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann habe ich jetzt 
zur Kenntnis genommen, von Bündnis 90/Die 
Grünen keine Fragen mehr. 

(Lisa Paus (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Herr 

Vorsitzender!) 

- Sie haben noch eine? 

(Lisa Paus (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ich hätte 
doch noch eine, wenn zwei 
Minuten noch drin sind!) 

- Dann machen Sie jetzt. Das wäre gut. Dann ha-
ben wir es. Wunderbar. Sie haben das Wort, Frau 
Paus. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke, 
Herr Vorsitzender. Heute ist alles ein bisschen 
hin und her. - Wir haben das ja jetzt schon viele 
Male beleuchtet: das Zusammenspiel zwischen 
Ihnen und der Staatsanwaltschaft. Und Sie haben 
jetzt auch schon mehrfach gesagt, dass Sie diffe-
renziert haben zwischen der Glaubwürdig- - also 
der Aussage der Staatsanwaltschaft - - dass Sie 
jetzt nicht gesagt haben, der Inhalt an sich ist 
glaubwürdig, aber dass die Staatsanwaltschaft ja 
klar gesagt hat, dass Herr Enderle glaubwürdig ist 
und dass Sie sich eben mit der Aussage der 
Staatsanwaltschaft dann auf den Weg gemacht 
haben, dieses Leerverkaufsverbot in die Wege zu 
leiten. 

Ich wollte einfach noch einmal fragen: Sie sind ja 
selber auch Juristin. Sie sind ja auch Volljuristin 
und haben von daher auch Strafrecht usw. alles 
mitgemacht. Und das eine ist sozusagen: Die 
Staatsanwaltschaft legt Ihnen das vor, ohne jetzt 
genau zu wissen sozusagen, welche Möglichkei-
ten Sie haben, Leerverkauf oder dieses oder je-
nes. Warum haben Sie sich nicht selber auch 
noch mal stärker ein Bild gemacht von dem, was 
da im Raum stand? Weil ja bei Ihnen in der Be-
hörde ja bereits in Bezug auf Wirecard viel mehr 
Informationen vorlagen über die letzten Jahre als 
jetzt konkret bei der Staatsanwaltschaft. Und des-
wegen geht es ja noch mal darum, dass Sie ja - 
das war ein börsennotiertes Unternehmen; Herr 
Röseler hat eben auch gesagt: hat ein Rating 
usw. - - Trotzdem gab es ja in Ihrer Behörde über 
die vergangenen Jahre auch eine gewisse Ge-
schichte über Wirecard. Und deswegen: Also, wir 
sind ja schon ein bisschen überrascht darüber, 
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was für eine Räuberpistole da funktioniert hat. 
Also, wenn man sich noch mal anschaut: Was 
war der konkrete Vorwurf? Welche Zeugen wur-
den da benannt in Bezug auf das, was der Staats-
anwaltschaft da von Herrn Enderle vorgetragen 
worden ist? Und im Nachhinein muss man ja sa-
gen: Das ist ja unglaublich, dass so etwas ge-
glaubt wurde. 

So, jetzt sagen Sie aber: Konnten Sie jetzt selber 
nicht so beurteilen, hat die Staatsanwaltschaft ge-
macht, und deswegen haben Sie das jetzt ge-
macht. Aber auf der anderen Seite war ja Wire-
card. Da gab es ja auch entsprechende Indizien 
zumindest, die eben Ihrer Behörde über die Jahre 
auch bekannt waren, dass das jetzt jedenfalls 
nicht die Glaubwürdigsten unter der Sonne ge-
wesen sind.  

Deswegen wollte ich einfach mal wissen in Be-
zug auf die handelnden Personen: Warum haben 
Sie eben dieser konkreten Anzeige von der 
Staatsanwaltschaft sofort und direkt geglaubt und 
haben das umgesetzt, und warum spielte diese 
andere Seite, warum spielte das bei Ihnen keine 
Rolle? Können Sie jetzt einfach aus der Erinne-
rung noch mal sagen, wie Ihr Verhältnis sozu-
sagen war zu dem Gesamtanschein der Akteure 
bei Wirecard? Warum hatten Sie dann die Zwei-
fel? Und warum haben Sie in der anderen Ge-
schichte dann sozusagen sofort, in diesem kurzen 
Zeitraum sozusagen, diese Handlungen vollzogen 
aufgrund dieser doch sehr dünnen Information 
seitens der Staatsanwaltschaft? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, zum einen - - Ich 
möchte noch mal unterscheiden. Wirecard habe 
ich durchaus misstraut und habe ihnen die DPR 
geschickt. Wir haben die DPR beauftragt mit ei-
ner Bilanzprüfung. Das ist jetzt nicht so, dass wir 
DPR und die Vorwürfe der „FT“ nicht ernst ge-
nommen haben, sondern wir haben die Journalis-
ten und ihre Vorwürfe sehr ernst genommen. Das 
hat dazu geführt, dass man eine DPR-Prüfung be-
auftragt hat. 

Das Nächste, was ich sagen will - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Also, Sie 
fanden es ja schon glaubwürdig, dass es irgend-
wie doch sein kann, dass Herr Dan McCrum ir-
gendwie beteiligt war an dem Insiderhandel.  

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich kann nicht - - 
Sorry, wenn wir - - Beteiligt: Ich meine, die reine 
Informationsweiterleitung ist natürlich auch - 
vielleicht auch unabsichtlich - ein Thema, wie 
ich Insiderinformationen weitergebe; das will ich 
ja gar nicht in Abrede stellen. Aber das Short-
selling-Verbot, die Leerverkaufsmaßnahme, hat 
mit dem Unternehmen als solches nichts zu tun. 
Das hatte damit zu tun, dass wir eine Short-
Attacke befürchtet haben, also entweder Markt-
manipulation oder Insiderhandel. Da muss ich 
aber - - Da interessiert mich mal primär das Un-
ternehmen nicht. Da interessiert mich, dass Insi-
der unterwegs sind, die wissen, dass solche Arti-
kel erscheinen, und die Artikel dürfen wahr sein. 
Also, die Short-Attacke ist auch dann eine Markt-
manipulation, wenn der Artikel wahr ist. Es 
kommt nicht darauf an, ob der Artikel wahr oder 
unwahr, richtig oder falsch ist. Das will ich noch 
mal sagen. Ich kann eine Short-Attacke auch 
dann als Marktmanipulation einstufen, wenn ich 
sogar überzeugt bin, dass der Artikel wahr - - 
Und wir waren wenigstens - - Wir waren nicht 
überzeugt, sondern wir haben damit den Prü-
fungsauftrag der DPR begründet. Wir haben die-
sen Artikel sehr ernst genommen. 

Und das sind zwei unterschiedliche Dinge. Ein-
mal geht es um Marktgeschehen, Marktvertrauen, 
und einmal geht es um das Unternehmen und 
den Inhalt dieses Unternehmens und - - 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ent-
schuldigung. Können Sie das noch mal erläutern? 
Warum ist das doch eine Marktmanipulation, 
wenn der Gehalt des Artikels wahr ist und da-
raufhin eine Short-Attacke gemacht wird? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, eine Marktmani-
pulation - ich hoffe, ich kriege das jetzt noch 
richtig zusammen - - Es gibt eine Definition in 
der Market Abuse Regulation. Danach heißt es: 
Wenn zwei sich zusammentun - und das ist jetzt 
das Kollusive, das Schlimmere, wenn man so 
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will - und sagen: Pass auf, ich habe eine Insider-
information, kursrelevant; die publiziere ich, und 
guck du mal, dass du vorher eine Short-Maß-
nahme gemacht hast. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das war 
ja nicht der Inhalt dessen, was die Staatsanwalt-
schaft Ihnen gegeben hat. Also, diese kollusive 
Geschichte - - das war ja nicht der Inhalt. Der In-
halt war ja: Es gibt eine Bedrohung, Bloom- -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Doch. Genau das war 
der Inhalt der Staatsanwaltschaft. Die Staats-
anwaltschaft schreibt in dem Fax: Es ist eine wei-
tere Short-Attacke im Raum. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, aber 
nicht das, was Sie gerade gesagt haben. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Die Staatsanwaltschaft 
wertet aus meiner Sicht an dieser Stelle auch 
nicht, ob die Artikel wahr sind, sondern sie sagt: 
Es kann sein, dass Journalisten - - 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, ge-
nau, aber Sie hatten das ja jetzt gerade eingeführt. 
Sie hatten das jetzt gerade eingeführt. Okay.  

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, aber das versteht 
die Staatsanwaltschaft genauso wie wir unter ei-
ner Short-Attacke, rechtlich: Ich verbreite Infor-
mationen, gebe diese Informationen. Ich weiß, 
diese Information, die ich verbreiten werde, wird 
erheblich kursrelevant sein, und informiere an-
dere davor, die daraus Vorteile ziehen können. 
Das ist eine Short-Attacke, und da kann die Infor-
mation wahr sein. Ich darf nicht - - Wenn ich 
eine Information habe - keine Ahnung: der 
nächste Daimler funktioniert nicht -, ich be-
komme heute die Information, dann darf ich 
nicht sagen: Pass mal auf, morgen publiziere ich 
diese Information; guck mal heute, dass du eine 
Short-Maßnahme machst. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Jetzt 
habe ich den Kontext wieder verstanden. Ent-
schuldigung. - Aber sagen Sie noch mal - - Also, 
das war jetzt Ihre Begründung dafür, dass Sie das 
sozusagen so mitgemacht haben und dass Sie 
jetzt nicht den anderen Gedanken sozusagen, was 

Sie über die Geschichte und über die handelnden 
Personen bei Wirecard bereits wussten, in irgend-
einer Art und Weise dagegen gewichtet haben, 
weil Sie ja der DPR einen Auftrag gegeben haben. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das war - - An der 
Stelle, bei der DPR, beschäftige ich mich mit dem 
Unternehmen. Bei der Short-Maßnahme beschäf-
tige ich mich nicht mit dem Unternehmen. Das 
Unternehmen hätte jwd heißen können. Wenn 
ich weiß, es gibt dort Informationen, wahr oder 
unwahr, die vorher anderen zugespielt werden - 
kursrelevante Informationen; das ist der Punkt - - 
Wie gesagt, ich muss dazu nicht das Unterneh-
men angucken, mich mit dem Unternehmen be-
schäftigen, weil allein der Umstand, dass jemand 
eine Information hat, die kursrelevant ist, sie ei-
nem anderen gibt, der daraus die Möglichkeit des 
Verdienstes zieht, ist der Punkt, an dem wir tätig 
werden. Und das nennen wir Marktmanipula-
tion, wahlweise Insiderhandel. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Dann ist 
es ja wieder die Frage, warum man das trotzdem 
verbieten muss. Aber die muss ich jetzt nicht 
noch mal führen; das haben wir schon öfter ge-
macht. - Danke. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke schön, Frau 
Paus. - Und dann gehe ich jetzt noch mal und gu-
cke zu den Kollegen der CDU/CSU. - Gucke mich 
an. - Nein. Aber der Kollege Zimmermann hatte 
noch was. Bitte.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja, ich hätte dann 
doch noch eine Frage. - In einer E-Mail vom 
Montag, den 18. Februar, von Frau Schierhorn an 
Sie steht drin: 

Hallo Frau Roegele, 

die FAZ berichtet, dass die STA 
München ein Verfahren gegen den 
FT Journalisten eingeleitet hat, 
was die STA angeblich bestätigt 
hat. 

Hr. Kimmer ruft dort gerade an, 
was Sache ist. Er kommt dann mit 
dem Artikel hoch. 

Können Sie sich daran noch erinnern? 
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Zeugin Elisabeth Roegele: Ich glaube, diese 
E-Mail wurde gerade eben schon mal zitiert. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ja, ja. Also Sie kön-
nen sich noch dran erinnern. So. - Die Frage ist ja 
so ein bisschen: Das heißt, die Staatsanwaltschaft 
München hat zuerst gegen die „Financial Times“ 
ermittelt. Richtig? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das würde ich - - Ich 
kann Ihnen nicht sagen, ob die - - rein formal - ob 
die Staatsanwaltschaft ein UJs-Verfahren oder 
schon eins mit einem konkreten Beschuldigten 
geführt hat; das kann ich nicht sagen. Aber nach 
meiner Erinnerung hat die Staatsanwaltschaft ab 
dem Zeitpunkt - Wirecard hatte auch eine Straf-
anzeige gestellt - auch ermittelt, und ich meine 
auch - zumindest spricht dieser „FAZ“-Artikel 
dafür und die Bestätigung durch die Staatsan-
waltschaft - - hat die Staatsanwaltschaft auch 
konkret schon gegen den Journalisten ermittelt. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Und jetzt waren Sie 
ja eben gerade dabei, auszuführen, wie Ihre An-
zeige - - was die Hintergründe waren - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): - und ob Sie das 
wieder machen würden. Da sind Sie leider unter-
brochen worden, weil Sie hätten vielleicht was 
gesagt, was man gar nicht hören wollte. Deswe-
gen würde ich die Frage einfach noch mal stel-
len. 

Zeugin Elisabeth Roegele: So, also, mit dem Wis-
sen von heute, bei dem wir - - oder mit dem Wis-
sen, das die Staatsanwaltschaft vermittelt, dass 
die Journalisten wahrscheinlich nicht kollusiv 
zusammengewirkt haben, würden wir das natür-
lich nicht. Aber das sind Ermittlungsergebnisse 
offensichtlich der Staatsanwaltschaft. Das ist 
ganz wichtig zu sagen. 

Mit dem damaligen Wissen, wo wir das nicht 
wussten - die Staatsanwaltschaft hat ja jetzt wei-
terermittelt -, kann die BaFin nur - - Der Missing 
Link war natürlich der Journalist zwischen der 
Information: Irgend- -  Marktteilnehmer haben 
die Information, dass es geht. - Der Produzent der 

Information ist der Journalist. Und den Kollegen, 
der das gemacht hat, haben Sie kennengelernt, 
und ich glaube, er hat Ihnen das erklärt, dass das 
aus seiner Sicht der Missing Link war zwischen 
dem, was wir wussten, und dem Produzenten der 
Information und dass deswegen die Anzeige so 
erfolgt ist. 

Mit dem heutigen Wissen und vor allem wahr-
scheinlich mit einem Wissen der Staatsanwalt-
schaft, die ja immerhin davon spricht, dass es 
weiterhin Insiderhandel ist, ist es kein kollusives 
Bewirken mehr. Also, die Staatsanwaltschaft ver-
neint heute ein kollusives Tätigwerden der Jour-
nalisten, aber schließt nicht aus, dass diese 
Insiderinformationen wie auch immer - vielleicht 
auch unabsichtlich, durch die Journalisten unab-
sichtlich, durch Dritte unabsichtlich; ich habe 
keine Ahnung wie in Redaktionen - - wie viele 
Menschen da Informationen haben -, dass diese 
Information weitergegeben worden ist. Das will 
ich noch mal betont haben, weil Herr De Masi, 
glaube ich, eben auch versucht hat, mir da was in 
der Kürze der Zeit nahezulegen. 

Die Staatsanwaltschaft weiß heute mehr, und sie 
hat sicherlich aus gutem Grund das kollusive 
Marktmanipulationsthema fallen lassen, hat aber 
meines Erachtens die Insiderermittlung bislang 
nicht eingestellt, was heißt, es ist nach wie vor 
ein Straftatbestand im Raum. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay. - Vielen 
Dank. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, 
Dr. Zimmermann. - Und dann gucke ich erst mal 
Richtung Kollege Dr. Florian Toncar. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Vielen Dank. - Frau 
Roegele, am 20. Juli 2017 hat die BaFin einen 
Hinweis erhalten, der sich auf die Rechnungs-
legung von Wirecard bezieht. Sagt Ihnen das 
spontan was, diese - -  

Zeugin Elisabeth Roegele: Das ist das „manager 
magazin“. Oder was meinen Sie? 
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Dr. Florian Toncar (FDP): Nee, das ist ein Hin-
weis von einem - - Ich kann es Ihnen auch vorle-
gen: Ennismore Global Equity Fund Investor 
Newsletter for the month of june 2017. - Sieben 
Seiten zur Wirecard AG, in denen ganz klar dar-
gelegt wird, nachvollziehbar dargelegt wird, dass 
mit der Bilanz was nicht stimmt. Haben Sie 
Kenntnis von diesem - - 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ist das an mich nicht 
gegangen? Da klingelt jetzt bei mir nichts. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, ja. Ja, ja. - Ich lege 
es Ihnen gerne vor. Dann können Sie es sich auch 
in Ruhe anschauen. Aber ich will vielleicht ein-
fach noch mal den Kontext erläutern, damit Sie 
auch gleich wissen, wozu ich Sie noch befragen 
möchte. 

Mitte Juli 2020 gab es natürlich parlamentarische 
Anfragen, erst eine von den Grünen und ein, 
zwei Tage später, danach, auch eine von meiner 
Fraktion, und da wurde gefragt nach Hinweisen, 
die die BaFin erreicht - - hat in Bezug auf Wire-
card, auf Warnhinweise usw. Und dann wurde 
eben gemeldet von Frau Freiwald: 

Heute hat mich AL ZR über den 
anonymen Hinweis aus 2017 in-
formiert, der sich auf einen Inves-
tor Newsletter bezieht (vgl. An-
lage) und an BA/IF und an WA ge-
gangen ist. Ich weiß nicht, ob sich 
der Inhalt in der Formulierung un-
ter dem 20.07.2017, der wohl die-
sen Hinweis betrifft, ausreichend 
widergespiegelt [sic!]. 

Also ob der Hinweis in der Frage beantwortet ist. 
Und dann wurde in der Folge dessen überlegt, 
und zwar auch sozusagen unter Ihrer Beteiligung, 
wie man die Antwort auf die Frage der FDP-Frak-
tion so formulieren kann, dass man den Hinweis 
nicht ausdrücklich erwähnt, weil man ihn bei 
den Grünen auch schon weggelassen hat. 

Ich gebe Ihnen das gerne mal, aber ich wollte Sie 
fragen: Haben Sie Erinnerungen daran, wie das 
war, als Sie Mitte Juli 2020 mit Ihren Mitarbei-
tern abgestimmt haben, wie parlamentarische 
Anfragen zu Hinweisen, die die BaFin erreicht 

haben, beantwortet werden und ob man einen 
Weg finden kann, den 2017er-Hinweis, der hier 
auch mit dabei ist, auch angehängt ist, nicht ge-
genüber der FDP erwähnen zu müssen? Das 
würde mich interessieren, ob Sie an diese Dis-
kussion, die es da offensichtlich gegeben hat, per-
sönlich Erinnerungen haben. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die Zeu-

gin und ihr Rechtsbeistand 
lesen in diesen Unterlagen) 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, nur wenn ich 
jetzt diese Unterlagen sehe - - Ich weiß, dass 
das - - ist, und ich glaube, die Rechtsabteilung 
hat dann da einen Formulierungsvorschlag ge-
macht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Genau, mit dem Ziel, 
ihn nicht zu erwähnen. Er ist auch nicht erwähnt 
worden. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ja, aber, ehrlich ge-
sagt - - Ja, also, ich kann dazu jetzt auch nichts 
mehr sagen, ob das - - Ich weiß, dass es immer 
eine Diskussion gab: Was sind Hinweise? In wel-
cher Definition sind Hinweise - - nur die, die 
über die Hinweisgeberstelle eingegangen sind 
etc.? Sind Hinweise Hinweise zu Marktmanipula-
tionen? Wir haben übrigens auch viele Hinweise 
gekriegt zu - - dass da weitere Short-Attacken ge-
plant sind. Ich weiß, dass es immer eine Diskus-
sion gab um die Frage „Eingrenzung des Hin-
weisbegriffs“. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie haben ihn dann - - 
Ich weiß. Also, Sie haben völlig recht. Der ist 
dann eingegrenzt worden, sodass der in der 
BaFin bekannte Hinweis von 2017, der fundiert 
ist - wenn Sie da reingucken, ist das keine Räu-
berpistole; das hat auch eine andere Qualität als 
Zatarra beispielsweise, ganz anders -, nicht er-
wähnt wurde gegenüber dem Parlament, bei den 
Grünen schon weggelassen, bei uns auch wegge-
lassen. Ich will es nur sagen, und zwar auch für 
die Öffentlichkeit festhalten: weggelassen. Ich er-
warte aber keine weitere Kommentierung. Ich 
glaube, das kommentiert sich auch irgendwie 
selbst. 
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Noch eine andere E-Mail, die ich Ihnen gerne zei-
gen möchte, vom 25. Juni 2020; das war wohl der 
Tag der Insolvenz, wenn ich das recht erinnere. 
Da hat Herr Vahlenkamp von der BaFin geschrie-
ben an Herrn Hufeld, Frau Freiwald und Sie und 
Herrn Röseler: 

Sehr geehrter Herr Hufeld, 

gemeinsam mit den Kolle-
gen/innen aus ZR 4 … habe ich 
heute Vormittag durchgespielt, ob 
EY oder die BaFin die Fehler in 
der Bilanz von Wirecard hätten 
frühzeitig feststellen können. Ab-
gesehen von dem Umstand, dass 
aufgrund diverser Hinweise in 
den Medien eventuell besondere 
Prüfungsmaßnahmen über die üb-
lichen Standards hinaus erforder-
lich gewesen wären, kommen wir 
zu dem Schluss, dass die EY je-
denfalls nach allgemeinen Maßstä-
ben kein Vorwurf zu machen ist. 

Das hat die BaFin am 25. Juni 2020 geschrieben. 
Wir können es Ihnen auch noch mal vorlegen. 
Das ist, glaube ich, auch eine Frage der Fairness. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Die Zeu-

gin und ihr Rechtsbeistand 
lesen in diesen Unterlagen) 

Haben Sie Erinnerungen daran, dass die Erstein-
schätzung von Herrn Vahlenkamp war, dass EY 
keinen Fehler gemacht hat? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das kann sein.* Nur, 
ehrlich gesagt, war mir das zu dem Zeitpunkt 
nicht wichtig. Ich ermittle ja nicht gegen EY. Ob 
EY Fehler gemacht hat, ist Sache der APAS. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Die MAT-Nummer 
noch. Das wäre nett.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Bitte? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Die MAT-Num-
mer. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Die MAT-Nummer 
müssen wir noch nachliefern. Machen wir gerne. 

Also, Herr Hufeld wollte es ja wohl wissen. Inso-
fern - - Und Sie haben übrigens ja später bei der 
APAS auch noch mal richtig nachgehakt und 
prüfen ja jetzt auch, ob EY überhaupt noch als 
Abschlussprüfer für Ihre Aufsichtsobjekte infrage 
kommt. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Aber das zeigt, dass 
ich die APAS für zuständig halte, zu prüfen, ob 
EY richtig geprüft hat. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, genau. Aber umge-
kehrt haben wir hier eine dokumentierte Ein-
schätzung aus der BaFin zu dem Thema, die 
Herrn Hufeld ja offenbar auch interessiert hat. 

Aber hatten Sie damit, mit der Einschätzung, 
noch mal zu tun? Gab es noch mal Diskussionen 
im Nachlauf zum Thema EY? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Also, ich kann mich 
nicht erinnern, dass ich jetzt diskutiert habe. Für 
uns war ja zu dem Zeitpunkt die Frage: „Wann 
wird die DPR fertig?“ - zu dem Zeitpunkt war sie 
ja kurz vor Abschluss - und: „Wird das Unter-
nehmen - - Gehen wir auf die zweite Stufe mit 
unserer Prüfung?“ 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das waren die relevan-
ten Fragen. Ich bin nicht der Prüfer des Prüfers, 
sondern ich prüfe - noch mal - den Abschluss des 
Unternehmens. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. Danke, 
Dr. Toncar.- Dann hat noch mal Fabio De Masi 
um das Wort gebeten. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja, wäre gar nicht 
nötig gewesen. Es hat mich jetzt nur noch mal 
der Versuch von Herrn Zimmermann, Ihnen da 
zu helfen, nachhaltig verwirrt, weil im Ergebnis 
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ist ja nichts anderes rausgekommen, als ich vor-
hin gesagt habe nach meinem Verständnis. Des-
wegen will ich noch mal nachfragen. 

Sie halten die Anzeige gegen Dan McCrum mit 
dem heutigen Wissen der Staatsanwaltschaft 
nicht mehr für richtig, aber mit dem damaligen 
Wissen, das Sie damals hatten, halten Sie das 
nach wie vor für richtig. Korrekt? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Das war unsere An-
nahme. Das war der Missing Link zwischen der 
Information und dem Umstand, dass die Informa-
tion vorher offensichtlich bekannt war im Markt, 
und dem Erzeuger der Information. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. - Und da Sie 
ja damals - - oder da man ja immer nicht vor ei-
nem Ermittlungsverfahren diese Information hat, 
die man nach einem Ermittlungsverfahren hat, 
gehe ich davon aus, dass Sie das auf Grundlage 
der Ihnen damals vorliegenden Informationen 
heute wieder so tun würden. Habe ich das richtig 
verstanden? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Jeder Fall ist anders. 
Dazu kann ich nichts sagen. Jeder Fall ist anders, 
und mit dem heutigen Wissen würden wir alle 
was anderes machen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja, wenn es wieder 
genau dieser Fall wäre. Mit dem damaligen Wis-
sen würden Sie es wieder so tun. Korrekt? 

Zeugin Elisabeth Roegele: Es gibt keinen gleich-
lautenden Fall. Das habe ich noch nie erlebt. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Aber wenn Sie heute 
wieder vor der Entscheidung stehen würden, bei 
diesem Fall mit dem damaligen Wissen - das 
habe ich ja nur festgestellt -, würden Sie das nach 
wie vor so tun. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Ich glaube, es ist rich-
tig und wichtig für eine Aufsichtsbehörde, dass 
sie Verdachtsmomente - und das ist auch unsere 
Pflicht nach § 11 WpHG - an die Staatsanwalt-
schaften abgibt, und das möglichst zu einem Zeit-
punkt - weil wir ja auch unverzüglich abzugeben 
haben -, zu einem möglichst frühen Zeitpunkt, 

dass die Staatsanwaltschaft die Ermittlungen auf-
nimmt. 

Es ist normalerweise nicht so, dass diese Ermitt-
lungsmaßnahmen auch in die Presse kommen. 
Gott sei Dank. Normalerweise hat die Staats-
anwaltschaft die Möglichkeit, diese Ermittlungen 
dann weiterzuführen, ohne dass Ermittlungs-
ergebnisse gefährdet werden; das will ich auch 
sagen. Nicht dass ich sagen will, dass das hier 
der Fall war. Aber das ist nicht unser übliches 
Vorgehen: dass so etwas in die Öffentlichkeit ge-
rät. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Na ja, wenn man ei-
nen Journalisten anzeigt, kommt das dann 
manchmal in die Presse. Aber gut. - Sie haben 
das jetzt sehr lange noch mal ausgeführt. Ich 
hatte das einfach, also meine Frage, nämlich ob 
Sie aus heutiger Sicht mit dem damaligen Wissen 
in diesem Fall das wieder so tun würden, mit Ja 
zusammengefasst. Ich habe jetzt auch in der lan-
gen Antwort nichts Gegenteiliges gehört. Und das 
wollte ich einfach nur noch mal hier sicherstel-
len. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Dann schaue ich noch mal zu Bündnis 90/Die 
Grünen hinüber. - Nein. Dann frage ich noch mal 
die Kolleginnen und Kollegen CDU/CSU. - Herr 
Zimmermann, SPD-Fraktion? Frau Kiziltepe? - 
Nein. Wir möchten auch nicht mehr. 

Gut, dann stelle ich fest: Zumindest in öffentli-
cher Sitzung gibt es keine Fragen mehr. Gibt es 
noch das Bedürfnis, in eingestufter Sitzung Frau 
Roegele zu befragen? Da schaue ich auch noch 
mal ins Rund. - Auch das kann ich nicht feststel-
len. 

Dann stelle ich fest, dass keine Fraktion noch 
Fragen hat. 

Dann können wir Ihre Befragung für heute been-
den. Im Rechtssinne abgeschlossen ist Ihre Ver-
nehmung damit allerdings noch nicht. Vielmehr 
wird Ihnen das Protokoll Ihrer Vernehmung über-
sandt. Sie haben dann zwei Wochen Zeit, um et-
waige Protokollierungsfehler zu monieren und 
Ihre Aussage gegebenenfalls richtigzustellen oder 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/36

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 105 von 145 

zu ergänzen. Erst danach beschließt der Aus-
schuss über den Abschluss der Vernehmung. 

Ich darf mich jetzt bei Ihnen beiden recht herz-
lich bedanken, kann sogar noch zu relativ früher 
Zeit Ihnen beiden einen schönen und angeneh-
men Tag wünschen, und wie ich all unseren Zeu-
gen und Rechtsbeiständen auch in dieser schwie-
rigen Zeit wünsche: Bleiben Sie gesund, und 
kommen Sie gut nach Hause! Vielen Dank für Ihr 
Erscheinen. 

Zeugin Elisabeth Roegele: Danke gleichfalls. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut, dann würde 
ich sagen: Herr Zimmermann waltet seines Am-
tes. Und wir würden dann fortsetzen mit der 
Zeugenvernehmung Felix Hufeld, den ich zu uns 
bitte.  

Dann für die Öffentlichkeit, die Zuschauer und 
die Pressevertreter, und Herrn Hufeld: Keine Eile. 
Wir fangen um 18 Uhr an. Das heißt, wir haben 
jetzt eine zehnminütige Pause. 

(Unterbrechung von 
17.51 bis 18.17 Uhr) 
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Vernehmung des Zeugen 
Felix Hufeld 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann begrüße ich 
recht herzlich auch unseren heutigen dritten und 
letzten Zeugen, Herrn Felix Hufeld. Auch ich 
heiße Sie noch mal im Namen des gesamten Aus-
schusses herzlich willkommen.  

Neben Ihnen hat Ihr Rechtsbeistand Herr Profes-
sor Dr. Heiko Ahlbrecht Platz genommen, den ich 
heute ein zweites Mal in unserer Runde ganz 
herzlich willkommen heiße.  

Herr Hufeld, Sie standen uns ja schon Ende März 
zur Verfügung, sodass ich davon ausgehe, dass 
Ihnen die damals gegebenen Hinweise noch be-
kannt sind. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wunderbar, das ist 
der Fall. Dann können wir - das ist ganz ange-
nehm für uns - schon mit der Befragung begin-
nen. Ich sage den Kollegen: Ich eröffne jetzt die 
Befragung noch mal, lehne mich dann aber ein-
fach als Vorsitzender zurück und schaue, was die 
Kollegen machen. Und dann wird der Kollege 
König noch ein paar Fragen für unsere Fraktion 
stellen.  

Gut, dann fange ich an. Herr Hufeld, Sie sagten 
uns am 1. Juli - ich komme darauf noch mal zu-
rück - im Finanzausschuss:  

Der BaFin sei es ausdrücklich 
nicht gestattet, selbst prüfend tätig 
zu werden, solange in der ersten 
Stufe die Prüfung durch die DPR 
erfolge. … Erst nach Beendigung 
der Prüftätigkeit der DPR und dem 
Erhalt des Prüfberichts habe die 
BaFin in einer zweiten Stufe die 
Möglichkeit, den Fall an sich zu 
ziehen  

MAT A BT-Präs-1.01, Blatt 309. Sehen Sie das 
heute noch genauso?  

Zeuge Felix Hufeld: Na ja, was ich geschildert 
habe, ist die Rechtslage. Ich habe den Regelfall 

geschildert und - wie Sie alle wissen und wir alle 
wissen - dass unter ganz besonderen Bedingun-
gen ein An-sich-Ziehen möglich ist, aber eben 
nur genau dann. So hat es ja auch der Wissen-
schaftliche Dienst des Deutschen Bundestages 
dargelegt. Das deckt sich auch mit unserer recht-
lichen Einschätzung seitens BaFin.  

Sie gestatten mir im Übrigen, dass ich „wir“ und 
„die BaFin“ für die Zwecke dieser Vernehmung 
auch am heutigen Tage noch mal in eins setze, 
sonst wird es sprachlich ein bisschen mühsam 
für mich. Wenn Sie mir das gestatten wollen, -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich kann das gut 
verstehen, ja.  

Zeuge Felix Hufeld: - dann würde ich das gerne 
in Anspruch nehmen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Bitte.  

Zeuge Felix Hufeld: Wenn ernsthafte, erhebliche 
Zweifel bestehen an der ordnungsgemäßen 
Durchführung durch die DPR, dann besteht ein 
Anziehungsrecht. Wenn diese nicht bestehen - 
das ist dann der logische Umkehrschluss -, dann 
besteht dieses Anziehungsrecht ausdrücklich 
nicht. Dann muss abgewartet werden, bis das 
Prüfungsergebnis seitens der DPR vorgelegt wird 
oder worden ist. So.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich frage das des-
halb, weil nach MAT A BMF-21.23, Blatt 68 f. 
schrieb Ihnen Frau Wimmer am 23.07.2020 fol-
gende Zeilen - ich gehe davon aus, wohl im Zu-
sammenhang mit einer parlamentarischen An-
frage der Kollegen von der FDP; ich zitiere -:  

Lieber Felix, 

hier das Kernthema der FDP: 

Die FDP sagt zutreffend, dass die 
BaFin nach § 6 WpHG beim Ver-
dacht auf Marktmanipulation 
durch falsche Finanzberichterstat-
tung der Wirecard alle notwendi-
gen Unterlagen anfordern kann, 
auch den vollständigen Ab-
schlussbericht der WPs für jedes 
Kapitalmarktunternehmen. 
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Die BaFin hätte dann im Febr. 
2019 die ausführlichen Abschluss-
prüferberichte anfordern und auf 
Unrichtigkeit prüfen kön-
nen/müssen (Amtsermittlung). 

Die FDP fragt daher, ob wir der 
Auffassung sind, dass das in den 
§§ 107, 108 WpHG  

- wir haben auch letztes Mal schon über die Mei-
nung, ja auch die Mindermeinung wohl in der 
herrschenden Literatur diskutiert -  

genannte zweistufige Verfahren 
unter Einbeziehung der Deutschen 
Prüfstelle für Rechnungslegung 
auch bei Verfahren nach § 6 
Abs. 2 ff. WpHG zwingend vorzu-
schalten ist. 

Aus meiner Sicht  

- schreibt Frau Wimmer -  

muss man das bejahen: Das zwei-
stufige Verfahren ist lex specialis, 
wenn es um Bilanzkontrolle geht, 
und der Amtsermittlungsgrund-
satz nach § 6 WpHG zwingt nicht 
zur Bilanzkontrolle. Ist aber tri-
cky. 

Können Sie sich an dieses Schreiben von Frau 
Wimmer noch erinnern?  

Zeuge Felix Hufeld: Ja, kann ich.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Was haben Sie 
Frau Wimmer hierauf geantwortet? Das konnten 
wir nicht finden.  

Zeuge Felix Hufeld: Dass wir das genauso sehen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. Also, war 
diese Deutung „tricky“ dann von Frau Wimmer 
vielleicht insoweit zu deuten, als dass man hier 
versuchte, eine sehr fragwürdige Entscheidung 
mit einer sehr grenzwertigen Gesetzesauslegung 
zu bereinigen? Ich weiß es nicht. Wie soll ich 
das - -  

Zeuge Felix Hufeld: Das, schlage ich vor, fragen 
Sie Frau Wimmer direkt.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber das haben Sie 
Frau Wimmer doch auch gefragt, oder?  

Zeuge Felix Hufeld: Nein, habe ich nicht, weil 
wir - - Das ist ja eine Diskussion, die schließt an 
eine Debatte, die wir mit Herrn Toncar schon 
frühzeitig hatten im Rahmen der entsprechenden 
Diskussion im Finanzausschuss.  

Unsere Auffassung: Da geht es um die juristische 
Feinschmeckerfrage, wie sich die §§ 107 ff. - 
sprich: Bilanzkontrolle - im WpHG zu der, ich 
sage mal, Generalklausel, wenn ich es mal etwas 
untechnisch sagen darf, im § 6 zueinander ver-
halten. Und wir sind ganz dezidiert der Auffas-
sung mit der ganz überragenden herrschenden 
Meinung der Rechtslehre, dass sich §§ 107 ff. als 
Lex specialis darstellen. Natürlich gibt es ein-
zelne Stimmen, die das anders sehen. Wir sind 
dezidiert der Auffassung, dass der § 107 sozusa-
gen dem § 6 vorgeht, sonst wären die Spezial-
paragrafen des § 107 ff. sinnlos.  

Darüber kann man jetzt lange Seminardebatten 
führen, aber das war unsere klare rechtliche 
Überzeugung. Das haben wir auch durch einen 
Gutachter, Professor Schneider und Professor 
Böcking, bestätigen lassen. Oder es wurde uns 
bestätigt, was uns natürlich gefreut hat. Dass wie 
immer in der Rechtslehre es auch andere Auffas-
sungen dazu geben kann, ist unbenommen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Zwei Juristen, drei 
Meinungen. Ja, na klar.  

Zeuge Felix Hufeld: Und damit muss man umge-
hen. Das entbindet aber eine handelnde Behörde 
nicht von der Pflicht, eine eigene klare Rechts-
meinung zu vertreten, die wir vertreten haben 
und seither auch nie geändert haben.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Noch eine Frage 
habe ich. Wir hatten gestern ja auch Frau 
Dr. Lausch hier. Und ich war insoweit über-
rascht, wirklich überrascht. Als ich sie fragte: 
„Gab es denn mal innerhalb der BaFin gegen-
über“ - wir waren natürlich auch beim Thema 
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Rechts- und Fachaufsicht -, „gab es aber auch mal 
seitens der BaFin dann an das Bundesfinanz-
ministerium den Hinweis, dass dieses zweistu-
fige Verfahren - - Sie hatten uns ja in der letzten 
Sitzung dargelegt, dass Sie inzwischen auch, was 
wir, glaube ich, in weiten Teilen hier begrüßen, 
das einstufige Verfahren begrüßen würden, was 
ich persönlich sehr gut finde und begrüße. Also, 
ich habe gefragt: Haben Sie denn mal eine Kritik 
und auch diese Bedenken gegenüber dem Finanz-
ministerium geäußert?  

Ich hatte Ihnen ja auch in der Finanzausschuss-
sitzung gesagt: Mensch, Herr Hufeld, sehen Sie 
sich doch auch mal ein bisschen als Service-
dienstleister für die Regierung.  

Zeuge Felix Hufeld: Den Begriff habe ich seither 
deutlich verinnerlicht.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Finde ich gut.  

Zeuge Felix Hufeld: Fand ich einen sehr schönen 
Hinweis.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Und dann hat sie 
für mich überraschenderweise wirklich gesagt - 
und das fand ich jetzt bedenkens- und auch be-
merkenswert; man legt ja alles so auf die Periode 
Scholz ab -, dass schon seitens der BaFin 2014, 
2015, 2016 - das hat sie dezidiert so gesagt - Hin-
weise kamen, dass dieses Verfahren doch gewisse 
Ineffizienz hat und auch wohl nicht das erbringt, 
was man sich nach der Enron-Pleite und vor al-
len Dingen auch mit dem Gedanken Enrons einer 
Bilanzfälschung - - Das ist ja, glaube ich, auch in 
allen Diskussionen deutlich geworden.  

Das ist ungefähr so: Man will Überschall fliegen 
und steigt in die Tante Ju und wundert sich, dass 
das Ding sich nicht mit einem Überschallknall 
dann irgendwann mal weiter fortbewegt. Und so 
möchte ich das DPR-Verfahren ein bisschen ver-
gleichen. Wenn wir auf Forensik setzen und Bi-
lanzfälschung und -betrug: War Ihnen das auch 
bekannt? Und wenn Ihnen das bekannt war und 
Sie das vielleicht auch angebracht haben, haben 
Sie denn auch mal diese Kritik an das Finanzmi-
nisterium - Sie sind ja schon länger jetzt Präsi-
dent der BaFin gewesen - vorgebracht auch schon 

in diesem Zeitabschnitt und auch noch unter 
der - deswegen sage ich das ganz bewusst - Ägide 
von Finanzminister Schäuble vorgetragen?  

Zeuge Felix Hufeld: Ich habe mich ganz ehrlich 
mit diesem Thema tatsächlich erst anlässlich 
Wirecard intensiver beschäftigt. Vorher war das 
sozusagen ein Routinevorgang, der in einer Viel-
zahl von Fällen schlicht funktioniert hat. Auch 
kann ich mich an ein oder zwei Fälle erinnern, 
wo wir auf der zweiten Stufe aktiv wurden - ich 
möchte jetzt nicht den Namen des DAX-Konzerns 
nennen -, wo wir eine andere fachliche Einschät-
zung hatten. Das war sozusagen ein klassischer 
Routinefall, wo tatsächlich überhaupt mal eine 
zweite Stufe zum Tragen kam. In der Regel ak-
zeptiert man das, was die erste Stufe geleistet hat. 
Da geht es dann aber auch nicht um Bilanzbetrug 
oder um eine brisante Situation.  

Das war ja auch der Punkt, den ich bereits im Fi-
nanzausschuss mehrfach vorgetragen hatte, dass 
mir auch als Lektion aus der Wirecard-Erfahrung 
absolut klar geworden ist, dass für Routinefälle - 
ich hatte das, glaube ich, im Finanzausschuss 
Hygienefälle genannt, wo man sich über 100 Mil-
lionen mehr oder weniger Rückstellung oder was 
weiß ich fachlich legitim streiten kann - so ein 
zweistufiges Verfahren okay ist. Aber wenn es 
spannend wird, wenn sich Dinge schnell zuspit-
zen können, dann hat sich eben sehr deutlich ge-
zeigt, dass es dysfunktional ist. Das hatte ich 
wörtlich so auch im Finanzausschuss schon ge-
sagt.  

Habe ich mich damit vorher beschäftigt? Nein, 
habe ich nicht, weil das war für mich ein Routi-
nevorgang. Ich habe dann im Zuge der Aufarbei-
tung mit den ganzen Themen in der Tat auch das 
mitbekommen, was Sie eben erwähnt haben von 
Frau Lausch, dass mir Frau Lausch, Frau Roegele 
und andere erzählt haben: Wir haben unsere Un-
zufriedenheit mit dieser Struktur schon seit x 
Jahren - ich kann Ihnen jetzt beim besten Willen 
nicht das X übersetzen, aber jedenfalls seit vielen 
Jahren, nicht erst anlässlich Wirecard - zum Aus-
druck gebracht. Aber hier muss man eben - Ihr 
Stichwort, Herr Gottschalk: Servicefunktion - mit 
Respekt zur Kenntnis nehmen, dass es sich hier 
um rechtspolitische Festlegung handelt, die nicht 
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uns als BaFin obliegt, sondern die der Gesetzge-
ber oder die Regierung anpacken muss, und 
zweitens, dass es sich hier um eine Situation 
handelt, in der eben zwei Ministerien, primär das 
BMJV, oder früher das BMJ, und dann sozusagen 
erst im Geleitzug das BMF die Federführung ha-
ben.  

Und jeder Praktiker weiß: Da wird nicht en pas-
sant mal so eben so eine Struktur geändert in so 
einer vergleichsweise komplexen Situation. Inso-
fern habe ich auch im Rückblick im Rahmen der 
Wirecard-Aufbereitung zur Kenntnis genommen, 
dass wir immer wieder mal diese Unzufrieden-
heit zum Ausdruck gebracht haben, ohne dass 
das zu einer echten Änderung geführt hätte. Es 
muss halt der politische Wille auch da sein, das 
wirklich anzupacken. Und warum der dann nicht 
aufgegriffen worden ist, das kann ich Ihnen beim 
besten Willen nicht sagen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber das wirft ja 
zumindest auch ein anderes Licht auf gewisse 
Sachverhalte. Und für mich: Ich fand das eben 
doch interessant, dass es da schon vorher Kritik 
gab.  

Zeuge Felix Hufeld: Ja.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das heißt also, kei-
ner Ihrer Exekutivdirektoren oder -direktorinnen 
ist dann entsprechend auf Sie mal zugekommen 
und hat Sie darauf aufmerksam gemacht.  

Zeuge Felix Hufeld: Doch, im Kontext Wirecard 
dann, -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danach ja, aber 
nicht davor.  

Zeuge Felix Hufeld: - nachdem wir uns sehr in-
tensiv damit beschäftigt haben. Aber in der Zeit 
davor - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber Frau Roe-
gele - -  

Zeuge Felix Hufeld: Herr Gottschalk, ich kann 
nicht ausschließen, dass vielleicht Frau Roegele 
das auch mal vorher schon, vielleicht im Kontext 

der Beauftragung Anfang 2019 der DPR mit Wire-
card - -  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich meinte vorher, 
weil Frau Dr. Lausch hat gestern klar gesagt: also 
schon 2014, 2015.  

Zeuge Felix Hufeld: Ich weiß. Das stimmt. Das 
habe ich im Rückblick auch zur Kenntnis genom-
men; aber ich habe keine Erinnerung. Jedenfalls 
hätte man es mit der dezidierten Bitte „Lieber 
Präsident, bitte starten Sie eine konkrete harte“ - 
in Anführungszeichen - „politische Initiative. 
Das ist so schrecklich, da müssen Sie bitte auf 
höchster Ebene initiativ werden“ - - Eine solche 
Ansprache hat es nicht gegeben. Aber es hat mit 
Sicherheit mal Ausdrücke der Unzufriedenheit 
oder so was gegeben. Das kann ich nicht aus-
schließen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Und letzte 
Frage von mir noch mal: Wir hatten ja vorhin 
auch den Kollegen Röseler hier. Herr Röseler 
hatte auf meine Frage vorhin - - Ich hatte Sie da 
noch mal zitiert - ich gebe das jetzt aus dem Kopf 
wieder -, wo Sie gesagt haben: Mensch, jetzt 
macht doch mal hinne. Ihr habt die 2015er-
Unterlagen in dieser Prüfung. Seht doch mal zu, 
dass ihr aktuelle Zahlen und Daten herschafft. - 
Und da habe ich gesagt: Auf mich hat das so ein 
bisschen doch den Eindruck gemacht, dass es - 
ich bin jetzt vorsichtig - gewissen Dissens zwi-
schen Ihnen und Herrn Röseler gab in dieser Be-
trachtung. Und Herr Röseler hat dann gesagt: 
Nee, gab es nicht. - Und mein Eindruck aus dem 
Lesen, aus dem, was an Fakten da ist, und was 
Sie uns auch gesagt hatten, wie Sie das Ganze für 
mich nachvollziehbar auch geschildert haben, 
dass natürlich Unterlagen - Sie hatten das mit der 
Latenz der Daten auch bezeichnet - - dass das für 
Sie schon unhaltbar war, 2015er-Zahlen, und: 
Wir brauchen aktuelle Zahlen. - Gab es da Einig-
keit? Waren Sie da immer noch an einem Ende 
des Stranges? Oder gab es da schon Differenzen? 
Das würde mich schon noch mal interessieren. 

Zeuge Felix Hufeld: Ich würde das nicht „Un-
einigkeit“ nennen, weil das - - Zu dem Zeitpunkt, 
zu dem es bei mir auf den Tisch kam, sodass ich 
mich damit aktiv beschäftigt habe - und das war 
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spätestens dann Mitte 2020 der Fall aufgrund des 
KPMG-Berichtes - und ich mich dann wirklich 
intensiv nolens volens in diese Thematik eingear-
beitet habe bis ins letzte Detail, wenn man so 
will, zu dem Zeitpunkt gab es keinen Dissens mit 
Herrn Röseler, dass das Thema jetzt schleunigst 
neu überprüft werden müsse. So gesehen ist der 
Begriff „Dissens“ meines Erachtens - - trifft es 
nicht.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielleicht im Aus-
gang, weil er hat den Eindruck auf mich vermit-
telt und hat das auch gesagt - -  

Zeuge Felix Hufeld: Darf ich kurz noch zu Ende 
führen? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gerne.  

Zeuge Felix Hufeld: Weil ich will einen anderen 
Zungenschlag reinbringen, auf den Sie mög-
licherweise abheben wollten, auch in Rekurs auf 
das, was ich beim letzten Mal gesagt habe. Und 
da möchte ich Ihnen beipflichten. Ich war umge-
kehrt - - Das ist aber nicht Dissens. Es gab keinen 
Dissens per Mitte 2020 nach dem Motto: Ich war 
Meinung A, und Röseler war Meinung B, und wir 
hatten einen Dissens. Das gab es nicht.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay.  

Zeuge Felix Hufeld: Aber ich war nicht zufrie-
den, ich war nicht glücklich mit der Geschwin-
digkeit, mit der die Kollegen in der Bankenauf-
sicht dieses Thema erneut angepackt haben. Und 
meines Erachtens hätte es etwas früher angepackt 
werden müssen, und das habe ich auch unmiss-
verständlich den Kollegen Röseler und auch 
Pötzsch, der dann sozusagen das mit abgekriegt 
hat als akzessorische Geldwäschethematik, weil 
ich mit beiden dann parallel darüber gesprochen 
habe - - Das würde ich nicht Dissens nennen, 
aber das war eine Bewertung meinerseits, dass 
ich gesagt habe, jetzt mal sinngemäß bitte: Ich 
kann nicht nachvollziehen, warum das jetzt min-
destens, sagen wir mal, anderthalb Jahre nicht 
neu auf den Tisch gebracht wurde und wirklich 
durchgeprüft wurde. Und dabei bleibe ich auch.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Also insoweit ha-
ben Sie mich da richtig interpretiert.  

Zeuge Felix Hufeld: Habe ich Sie richtig verstan-
den. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Genau. 

Zeuge Felix Hufeld: Und genau das war auch - - 
Das würde ich aber nicht „Dissens“ nennen, son-
dern das war eine Bewertung eines Verhaltens in 
den, sagen wir mal, round about anderthalb Jah-
ren davor, das ich als nicht optimal einstufen 
würde.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Ja, dann 
bedanke ich mich an dieser Stelle und frage 
Matthias Hauer für die CDU/CSU-Fraktion. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Vorsitzender. - 
Herr Hufeld, vielen Dank, dass Sie uns noch mal 
zur Verfügung stehen zur Beantwortung der Fra-
gen. - Die letzte Vernehmung hat ja dazu ge-
führt - - Wir hatten ja auch den „Wirtschafts-
woche“-Liveticker hier an Bord, und dann kom-
men manche Themen noch mal zu uns zurück 
wie so ein Bumerang. Es war so, dass von Ihrer 
Vernehmung hier auch im „Wirtschaftswoche“-
Liveticker berichtet wurde. Und daraufhin haben 
wir dann Post bekommen seitens des Ausschus-
ses, nämlich von dem Anwalt von Herrn Eichel-
mann, der uns dann wiederum Dinge mitteilt zu 
Ihren Aussagen. Und das würde ich Ihnen gerne 
vorhalten. Und zwar schreibt hier der Anwalt 
von Herrn Eichelmann - Zitat -:  

Herr Hufeld wollte Herrn Eichel-
manns Einschätzung dazu hören, 
ob die Wirecard AG als Finanzhol-
ding einzustufen sei. Herr Eichel-
mann teilte mit, dass er diese Ein-
stufung befürworte und teilte 
ebenso seine volle Unterstützung 
mit, da er die BaFin als weitere 
Kontrollinstanz bei der Wirecard 
AG aus Sicht des Aufsichtsrates 
befürworte.  

Nicht richtig ist die Aussage, Herr 
Eichelmann wolle hier etwas mit 
den Anwälten klären und sich 
melden. Grund dafür ist, dass Herr 
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Eichelmann besonderen Wert da-
rauf gelegt hat, dass es nach seiner 
Wahl zum Aufsichtsratsvorsitzen-
den zu keinerlei Interessenkon-
flikten kommen soll. Die Anwälte 
der Wirecard AG unterstehen dem 
Vorstand.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechts-
beistand nehmen Einblick) 

Können Sie dazu etwas sagen? Oder wenn Sie es 
noch mal in Ruhe lesen wollen, geht es auch.  

Zeuge Felix Hufeld: Ich habe das alles verstan-
den.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut. Möchten Sie 
dazu was sagen? Können Sie das so bestätigen? 
Er nimmt ja Bezug auf Sie.  

Zeuge Felix Hufeld: Ich habe nach meiner besten 
Erinnerung eine sehr präzise Erinnerung daran, 
dass ich in dem ersten Gespräch, das ich mit ihm 
geführt habe, das am 15. Juni stattgefunden hat - 
das hatte ich Ihnen beim letzten Mal schon ge-
sagt -, ihm mitgeteilt habe - nicht im Wege der 
Frage, sondern ich habe ihm mitgeteilt -, dass wir 
uns dem Thema intensiv widmen, dass ich eine 
entsprechende Prüfung erneut angestoßen habe. 
Das war im Prinzip genau die Konsequenz aus 
dem, was ich Herrn Gottschalk eben mitgeteilt 
habe, nach dem Motto - Sie haben es eben so 
schön genannt -: Macht mal hinne! Und ich habe 
ihm dann gesagt: Ich möchte nicht, dass ihr uns 
dann sechs bis neun bis zwölf Monate mit Kohor-
ten von Juristen Blockadepolitik betreibt für den 
Fall, dass dabei Finanzholding-Einstufung auf 
Gruppenebene rauskommt. - Da hat er dezidiert 
gesagt: „Ja, habe ich verstanden, ich kläre das 
noch mal“, und hat mir dann ein oder zwei Tage 
später - ich weiß nicht mehr exakt, in welchem 
Folgegespräch - gesagt: Noch mal zum Thema 
Finanzholding, sozusagen darauf zurück-
kommend. 

Ob jetzt eine Klärung mit den Anwälten oder 
eine sonstige Klärung, das kriege ich jetzt im De-
tail nicht mehr zusammen. Aber die Sequenz, 

dass ich da von mir aus - - Ich frage den Vertreter 
eines Unternehmens nicht, sondern ich habe ihm 
mitgeteilt, was wir aufsichtlich tun, auch, neben-
bei bemerkt, wenn es tatsächlich eine Rechts-
pflicht des betroffenen Unternehmens selbst ist, 
sich als Finanzholding einzustufen. Das nur ganz 
am Rande. Aber das spielt jetzt mit Blick auf Ih-
ren Vorhalt, glaube ich, keine Rolle.  

Insofern kann ich mich an diese - wie soll ich sa-
gen? - Zweischrittkommunikation, wenn ich es 
mal so nennen darf, noch sehr genau erinnern. 
Das ist aber nichts Anstößiges. In dem ersten Ge-
spräch, in dem wir seit langer, langer, langer Zeit 
überhaupt mal wieder gesprochen hatten - ich 
habe keine Ahnung, wann wir das letzte Mal da-
vor gesprochen haben, aber jedenfalls sehr, sehr 
lange nicht - - dass ich da mit einem relativ har-
ten Aufschlag dieses Thema platziert habe, dass 
er dann erst mal sagt: Nehme ich mal kurz mit. 
Ich melde mich aber kurzfristig. - Und da wir in 
den Tagen danach, wie Sie wissen, mehrfach mit-
einander gesprochen haben, ist, wie ich es mehr-
fach gesagt habe, in dem nächsten oder vielleicht 
auch übernächsten - das kriege ich nicht mehr 
ganz genau übereinander - von ihm sozusagen 
konstatiert worden, nach dem Motto: Hier, habe 
das Thema verstanden. Wir werden da kooperie-
ren.  

Und das geht durchaus in die Richtung. Das 
heißt, in der Sache würde ich dem nicht wider-
sprechen wollen, was Sie eben gesagt haben. Das 
deckt sich auch mit meiner Erinnerung, dass 
auch er gesagt hat: Ich habe durchaus Interesse 
daran. - Da habe ich gesagt: Genau, das ist auch 
für euch gut. Das ist auch für dich als Aufsichts-
rat gut. - Wenn die Situation, in der sich dieses 
Unternehmen befindet, was nun mehr als prekär 
war zu dem Zeitpunkt im Prinzip - - nennen wir 
es mal ein Vieraugenprinzip in einem nichttech-
nischen Sinne hier praktiziert werden kann. Das 
stimmt, da kann ich mich dran erinnern.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das heißt, es stimmt 
auch die Aussage, die ich gerade verlesen habe, 
der Teil:  

Herr Eichelmann teilte mit, dass 
er diese Einstufung  
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- damit ist die Einstufung als Finanzholding ge-
meint -  

befürworte und teilte ebenso seine 
volle Unterstützung mit, da er die 
BaFin als weitere Kontrollinstanz 
bei der Wirecard AG aus Sicht des 
Aufsichtsrates befürworte.  

Zeuge Felix Hufeld: Also, im Grundsatz: Ja. Al-
lerdings haben wir hier nicht final über eine Ein-
stufung quasi am Telefon zwischen Präsident der 
BaFin und Vorsitzendem des Aufsichtsrates, final 
über die Einstufung als Finanzholding gespro-
chen, sondern ich habe gesagt: Ich habe die Prü-
fung angestoßen. Das wird jetzt laufen. Und für 
den Fall, dass dabei Finanzholding rauskommt, 
möchte ich nicht, dass ihr filibustert. - Das war 
meine Aussage. 

Und das heißt, unter der Annahme, dass dabei 
eine positive Entscheidung pro Finanzholding 
rauskommt, habe ich gesagt: Dann möchte ich 
gern, dass wir da sozusagen d’accord gehen und 
nicht Monate, Monate und Monate eine juristi-
sche Schlacht draus machen. - In dem Kontext 
müssen Sie bitte diese Aussage interpretieren.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut, das werden wir 
noch mal auch prüfen, was dazu bisher so ausge-
sagt wurde. - Dann komme ich noch mal zu ei-
nem anderen Thema - -  

Zeuge Felix Hufeld: Entschuldigung! Aber dass 
er eine positive Einstellung ausgedrückt hat nach 
meiner Erinnerung in einem zweiten Telefonat - 
ich glaube, sieben waren es in Summe -, das kann 
ich absolut bestätigen. Also, er hat sich eben ge-
nau nicht verwehrt. Und insofern ist der inhaltli-
che Spin, den Sie eben vorgetragen haben aus 
Sicht der Anwälte, aus meiner Sicht weitest-
gehend zutreffend, wenn Sie bitte die feine, 
kleine Einschränkung akzeptieren, die ich eben 
noch gemacht habe.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut, dann konnten 
wir da ja jetzt Ihre Position auch klarstellen.  

Zeuge Felix Hufeld: Ja.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Jetzt würde ich 
gerne einen Vorhalt machen. Da dürfen sie auch 
sitzen bleiben und auch daraus zitieren, wenn 
Sie möchten. Das ist MAT A BMF-5.64, Blatt 96. 
Ich würde darauf verzichten, diese Mail von der 
Frau Weick-Ludewig an Frau Roegele und viele 
andere - - würde ich jetzt nicht noch mal verle-
sen, weil wir haben sie schon im Protokoll bei 
der Vernehmung von Frau Roegele. Aber Sie kön-
nen sie gern in Ruhe durchlesen.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechts-
beistand lesen in diesen 

Unterlagen)  

Kennen Sie die E-Mail? 

Zeuge Felix Hufeld: Nee.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Erstaunt Sie die 
E-Mail? 

Zeuge Felix Hufeld: Nein. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, Frau Roegele 
war erstaunt -  

Zeuge Felix Hufeld: Frau Roegele war erstaunt. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): - über die E-Mail da-
mals.  

Zeuge Felix Hufeld: Ja, kann sein. Also, ich bin 
nicht erstaunt, dass eine Kollegin nach einem 
durchgearbeiteten Wochenende, buchstäblich 
Tag und Nacht, dann so eine sozusagen kollegen-
zentrierte Dankesmail schreibt. Das finde ich jetzt 
nicht überraschend. Das ist eher eine menschli-
che Geste, die damit verbunden ist.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, aber müsste so 
eine Mail nicht dann eher von der Führung kom-
men und den Mitarbeitern gedankt werden? Ist ja 
eher ungewöhnlich, dass dann die Mitarbeiterin 
der Führung dankt, oder?  

Zeuge Felix Hufeld: Ja, Herr Hauer, was soll ich 
dazu sagen? Ich kenne die Mail nicht. Das ist 
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jetzt eine Kommunikation, das ist vielleicht Aus-
weis eines kollegialen Umgangs der Leute mitei-
nander. Ich weiß auch nicht, wer Frau Verena 
Weick-Ludewig ist. Insofern bitte ich um Ver-
ständnis. Ich lese, was ich lese. Es ist für mich 
eine nette Geste. Ich gehe davon aus, dass Frau 
Roegele in anderer Form sich auch bedankt hat. 
So wie ich Frau Roegele kenne, wird sie das mit 
großer Emphase und Nachdruck auch getan ha-
ben; wie genau, weiß ich nicht.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Es wäre vielleicht 
dann eine kollegiale Geste, wenn der Referatslei-
ter, der Abteilungsleiter und der stellvertretende 
Abteilungsleiter auch erwähnt worden wären, die 
ja alle nicht beteiligt waren an dem Thema. Aber 
das haben wir mit Frau Roegele diskutiert. Mir 
ging es jetzt darum: Kennen Sie die E-Mail? Sie 
haben gesagt, Sie kennen sie nicht. Ich habe auch 
verstanden, dass Sie das nicht für ungewöhnlich 
halten, diese E-Mail.  

Und dann würde ich Ihnen jetzt gerne noch eine 
andere E-Mail vorlegen, und zwar ist das MAT A 
BMF-5.64, Blatt 100.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechts-
beistand nehmen Einblick) 

Und da handelt es sich um eine E-Mail von der 
Frau Schuchhardt an Frau Roegele. Hatten Sie 
die Möglichkeit, die zu lesen?  

Zeuge Felix Hufeld: Ja, die ist zu dem damaligen 
Zeitpunkt - wann genau, weiß ich nicht, aber 
auch irgendwann - an mich gekommen. Kurz da-
nach, vermute ich mal.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, genau. Ist ja auch 
erwähnt, oder die Absicht zumindest, dass Sie 
informiert werden sollen. Da gibt es einen Hin-
weis unter Nennung Thema „fraud controlled by 
the Russian Mafia“, und da ist ein Hinweis auf 
einen Finanzblog. Da würde mich mal interessie-
ren, ob Sie wissen, was daraufhin passiert ist, ob 
es da eine Reaktion gab, eine Antwort, ob man 
sich mal mit dem in Verbindung gesetzt hat, der 
diesen Blog schreibt, oder ob der eine Antwort 

gekriegt hat. Ist Ihnen dazu irgendwas erinner-
lich? 

Zeuge Felix Hufeld: Nee, weiß ich nicht. Das ist, 
wenn ich das hier richtig sehe - und ich kann 
mich noch daran erinnern, dass ich das damals 
auch als E-Mail bekommen habe -, ja sehr unspe-
zifisch. Und, wissen Sie, Mails dieser Art kriege 
auch ich persönlich im Monatsrhythmus, dass ir-
gendwelche ganz dramatischen Dinge mitgeteilt 
werden, regelmäßig verbunden mit wüsten Dro-
hungen, was alles passiert, wenn ich nicht sofort 
reagiere, mit Strafanzeige, Dienstaufsichtsbe-
schwerde, Petitionsausschuss, Bundespräsident 
und sonst was alles. Dann versucht man, dem in 
irgendeiner Form nachzugehen. Oft ist es einfach 
nur sinnlos, manchmal steckt was dahinter. Und 
die Hohe Schule ist eben, herauszufinden: Was 
ist was? Und oft sind es auch Themen, an denen 
wir persönlich - wir aus nationaler Sicht als 
BaFin - nichts beitragen können. Ich kann Ihnen 
in dem konkreten Fall nicht sagen, wie das dann 
weitergegangen ist. Das kam ja auch über die 
Fachebene. Ich habe mich jedenfalls damit nicht 
näher beschäftigt.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber wenn jetzt die 
Presseabteilung das an den Präsidenten weiterlei-
tet, dann ist ja zumindest die Person eher davon 
ausgegangen, dass es jetzt kein völliger Unsinn 
ist, gehe ich mal von aus. Also, wenn jetzt Ihnen 
irgendwer eine Mail schreibt, dann haben Sie das 
ja nicht in der Hand, wer Ihnen schreibt. Aber 
wenn natürlich im Haus das an den Präsidenten 
weitergeleitet wird, würde ich sagen: Das ist eine 
andere Qualität.  

Zeuge Felix Hufeld: Nee, das sehe ich nicht so. 
Das ist dann einfach nur - -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber Sie kriegen 
doch nicht alle dieser E-Mails weitergeleitet, 
oder?  

Zeuge Felix Hufeld: Natürlich nicht. Aber - -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Da steht ja noch 
nicht mal drin: „Schicken Sie es bitte an Herrn 
Hufeld“, sondern das hat Ihr Haus selbst ent-
schieden, dass Sie das kriegen sollen.  
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Zeuge Felix Hufeld: Nee, das stimmt nicht. Da 
steht drin, er will mit dem Präsidenten reden, ein 
Interview machen, das ich natürlich nicht ge-
macht habe. Deswegen gab es eben genau aus der 
kommunikativen Ecke ja auch einen ganz konkre-
ten Bezug. Und dann ist es logisch, dass man 
mich sozusagen vorwarnt, dass da was ist. Und 
das hat mit einer inhaltlichen Wertung in der Sa-
che nichts zu tun.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sind Sie der Auffas-
sung, dass - - Oder ich frage erst mal Sie persön-
lich: Hatten Sie eine nötige kritische Distanz zu 
Wirecard?  

Zeuge Felix Hufeld: Selbstverständlich. Ich ver-
stehe die Frage nicht.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sie als Person, Sie 
als BaFin, beides? 

Zeuge Felix Hufeld: Absolut. Ja. Ich weiß, dass 
das Gegenteil in Tausenden von Verlautbarungen 
steht, aber da kann ich Ihnen reinsten Gewissens 
sagen: Wir haben uns nie als Protektor eines 
deutschen aufstrebenden Technologiestars be-
trachtet. So tickt eine Aufsichtsbehörde nicht, 
und auch nicht ihr Präsident.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich frage das natür-
lich deshalb, weil Herr Röseler, den wir ja auch 
heute als Zeugen dahatten, gesagt hat, dass die 
nötige kritische Distanz zu Wirecard nicht da 
war.  

Zeuge Felix Hufeld: Nee, ich bin mir ziemlich si-
cher, dass er nicht das Wort „kritische Distanz“ 
verwandt hat, sondern - -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja. Er hat „nötige 
kritische Distanz“ gesagt.  

Zeuge Felix Hufeld: Damit meint er was anderes. 
Damit meint er, dass man bestimmte Arten von 
Unternehmen - und die Wirecard Bank wäre ge-
nau so ein Fall gewesen; darüber habe ich beim 
letzten Mal hier auch schon gesprochen - - dass 
wir besser werden müssen, bestimmte Unterneh-
men, die auf der Oberfläche sauber aussehen, 
gute Zahlen haben - - aber es eine ganze Reihe 

von Indikatoren gibt, die uns dazu veranlassen 
müssten, kritischer anzupacken und kritischer in 
eine andere Art von Aufsichtsstruktur zu über-
führen. Das ist einer der Kernbausteine der jetzi-
gen Reformüberlegungen, die jetzt mein Nachfol-
ger sozusagen voranzutreiben hat, und Herr Röse-
ler selbstverständlich vorneweg. Das meint er da-
mit.  

Damit meint er nicht eine innere Einstellung, 
dass man eine besondere Vorliebe für Wirecard 
hat oder in dem Fall Wirecard Bank, weil das war 
das Objekt der bankaufsichtlichen Aufmerksam-
keit, eben nicht die Wirecard AG, sondern dass 
die Wirecard Bank aufgrund ihrer relativen 
Kleinheit sozusagen ein bisschen nach Schema F 
durchgelaufen ist. Und das darf in Zukunft so 
nicht laufen. Da muss man anhand bestimmter 
Kriterien - - Und da ist natürlich immer die span-
nende Frage: Welche Kriterien sind das? Wie 
pickt man die potenziellen faulen Äpfel aus dem 
riesengroßen Korb rechtzeitig heraus, um dann 
zu erkennen, wo was ist? Das meinte er mit „kri-
tische Distanz“.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Erst mal vielen 
Dank für die Auslegungshilfe der Aussage von 
Herrn Röseler. Ich freue mich ja auch, dass Ihr 
Anwalt da nicht sofort dazwischengesprungen 
ist, weil eigentlich müssen Sie das natürlich 
nicht bewerten.  

Zeuge Felix Hufeld: Ich kann das deswegen so 
einordnen, weil ich mit Röseler über genau die-
sen Punkt ziemlich intensiv diskutiert habe und 
wiederholt.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und waren Sie sich 
einig? 

Zeuge Felix Hufeld: Wir waren uns einig, dass 
das ein Anlass ist, um die berühmten Lessons 
Learned zu ziehen, dass man bestimmte Struktu-
ren - - Das hatte ich bereits in meinem Eingangs-
statement in der letzten Vernehmung hier im Un-
tersuchungsausschuss deutlich gemacht. Das ist 
ein Eckpfeiler einer Veränderung, wo wir besser 
werden müssen, dessen, was ich risikoorientierte 
Aufsicht genannt habe, zu spreizen, um potenzi-
ell problematische Fälle, die auf der Oberfläche 
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safe aussehen, aufsichtlich besser in den Griff zu 
bekommen. Das steckt dahinter.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, ich hätte, 
wenn ich das sagen wollte, nicht die Begriffe „Da 
fehlt die nötige kritische Distanz zu Wirecard“ 
gewählt.  

Zeuge Felix Hufeld: Dann müssen Sie sich an 
Herrn Röseler wenden.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Die habe ich nicht 
gewählt, die hat Herr Röseler gewählt.  

Zeuge Felix Hufeld: Ja.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Insofern kann man 
das vielleicht so auslegen, wie Sie es dargelegt 
haben. Ob Herr Röseler es so gemeint hat, das 
weiß ich natürlich nicht. Das können wir dann 
für uns selbst bewerten.  

Mich würde noch mal interessieren: Im Zuge der 
FISG-Vorbereitungen - Referentenentwurf, Ge-
setzentwurf etc. -, gab es da mal das Ansinnen 
des BMF, wurde es an Sie herangetragen, dass 
Sie mal bei den Referaten und bei den Abteilun-
gen abfragen als BaFin, was es für Verbesserungs-
vorschläge gibt so in den Fachabteilungen?  

Zeuge Felix Hufeld: Also, in dieser konkreten 
Form ist mir das nicht bekannt. Aber selbstver-
ständlich habe ich insbesondere mit Frau Wim-
mer im direkten Anschluss an das, was ich ge-
rade als meine Interpretation von Herrn Röselers 
Aussage Ihnen angeboten habe, natürlich mehr-
fach und intensiv gesprochen und diskutiert. 
Diese Überlegungen sind dann ganz offensicht-
lich in den berühmten Aktionsplan des Ministers 
eingeflossen, der wiederum Basis des FISG 
wurde.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, mir geht es nur 
um die Ebenen darunter, also Abteilungen, Refe-
rate. Sind die auch irgendwie beteiligt worden?  

(Der Zeuge berät sich mit 
seinem Rechtsbeistand) 

Zeuge Felix Hufeld: Die sind beteiligt worden. 
Wie flächendeckend und wie umfassend, kann 
ich Ihnen nicht sagen. Aber gerade das Beispiel, 
das ich jetzt mehrfach angesprochen habe, das ja 
unter der Überschrift „Fokusaufsicht“ rangiert - - 
gab es schon relativ frühzeitig ein entsprechen-
des Papier, das Herr Röseler gemeinsam mit Kol-
legen in der Bankenaufsicht - und da sind dann 
eben natürlich auch Leute aus Referaten, Abtei-
lungen usw. beteiligt gewesen - mir dann vorge-
legt hat, das wir dann intensiv diskutiert haben, 
das wir dann ein bisschen modifiziert haben und 
das ich dann sozusagen nach Berlin auch einge-
bracht habe. Insofern weiß ich, dass dort selbst-
verständlich auch eine Beteiligung einiger Fach-
leute stattgefunden hat.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, es gab die Be-
teiligung einiger, aber es gab jetzt nicht so eine 
Abfrage, dass man die Referate und Abteilungen 
da mal abgefragt hat.  

Zeuge Felix Hufeld: Das sollte durch das später 
oder kurz danach stattgefundene Projekt mit 
Roland Berger erfüllt werden. Das war genau 
Zweck des Projektes mit Roland Berger.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Okay. - Mich würde 
noch mal interessieren das Thema Rechtsauf-
sicht, Fachaufsicht, wie BMF die Fachaufsicht 
über die BaFin ausgeübt hat. Das haben wir jetzt 
mit den anderen Zeugen auch schon ein bisschen 
diskutiert. Da haben wir auch über das Thema 
Weisungen diskutiert, dass das die klassische 
Maßnahme im Sinne der Aufsicht ist. Aber ir-
gendwie konnte sich nie einer erinnern, dass mal 
eine Weisung stattgefunden hat, weil man eher so 
einen konsensualen Diskurs gepflegt hat, will ich 
das jetzt mal in meinen Worten zusammenfassen, 
zwischen BaFin und BMF. Könnten Sie sich da 
meiner Zusammenfassung anschließen, dass es e-
her so ein Kurs gewesen ist? 

Zeuge Felix Hufeld: Ich hatte - das war gegen 
Ende der letzten Vernehmung hier im Untersu-
chungsausschuss - Ihnen meine Sicht auf diese 
Dinge - - Und möglicherweise haben Kollegen 
von mir da etwas andere Nuancen beim Blick auf 
die Rechts- und Fachaufsicht. Ich kann Ihnen nur 
die meinige geben aus meiner Rolle als Präsident.  
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Entscheidend ist für mich, um was für ein Thema 
es geht. Das hatte ich beim letzten Mal schon ge-
sagt. Und ich hatte Ihnen gesagt, ich sehe im 
Prinzip zwei Extrempole, die das Spektrum in 
dem Kontext Rechts- und Fachaufsicht beschrei-
ben. Und diese Quadratur des Kreises, die auch 
in dem berühmten Verwaltungspapier „Grund-
sätze der Recht- und Fachaufsicht“ ja so drin-
steht, dass einerseits die Unabhängigkeit der 
BaFin vollkommen akzeptiert wird - - auf der an-
deren Seite gibt es eine Rechts- und Fachaufsicht, 
dass das in einem Spannungsverhältnis zueinan-
der steht, ist evident. Dass Sie das theoretisch, 
abstrakt perfekt nicht auflösen können, ist auch 
evident. Sie können es nur im Einzelfall sozusa-
gen heuristisch vernünftig versuchen, zu balan-
cieren.  

Und um hier eine vernünftige Balance hinzube-
kommen, ist mein Leitbild, diese zwei Extrem-
pole wie so eine Art Gleitskala - - Auf dem einen 
Extrem steht die aufsichtliche Einzelentschei-
dung, wo ich jedenfalls in meiner Amtszeit als 
Präsident dezidiert Weisungen abgelehnt habe. 
Und auf dem anderen Extrem stehen regulatori-
sche Fragen, und Regulatorik ist letztlich nur 
eine Metapher für politische Festlegungen, für 
gesetzgeberische Festlegungen, die national oder 
international gemacht werden. Das ist ganz offen-
sichtlich die Prärogative der Politik oder einer 
Regierung. Und hier braucht nichts angewiesen 
zu werden, sondern wenn hier eine politische 
Präferenz oder Vorgabe verhandelt wird, dann 
gilt die. Wir sind eine gesetzesausführende Be-
hörde. Wir streiten nicht politisch mit einer eige-
nen oder auch nicht mit fremden Regierungen, 
außer wir tun es im Namen der eigenen Regie-
rung in europäischen Gremien. So, das sind die 
zwei Extreme. Dazwischen können Sie unendlich 
viele Schattierungen haben, aber eine Weisung 
für eine einzelne aufsichtliche Entscheidung 
wäre aus meiner Sicht nicht akzeptabel und hat 
es in meiner Zeit auch nach meiner Erinnerung 
nicht gegeben.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Darf ich eine Frage 
dazu noch stellen? Ich weiß, Sie müssen die jetzt 
nicht beantworten, weil es - - Aber vielleicht 
möchten Sie es ja trotzdem sagen, weil es mich 
sehr interessiert.  

Zeuge Felix Hufeld: Mal gucken.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Wie hätten Sie denn 
auf so eine Weisung reagiert? Sie hätten sie nicht 
ausgeführt, oder hätten Sie dann Herrn Scholz 
angerufen?  

Zeuge Felix Hufeld: Nee, ich hätte gesagt: Die 
Weisung hätte ich gerne schriftlich, und zwar 
vom Minister. Und wenn es sich um eine Thema-
tik gehandelt hätte, die ich für mich persönlich 
als einen Status confessionis betrachtet hätte, 
wäre ich an dem Tag zurückgetreten, wenn er 
mich schriftlich angewiesen hätte. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Mhm.  

Zeuge Felix Hufeld: Das wusste er auch, das 
wusste auch sein Vorgänger. Wenn Sie das als 
Präsident nicht klarmachen - und ich hoffe, dass 
Sie nie mit einem BaFin-Präsidenten zu tun ha-
ben, der das anders sieht -, dann brauchen Sie gar 
nicht erst anzufangen.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Schade, schon wie-
der ist die Zeit so schnell vergangen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja, dann ist als 
Nächstes der Kollege Dr. Florian Toncar für die 
FDP-Fraktion an der Reihe.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Vielen Dank. - Hallo, 
Herr Hufeld! Ich hoffe, wir lassen uns nicht ver-
unsichern durch das Kabel, was uns optisch 
trennt.  

Zeuge Felix Hufeld: Nein, natürlich nicht.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Genau. - Ich wollte 
Ihnen gerne eine E-Mail vorlesen - und Sie kön-
nen sie auch gleich noch mal anschauen -, die am 
Sonntag, dem 17. Februar, geschrieben wurde um 
16.12 Uhr am Nachmittag, bevor das Leerver-
kaufsverbot Montag dann in Kraft trat, von Frau 
Geilfus, der Mitarbeiterin, die dort sozusagen den 
Hut aufhatte, das Team koordiniert hat, an Frau 
Schuchhardt, die ja für die Öffentlichkeitsarbeit 
zuständig war. Frau Roegele und andere waren 
cc, Sie nicht. Ich will Ihnen das mal vorlesen. 
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Das ist ein Frage-Antwort-Katalog für die Öffent-
lichkeitsarbeit zum Leerverkaufsverbot. Und da 
steht unter Frage 4 - Sie kriegen es auch gleich 
noch mal, aber es ist nicht so kompliziert -:  

4. Schützt die BaFin mit dem Ver-
bot Wirecard?  

Und dann kommt ein Spiegelstrich:  

Ein Effekt des Verbotes ist auch 
Schutz der Wirecard AG, weil 
durch Verbot auch verhindert 
wird, dass Short Positionen in der 
Wirecard eingegangen werden 
können 

Sie haben immer ganz großen Wert darauf gelegt, 
dass es nicht Schutz der Wirecard AG war. Aber 
ich lege es Ihnen auch gern noch mal vor, sodass 
Sie sich sozusagen von der Echtheit überzeugen 
können.  

Aber ich will Sie mal fragen: Auf mich wirkt das 
so, als ob die Sprachregelung „Das diente nicht 
dem Schutz von Wirecard“ eine Reaktion war auf 
Vorwürfe aus dem Markt, dass es eben dies ist. 
Und dass das Team - und die Frau Geilfus war 
nun wirklich viel mit dem Leerverkaufsverbot be-
fasst - am Sonntag der Pressestelle empfiehlt, so 
was zu kommunizieren, zeigt doch, dass das ein 
leitender Gedanke bei dem Leerverkaufsverbot 
war.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechts-
beistand lesen in diesen 

Unterlagen)  

Das will ich Sie einfach mal fragen, auch wenn 
ich sehe, dass Sie da nicht beteiligt waren an der 
E-Mail, aber es kann ja auch sein, dass der Präsi-
dent hinterher Sprachregelungen findet, die bes-
ser sind als das, was vielleicht andere vorher vor-
geschlagen haben. Aber es kann ja auch sein, 
dass der Präsident hinterher Sprachregelungen 
findet, die besser sind als das, was vielleicht an-
dere vorher vorgeschlagen haben. 

Zeuge Felix Hufeld: Wenn Sie die E-Mails stu-
diert haben, werden Sie wissen, dass ich um ge-
nau die Uhrzeit herum - die genaue Uhrzeit habe 
ich nicht mehr im Kopf - mich meinerseits ja un-
zufrieden gegenüber den gleichen Kollegen der 
Kommunikation geäußert habe über die Klarheit 
der Sprachregelungen und gesagt habe: Das ist 
unzureichend. - Insofern war ich ja - - 

Dr. Florian Toncar (FDP): Nein, der Vorwurf ist 
nicht, dass Sie bei der Sprachregelung etwas 
falsch gemacht hätten. 

Zeuge Felix Hufeld: Nein, nein, nein, das habe 
ich verstanden. Ich wollte das nur als Einleitung 
gewissermaßen sagen, weil Sie das ja auch ein 
bisschen in den Kontext gestellt haben. - Ich 
kenne diese Mail nicht; ich sehe die jetzt zum 
ersten Mal. Die Formulierung „ist auch Schutz 
der Wirecard AG“ müssen Sie in den rechtlichen 
Kontext einer als illegal eingestuften Short-Atta-
cke stellen. Es ist ein Schutz der Wirecard AG, 
nicht im allgemeinen Sinne, nach dem Motto 
„Wir wollen einen deutschen DAX-Wert um sei-
ner selbst willen schützen, weil wir den so toll 
finden und weil das ein nationaler Champion 
werden könnte“, sondern es ist dann sozusagen 
der Geschädigte illegaler - und das war ja unsere 
Einschätzung - unmittelbar bevorstehender 
Short-Attacken. In dem Kontext ist es nicht ver-
werflich und auch kein Widerspruch zu den 
sonst von uns vorgetragenen Positionen, dass es 
in dem Sinne ein Schutz eines potenziell geschä-
digten Unternehmens ist. Das ist meine Interpre-
tation. Dass man das so nicht in einer Kommuni-
kationssprachregelung nach außen bringen sollte, 
das versteht sich von selbst, um genau diese 
Missverständnisse nicht zu provozieren. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ich finde, man sollte 
es vor allem - -  

Zeuge Felix Hufeld: Im Übrigen habe ich ja be-
reits in der letzten Vernehmung auch sehr deut-
lich gemacht, dass, wenn ich aus diesem Kontext 
Leerverkaufsverbot - - und zwar nicht der mate-
riellrechtlichen Einschätzung „richtig oder 
falsch“ - da habe ich eine sehr klare Meinung, 
wie Sie genau wissen -, sondern hinsichtlich der 
Frage der kommunikativen Einbettung. Da haben 
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wir ganz zweifellos Fehler gemacht. Und die 
kommunikative Einbettung - - Wir hätten in der 
Allgemeinverfügung selbst klipp und klar ma-
chen müssen - das habe ich, glaube ich, sehr, 
sehr deutlich in der letzten Vernehmung schon 
zum Ausdruck gebracht -, dass dies auf gar kei-
nen Fall zu verwechseln ist mit einer Inschutz-
nahme eines betroffenen deutschen Unterneh-
mens. Insofern ist das, so wie es hier steht, kom-
munikativ betrachtet kontraproduktiv. Materiell-
rechtlich kann ich Ihnen das so interpretieren, 
wie ich es gerade getan habe. Aber dass das eben 
genau diese Problematik wunderbar - also, in ne-
gativer Hinsicht wunderbar - umschreibt, das 
kann ich Ihnen gerne zugestehen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay, also eine Inter-
pretation ist das. - Nee, können Sie ja auch jetzt 
gar nicht machen. - Aber ich will vielleicht noch 
mal ein zweites Faktum hinzufügen, was auch in-
teressant ist: Heute hat Frau Roegele ausgesagt - 
und das ergibt sich auch aus dem E-Mail-Ver-
kehr, den sie hatte -, dass sie am Montagmorgen 
um 6.23 Uhr den Herrn Tüngler von der Deut-
schen Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz 
über das Leerverkaufsverbot informiert hat, der 
das hinterher auch sehr gelobt hat. Und Frau 
Roegele hat auch da noch mal betont, dass sie an-
leger- und kleinanleger- und verbraucherfreund-
lich eingestellt sei und sozusagen da eben auch 
noch mal in speziellem Dialog mit der DSW 
stand. Auch dieses Faktum, was für mich auch 
neu war, deutet ja darauf hin, dass es auch um 
Anlegerschutz einer bestimmten Anlegergruppe, 
die mir auch am Herzen liegt, aber jedenfalls bei 
dem Leerverkaufsverbot auch um Anlegerschutz 
ging. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, aber, Herr Toncar, what’s 
the point? 

Dr. Florian Toncar (FDP): Die Frage, ob es 
Markt - -Also, „Marktvertrauen“ ist ja schon ein 
Gummibegriff, über den man - - Also, wir haben 
da nächtelang verbracht. 

Zeuge Felix Hufeld: Da müssen Sie sich bitte an 
Ihre Fellow-Gesetzgeber wenden, nicht an mich. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Moment, jetzt haben 
Sie mir eine Frage gestellt, Herr Hufeld - What’s 
the point? -, und ich beantworte ja Fragen auch. 
Also: Über Marktvertrauen - und das war ja 
schon der Begriff, auf den das alleine gestützt 
wurde, nicht auf Finanzstabilität - haben wir uns 
nächtelang hier verständigt. Aber der Minimal-
konsens war, dass das nicht allein das Vertrauen 
in die eine Aktie sein kann, sondern dass das 
sozusagen auch Preisbildung insgesamt betreffen 
muss, über die Aktie hinaus.  

Jetzt haben wir hier die Frau Geilfus, die 
schreibt: „Das dient auch dem Schutz der Wire-
card AG“, und wir haben die Frau Roegele, die 
sofort Kleinanlegervertreter informiert, weil sie 
glaubt, denen was Gutes getan zu haben. In 
Wahrheit hat sie ihnen einen Tort angetan. Aber 
jedenfalls: Das sind doch einfach Fakten, die da-
rauf hindeuten, dass sehr wohl der Schutz des 
Unternehmens und der Aktionäre im Vorder-
grund stand. Und that’s my point. Aber Sie kön-
nen natürlich gern noch mal replizieren. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, aber wenn ich sage: 
„What’s the point?“, dann frage ich mich: Worauf 
wollen Sie inhaltlich hinaus? 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, auf die Frage, ob - - 

Zeuge Felix Hufeld: Wenn es einen Paragrafen im 
Wertpapierhandelsgesetz gibt, der uns dazu ver-
pflichtet, Marktvertrauen zu schützen, definiert 
als: „Sie als Anleger und natürlich auch als 
Kleinanleger dürfen darauf vertrauen, dass die 
Preisfindung zu einem Wert x transparent und 
fair und nicht manipuliert zustande kommt“, und 
wir glauben, erkannt zu haben, dass eine neue 
kriminelle Short-Attacke kurz bevorsteht, ein-
schreiten und das verhindern, dann tun wir doch 
selbstverständlich etwas Gutes für Anleger, und 
zwar regelmäßig für Kleinanleger, weil die Ge-
winner sind große Shortseller. Deswegen ver-
stehe ich nicht genau - - 

Dr. Florian Toncar (FDP): Das war am Ende nicht 
so, aber - - Ich sehe zumindest einen Wider-
spruch zu dem, was bisher und was auch recht-
lich erforderlich ist zur Begründung des Leerver-
kaufsverbots, Herr Hufeld. Also, der Schutz des 
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individuellen Unternehmens und seiner Aktio-
näre reicht nicht, egal, wie verwerflich das Ver-
halten von wem auch immer. 

Zeuge Felix Hufeld: Da bin ich bei Ihnen, Herr 
Toncar. Aber das können Sie aus nichts herausle-
sen, was Sie mir jetzt gerade vorgehalten haben. 
Denn dass auch - auch! - das betroffene Unter-
nehmen, gegen das sich kriminelle Short-Atta-
cken richten - das muss ich jetzt mal als wahr un-
terstellen -, geschützt wird, steht doch völlig au-
ßer Frage. Dass als weitere - da bin ich bei Ihnen; 
kein Widerspruch - Tatbestandsvoraussetzungen 
Ausstrahleffekte auf Finanzmärkte - - weil Sie 
dann glauben, als wer immer Sie sind, als Anle-
ger, als Kleinanleger, als Marktteilnehmer usw. 
usw. - - Zweifel haben, ob die Preisfindung bei 
anderen Werten möglicherweise auch manipu-
liert werden kann. Das ist die Logik, die dahinter-
steht; da widerspreche ich Ihnen nicht. Das ist 
sozusagen eine Art Erheblichkeitserfordernis, das 
hier noch mit hinzugedacht werden muss. Ich 
bin komplett bei Ihnen. Wenn das nur eine ganz 
isolierte Geschichte wäre, ja, dann würde man zu 
diesem Instrument nicht greifen. Ich sehe aber 
nicht den Widerspruch aus dem, was Sie mir vor-
gelegt haben. Das wird dadurch ja überhaupt 
nicht ausgeschlossen, dass auch ein anleger-
schützendes Motiv eine Rolle spielt. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Herr Vorsitzender, Sie 
müssen, glaube ich, einfach dem nächsten Kolle-
gen das Wort geben, so schön es ist. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Sie haben ja noch 
Zeit. Wir haben doch bestimmt noch eine Runde. 
Kein Problem. - Und ich sehe, Herr Dr. Zimmer-
mann lächelt. Dann gebe ich ihm das Wort. Bitte 
schön. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ich wüsste gar 
nicht, was ich machen soll, wenn ich heute 
Abend mal früh zu Hause wäre. - Herr Hufeld, 
das Interessante ist ja bei unserem kleinen Déjà-
vu hier, dass wir jetzt - - Der Kollege Hauer hatte 
es ja schon erwähnt: Wir haben Post bekommen 
von einer Anwaltskanzlei, wo wir quasi die von 
Ihnen hier geäußerten Erinnerungen - mit den Er-
innerungen von Herrn Eichelmann und den Noti-

zen aus dem „Wirtschaftswoche“-Blog abgegli-
chen - jetzt noch mal miteinander besprechen 
können. Ja, es ist ein bisschen kurios, aber ich 
kann das, glaube ich - - Die Herleitung wird ei-
nen Moment dauern, aber dann bin ich auch „on 
point“. Es geht noch mal um dieses Aufsichts-
ratsprotokoll, und es ging tatsächlich auch - - Der 
Herr Hauer hat immer so viel Redezeit, deswegen 
taucht er auch so oft in diesen - - Ja, gut, „Viel 
hilft viel“, könnte man sagen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist der Proporz 
nach Wahlergebnis, Dr. Zimmermann. 

(Zuruf des Abg. Dr. h. c. 
(Univ Kyiv) Hans Michel-

bach (CDU/CSU)) 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Wählerbeschimp-
fung hilft ja nicht. - Nein, alles gut. Kann sich ja 
auch wieder verändern. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechts-
beistand nehmen Einblick)  

Also, hier wird geschrieben:  

Der CDU-Mann Hauer fragt, ob 
Hufeld tatsächlich geäußert habe, 
die fehlenden zwei Milliarden auf 
Wirecards Treuhandkonten stell-
ten eine Verschwörung gegen den 
Konzern dar.  

Darauf: 

Hufeld deutlich: „Völliger 
Schwachsinn.“ 

Hauer: „Das steht aber im Auf-
sichtsratsprotokoll“ …  

Das haben die hier in ihr Schreiben an uns rein-
kopiert. Außerdem auch noch schön, unten:  

Hufeld: „Nennen Sie es Cliffhan-
ger.“ Lacher.  

Herr Eichelmann sagt dann:  
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Das Telefonat mit der Diskussion, 
dass es sich nicht notwendiger 
Weise um einen Betrug durch die 
Wirecard AG handeln muss, son-
dern unter Umständen auch um 
eine Attacke gegen die Wirecard 
AG handelt, fand Mitte Juni statt. 
Im Protokoll des Aufsichtsrats 
vom 18. Juni … wird auf Seite 4 
dieser Inhalt des Telefonats eben-
falls erwähnt. 

Da habe ich Sie auch sozusagen danach gefragt 
gehabt. Und da hatten Sie dann gesagt:  

Die ersten zwei Feststellungen 
dort sind faktuelle Feststellungen, 
die ich bestätigen kann. Die 
Schlussfolgerung, die am Ende 
steht:  

„Es bestehe auch nach Einschät-
zung der BaFin die Möglichkeit, 
dass es sich um eine gegen die Ge-
sellschaft gerichtete Aktion han-
dele …“ 

ist grober Unfug. 

Also, „Schwachsinn“, „grober Unfug“ ist ja quasi 
das Gleiche. - Meine Frage wäre deswegen, jetzt 
einfach nur, um Ihnen da noch mal die Möglich-
keit zu geben: Haben Sie irgendwie noch mal an 
Ihrer Aussage da was zu verändern, oder bleibt es 
dabei - ich glaube, das hatten Sie damals auch 
schon in den Raum gestellt -, dass Sie Herr 
Eichelmann einfach falsch verstanden haben 
könnte? 

(Dem Zeugen werden wei-
tere Unterlagen vorgelegt - 
Der Zeuge und sein Rechts-
beistand nehmen Einblick)  

Zeuge Felix Hufeld: So habe ich es, glaube ich, 
nicht formuliert, -  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay. 

Zeuge Felix Hufeld: - dass ich was falsch verstan-
den hätte. - Ich möchte jetzt nicht darüber speku-
lieren, aufgrund welcher Wahrnehmungen oder 
Motivationen er seinerseits etwas in einer Auf-
sichtsratssitzung dann erklärt hat, was angeblich 

in unserem Telefonat gesagt wurde. Das muss ja 
unmittelbar danach gewesen sein. Dieses Proto-
koll kenne ich nicht, habe ich nie gesehen. Mir 
sind mal ein, zwei Sätze von Journalisten, die das 
offensichtlich vorliegen haben, vorgelesen wor-
den am Telefon. Da bin ich einigermaßen über-
rascht gewesen. Ich habe dem, was ich Ihnen in 
der letzten Vernehmung hier im Untersuchungs-
ausschuss dazu gesagt habe, nichts hinzuzufü-
gen.  

Ich habe mir daraufhin natürlich den Kopf zer-
martert, wie es überhaupt zu dieser Aussage 
kommen kann. Das Beste, was ich Ihnen an Erin-
nerung anbieten kann - das hatte ich Ihnen beim 
letzten Mal auch genau so schon gesagt -, ist, dass 
wir über das Thema gesprochen haben, nachdem 
ich - was ich ja faktuell bestätigt habe - gesagt - - 
Mir fiel auf, dass es eine, sagen wir mal, gewisse 
Übereinstimmung in der Formulierung der Briefe 
gab. Mir fiel ebenfalls auf, dass mindestens der 
eine der beiden Briefe, wahrscheinlich beide, 
meiner Meinung nach, gemessen an der Größe 
der Summen und auch der Bedeutung der Sum-
men für die Banken selbst - - für mich überra-
schend juniore Personen waren, die das unter-
zeichnet haben. Das habe ich angemerkt. Ich habe 
daraus keine Schlussfolgerung gezogen im Sinne 
von: Das kann so gar nicht stimmen, das trifft 
nicht zu. 

Und in dem Kontext haben wir wahrscheinlich 
zehn Sekunden, acht Sekunden, fünf Sekunden, 
ich weiß es nicht - - Und nach meiner besten Er-
innerung kann es sein, dass er gefragt hat: Ja, ist 
das da eine neue Attacke oder so was? - Und ich 
habe dann - ich glaube, ich habe das beim letzten 
Mal auch so formuliert - quasi telefonisch mit 
den Schultern gezuckt - es war ja ein Telefonat - 
und habe gesagt: „Ich habe dazu keinerlei Er-
kenntnisse; wir haben dazu nichts vorliegen, wir 
BaFin“, ganz anders als in der berühmten Zeit 
Anfang 2019, als wir tonnenweise sogenannte 
Suspicious Trade Reports von anderen Aufsichts-
behörden eingeliefert bekommen haben usw. 
usw., objektive Fakten auf dem Tisch liegen hat-
ten, die eine hohe Volatilität bestätigt hatten. 
Nichts dergleichen … (akustisch unverständlich) 
Deswegen kann ich reinsten Gewissens sagen: Ich 
hatte nicht den leisesten Grund, tatsächlich eine 
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neue - - Übrigens: Wirtschaftlich zu dem Zeit-
punkt eine Short-Attacke gegen Wirecard zu fah-
ren, da müsste ich schon wegen Blödheit als 
Shortseller verurteilt werden. Das macht wirt-
schaftlich nicht den geringsten Sinn zu dem Zeit-
punkt.  

Deswegen: Was ich dann vermutlich gesagt habe, 
ist so nach dem Motto „Weiß ich nicht, habe ich 
keine Erkenntnisse“. Und das hat er dann mit 
„kann nicht ausschließen“ übersetzt. Aber so, 
wie es offensichtlich in dem Kontext seines AR-
Protokolls angekommen ist, klingt das wie eine 
Art positives Für-möglich-Halten. Das ist aber 
sozusagen um 180 Grad das Gegenteil von dem, 
was ich intendiert habe und was ich gesagt habe. 
Insofern vermute ich mal, dass das für einen 
kämpfenden Aufsichtsratsvorsitzenden eines 
strauchelnden Konzerns vielleicht nicht ganz 
überraschend der Versuch ist, eine Äußerung des 
Präsidenten der BaFin ein bisschen mit einem 
kleinen Spin zu versehen, der in dem Kontext 
seiner eigenen AR-Sitzung opportun erscheint. - 
Aber ich will jetzt nicht stundenlang darüber 
spekulieren; das bringt auch nichts. Ich kann 
Ihnen, was mich anbelangt, keine besseren Erin-
nerungen anbieten. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay. - Das Proto-
koll hatten wir Ihnen das letzte Mal auch schon 
vorgelegt. Da steht hier nämlich drin:  

… Der Zeuge und sein Rechtsbei-
stand lesen in diesen Unterlagen) 

(RA Prof. Dr. Heiko Ahl-
brecht: Entschuldigen Sie 
bitte ganz kurz! Ich will 

nur ganz kurz einen Punkt 
besprechen!) 

- Ja, ja. 

(RA Prof. Dr. Heiko Ahl-
brecht: Danke! - Der Zeuge 

berät sich mit seinem 
Rechtsbeistand) 

Zeuge Felix Hufeld: Okay, vielen Dank. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ach so, ich habe 
gedacht, jetzt kommt irgendwas. 

Zeuge Felix Hufeld: Nee, das Gegenteil ist der 
Fall. 

(Heiterkeit) 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay. Ja, ist ja auch 
gut. - Ich glaube, da müssten wir Sie ansonsten 
beide gemeinsam einladen. Und selbst dann wür-
den wir es wahrscheinlich nicht auflösen kön-
nen, weil es kein Protokoll Ihres Telefonats gibt.  

Ich hätte noch mal ein paar Fragen zum anderen 
Thema, weil das auch wieder aktuell ist und weil 
das auch in den letzten Befragungen eine große 
Rolle gespielt hat. Das ist noch mal das Thema 
Mitarbeitergeschäfte; ein leidiges Thema, aber 
sozusagen eben ein Thema, das mittlerweile doch 
einen relativ großen Anteil einnimmt: Wirecard 
im Kontext der BaFin. Deswegen würde mich 
noch mal eine Frage interessieren: Wie waren die 
Compliance-Regeln der BaFin bis Sommer 2020 
aus Ihrer Sicht im Vergleich zu anderen ver-
gleichbaren Institutionen in Deutschland? 

Zeuge Felix Hufeld: In Deutschland?  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): In Deutschland. 

Zeuge Felix Hufeld: Also, zunächst mal: Ich habe 
nur sehr begrenztes positives Wissen über - - 
Aber das begrenzte Wissen, das ich dazu habe, 
ist: Die Deutsche Bundesbank hat Compliance-
Regeln, die sie in der Tat genau im Jahr 2018/19 
dann verschärft hat auf das Niveau, das sie im 
Moment hat; vorher waren die auch weicher. 
Jede Institution hat ja etwas andere Regeln; da 
gibt es nicht ein einzelnes Modell. Ich habe keine 
positiven Erkenntnisse. Mein kursorisches, anek-
dotisches Wissen ist, dass die allermeisten Be-
hörden und auch Organe in Deutschland kaum 
oder rudimentäre oder gar keine Compliance-Re-
geln haben. Aber noch mal: Das ist anekdotisches 
Wissen; das kann ich Ihnen nicht im Detail sa-
gen. - Die einzige, mit der wir uns naturgemäß da 
etwas genauer beschäftigt haben - wenn Ihre 
Frage sich auf Deutschland bezieht -, war da of-
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fensichtlich die Deutsche Bundesbank, aus nahe-
liegenden Gründen. Sonst ist es mir nicht geläu-
fig. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Mhm. - Es gab ja 
dann - - Klar, natürlich ist der Fokus jetzt da sehr 
stark auf der BaFin. Es gab entsprechende Son-
derauswertungen. Das haben wir auch alles von 
Frau Freiwald gehört. Jetzt ohne Anerkennung ei-
ner Pflicht, dazu was sagen zu müssen: Aber es 
gab ja sozusagen aktuelle Presseberichte außer-
halb des Untersuchungszeitraums - ich will trotz-
dem fragen, ob Sie dazu was sagen können - - im 
Kontext GameStop noch mal Berichte über Mitar-
beitergeschäfte. - Ich will Ihnen auch sagen, wo-
rauf ich hinauswill; dann können Sie sich überle-
gen, ob Sie dazu was sagen oder nicht. Mit den 
neuen Regeln bei der BaFin sind ja quasi alle Ge-
schäfte unabhängig von einer Höhe da melde-
pflichtig. Und das heißt sozusagen, dementspre-
chend ist hoffentlich die Sensibilität des Systems 
relativ hoch. Wenn ich mir anschaue, dass ich 
bei der Bundesbank - und Sie haben ja der Bun-
desbank eben quasi - - Die ist ja ein bisschen die 
Benchmark in Deutschland, würde ich sagen, als 
Institution. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja und nein, aber vielleicht 
etwas. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Das ist „as close as 
it gets“ sozusagen. Aber bei der Bundesbank habe 
ich, glaube ich, eine Freigrenze von 10 000 Euro. 

Zeuge Felix Hufeld: Soweit ich weiß, ist das so, 
ja. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): So. Das heißt wahr-
scheinlich: Wenn ich die gleiche Sonderauswer-
tung zu GameStop bei der Bundesbank machen 
würde, würde da wahrscheinlich der Großteil 
durch die relativ großen Maschen gehen, wäh-
rend ich bei der BaFin möglicherweise - - Das ist 
einfach nur meine Frage, wie Sie das einschät-
zen, ob das - - 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. Das ist ein glattes Parkett. 
Bei GameStop fängt das schon damit an, dass es 
sich hier um einen Wert handelt, der nicht in 
Deutschland notiert ist, sondern in den USA, 

vielleicht auch noch London, weiß ich nicht, je-
denfalls außerhalb Deutschlands. Damit scheitern 
Sie schon mal an der allerersten Hürde und wür-
den im Zweifel auch an der Bundesbank - in An-
führungszeichen - „scheitern“ im Sinne von 
Compliance-Netz, wie Sie es zutreffend genannt 
haben, weil Sie ja auch als rechtlich relevanten 
Anknüpfungspunkt - Sie können ja nicht willkür-
lich alles Mögliche verbieten - einen potenziellen 
Konflikt mit Ihrem Mandat brauchen. Und das 
wäre dann ein der deutschen Aufsicht unterfal-
lendes Unternehmen. Deswegen habe ich eben, 
als Sie sprachen, „ja, nein“ gesagt.  

Es gibt beiderseitig einen entscheidenden Unter-
schied oder zwei entscheidende Unterschiede in 
jeweils umgekehrte Richtungen: Die Bundesbank 
hat die Notwendigkeit, gewisse Compliance-Vor-
gaben dort zu schärfen, wo sie selbst Marktakteur 
ist, weil sie operative Marktoperationen durch-
führt. Das gibt es bei uns nicht; da können wir 
also sozusagen entspannter sein. Umgekehrt ist 
die BaFin als integrierte Aufsichtsbehörde eine 
Wertpapieraufsichtsbehörde und beaufsichtigt 
hinsichtlich wertpapierrechtlicher Vorgaben 
auch eine Bayer-Aktie oder eine Lufthansa-Aktie, 
die mit Finanzunternehmen null Komma null zu 
tun hat, null. Das interessiert die Bundesbank 
überhaupt nicht, weil die Bundesbank ist keine 
Wertpapieraufsichtsbehörde. So. - Da muss man 
also gucken: Es hängt der zentrale Anknüpfungs-
punkt - - Und da ich bitte auch darum, wenn Sie 
im FISG jetzt auf die Zielgerade einmünden, dass 
Sie sehr darauf achten, dass der Anknüpfungs-
punkt das Mandat der jeweiligen Behörde dar-
stellt. 

Der einzige Anknüpfungspunkt, über den man 
hier nachdenken könnte - da traue ich mir aber 
kein abschließendes Urteil zu -, um ein nicht in 
Deutschland notiertes Unternehmen mit extremer 
Volatilität à la GameStop zu packen, ist das von 
uns ja seit 16. Oktober geltende Verbot, über-
haupt spekulative Geschäfte - also sehr schnell; 
sagen wir mal Day Trade, morgens rein abends 
raus - - Da könnte man - - Da möchte ich mir 
jetzt - da bitte ich um Verständnis - keine ab-
schließende rechtliche Würdigung zutrauen, 
weiß auch nicht, ob Frau Freiwald dazu eine ab-
schließende Meinung hätte. Wenn, müsste man 
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aber sozusagen hinreichend deutlich machen ge-
genüber den Mitarbeitern, dass man sagt: „Leute, 
unser Wille als Aufsichtsbehörde, dass ihr sozu-
sagen aus Prinzip nicht spekulativ handelt,“ - das 
unterstelle ich mal, dass das verfassungsrechtlich 
geht; das überspringe ich jetzt mal kurz, diese 
Frage - „umfasst jeden denkbaren Wert. Wir wol-
len grundsätzlich nicht, dass ihr Day Trading 
macht oder innerhalb von zwei Tagen - - Und da 
muss man gucken: Was definiert man konkret als 
spekulativ? - Über die Schiene könnten Sie an 
eine GameStop-Thematik rankommen. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Alles klar. - Herzli-
chen Dank. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke, Herr 
Dr. Zimmermann. - Und als Nächstes hat das 
Wort Fabio De Masi für die Fraktion Die Linke. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Vielen Dank. - Herr 
Hufeld, ich will das gar nicht unnötig in die 
Länge ziehen. Ich glaube, wir sind uns sehr häu-
fig begegnet in den zurückliegenden Monaten 
und haben ja, glaube ich, auch mit Respekt die 
Argumente ausgetauscht. Ich finde es gut, dass 
meine Kleine Anfrage jetzt noch mal umfassend 
gewürdigt wird, die am Sonntag da in der Presse 
besprochen wurde. - Ist Ihnen denn bekannt, ob 
es in diesem ganzen Zusammenhang, auch mit 
dem Versuch, der Mitarbeitergeschäfte Herr zu 
werden, spezifische Probleme, ich sage mal, in 
der Abteilung „Zentrale Compliance“ bei der 
BaFin gab? 

Zeuge Felix Hufeld: Ich weiß nicht, was Sie mit 
Problemen meinen. Aber was Sie typischerweise 
von praktisch jeder Organisationseinheit in der 
BaFin oder in jeder anderen ordentlichen deut-
schen Behörde hören würden, ist, dass sie zu we-
nig Leute haben. Wenn Sie das als Problem ein-
stufen würden - - 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Nein, ich stelle mir 
einfach die Frage: Was passiert denn, wenn Mit-
arbeiter von Geschäften da Geschäfte tätigen, die 
selber eigentlich in der Compliance sind und ei-
gentlich andere Geschäfte bewerten sollen? Ver-
stehen Sie? 

Zeuge Felix Hufeld: Ach so, sorry. Wenn Sie 
das - - Weiß ich nicht. Da habe ich keine Erkennt-
nisse zu. Das ist mir nicht bekannt. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Gut. - Ich will 
Sie noch mal fragen: Hat denn - - Der Name des 
Rechtsanwalts Enderle, der ist Ihnen ein Begriff?  

Zeuge Felix Hufeld: Sicher. Also, ich kenne ihn 
nicht persönlich; aber der Name sagt mir was, ja. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und kennen Sie ihn 
auch jenseits von Wi- - Also, ist Ihnen der Name 
auch jenseits von Wirecard ein Begriff gewesen? 
Also, ist das, sage ich mal, Sozius?  

Zeuge Felix Hufeld: Ich glaube, er war Sozius in 
der damaligen Kanzlei Bub Gauweiler, wenn ich 
das richtig im Kopf habe, die in dieser Form, 
glaube ich, nicht mehr existiert.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ja. 

Zeuge Felix Hufeld: Und wo er jetzt tätig ist, 
weiß ich nicht. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Aber, ich meine, ist 
Herr Enderle, ich sage mal, bekannt gewesen bei 
der BaFin jetzt jenseits dieser ganzen Frage Er-
pressung oder so, die da eine Rolle gespielt hat in 
der Kommunikation mit Leerverkaufsverbot, 
nach Ihrer Kenntnis? 

Zeuge Felix Hufeld: Also, man kennt bestimmte 
Namen aus der Anwaltszene. Aber jetzt spezifi-
sches, konkretes Wissen, wenn - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ich sage Ihnen mal, 
worauf ich hinauswill. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. Also, ich kann hier für 
mich sprechen, nicht für weitere Kollegen in der 
BaFin. Da weiß ich schlicht und ergreifend nicht, 
ob es da Kollegen der Rechtsabteilung zum Bei-
spiel gibt, die mit ihm mehr zu tun hatten und 
daher spezifischere Erkenntnisse - - Der Name 
war mir geläufig, aber ein konkreteres Bild 
konnte ich nicht - -  
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Fabio De Masi (DIE LINKE): Ich sage das deswe-
gen, weil mir wurde zugetragen, dass es einen 
Vorgang aus dem Jahre 2017 gebe, wo es auch ei-
nen umfangreicheren Vermerk, ungefähr andert-
halb Seiten, der BaFin gebe, aus dem hervorgeht, 
dass man, ich sage mal, Herrn Enderle nicht als 
eine besonders seriöse Quelle einstuft. Und die 
Relevanz erschließt sich ja. Weil wenn dem so 
wäre - ich kann das ja bisher nicht belegen; aber 
das kann sehr schnell passieren -, dann stellt sich 
ja die Frage, warum man dann beim Leerver-
kaufsverbot, wo ja in dem Fax - das hat Frau Ro-
egele heute noch mal bestätigt - drinstand, dass 
der gute Herr Enderle da diese ganze Erpres-
sungsstory präsentiert hat, nicht hellhörig gewor-
den ist. Verstehen Sie? 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, jetzt verstehe ich, was Sie 
meinen. - Ich kenne diesen Vermerk natürlich 
nicht. Deswegen habe ich keine Vorstellung, wo 
der entstanden ist, was da genau drinsteht, ob der 
irgendeine übergreifende Relevanz oder Bedeu-
tung hatte, die außerhalb der konkreten fachli-
chen Ecke, in der dieser Vermerk - das unterstelle 
ich jetzt mal - entstanden ist, hätte geteilt werden 
müssen oder tatsächlich geteilt wurde. Aber der 
entscheidende Punkt ist ein anderer. Der ent-
scheidende Punkt ist - und das beschreibt tat-
sächlich eine Grundproblematik, in der sich eine 
Aufsichtsbehörde wiederfindet, die, unter ande-
rem zumindest, Gefahrenabwehr betreiben soll, 
und das soll eine Finanzaufsichtsbehörde -: 
Wenn der Informant, der uns gegenüber auftritt, 
eine der größten und respektiertesten Staatsan-
waltschaften dieses Landes ist, dann - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Mir ging es 
jetzt erst mal nur darum - und ich würde gerne 
die Frage anschließen -, ob Sie vielleicht noch 
mal bei sich in der Behörde gucken könnten, - 

Zeuge Felix Hufeld: Kann ich nicht. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): - ob sich zu diesem 
Sachverhalt Enderle da noch irgendetwas finden 
lässt, was vielleicht für uns untersuchungsrele-
vant ist. Ich stelle die Frage mal so: Ich kann mir 
vorstellen, dass es auch die Haltung gibt, das sei 
ja nicht unmittelbar untersuchungsrelevant. Aber 
vielleicht können Sie es ja noch mal mitnehmen. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, aber da, wo ich das mit-
nehmen könnte, gibt es keine BaFin mehr. 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ach so. Okay. Das 
habe ich jetzt nicht bedacht. Das ist ein vollkom-
men zutreffender Hinweis.  

Zeuge Felix Hufeld: Ja. Bitte um Nachsicht.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Dann werde ich mir 
irgendwie anders helfen. - Ich würde gern noch 
mal auf einen anderen Zusammenhang hinaus, 
und zwar - wir haben das ja hier schon ausgebrei-
tet - hatte ich Sie ja schon im letzten Jahr nach 
diesem auch angesprochenen Aufsichtsrats- - 
Also, ich habe Sie nicht konkret nach dem Auf-
sichtsratsprotokoll gefragt, aber gefragt, ob es bei 
Ihnen mal die Einschätzung gab, dass dieser Hin-
weis der philippinischen Banken, die Belege 
seien „spurious“, auch eine gegen Wirecard ge-
richtete Aktion sein könnte.  

Zeuge Felix Hufeld: Ja, genau. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Und das hatten Sie 
damals bereits nach meiner Erinnerung verneint, 
so eine Aussage hätten Sie nicht getätigt. Herr Ei-
chelmann stellt das anders dar. Das sei jetzt da-
hingestellt; das nehmen wir so zur Kenntnis. 
Aber der Rechtsvertreter von Herrn Eichelmann 
schreibt hier unter anderem - - Es gab ja eine wei-
tere Diskrepanz: Das war die Häufigkeit des Kon-
takts mit Herrn Eichelmann. Da hat Herr Eichel-
mann sieben- bis achtmal angegeben, und mir 
bzw. einem Fraktionskollegen von mir wurde in 
einer Antwort offenbart: zweimal. Da haben Sie 
ausgeführt beim letzten Mal, das BMF habe, 
glaube ich, Ihr Büro darauf hingewiesen, dass nur 
das, was im Kalender steht, zu offenbaren sei. 
Jetzt frage ich mal: Warum wurde das denn dann 
nicht wenigstens mündlich bei unserem Zusam-
mentreffen in diesem großen Wirecard-Sommer 
letztes Jahr offenbart?  

Und ich will gleich eine Frage anfügen: Der 
Rechtsvertreter von Herrn Eichelmann schreibt:  
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Das erste Telefonat fand zwischen 
dem 29.04. und dem 04.05.2020 
statt.  

Und in dem Protokoll damals - MAT A BT-Präs-
1.01, Blatt 314 - steht auf Seite 26 unten - da wird 
jetzt Ihre Aussage wiedergegeben -: 

Er selber habe bis zum 15. Juni 
2020 keinen Kontakt mit dem Vor-
stand oder dem Aufsichtsrat der 
Wirecard AG gehabt. 

Das wäre eine weitere Diskrepanz. Könnten Sie 
dazu noch mal etwas sagen? 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. Also, eigentlich dachte 
ich, ich hätte mich in der letzten Vernehmung 
dazu erschöpfend geäußert.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Also, zu diesem letz-
ten Sachverhalt nicht. Den haben wir eben erst 
jetzt aufgerufen. Also, auch noch mal diese Dis-
krepanz mit den Daten: 15. Juni, und hier steht: 
29.04. bis 04.05. 

Zeuge Felix Hufeld: Doch, doch, hatten wir auch 
schon beim letzten Mal angesprochen nach mei-
ner festen Erinnerung. Ich habe auch daraufhin, 
als ich noch Zugang dazu hatte, mein Blackberry 
noch mal genauestens gecheckt, ob es nicht, wie 
bei dem anderen Thema, ein Auseinanderfallen 
von „terminiertes Telefonat“ versus „Spontan-
telefonat“ möglicherweise ist. Ich konnte kein 
Gespräch mit Herrn Eichelmann rekonstruieren, 
das vor dem 15.06. stattgefunden hat. Und wie 
ich schon bei der letzten Vernehmung gesagt 
habe: Nach meiner festen Erinnerung waren auch 
so die ersten zehn Minuten unseres Telefonats 
am 15.06. eben ausdrücklich angefüllt mit dem 
üblichen Geplänkel nach dem Motto „Long time 
no see“ und diese Geschichten. Und das war am 
15.06. Also, um mit Ihrer zweiten Frage anzufan-
gen: Ich kann beim allerbesten Willen kein Ge-
spräch - - Vielleicht hat er mit jemand anders in 
der BaFin gesprochen; das kann ja sein. Viel-
leicht hat er mit Röseler gesprochen, vielleicht 
hat er mit sonst jemand gesprochen. Ich kann 
mich an ein Gespräch vor dem 15.06. nicht erin-
nern. 

Der erste Teil Ihrer Frage: Es sind nach meiner 
besten Rekonstruktion - das hatte ich Ihnen beim 
letzten Mal auch schon gesagt - sieben Gesprä-
che. Von denen waren drei terminiert. Zwei wa-
ren bilaterale Gespräche, ein drittes war so ein - 
Moment, jetzt muss ich aufpassen; doch, ich 
glaube, ja - Conference Call an einem Sonntag, an 
dem ich sozusagen „nur“ - in Anführungs-
zeichen - mit teilgenommen habe. Und dann gab 
es daneben summa summarum vier sich eher 
spontan ergebende, in der Regel sehr kurze Tele-
fonate. Das ist meine beste Rekonstruktion, die 
ich Ihnen anbieten kann, die ich auch aus mei-
nen Unterlagen - Blackberry, SMSe - rekonstruie-
ren konnte. Also, die Sieben liegt genau in den 
sechs bis acht, die er hat, wenn das damals - - Ich 
weiß nicht genau, wie mein Büro mit dem BMF 
zu dieser Frage kommuniziert hat. Ich weiß nur, 
dass sich mein Büro irgendwann, als ich die Ant-
wort auf Ihre politische Anfrage - ich weiß nicht, 
ob es Ihre war oder eine andere - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Nee, von Fraktions-
kollegen von mir, in meinem Auftrag. 

Zeuge Felix Hufeld: Und da stand: „zwei oder 
drei“, sodass ich spontan gesagt habe: Das stimmt 
aber nicht; ich habe häufiger mit Eichelmann ge-
sprochen. - Und da wurde mir gesagt, es sei aus-
drücklich nur nach vereinbarten Gesprächen ge-
fragt gewesen. So. Und da habe ich gesagt: Hm, 
okay, wenn das so ist. - Aber es waren in Wahr-
heit ein paar mehr. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): In der Frage stand 
nichts dazu drin. Aber das war dann wohl die In-
terpretation des BMF. Ich habe auch das BMF be-
reits gefragt, warum man das denn so gehand- - 
also, den Staatssekretär auf Twitter, und er hat 
gesagt: „Keine Ahnung“, und hat mir das Organi-
gramm mit 2 000 Mitarbeitern geschickt. Aber - -  

Zeuge Felix Hufeld: Also, was Besseres kann ich 
Ihnen nicht anbieten. Ich habe nicht das ge-
ringste Motiv - weder heute noch vor zweiein-
halb Wochen, als ich hier war, noch zu irgendei-
nem anderen Zeitpunkt in dem von Ihnen er-
wähnten Sommer -, Ihnen diese sieben Gesprä-
che vorzuenthalten. Warum? Da gibt es keinen 
Grund zu. 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Das Nächste - jetzt 
haben wir einen Cliffhanger - in der nächsten 
Runde. - Und dann ist jetzt Lisa Paus für Bündnis 
90/Die Grünen an der Reihe. Bitte schön. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
möchte noch mal bei Herrn Hauer anknüpfen 
und bei Ihren Gesprächen mit Herrn Eichelmann; 
nicht nach den Terminen, sondern nach dem In-
halt. Ich hätte da noch mal einen anderen Aus-
zug, mit dem ich Sie gern konfrontieren möchte - 
Ausschussdrucksache 19(30)402, Seite 7 fürs Pro-
tokoll -: 

Zudem ging es - wie bereits oben 
beschrieben - um die Einschät-
zung Herrn Eichelmanns zur 
Wirecard AG als Finanzholding. 
Herr Eichelmann gab im Rahmen 
dieses Gesprächs auch einen Hin-
weis zur Treasury Einheit: Bei der 
Wirecard AG wurden die Treasury 
Entscheidungen von Herrn Hol-
ten, Leiter Treasury, getroffen, der 
Mitglied der AG war und eben 
kein Mitglied der Bank. Herr 
Eichelmann war deswegen der 
Ansicht, dass man als BaFin hier 
durchaus argumentieren könnte, 
dass eine Überwachung dort statt-
findet, wo die Treasury Entschei-
dungen getroffen werden. Herr 
Hufeld  

- also Sie -  

schlug daraufhin ein persönliches 
Gespräch vor und bat Herrn Ei-
chelmann mit seinem Büro in 
Kontakt zu treten, damit ein sol-
ches Gespräch organisiert werden 
könne.  

Zeuge Felix Hufeld: Aus was haben Sie jetzt zi-
tiert? 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aus dem 
Protokoll, sozusagen. Ausschussdrucksache 
19(30)- - 

Zeuge Felix Hufeld: Ach so, die Vernehmung von 
Eichelmann. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Genau. 

Zeuge Felix Hufeld: Okay.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie hat-
ten das schon ungefähr geschildert, aber können 
Sie noch mal sagen, warum Sie da ein persönli-
ches Gespräch vorgeschlagen haben? 

Zeuge Felix Hufeld: Ganz ehrlich: Ich habe daran 
keine Erinnerung mehr.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. 

Zeuge Felix Hufeld: Ich weiß nicht, ob ich ein 
persönliches Gespräch vorgeschlagen habe. 
Wenn er das so dezidiert sagt, kann das sein. Ist 
aus meiner Sicht völlig irrelevant. Also, kann 
sein, dass ich das gesagt habe. Es schien mir jetzt 
vor dem Hintergrund der Tatsache, dass man so 
eine längere Legacy zu der Finanzholding-The-
matik hat, und um sicherzustellen, dass das top-
down flankiert ist, weil ich - - Das war ja die 
ganze Ratio meiner direkten Kontaktaufnahme 
auch mit Thomas Eichelmann, den ich ja aus lan-
ger Vorzeit her kannte. Die ganze Ratio meiner 
Kontaktaufnahme mit ihm bestand ja darin, auf 
die Art und Weise eine Gesprächsebene zu eta-
blieren, die eher kooperativ geprägt ist, nach dem 
Motto „Wenn wir aufsichtlich die Gruppe insge-
samt als Finanzholding einstufen werden,“ - wie 
ich jetzt schon mehrfach dargelegt habe - „dann 
mündet das nicht in ewig lange Schlachtfelder“. 
Dass man das flankieren könnte durch ein per-
sönliches Gespräch, erscheint mir relativ logisch. 
Ich habe ja positiv keine Erinnerung mehr, dass 
ich das - - Aber das ist durchaus denkbar. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Also, er hatte jetzt ja aktiv sozusagen auf dieses 
Treasury-Thema hingewiesen, dass das ja in der 
AG ist und nicht in der Bank. Deshalb wollte ich 
einfach noch mal fragen - 

Zeuge Felix Hufeld: Also, an das Treasury-Thema 
kann ich mich - - Kann sein, dass er das erwähnt 
hat. 
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Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - einen 
Moment, wir kommen gleich wieder zu Ihnen zu-
rück -: Also, wenn man sich den Artikel 4 in der 
CRR anschaut, in dem ja inzwischen die Defini-
tion für die Finanzholding drinsteht - - Dann zi-
tiere ich das noch mal: Eine Finanzholding ist 
ein Institut - jetzt zitiere ich aus dem Englischen - 

… and where more than 50 % of 
the financial institution's equity, 
consolidated assets, revenues, per-
sonnel or other indicator consi-
dered relevant by the competent 
authority … 

berücksichtigt sind. Also, die gehören zu den In-
stituten oder Finanzinstituten. Ich wollte noch 
mal fragen: Meine Interpretation ist, dass die 
„competent authority“ - also Sie - auch einen an-
deren Indikator hätte festlegen können und dass 
Herr Eichelmann mit der Treasury - dass sie eben 
in der AG ist und nicht in der Bank - einen sol-
chen Indikator benannt hat. So. 

Wir hatten heute auch Herrn Röseler noch mal 
befragt. Der konnte uns heute Morgen keine 
Nichtfinanzholding nennen, bei der das Treasury 
nicht im Institut ist. Deswegen ist das ja ein sehr 
guter Fingerzeig eigentlich von Herrn Eichel-
mann gewesen, dass man eben sagt: Wenn die 
Treasury in der AG ist - die Treasury ist ja das, 
was eigentlich unter die Aufsicht gehört -, ist das 
ein guter Indikator, den eben die BaFin nutzen 
kann. Und deswegen einfach noch mal die Frage 
an Sie: Hatten Sie auch diesen Gedanken? Hätte 
die BaFin Wirecard als Finanzholding aufgrund 
dessen definieren können, mit Blick auf die For-
mulierung nach Artikel 4 der CRR? War das das, 
worüber Sie gesprochen haben? 

Zeuge Felix Hufeld: Das hatte ich in der letzten 
Vernehmung - da waren Sie nicht dabei - sehr 
ausführlich dargelegt, dass ich - - Ich habe es vor-
hin auch wiederholt. Das war ja der wesentliche 
inhaltliche Punkt, den ich in meinem ersten Ge-
spräch mit Eichelmann zum Ausdruck gebracht 
habe, dass ich ihm gesagt habe: Wir gehen das 
Thema jetzt an. Die Beurteilung und die Daten-
lage, die Faktenlage sind veraltet. - Und das hat-
ten wir in der letzten Vernehmung. Ich weiß 
nicht mehr, ob das ein Gespräch mit Herrn Hauer 

war oder mit wem es jetzt genau war. Da habe ich 
Wert darauf gelegt, dass ich als Präsident nicht 
einfach ein Ergebnis dekretieren kann. Aber 
wenn ich direkt eine Prüfung anweise - und das 
war hier so - und mich dann in das Thema einar-
beite und mich darum kümmere, dann ist natür-
lich, sagen wir mal, ein gewisser Entscheidungs-
druck in der Organisation vorhanden - so ist das 
nun mal -, sodass ich es für durchaus wahr-
scheinlich gehalten habe und - das kann ich nur 
wiederholen; auch das habe ich mehrfach gesagt - 
als Aufseher es für wünschenswert gehalten 
hätte, dass dann eine Einstufung der Wirecard-
Gruppe insgesamt als Finanzholding vorgenom-
men wird.  

Und das ist ein guter Punkt. Das ist in der Tat - - 
Sie können nicht diese härteren quantitativen 
Faktoren alle ignorieren und dann einfach frei-
händig irgendwas erfinden und sagen: „Das 
reicht mir, um das als Finanzholding einzustu-
fen“. Aber Sie können sehr wohl - so ist die CRR 
genau ausgelegt - weitere Aspekte hinzuziehen. 
Dazu können organisatorische Aspekte gehören, 
die das Gesamtbild einer Finanzholding auf 
Gruppenebene unterstützen. Und das ist ein klas-
sischer Fall eines Regelbeispiels - so nennt man 
das im Juristendeutsch: regelgeleitetes Ermes-
sen -, das hier ausgeübt werden muss. Ob das Ge-
samtgepräge der Gruppe tatsächlich ein mehr-
heitliches Gepräge als Finanzholding hat, das ist, 
wie wir in genau diesem Fall sehen, nicht immer 
ganz trivial. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die ge-
samten Abwägungen und so, das kennen wir al-
les. Mir ging es einfach darum: Das Übliche wäre 
ja gewesen: Dieser Gedanke, dass das Treasury in 
der AG ist, der hat vorher hier noch keine große 
Rolle gespielt. Auch von Ihnen - ich habe Ihnen 
ja auch oft zugehört - war das jedenfalls kein lei-
tender Gedanke, sondern es ging um das 
Acquiring insgesamt. So. Jetzt hat Herr Eichel-
mann diesen Indikator aufgebracht. Und dann 
haben Sie gesagt: Lassen Sie uns persönlich da-
rüber sprechen. - Ich hätte wahrscheinlich ge-
dacht: Das lasse ich dann tatsächlich schon mal 
konkret prüfen. 

Zeuge Felix Hufeld: Natürlich. 



Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/36

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 128 von 145 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das habe 
ich jetzt hier zumindest nicht gefunden, dass Sie 
das dann auch konkret sozusagen schon mal vor-
geprüft haben. Mir ging sozusagen es einfach da-
rum: Was war Ihre Einschätzung zu dem Zeit-
punkt? Was hat sich daraus ergeben? Dazu haben 
Sie jetzt nichts gesagt, sondern Sie haben jetzt 
allgemeine Erwägungen usw. usw. - - Ich wüsste 
schon gerne: Dieser konkrete Hinweis von Herrn 
Eichelmann auf die Frage „Treasury ist in der 
AG“: „Ist ein relevanter Indikator“, inwieweit Sie 
finden, dass das von der CRR - - 

Zeuge Felix Hufeld: Ich kann nur wiederholen, 
was ich eben gesagt habe: dass die organisatori-
sche Verteilung von bestimmten Tätigkeiten - 
dazu gehört auch Treasury - absolut einen rele-
vanten Faktor darstellt. Was das im Einzelfall 
dann genau bedeutet, das kann ich Ihnen beim 
besten Willen nicht aus der Lameng sagen. Da 
muss eben das Gesamtbild sauber abgeprüft wer-
den; das ist nicht ganz trivial. Das kann ich nur 
wiederholen. Dazu hatte sich Kollege Wuerme-
ling von der Bundesbank hier am 01.09. auch 
länglich ausgelassen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Würden 
Sie sich denn insofern festlegen, dass Sie sagen: 
„Alleine der Indikator würde nicht ausreichen“? 

Zeuge Felix Hufeld: Ach, Frau Paus, ich lege 
mich auf gar nichts im Detail hier fest, - 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
merke schon. 

Zeuge Felix Hufeld: - sondern das ist - - Ich kann 
es nur wiederholen: Das ist wirklich so: Das ist 
eine Gesamtschau von teils quantitativen, teils 
qualitativen organisatorischen und sonstigen Kri-
terien. - Und ja, ich persönlich habe es für durch-
aus wahrscheinlich gehalten und - ich kann es 
nur zum hundertsten Mal wiederholen - auch für 
erstrebenswert gehalten - da habe ich auch gegen-
über meinen Kollegen keinen Zweifel dran gelas-
sen -, dass wir jetzt - Klammer auf: endlich; 
Klammer zu - zu einer Einstufung der Wirecard 
als Finanzholding kommen. Das ist aber nicht zu 
verwechseln mit „Ich ordne von oben an“. Das 
Ding ist: Wir sind eine rechtsgebundene Behörde; 

das muss dann erst mal sauber gemacht werden. 
Und die Kollegen waren an dem Thema ja dran. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
dieser Sachverhalt, dieser Indikator ist jetzt nicht 
einzeln überprüft worden auf seine Wichtigkeit, 
ist meine Frage. Und die zweite ist: Dass das 
Treasury in der AG ist und nicht in der Bank, das 
war jetzt auch nicht neu, sondern das ist ja auch 
schon länger so gewesen. Von daher stellt sich 
dann auch die Frage - -  

Zeuge Felix Hufeld: Sie reden jetzt mit mir als 
Zeugen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, ge-
nau. 

Zeuge Felix Hufeld: Mir ist das neu. Ich habe das 
in dem Gespräch vielleicht gehört. Ich habe da-
ran keine Erinnerungen. Aber ich war an diesen 
Prüfungen operativ auf der Arbeitsebene nicht 
beteiligt. Da kann ich Ihnen überhaupt nichts zu 
sagen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ach so, 
das ist ja jetzt neu. Sie sagen jetzt: An dieses - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Frau Paus. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - Ge-
spräch, dass Herr Eichelmann gesagt hat: „Trea-
sury ist in der AG, und das ist ein relevanter 
Sachverhalt“, daran können Sie sich nicht erin-
nern. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. Also, das sind jetzt ver-
schiedene Dinge. Dass er das so gesagt hat, kann 
ich mich nicht erinnern, aber ich schließe es 
nicht aus. Das habe ich vorhin schon gesagt.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das habe 
ich noch nicht so gehört. Deswegen ist es gut, 
dass Sie es noch mal sagen. 

Zeuge Felix Hufeld: Ich habe vorhin schon ge-
sagt: Ich kann mich daran nicht konkret erinnern, 
aber ich widerspreche auch nicht. Weil es ist 
durchaus vorstellbar, dass er das als einen der 
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Gründe, warum er es von sich aus für relevant ge-
halten hat oder für wahrscheinlich gehalten hat 
oder sich dem Thema positiv nähern wollte - - 
Das kann durchaus sein, ja. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gut. 
Also, Sie können sich daran nicht erinnern. Weil 
das hatte er hier so auch ausgesagt als relevanten 
Sachverhalt.  

Zeuge Felix Hufeld: Ja, kann sein. Ich widerspre-
che aber nicht. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, okay. 
Dann können wir es ja noch mal so festhalten, 
dass Sie sich daran nicht erinnern können. Gut, 
dann nehmen wir das so ins Protokoll.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Alles klar. Danke, 
Frau Paus. - Und als Nächster mein Kollege Jörn 
König für die AfD-Fraktion. 

Jörn König (AfD): Vielen Dank, Herr Vorsitzen-
der. - Vielen Dank, Herr Hufeld, dass Sie heute 
hier sind. Wir hatten noch nicht das Vergnügen. 
Umso schöner wird es hoffentlich. - Ich möchte 
bei dem Thema bleiben, was Frau Paus aufgewor-
fen hat, und zwar: Sie haben uns am 26. März 
hier berichtet im Zusammenhang mit der Frage 
der Einstufung der Wirecard AG, dass die Ban-
kenaufsicht mit - jetzt zitiere ich - „sehr extremen 
Interpretationen“ - Zitat Ende - anderer Behörden 
der EBA-Guidelines konfrontiert gewesen sei. 
Könnten Sie uns das mal näher erläutern, was Sie 
damit gemeint haben? 

Zeuge Felix Hufeld: Das rekurriert auf einen 
E-Mail-Wechsel mit der zuständigen Referats-
leiterin - ich gehe davon aus, dass Ihnen diese 
E-Mail vorliegt; das ist eine, das habe ich in der 
E-Mail auch geschrieben, für meine Verhältnisse 
ungewöhnlich lange und detaillierte und sehr ins 
rechtliche Detail gehende E-Mail -, in dem mir 
wichtig war, dass innerhalb der BaFin und dann 
selbstverständlich auch gemeinsam mit der Bun-
desbank eine einheitliche Sichtweise auf die In-
terpretation des berühmten Artikel 4 CRR plus 
der Vorgängerversion auf dem Niveau einer EBA 
Q&A - nebenbei bemerkt; noch nicht mal eine 
Guideline - stattgefunden hat.  

Ich hatte gelegentlich in der Organisation gehört - 
das kursierte hier und da so ein bisschen -, auf-
grund des Anhebens dieser rechtlichen Definitio-
nen, was eine Finanzholding zur Finanzholding 
macht und was nicht, auf das Niveau einer CRR, 
also einer unmittelbar geltenden europäischen 
Verordnung, hätte sich die Rechtslage geändert. 
Und das habe ich für falsch gehalten. Und ich 
wollte quasi dieses drohende Buschfeuer, dass 
sich sozusagen eine fehlerhafte Einschätzung 
breitmacht, es hätte hier eine Änderung der 
Rechtslage gegeben allein dadurch, dass etwas 
von einer EBA Q&A auf das Niveau der CRR an-
gehoben wurde - - sich in der rechtlichen Ein-
schätzung zur Finanzholding irgendetwas geän-
dert hätte.  

Und dann wurde mir von Frau Sporenberg mitge-
teilt, dass es - ich habe keine Ahnung, wer das 
sein soll - irgendwelche Aufsichtsbehörden in 
Europa gäbe, die die Ansicht vertreten hätten, 
dass nur, wenn sämtliche quantitative Faktoren 
alle gleichzeitig erfüllt seien, eine Finanzholding 
zu bejahen sei, und das sei durch die Formulie-
rungen in der CRR unmöglich gemacht worden. 
Da habe ich gesagt: Das ist eine extreme Sicht-
weise, die wir in Deutschland nie hatten. - Da hat 
mir auch Frau Sporenberg nicht widersprochen, 
hat mir auch Herr Röseler nicht widersprochen, 
hat mir niemand widersprochen. Und da habe 
ich gesagt: Und dann ist es irrelevant. Wenn 
eventuell irgendwo - keine Ahnung, in welchem 
Land - irgendwelche Extreminterpretationen der 
alten EBA Q&A stattgefunden haben, jedenfalls 
nach Ansicht der BaFin-Verwaltungspraxis - und 
auch der Bundesbank, nebenbei bemerkt; da gab 
es nie einen Dissens in der Frage -, hat sich an 
der materiellen Rechtslage überhaupt nichts ge-
ändert. - Das ist der Kontext, aus dem das Zitat, 
das Sie mir eben vorgehalten haben - extreme 
Sichtweisen -, einzuordnen ist. 

Jörn König (AfD): Also, Sie haben das so inter-
pretiert, dass die Sichtweise - Sie haben jetzt 
Frau Sporenberg zitiert - halt etwas sehr Extre-
mes wäre und nicht irgendwie, ich sage mal, auf 
europäischer Ebene allgemein Usus inzwischen 
oder besonders - - Sie haben es interpretiert sozu-
sagen als Einzelmeinung einer Frau Sporenberg. 
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Zeuge Felix Hufeld: Nee, nee, sorry. Mit Frau 
Sporenberg gab es überhaupt keinen Dissens, 
sondern Frau Sporenberg hat auf mir nicht be-
kannte andere europäische Aufsichtsbehörden 
verwiesen, die zu den Zeiten, zu denen die Vor-
gaben, was eine Finanzholding ausmacht - ja 
oder nein - - sich nur auf dem rechtlichen Niveau 
einer EBA Q&A bewegten. Das ist eine rechtlich 
nicht verbindliche Vorgabe. Und in dieser 
Phase - ich habe jetzt vergessen, wann genau die 
Transformation zur CRR stattgefunden hat; ich 
glaube, das war 2019 vielleicht, 18 oder 19, ir-
gendwo in der Ecke - 

Jörn König (AfD): 19. 

Zeuge Felix Hufeld: - ja, genau -, da hat sie darauf 
verwiesen, dass es angeblich ein, zwei NCAs, 
also National Competent Authorities, irgendwo 
in Europa gäbe, die eine sehr extreme Interpreta-
tion dieser Q&A vorgenommen hätten. Und diese 
Interpretation wäre dann durch die Wortwahl in 
der CRR selbst nicht mehr vertretbar gewesen. 
Mit Frau Sporenberg gab es hier nie einen Dis-
sens. Sie selbst hatte diese Auffassung nie vertre-
ten. Und sie wurde auch nie von der Bundesbank 
vertreten, was genauso relevant ist, weil Bundes-
bank und BaFin gemeinsam diese Prüfung, wie 
Sie wissen, 2017 gemacht haben. 

Jörn König (AfD): Also, diese Neufassung oder 
diese Umwandlung der EBA-Guidelines in die 
CRR, Artikel 4 Nummer 20, da war ja eigentlich 
das Ziel, die Sache zu präzisieren. Haben Sie sich 
denn jetzt genau nach dem Wortlaut dieser Präzi-
sierung - oder nicht nach dem Wortlaut - - Haben 
Sie das rechtlich so interpretiert, wie es der Arti-
kel 4 Nummer 20 halt vorgesehen hat, oder - -  

Zeuge Felix Hufeld: Also, die kurze Antwort lau-
tet: Ja, natürlich. Das ist unmittelbar geltendes 
Recht, europäisches Verordnungsrecht. - Aber - 
da kann ich nur wiederholen, was ich Frau Paus 
eben schon gesagt habe - es handelt sich hier um 
einen Paragrafen - das finden Sie ganz oft in be-
stimmten Vorgaben im Polizei- und Ordnungs-
recht, wenn man so will -, wo sozusagen regelbei-
spielgeleitete Ermessensentscheidungen vor-
strukturiert werden. Der Kern der Aussage im Ar-

tikel 4 heißt: Es ist dann jemand eine Finanzhol-
ding, wenn er hauptsächlich - hauptsächlich! das 
ist die berühmte Hauptsächlichkeitsprüfung - - 
Und da wird zum Beispiel gesagt: Mehrheit der 
Erträge, Mehrheit des Personals, Mehrheit von ir-
gendetwas oder - das hatten Sie erwähnt, Frau 
Paus - weitere von der kompetenten Authority 
für relevant gehaltene Kriterien. Das ist das klas-
sische Gepräge einer regelgeleiteten Ermessens-
entscheidung. 

In Wahrheit - und das ist ja der Ärger, den ich 
vorhin auch schon auf die Frage von Herrn Gott-
schalk beantwortet habe - ist eben in genau dem 
Zeitraum überhaupt nichts geprüft worden, son-
dern das ist 17 geprüft worden. Dann ist es eine 
Weile liegen geblieben. Das ist für eine Weile 
auch okay gewesen, weil für eine Weile gab es 
diese Umstrukturierungsbemühungen; Sie wis-
sen: Inhaberkontrollverfahren, Aufwärtsabspal-
tung usw. 

Jörn König (AfD): Okay. - Ich würde Ihnen jetzt 
ganz gern, -  

Zeuge Felix Hufeld: Bitte. 

Jörn König (AfD): - bevor meine Zeit wieder zu 
Ende ist, noch eine Frage stellen. Das haben Sie 
auch in sehr deutlichen Worten - Sie haben es ge-
rade angedeutet - zum Ausdruck gebracht, dass 
Sie eben nach der Veröffentlichung des KPMG-
Berichtes, ich sage mal, nervös geworden waren 
angesichts der Tatsache, dass diese Überprüfung 
der Einstufung als Finanzholding der Wirecard 
durch die BaFin auf Daten vom 31.12.2015 be-
ruhte. Sie führten weiter aus, dass Sie zu dieser 
Frage am 5. Juni 2020 mit Herrn Dr. Pötzsch und 
Herrn Röseler gesprochen hätten. Können Sie uns 
kurz noch sagen, weshalb Herr Dr. Pötzsch hier 
ein Wörtchen mitzureden hatte? Weil der war ja 
eigentlich nur von der Abwicklung. Bankenab-
wicklung war der. 

Zeuge Felix Hufeld: Nee, nee, Pötzsch ist hier in 
seiner Eigenschaft als zuständiger Exekutivdirek-
tor für Geldwäsche. Das ist eine akzessorische 
Kompetenz. In dem Augenblick, in dem wir die 
Gruppe als Gruppe als Finanzholding eingestuft 
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hätten, hätte er automatisch ein direktes geldwä-
scherechtliches Prüfmandat für die gesamte 
Gruppe gehabt, ja? Und das ist nun genau ein 
ganz klassischer Fall für, wir nennen das dann: 
geschäftsbereichsübergreifende Koordination, 
dass ich mir die mehreren Kollegen dann sozusa-
gen schnappe und sage - - Ich hatte ja zwei Dinge 
in diesem Gespräch dann angeordnet. Das Erste 
war schnellstmögliche Überprüfung der Finanz-
holdingfrage, und das Zweite war Bildung - ich 
hatte das genannt - eines BaFin-internen Colle-
ges; das ist so ein bisschen der Jargonbegriff in 
der europäischen Aufsichtswelt für grenzüber-
greifende - - Hier meinte ich das gewissermaßen 
geschäftsbereichsübergreifend innerhalb der 
BaFin, damit ganz koordiniert, aus einem Guss, 
dieses leidvolle Unternehmen angepackt wird. 

Jörn König (AfD): Alles klar, gut. - Alles Weitere 
in der nächsten Runde. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wunderbar. - Dann 
schaue ich zu den Kollegen der CDU/CSU. Die 
eröffnen die nächste Runde.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also, wir konnten 
unsere Fragen schon beim letzten Mal und dieses 
Mal dann unterbringen. - Danke. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Dann geht 
es gleich nahtlos weiter. Wir sind in einer neuen 
Runde: wieder an den Kollegen König für die 
AfD. 

Jörn König (AfD): Fantastisch. - Vielen Dank, 
Herr Hauer.  

Zeuge Felix Hufeld: Das ging aber schnell. 

Jörn König (AfD): Haben Sie auch erfahren, wa-
rum der Prozess von der Einordnung von Wire-
card als Finanzholding/Nichtfinanzholding so 
lange dauert? Es ist ja schön und gut, Sie haben 
Ihren Mitarbeitern mehr oder weniger ein biss-
chen Dampf gemacht. Haben Sie Ihre Mitarbeiter 
nie gefragt, warum der Prozess nun wirklich so 
lange gedauert hat und woran es gehapert hat? 

Zeuge Felix Hufeld: Weiß ich nicht mehr genau. 
Ich habe mit Sicherheit irgendwas Unfreundli-
ches zur Vergangenheit gesagt. Aber, wissen Sie, 
ich kann nur nach vorne managen, nicht nach 
hinten. Ich habe gesagt: Das Thema wird jetzt so-
fort, und zwar ganz glasklar, angepackt. - Ich 
wollte erst mal das Thema anpacken. Ich hätte 
mit Sicherheit später dann vertieft nachgehakt: 
„Warum ist das“ - was weiß ich - „ein Jahr lang 
nicht hinreichend aktualisiert worden?“; aber das 
stand für mich nicht im Zentrum. Im Zentrum 
stand das, was jetzt akut, nach vorne betrachtet, 
wirklich angepackt werden muss. Und das habe 
ich auch getan. 

Jörn König (AfD): Ja, okay, „akut nach vorn“. - 
Wer sagt uns jetzt eigentlich, dass es eventuell in 
der BaFin nicht noch andere Firmen gibt, die ei-
gentlich nach CRR als Finanzholding eingestuft 
werden müssten, aber in der Zwischenzeit eben 
halt doch als wunderbar funktionierende Geld-
wäschemaschine funktionieren? Können Sie uns 
dazu was sagen? Oder sind Sie in Ihrer Zeit denn 
der Frage nachgegangen, ob es eventuell solche 
Fälle gibt? Oder war man jetzt in der Hektik so 
beschäftigt erst mal nur mit Wirecard? 

Zeuge Felix Hufeld: Auch wenn mein Rechtsbei-
stand zu Recht die Frage aufwirft, ob das noch 
vom Untersuchungsgegenstand gedeckt ist, kann 
ich Ihnen ganz klar sagen, dass wir irgendwann 
im Sommer, Spätsommer letzten Jahres auf-
grund - das war eine der ersten, nennen Sie es, 
Lessons Learned, die wir uns natürlich vorge-
knöpft haben - einer Liste von - ich weiß nicht 
mehr genau, wie vielen - 15 bis 20 - ich glaube, 
wir haben das auch im Rahmen einer politischen 
Anfrage beantwortet; ich weiß nicht mehr, in 
welcher - - quasi projekthaft untersucht und in 
einigen Fällen - einzelne Namen werde ich nicht 
nennen - auch revidiert. Also, wir haben genau 
das getan. Wir sind daraufhin quasi durch den 
Gemüsegarten marschiert und haben geguckt: Wo 
könnte es Gründe geben, dass das schärfer und 
aufmerksamer zu überprüfen ist? Und das hat 
Röseler mit seinen Leuten dann auch gemacht. 

Jörn König (AfD): Ja. - Ich sage Ihnen mal so ein 
bisschen die Meinung, die wir uns gebildet ha-
ben: So eine Einordnung, ob Finanzholding oder 
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nicht, müsste eigentlich bei Ihnen ein Standard-
prozess sein, der eigentlich nicht viel Zeit in An-
spruch nehmen darf. Schließlich ist der Erwerb 
eines Unternehmens, auch einer Bank, eben halt 
doch ein relativ häufiger Vorgang. - Können Sie 
uns nach dem halben Jahr, in dem Sie sich mit 
Wirecard befasst haben, skizzieren, wie dieser 
Prozess genau ablief oder abläuft und an welchen 
Stellen er dysfunktional ist? 

Zeuge Felix Hufeld: Nee, das kann ich nicht. Das 
wäre jetzt eine Frage, die hätten Sie Herrn Kolle-
gen Röseler stellen müssen. Das ist nun zentral in 
seinem Zuständigkeitsbereich. Ich kann nur wie-
derholen: Rechtlich gesehen ist es zunächst mal 
die vornehmste Pflicht eines Unternehmens bzw. 
der Unternehmensgruppe, sich von sich aus mit 
dieser Frage zu beschäftigen und von sich aus 
dann auf uns zuzukommen. Weil das Unterneh-
men weiß an allererster Stelle, ob sich Fakten 
durch Akquisitionen, durch Abverkäufe, durch 
Hinzukäufe usw. usw. verändert haben in der 
Komposition dieser Kriterien, die wir eben disku-
tiert haben, die eine Einstufung als Finanzhol-
ding angezeigt erscheinen lassen. Natürlich, im 
Rahmen routinemäßiger Überprüfungen gucken 
wir uns das auch an; aber es ist eine primäre 
Pflicht der Unternehmensgruppe selbst. Das 
kann - - Bei Unternehmen - und Wirecard war so 
ein Fall - mit - jetzt habe ich die genaue Zahl ver-
gessen - um die 50, glaube ich, 40 bis 50 -  

Jörn König (AfD): … Beteiligungen. 

Zeuge Felix Hufeld: - Tochtergesellschaften, Be-
teiligungen - genau -, viele davon natürlich im 
Ausland, nicht im Inland, mit zum Teil - wie wir 
wissen, in dem Fall auch - einer Bilanzierungssi-
tuation, die man erst mal zusammenkramen 
musste - -  

Jörn König (AfD): Sie haben eben gesagt: Das 
müsste eigentlich die Pflicht sein des Unterneh-
mens, sich sozusagen - -  

Zeuge Felix Hufeld: Das müsste nicht, das ist die 
Pflicht. 

Jörn König (AfD): Das ist die Pflicht. So. - Gibt es 
denn dazu, ich sage mal, bei Ihnen oder für die 

Unternehmen so was wie eine eingerichtete Be-
richtspflicht - Formulare, elektronische Erfassung 
oder Ähnliches -, oder gibt es das eben halt 
nicht? Und falls es welche gibt, welche? Also, 
jetzt geht es in Richtung Lessons Learned und 
vielleicht den einen oder anderen Tipp für un-
sere Gesetzgebung. 

Zeuge Felix Hufeld: Nee, ich glaube, das hat mit 
dem Level der Gesetzgebung mal nicht viel zu 
tun. Das ist eine Frage der internen Organisation. 
Das ist im Kern etabliert. Deswegen: Ich verstehe 
Ihre Frage, ich habe sie selbst gestellt. Und ich 
habe ja nun relativ klar zum Ausdruck gebracht, 
dass ich damit nicht glücklich war, dass man hier 
vermutlich eine Weile zu langsam gearbeitet hat, 
um dieses Thema aufzugreifen. Aber das Thema 
ist nicht per se mysteriös. Die Prozesse, mit de-
nen man das zu überprüfen hat, sind etabliert. Da 
sehe ich im Moment eigentlich keinen großen, 
schon mal gar nicht gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf. Mag sein, dass es da hausintern in 
den organisatorischen Abläufen etwas optimiert 
werden kann. Das würde ich nicht ausschließen, 
ja. Aber das ist, glaube ich, eher eine operative 
Frage. 

Jörn König (AfD): Gut. - Dann kommen wir mal 
zurück zum zweistufigen Verfahren. Es gibt ein 
BaFin-internes Dokument auf MAT A BMF-5.26, 
Blatt 275. Sie antworteten da auf Mails von Frau 
Roegele und Frau Freiwald. Es ging da um den 
7. August 2020. Es ging um ein geplantes Vor-
gehen der BaFin auf der zweiten Stufe des En-
forcement-Verfahrens gegenüber Wirecard. Offen-
bar hatte das BMF durch Herrn Franke zuvor die 
BaFin gebeten, auch Möglichkeiten eines Vorge-
hens für eine umfassende Aufarbeitung außer-
halb des Bilanzkontrollverfahrens zu entwickeln. 
Ich zitiere mal aus der Mail: 

Wie von Frau Roegele bereits in 
früheren Telefonaten ggü BMF zu 
Recht vertreten, werden wir die 
Linie, jenseits des von Par. 106ff 
abgesteckten Bilanzkontrollverfah-
rens, keine eigenen Prüfungen 
durchzuführen, hart halten. Das 
wäre nicht nur rechtlich völlig un-
vertretbar, sondern würde auch 
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unsere gesamte bisherige Argu-
mentation, nicht für Wirecard AG 
zuständig zu sein, komplett dis-
kreditieren. Taktisch ein brutales 
Eigentor und, wie gesagt, kann ich 
auch nicht die geringste Rechts-
grundlage dafür erkennen. 

Können Sie sich an diese E-Mail erinnern? 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. 

Jörn König (AfD): Und haben Sie eine Erklärung 
dafür, warum das BMF auf diese Idee verfallen 
ist? 

Zeuge Felix Hufeld: Ich glaube, das war ein Miss-
verständnis. So ist es mir jedenfalls eine Woche 
später oder paar Tage später dann mitgeteilt wor-
den. Weil ich habe dann im Zustand schlechter 
Laune im BMF klargemacht, dass ich solche Dis-
kussionen nicht führen will, und habe gesagt: 
Das ist völliger Bullshit. - Und da haben die ge-
sagt: Ja, das wollen wir ja auch gar nicht. - Da 
habe ich gesagt: Wieso diskutieren dann meine 
Kollegen mit euren Kollegen darüber seit einer 
Woche? - Dann hat sich herausgestellt: Das ist ein 
Missverständnis. Das war eine hypothetische 
Überlegung, inwieweit man möglicherweise ge-
setzgeberische Alternativen prüfen soll. - So hat 
man es mir dann mitgeteilt. Dann haben wir ge-
sagt: Ja, dann können wir das Thema hiermit be-
erdigen. Thema erledigt. 

Jörn König (AfD): Also, Sie haben dann klarge-
stellt, es gebe dafür keine Rechtsgrundlage aus 
Ihrer Sicht. 

Zeuge Felix Hufeld: Ich musste nichts klarstellen. 
Es war ein Missverständnis. Und offensichtlich - 
anders, als es vielleicht im Zustand der Aufre-
gung meine Kollegen Roegele und andere für ein 
paar Tage wahrgenommen haben - war auch das 
BMF nicht der Auffassung, dass das ginge, son-
dern es war offensichtlich eher ein - im Kontext 
Service - Gedanke, eine rechtspolitische Debatte, 
so hat man es mir dann gesagt. Da habe ich ge-
sagt: Na, dann bin ich ja beruhigt; aber dann soll-
ten wir die andere Diskussion hiermit beenden. 

Jörn König (AfD): Okay. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Kollege König.  

Jörn König (AfD): Schluss? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich habe nicht an 
der Uhr gedreht.  

Jörn König (AfD): Zeit zu Ende. Entschuldigung. 
Nächste Runde. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Alles gut. Ich bin 
heute etwas großzügiger. - So, dann schaue ich 
zur SPD rüber. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Wir haben immer 
noch keine Fragen. - Danke. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay, Dr. Zimmer-
mann. - Gut. Dann schaue ich zum Kollegen Ton-
car. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Vielen Dank. - Ja, wir 
haben schon noch Fragen. So ist es eben. - Herr 
Hufeld, gab es eigentlich seitens des BMF im Juli 
2020 kritische Nachfragen an die BaFin in Bezug 
auf die Nichteinstufung als Finanzholding, oder 
war das harmonisch und konsensual, diese 
Frage? 

Zeuge Felix Hufeld: Also, die Formulierung „har-
monisch und konsensual“ unterstellt ein Ausmaß 
an Rechts- und Fachaufsicht, das ich angesichts 
aufsichtlicher Einzelentscheidungen für irrele-
vant halten würde. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Jetzt haben Sie den 
zweiten Teil der Frage beantwortet. Aber der 
erste, nämlich ob es die kritischen Nachfragen 
gab, der ist noch offen. 

Zeuge Felix Hufeld: Da fällt - - habe ich keine Er-
innerung. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Keine. - Darf ich Ihnen 
mal vorlegen einen - - Ist leider VS-Vertraulich. 
Da weiß ich nicht, wer da geschützt werden soll, 
weil das alles BMF-interne Korrespondenz ist, 
weil da wird innerhalb der Abteilung VII des 
BMF kommuniziert. Und da wird im BMF recht 
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ausführlich analysiert, wie sozusagen die Konso-
lidierungsfrage, die Finanzholding-Frage zu be-
werten ist. Ich habe einen Bulletpoint grün mar-
kiert. Ich will Ihnen den mal zeigen, weil daraus 
hervorgeht, wie Mitte Juli das BMF zumindest 
mal den Stand der Dinge damals - soweit damals 
bekannt - bewertet hat. Da würde ich Sie dann 
einfach um eine Stellungnahme bitten. 

(Dem Zeugen werden am 
Rande des Sitzungssaales 
Unterlagen vorgelegt - Der 
Zeuge und sein Rechtsbei-

stand lesen in diesen 
Unterlagen) 

Zeuge Felix Hufeld: Ich bin mir nur bedingt si-
cher, ob ich das richtig einordnen kann, was da 
steht. Weil die Einleitung, die in diesem Bullet 
vorgenommen wird, nämlich die Unterstellung, 
dass sich eine Änderung der Rechtslage ergeben 
habe - - Wenn das genau das bedeuten sollte, was 
wir eben diskutiert haben, nämlich die Frage, 
dass durch die Anhebung der tatbestandlichen 
Voraussetzungen, ob sie Finanzholding sind, ja 
oder nein, in die CRR - - Wenn die Unterstellung 
sein sollte, dass sich dadurch die Rechtslage ge-
ändert haben sollte, dann würde ich - ich kann 
jetzt nur hypothetisch sprechen, weil ich das 
jetzt zum ersten Mal gesehen habe und offen-
sichtlich diese Einschätzung auch nicht kenne - 
schon dieser Prämisse widersprechen. Und dann 
ist der Rest irrelevant. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. Also Sie würden 
dem widersprechen. 

Zeuge Felix Hufeld: Wenn meine Interpretation 
stimmt. Ich bin mir nicht ganz sicher, ob das da-
mit gemeint ist. Aber mir fällt sonst keine andere 
rechtliche Änderung ein, die damit gemeint sein 
könnte.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Dann - das 
kann ich jetzt vorlesen; das ist übrigens MAT A 
BMF-25.17, Blatt 51 -: Sie haben Staatssekretär 
Kukies am 22. Juli per E-Mail eine Art Bericht ge-
schrieben zu der Frage, wie diese Einstufungs- 
oder Nichteinstufungsentscheidung zustande 
kam. Die hat Herr Kukies dann im Haus fachlich 
überprüfen lassen. Das Ergebnis war - das lese 

ich hier mal vor -, dass er am 26. Juli an den Mi-
nister geschrieben hat - das ist immer noch 
MAT A BMF-25.17, Blatt 48 -, Kukies an Scholz - 
ich zitiere -: 

Die BaFin hat sicherlich einige 
plausible Gründe angeführt, im 
Ergebnis ist aber aus meiner Sicht 
das sehr zögerliche Vorgehen bei 
der Einstufung der Tochter WC 
Acquiring & Issuing GmbH ein 
klarer Schwachpunkt im Handeln 
der Aufsichtsbehörden. 

„Klarer Schwachpunkt“ wiederholt er später 
noch mal. Das ist das, was das BMF dazu gesagt 
hat. Und insofern ist es vielleicht auch - - 

Zeuge Felix Hufeld: Aber jetzt - Entschuldigung, 
Herr Toncar - reden Sie über die Acquiring & 
Issuing GmbH als Zwischenholding. Das ist ein 
anderes Thema. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, da haben Sie richtig 
gesehen. Aber ein Schwachpunkt ist es trotzdem. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, also, sehe ich anders. Das 
habe ich ja schon in meinem Schreiben und auch 
in meiner E-Mail an ihn selbst zum Ausdruck ge-
bracht. Wenn er das für einen Schwachpunkt 
hält, kann ich nur sagen: Diese Frage dieser völlig 
dritt- bis viertklassigen Zwischenholdinggesell-
schaft Acquiring & Issuing GmbH ist komplett ir-
relevant für die aufsichtliche Frage. Da können 
Sie fragen, wen Sie wollen; das spielt nicht die 
geringste Rolle. Wenn er das anders sieht, dann 
ist ihm das unbenommen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Wir werden das Herrn 
Kukies auch noch mal fragen. Ich meine, das 
hängt ja zusammen: entweder die eine oder die 
andere Gesellschaft. Aber keine - - 

Zeuge Felix Hufeld: Nee, Sie können die Mutter-
gesellschaft, also die Gesamtmutter, als konsoli-
dierungspflichtig, sprich: Finanzholding, einstu-
fen, und Sie können immer noch der Meinung 
sein, dass auf einer Zwischenebene - -  

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie können auch 
beide, ja.  
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Zeuge Felix Hufeld: Exakt. Die Frage ist nur: 
Bringt das was aufsichtlich? 

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber passiert ist ja, 
dass keine eingestuft wurde, nicht nur eine - die 
eine oder die andere - oder beide, sondern keine, 
ne?  

Zeuge Felix Hufeld: Ja.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Das können 
wir mit Herr Kukies noch mal vertiefen; aber er 
hat das so bewertet, wie ich es gerade zitiert 
habe. - Ich will Ihnen aber noch mal vorlesen 
oder Sie zunächst mal vorab fragen: Hat Ihnen 
Herr Röseler oder jemand anders aus der Banken-
aufsicht jemals berichtet, dass auch über ein Ein-
greifen nach § 44b KWG gegen die Wirecard AG 
nachgedacht wurde innerhalb der BaFin? 

Zeuge Felix Hufeld: Nee, hat er mir - - Wir haben 
das später - - Anlässlich der Diskussion, die wir 
im Finanzausschuss hatten, sind wir der §-44b-
Frage natürlich nachgegangen. Also, wenn man 
so will: Retrospektiv habe ich mich mit der Frage 
dann ein Stück weit beschäftigt. - Aber sozusagen 
zum Zeitpunkt, wo es - so interpretiere ich jetzt 
Ihre Frage - unmittelbar Relevanz hatte, hat das 
meinen Tisch nicht erreicht, nein. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja. - Denn sowohl die 
Frau Folter, die Institutsbetreuerin der Bundes-
bank, hat ausgesagt, dass sie 2018 oder 19 das 
mal ins Gespräch gebracht hat, als auch - das ist 
vielleicht noch wichtiger - Herr Röseler, der - ich 
darf das aus dem Protokoll seiner Vernehmung 
am 26.02. hier zitieren - auf meine Frage zu § 44b 
gesagt hat: 

Das haben wir mal diskutiert; das 
habe ich mit dem zuständigen Ab-
teilungsleiter sehr wohl diskutiert, 
als das in der Financial Times - - 
als das dann hochkam.  

Dann hat er aber gesagt: 

… wir haben den testierten Jahres-
abschluss, der widerlegt den Fi-
nancial Times Artikel. 

Also, kurzum: Das war zu einem Zeitpunkt, wo 
man hätte handeln können. Und das ist dann 
eben nicht gemacht worden. Aber Sie sind damit, 
wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe und 
auch in Kenntnis dessen, was ich Ihnen gerade 
von Herrn Röseler vorgelesen habe, erst später, 
erst nach der Insolvenz, mit § 44b befasst gewe-
sen?  

Zeuge Felix Hufeld: Ja. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. - Dann habe ich 
noch einen Vorgang, zu dem ich Sie befragen 
will. Das ist ein Hinweis aus dem Jahr 2017, 
20. Juli 2017, ein Investor Newsletter von 
Ennismore Global Equity Fund, der sehr seriös, 
detailliert und auch völlig ohne reißerische Ein-
ordnung die gehörigen Ungereimtheiten in der 
Wirecard-Bilanz analysiert und zu dem Ergebnis 
kommt, dass das Unternehmen nur einen Bruch-
teil des Börsenwerts haben kann. Dieser Hinweis 
ist 2017 bei der BaFin eingegangen, und zwar so-
wohl in der Wertpapieraufsicht als auch in der 
Bankenaufsicht. 

Zeuge Felix Hufeld: Würden Sie bitte noch mal 
die Namen des Hauses wiederholen? 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja. Ich gebe Ihnen 
gerne auch die E-Mail, weil Sie haben es weiter-
geleitet bekommen im Juli 2020. Da sind Sie je-
denfalls cc; vorher nicht, es sei denn, da gibt es 
noch mehr. Ennismore Global Equity Fund hat 
die Analyse geschrieben, aber sie war in der 
BaFin eben ab 2017 bekannt. Ich lege sie Ihnen 
gerne mal vor. Vielleicht klingelt ja was. Ansons-
ten wäre meine Frage: Wann haben Sie von die-
sem Hinweis 2017 erstmals gehört? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechts-
beistand nehmen Einblick) 

Zeuge Felix Hufeld: Ich gucke es mir mal an. 
Aber im Moment sagt mir das gar nichts. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sehr gerne. Vielleicht 
die Zeit anhalten; ist eh abgelaufen.  
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(Heiterkeit des Abg. 
Dr. Florian Toncar (FDP)) 

Da können Sie jetzt meine Überziehung auch 
noch dokumentieren, indem Sie die Uhr weiter-
laufen lassen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein. Also, ich 
glaube, wir gehen hier gerade alle sehr kollegial 
miteinander um. 

Zeuge Felix Hufeld: Das ist uns ja offensichtlich 
durch einen anonymen Hinweisgeber mitgeteilt 
worden, der seinerseits Bezug genommen hat auf 
diesen Investor Newsletter.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Genau. - Der News-
letter ist aber natürlich - - Da ist der Urheber er-
kenntlich. Nur: Der Hinweisgeber hat in der Tat 
anonym einen - allerdings einem erkennbaren 
Urheber zuzuordnenden - Newsletter weitergelei-
tet. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. Also, ich habe nicht die 
geringste Erinnerung, dass ich 2017 davon je-
weils was gesehen habe. Warum das - - Gut, dass 
das im Juli 2020 angesichts der Gemengelage, die 
wir zu dem Zeitpunkt hatten, dann auch mir mit-
geteilt wurde, das kann ich nachvollziehen, das 
macht auch Sinn. Es wäre sehr unlogisch jeden-
falls, wenn so ein einzelner Hinweis, Thematik 
ohne den Kontext, den wir 2020 bereits hatten, 
irgendwie den Weg zu mir gefunden hätte. Aber 
ich - -  

Dr. Florian Toncar (FDP): Nee, nee, okay. - Aller-
dings, das muss man sagen, ist dieser Hinweis ei-
ner von drei Hinweisen, der innerhalb der BaFin 
als sozusagen relevant gewertet worden ist für 
die Chronologie, die dann für den Finanzaus-
schuss erstellt worden ist, die wir ja dann auch 
bekommen haben. Der 2017er-Hinweis ist der 
einzige, der rausgeflogen ist: ist weder in der 
Chronologie erschienen noch in einer Anfrage 
von Bündnis 90/Die Grünen noch in einer An-
frage meiner Fraktion, die nach Hinweisen ge-
fragt hat. - Waren Sie je befasst mit der Frage, 
welche Hinweise man auf Parlamentsanfragen 
oder in die Chronologie mit reinnimmt? Es 
wurde ausführlich in der BaFin diskutiert, ob 

man das jetzt offenbaren soll oder nicht. Ich kann 
Ihnen die E-Mails zeigen. Das war natürlich auch 
eher bei Frau Roegele, um nicht zu sagen: genau 
bei ihr. Aber - - Also, die Ebene Roegele hat die 
Diskussion erreicht: Gibt man diesen Bericht jetzt 
ans Parlament? Schreibt man den in die Chrono-
logie rein oder nicht? Oder beantwortet man die 
Anfragen der FDP unter Nennung dieses Hinwei-
ses oder nicht? - Und man wollte es nicht. Es ist 
dann auch rausgeflogen. Hat Sie nicht erreicht?  

Zeuge Felix Hufeld: Nein, kann ich nicht kom-
mentieren.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Ich frage Sie nur des-
halb, weil Frau Roegele ist eins unter Ihnen. Des-
wegen ist es jetzt nicht nur irgendwo sonst wo 
gelandet, ja? 

Zeuge Felix Hufeld: Nein, nein, nein, das wollte 
ich auch gar nicht behaupten. Also, mir sagt das 
nichts. Aber ich vermute mal, dass es sich hier 
um die manchmal sehr kitzelige Frage handelt, 
wie man mit anonymen Hinweisgebern umgeht 
und der Weitergabe. Wir haben eigentlich bei 
anonymen Hinweisgebern die Vorgabe - und ich 
gehe davon aus, das gilt dann auch gegenüber der 
Beantwortung von parlamentarischen Anfragen -, 
dass wegen der sehr strengen Schutzvorschriften, 
die für anonyme Hinweisgeber gelten, es da ge-
wisse Ausnahmen geben kann. Das ist jetzt nur 
meine Spekulation und meine Interpretation; 
aber ich kann es im Detail nicht bewerten.  

Dr. Florian Toncar (FDP): … (akustisch unver-
ständlich) nicht ganz richtig.  

Zeuge Felix Hufeld: Okay. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Das müssen wir hier 
nicht vertiefen. Das haben wir mit Frau Roegele 
schon vertieft. Es war eher so, dass man konsis-
tent darin bleiben wollte, ihn nicht zu erwähnen 
über verschiedene Anfragen hinweg. 

Zeuge Felix Hufeld: Na gut. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke, Dr. Ton-
car. - Dann kommt Fabio De Masi für die Fraktion 
Die Linke. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ich will es gar nicht 
mehr lange in die Länge ziehen. Nur weil wir 
jetzt vorne abgebrochen haben; einfach um das 
zu Ende zu bringen. - Sie haben ja noch mal dar-
gestellt, wie Ihre Erinnerung war an diese Kon-
takte. Und ich will jetzt einfach noch mal, um 
das vielleicht einer Klärung zuzuführen, darstel-
len, was der Rechtsvertreter von Herrn Eichel-
mann sagt. Er sagt, dass bei diesem ersten Telefo-
nat, das zwischen 29.04./04.05. stattgefunden 
hätte - wozu man notfalls auch noch mal versu-
chen könnte, Gesprächsnachweise beim Telefon-
anbieter zu bekommen -, Inhalt der KPMG-Be-
richt gewesen sei und dass der Aufsichtsrat in 
dieser Angelegenheit auf jeden Fall bis zur voll-
ständigen Transparenz weiter ermitteln lasse. 
Und dann schreibt er weiter: 

Zudem ging es - wie bereits oben 
beschrieben - um die Einschät-
zung Herrn Eichelmanns zur 
Wirecard AG als Finanzholding. 

Also, Herr Eichelmann habe quasi diese Eigen-
schaft bejaht. Daran können Sie sich auch nicht 
erinnern, dass - -  

Zeuge Felix Hufeld: Also, was ich weiß, ist, dass 
sich das Büro, nehme ich an, von Herrn Eichel-
mann bei meinem Büro Ende Mai gemeldet hat 
mit dem Wunsch, ein Gespräch zu führen. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Darauf geht er auch 
ein. Er sagt - - 

Zeuge Felix Hufeld: Ob das jetzt per E-Mail war 
oder per Telefon, das weiß ich jetzt nicht. Aber 
das habe ich im Rahmen der Recherchen noch 
mal mitbekommen.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Genau. 

Zeuge Felix Hufeld: Und weil ich mich ja auch 
aufgrund Ihres Vorhaltes, den Sie ja schon früher 
gemacht haben, gefragt habe: „Wo soll denn da 
ein Gespräch gewesen sein?“, habe ich da auch 

mein Vorzimmer, solange ich noch dort war, 
dann gefragt: Können Sie mir helfen, das nachzu-
vollziehen? - Und dann hieß es: Das Büro hat 
sich überhaupt erst am 29. oder wann auch im-
mer, Ende Mai jedenfalls, gemeldet mit einem 
Gesprächswunsch. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): 29. Mai, meinen Sie? 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, Ende Mai. Also, bitte, 
vielleicht war es der 30.; jedenfalls Ende Mai. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Nein, weil er 
sagt hier - - Er ist halt sehr spezifisch in den An-
gaben. Das irritiert mich. Er sagt:  

Herr Eichelmann gab im Rahmen 
dieses Gesprächs auch einen Hin-
weis zur Treasury Einheit: Bei der 
Wirecard AG wurden die Treasury 
Entscheidungen von Herrn Hol-
ten, Leiter Treasury, getroffen, der 
Mitglied der AG war und eben 
kein Mitglied der Bank. Herr 
Eichelmann war deswegen der 
Ansicht, dass man als BaFin hier 
durchaus argumentieren könnte, 
dass eine Überwachung dort statt-
findet, wo die Treasury Entschei-
dungen getroffen werden. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, das geht ja auf das zu-
rück, was Frau Paus schon zitiert hat. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Genau. - Ich will 
nur - - So, und dann kommt er zu der Bemer-
kung:  

Herr Hufeld schlug daraufhin ein 
persönliches Gespräch vor und bat 
Herrn Eichelmann mit seinem 
Büro in Kontakt zu treten, damit 
ein solches Gespräch organisiert 
werden könne. 

Also alles nach diesem bereits erfolgten Telefo-
nat. 

Herr Julian Haag, der Volljurist ist 
und das Büro des Aufsichtsrats ge-
führt hat, sollte dieses Gespräch 
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vereinbaren und wandte sich des-
wegen am 22. Mai 2020 für eine 
Kontaktaufnahme an die BaFin. 
Nachdem Herr Hufeld zwei Wo-
chen geschäftlich unterwegs war 
und danach die Pfingstferien an-
standen, kam es erst am 15. Juni 
2020  

- dann sind wir wieder bei dem 15. Juni - 

zu einem weiteren Telefonat. Das 
persönliche Treffen fand nicht 
mehr statt.  

So wird hier die Chronologie dargestellt. Und 
dem schließen sich dann noch weitere - weiß ich 
jetzt nicht - fünf, sechs Gesprächskontakte an, die 
hier dargestellt werden. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, also, das finde ich jetzt 
tatsächlich etwas irritierend und überraschend. 
Ich kenne Herrn Haag nicht, ich kenne die alle 
nicht. Ich habe ausschließlich mit Eichelmann 
Tête-à-Tête und einmal einen Conference Call 
mit Kollegen Röseler, Kitasidis (?) und weiteren 
Vorstandsmitgliedern der Wirecard AG - - Da 
ging es um ganz andere Themen, da ging es um 
die Verhandlungen mit den Gläubigerbanken 
usw. Da waren wir schon in der akuten finalen 
Phase. Ich kann Ihnen nur beim besten - wirklich 
nach bestem - Wissen und Gewissen und Erinne-
rung sagen, dass ich kein Gespräch vor dem 
15.06. rekonstruieren konnte. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Okay. Ich will ja 
auch nicht - - Es ist nicht mehr für den aktuellen 
Fall so relevant. Mir geht es nur darum: Ich bin 
ein stolzer Parlamentarier. Und wenn ich meh-
rere Anfragen zu einem Sachverhalt mache und 
dann mündlich nachfrage, mir damals gewisse 
Dinge zugetragen werden, und dann kriege ich 
ein Jahr später raus, das war irgendwie anders - 
ich unterstelle Ihnen da gar nichts; Sie haben ja 
dargestellt, wie das war -, dann reite ich da halt 
drauf herum. Das ist mein Job sozusagen. 

Zeuge Felix Hufeld: Herr De Masi, fair enough. 
Habe ich überhaupt kein Problem mit. - Ich 
möchte noch betonen: Das, was Sie eben vorgele-

sen haben, offenbar von dem Anwalt, was sozu-
sagen den inhaltlichen Gang des Gespräches an-
belangt, das deckt sich ja weitestgehend mit dem, 
was Frau Paus vorgelesen hatte. Ich kann mich 
zwar an diese Treasury-Thematik in diesem kon-
kreten Sinne wirklich nicht mehr erinnern; aber 
ich schließe es auch nicht aus. Das ist durchaus 
vorstellbar, dass er das als ein Beispiel genannt 
hat, warum er sich dem Gedanken auch nähern 
kann. Und da habe ich wahrscheinlich gesagt: Ich 
kann nicht mehr jeden einzelnen Baustein eines 
solchen Gesprächs - -  

Das erste Gespräch am 15.06, was nach meiner 
Erinnerung, nach besten Erinnerungen, das erste 
war, das dauerte auch halbe, Dreiviertelstunde, 
würde ich mal sagen. Die späteren, von dem Con-
ference Call an dem Sonntag mal abgesehen, wa-
ren meistens sehr kurze Gespräche, recht kurze 
Gespräche. Und da habe ich keine Probleme mit 
der inhaltlichen Darlegung. Aber ich finde in 
meinem Kopf und meinen Unterlagen und mei-
nen elektronischen Unterlagen - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Sie sollen auch 
nichts darstellen, was sich nicht in Ihrer Erinne-
rung wiederfindet. 

Zeuge Felix Hufeld: Genau. Wenn es so wäre, 
hätte ich null Probleme. Warum soll ich Pro-
bleme damit haben, ein Gespräch zu verleugnen, 
das eben gar nicht stattgefunden - - Ich kann - - 
Ich glaube, da war keins. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Kein Problem. Mir 
geht es nur darum: Ich muss ja diesen Sachver-
halt auch unter anderem mit dem BMF klären, 
weil das waren ja auch parlamentarische Anfra-
gen. - Ich will dann, um das auch abzuschließen, 
noch mal zurückkommen auf diesen einen As-
pekt. Dann führt er eben weiter aus: 

Dazu kommt das bereits oben er-
wähnte Telefonat mit der Diskus-
sion, dass es sich auch unter Um-
ständen um eine Attacke gegen 
Wirecard handeln kann und ge-
rade kein Betrug durch Wirecard 
vorliegen müsse …  
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Sie haben dargestellt, wie Ihre Sichtweise ist. Das 
kann auch eine unterschiedliche Interpretation 
des Gesagten sein. Lassen wir jetzt mal dahinge-
stellt. Ich will nur folgende Frage stellen: Herr 
James Freis, der mal kurzzeitig CEO von Wire-
card war, hat, glaube ich, sinngemäß dargestellt 
in der Öffentlichkeit: Die erste Frage, die bei ihm 
aufgeploppt sei bei den 1,9 Milliarden Euro: Ob 
es überhaupt so viele Euros im philippinischen 
Bankensystem insgesamt gebe?  

Zeuge Felix Hufeld: Hat er mir auch erzählt. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Haben Sie sich diese 
Frage auch einmal gestellt? 

Zeuge Felix Hufeld: Nee, aber ich habe ja mit ihm 
ein sogenanntes Debriefing-Gespräch geführt am 
Tag, bevor er zurückgeflogen ist in die USA. Das 
war an einem Samstag. Datum habe ich jetzt ver-
gessen; aber das war paar Wochen nach Insol-
venz. Erschien mir wesentlich. Ich wollte eigent-
lich gerne, dass meine Kollegen dabei sind, die 
aber aus privaten Gründen an dem Samstag beide 
verhindert waren. Und da er, wie gesagt, am 
Sonntag zurückgeflogen ist, musste es halt an 
dem Samstag stattfinden. Also habe ich es allein 
geführt. Ich habe natürlich meine Kollegen dar-
über informiert, auch diesen Aspekt. Und er hat 
mir so ein bisschen seine Sichtweise, seine Her-
angehensweise geschildert, wie er dann mit sei-
ner Compliance-Brille, die er ja nun seit vielen 
Jahren trainiert hat, an paar Themen rangegangen 
ist. Das fand ich hilfreich. Deswegen macht man 
so Debriefing-Gespräche: Einfach weil man da-
raus was lernen kann. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Eine abschließende 
Frage - und mir ist vollkommen klar: Sie müssen 
darauf nicht antworten, das steht Ihnen frei; Sie 
sind ein erwachsener Mann und können das für 
sich entscheiden -: Es hat ja kürzlich jetzt auch in 
der Berichterstattung noch mal zu Ihrem Ab-
schied aus der BaFin eine Rolle gespielt, dass Sie 
Ihr weiteres Engagement dargestellt haben, dass 
Sie sich um ein kleines, aber feines Portfolio von 
Kunden kümmern wollen. Ist denn da gewähr-
leistet, dass es da zu keinen Interessenkonflikten 
kommt aus Ihrer Sicht? Sie müssen das nicht be-
antworten; das ist mir klar. Ihr Anwalt wird auch 

schon nervös. Ich glaube aber, dass Sie ein gutes 
Urteilsvermögen haben, ob Sie das beantworten 
wollen oder nicht. 

Zeuge Felix Hufeld: Da gibt es auch überhaupt 
keine Themen. Ich habe sämtlichen potenziellen 
Gesprächspartnern gegenüber klargestellt, dass 
ich vor dem 01.04. - also auf gut Deutsch: solange 
ich im Amt war - keine Gespräche zu diesem 
Thema geführt habe. Ich habe gesagt: Wer immer 
mit mir sprechen würde, bitte nach dem 01.04. - 
Dann kam Ostern. Ein halbes Jahr habe ich relativ 
wenig Gespräche dieser Art geführt. Und solange 
ich im Amt war, habe ich solche Gespräche abge-
lehnt, wenn jemand mal mit irgendwelchen bril-
lanten Ideen schon mal sprechen wollte. Solange 
ich im Amt bin, spreche ich darüber nicht. 

Die Grundregel, mit Interessenkonflikten klarzu-
kommen, ist die Cooling-off-Logik. Und die Coo-
ling-off-Logik in meinem Fall wird rechtlich ge-
prägt von zwei Rechtsmaterien: einmal die natio-
nale - ich meine das, was durch meine vertragli-
chen Verpflichtungen hier vorgegeben ist -, und 
die zweite ist: Das vergessen ja viele, aber ich war 
ja nicht nur Chef einer nationalen Behörde, ich 
war Organ der EZB als Mitglied des Supervisory 
Boards der EZB und unterfalle daher auch dem 
Code of Conduct und Ethics Framework und al-
lem Möglichen in der EZB. Die EZB hat eine Mit-
teilungspflicht - Mitteilungspflicht! - von 24 Mo-
naten nach Ausscheiden.  

Dann habe ich auch ein sogenanntes Offboarding-
Gespräch mit dem Chief Compliance Officer der 
EZB geführt und habe gesagt: Wie geht ihr damit 
um? 12 bis 24 Monate? - Da sagt er: Das ist ganz 
einfach. Wenn jemand keine exekutive Rolle bei 
einem Institut übernimmt, die unmittelbar von 
der EZB beaufsichtigt wird, dann ist zwölf Mo-
nate das Maximum. - Das deckt sich auch mit 
meinen nationalen Vorgaben. Insofern gibt es da 
kein Problem. Hätte ich jetzt vor - hypothetisch 
gesprochen -, Chef einer Bank zu werden in der 
Euro-Zone, die unmittelbar von der EZB beauf-
sichtigt würde, oder Finanzvorstand oder - was 
weiß ich, was - eine exekutive Rolle, dann würde 
die EZB mit großer Wahrscheinlichkeit aus Ver-
meidung von Conflict of Interest über 12 Monate 
hinausgehen. Dann würden sie sagen: 15, 18. - 
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Darüber entscheidet das sogenannte Ethics Com-
mittee innerhalb der EZB und letztlich dann das 
Supervisory Board. Solche Entscheidungen habe 
ich selber mitgetroffen in der Vergangenheit ge-
genüber anderen Kollegen. 

Da ich das nicht vorhabe, jedenfalls nach - - Man 
soll in so Umbruchphasen nie „nie“ sagen; aber 
im Moment strebe ich das für mich nicht an; ich 
will es auch nicht. Aber noch mal: Man soll nie 
„nie“ sagen. Ich weiß im Moment schlicht und 
ergreifend nicht, was da kommen wird. Das wird 
sich in den nächsten zwölf Monaten durch Ge-
spräche ergeben müssen, was das bedeutet. Aber 
ich strebe keine exekutive Rolle an. Ich kann es 
mir, ehrlich gesagt, auch nicht so richtig vorstel-
len. Ich würde mich auch nicht wohlfühlen, nach 
sechs Jahren Präsident BaFin ein Jahr plus einen 
Tag später operativer Chef einer Bank zu sein.  

Aufsichtsrat ist was ganz anderes. Das ist eine 
nichtexekutive Rolle. Da sind Sie eigentlich sehr 
viel geistesverwandter einer aufsichtlichen Rolle, 
als wenn Sie eine operative Rolle machen. Und 
genau das ist auch die Sichtweise der EZB, dass 
sie sagen: Wenn es eine non-executive Rolle ist - 
das wäre im deutschen System eine Aufsichts-
ratsrolle oder in einstufigen Systemen eine non-
executiv Board-Rolle -, dann, sagen sie, ist zwölf 
Monate das Maximum; steht auch ausdrücklich 
im Code of Conduct so drin. 

Also, das ist der Versuch, eine Kalibrierung her-
beizuführen, in welcher Intensität, wenn Sie so 
wollen, eine Conflict-of-Interest-Situation bejaht 
werden könnte. Aber umgekehrt, Herr De Masi, 
bitte ich auch darum - das mag Sie betreffen, das 
mag irgendjemand anders im politischen Raum 
betreffen; wir haben da in Deutschland keine 
gute Tradition -: Solche durchaus rigiden Coo-
ling-off-Regeln müssen umgekehrt dann auch die 
Bedeutung haben dürfen, dass man nach Ablauf 
einer solchen Phase - dann auch gewissermaßen 
regelkonform - frei ist, etwas anderes zu tun. Das 
kann ja nicht auf ein lebenslanges Berufsverbot 
hinauslaufen. Also, ich bitte, das dann auch in 
beide Richtungen zu interpretieren. Ich finde das 
nicht nur absolut in Ordnung, sondern fordere 
das auch anderen Leuten gegenüber ein, dass 
man Cooling-off ernst nimmt. Dazu ist das da. 

Das hat es früher nicht gegeben. Es gibt auch 
heute noch ein paar schräge Beispiele, wo man 
das elegant umschifft; aber geschenkt, das ist ein 
anderes Thema. Ich versuche, das sehr ernst zu 
nehmen.  

Ich habe für mich entschieden, auch eine opera-
tive Rolle - - Ich wiederhole mich: Man soll nie 
„nie“ sagen. Das ist vielleicht taktisch unklug, 
aber ich sehe es jedenfalls so nicht an, und ich 
hoffe, dass ich durch diese Melange einfach den 
besten Weg nach vorne beschreiten kann. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Also, Sie haben jetzt 
so oft „niemals nie“ gesagt, dass es nicht als nie 
interpretiert - - 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Herr De Masi, wir 
hätten noch gleich eine kleine Runde. Aber 
meine Fraktion hat noch sieben Minuten Redebe-
darf. Frau Paus ist noch dran.  

Fabio De Masi (DIE LINKE): Ich bin doch schon 
fertig. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein, aber wir sind 
schon so deutlich drüber. 

Fabio De Masi (DIE LINKE): Entschuldigung, ich 
habe vorhin Vertreter einer anderen Fraktion vor-
gelassen, als ich nicht gemusst hätte. Ich habe 
hier heute, glaube ich, einmal um drei Sekunden 
überschritten. Und jetzt war das die Antwort. Das 
muss man nicht mir anlasten. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das tue ich doch 
gar nicht. Ich habe doch sogar gesagt: Wir haben 
noch eine kleine Runde. Alles ist in Ordnung.

Zeuge Felix Hufeld: Aber ich möchte dem Ein-
druck entgegentreten, ich würde es nicht ernst 
meinen - ich meine es ernst -, weil Sie eben ge-
sagt haben, ich hätte einmal zu oft: „Man soll nie 
‚nie‘ sagen“ gesagt. Ich meine das schon ernst. 
Streichen Sie das mit dem „niemals nie“. 

(Zuruf des Abg. Fabio 
De Masi (DIE LINKE)) 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. - Dann habe 
ich jetzt Lisa Paus für Bündnis 90/Die Grünen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
wollte noch einmal eine Runde über dieses Leer-
verkaufsverbot reden und die Korrespondenz mit 
der ESMA. Und dazu gibt es MAT A BMF-5.64, 
Blatt 57, und darauf befindet sich eine E-Mail 
von Frau Geilfus an Frau Roegele vom Samstag 
vor dem Leerverkaufsverbot, in der nur knapp 
drinsteht: 

wie besprochen. 

Und im Anhang findet sich dann eine aktuali-
sierte Stellungnahme der BaFin an die ESMA, wo 
es eben eine Änderung gegeben hat gegenüber 
der Vorversion, wo es noch mal um das Thema 
Ansteckungseffekte geht. Ich lese das Ihnen noch 
mal auf Englisch vor, was dazugekommen ist, 
welcher Absatz dazugekommen ist. Und Sie kön-
nen es auch gleich parallel mitlesen. 

(Dem Zeugen wird ein 
Dokument auf einem Note-

book gezeigt - Der Zeuge 
und sein Rechtsbeistand 

lesen darin) 

The described disorderly price 
movements in the shares of Wire-
card AG mainly triggered by press 
releases lead to the fear of inves-
tors that a reliable price determi-
nation seems no longer be guaran-
teed. This fear seems to enlarge to 
a fundamental trust problem re-
garding the price determination 
on German markets in general. In 
the current situation there is the 
risk that this uncertainty regarding 
a fair price determination could 
extend to other issuers, especially 
to DAX-issuers or financial insti-
tutions. 

Da haben wir vorhin auch schon mehrfach 
drüber geredet, aber das geht jetzt darum - - das 
ist jetzt zusätzlich dazugekommen. Und das 
heißt: Also, die These, dass die Ansteckungs-
effekte von Wirecard auf andere DAX-Emittenten 
ausgehen könnten, kam eben erst nachträglich in 

die bereits ja formulierte Stellungnahme an die 
ESMA. So. Und das ist ja auch diskutiert worden 
intensiver zwischen der BaFin und der ESMA. 
Und deswegen wollte ich Sie jetzt noch einmal 
fragen: Ist Ihnen bekannt, wie eben die BaFin 
dazu kam, diese Ansteckungseffekte dann doch 
noch mit in die Stellungnahme aufzunehmen? 
Hat die ESMA die Feststellung solcher möglicher 
Ansteckungseffekte zur Bedingung für eine posi-
tive Opinion gemacht oder nicht? 

Zeuge Felix Hufeld: Also, ich kann Ihnen nur 
meine Erkenntnisse schildern, die sich sozusa-
gen - 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die hätte 
ich gerne, genau. 

Zeuge Felix Hufeld: - im Rückblick - - Ich war 
operativ in dieser Kommunikation nicht mit ein-
geschaltet, und das muss ich auch nicht; insofern 
kann ich nur mit dem rückwärtsgewandten Wis-
sen sozusagen dazu Stellung nehmen. 

Ich glaube, das schließt an etwas an, was wir vor-
hin mit Herrn Toncar diskutiert haben, was sozu-
sagen die Tatbestandlichkeit eines Leerverkaufs-
verbots, insoweit es auf ernsthafte Gefährdung 
des Marktvertrauens - das war ja hier der An-
knüpfungspunkt - abstellt - - und, wie Herr Ton-
car zutreffend gesagt hat, dann ein Element be-
jaht werden muss, dass dies über den Einzelfall 
hinaus sozusagen eine Gefährdung des Marktver-
trauens darstellen könne. 

Ich würde einer Formulierung widersprechen 
wollen - da habe ich eine andere Einordnung, als 
Sie sie eben vorgenommen haben -, nämlich dem 
Begriff „nachträglich“. Wir sind am Freitag mit 
einer entsprechenden Informationslage konfron-
tiert worden, natürlich auf Basis von Datenwis-
sen, das sich in den Wochen vorher aufgebaut 
hatte. Und dann ist, wenn man so will, ab Frei-
tagspätnachmittag, -abend man quasi in die Text-
arbeit einer Allgemeinverfügung eingestiegen 
und dann was weiß ich wie viele Stunden in der 
Nacht und auch am Samstag. Das hat nichts mit 
„nachträglich“ zu tun, sondern in genau diesem 
Zeitfenster ist … 
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Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): … was 
ergänzt worden. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, was heißt „ergänzt wor-
den“? Man hat am Text gearbeitet. Ist doch nicht 
so, dass so ein Text fertig irgendwie rumliegt, der 
wird hinterher manipuliert. Ich möchte nur der 
Wahrnehmung entgegentreten - - 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nee, ich 
möchte einfach wissen, ob Sie eine persönliche 
Kenntnis darüber haben, - 

Zeuge Felix Hufeld: Nein. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - wie 
dieser - - 

Zeuge Felix Hufeld: Das habe ich ja gerade schon 
gesagt. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 

Zeuge Felix Hufeld: Ich habe gesagt, dass ich aus 
dem Rückblick, aus der späteren Beschäftigung 
mit dem Thema, das nachvollzogen habe; das ist 
natürlich so. Aber ich war am Wochenende in 
dieser operativen Diskussion weder innerhalb 
der Wertpapieraufsicht noch mit der ESMA in ir-
gendeiner Form beteiligt. Ich glaube, was die Kol-
legen hier schlicht und ergreifend getan haben, 
ist, dass auch ein Stück weit im Dialog der Kolle-
gen untereinander und dann auch zunehmend im 
Dialog mit der ESMA man ganz klassisch die ein-
zelnen Facetten einer Tatbestandlichkeit abprüft 
und dann merkt, dass man bestimmte Aspekte 
einfach stärker in der Allgemeinverfügung zum 
Ausdruck bringen muss. So interpretiere ich den 
Text, den ich mir eben durchgelesen habe: dass 
darin gesagt wird, das ist nicht stark genug. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das war 
jetzt eben nicht das offizielle Leerverkaufsverbot, 
die Formulierung, sondern es ist der Brief an die 
ESMA, wo das ergänzt worden ist. Es geht um die 
Korrespondenz - 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - mit der 
ESMA. - Gut, aber nur für das Protokoll. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, genau. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gut, ge-
nau. 

Zeuge Felix Hufeld: Nee, sorry. Habe ich viel-
leicht eben ungenau formuliert. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 

Zeuge Felix Hufeld: Sorry, ja. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gut, das 
habe ich jetzt so wahrgenommen. Ich habe das 
auch deswegen gefragt, weil uns jetzt schon noch 
mal aufgefallen ist, dass es eben in einem gewis-
sen Kontrast steht. Sie sagen, das ist einfach 
quasi ein evolutionärer Prozess gewesen und 
dann hat sich der Text entwickelt. Ich würde 
Ihnen mal gern jetzt noch mal eine andere E-Mail 
zeigen, und zwar von der Pressereferentin. Das 
ist MAT A BMF-5.64, Blatt 81 und 82. 

(Dem Zeugen wird ein 
Dokument auf einem Note-

book gezeigt - Der Zeuge 
und sein Rechtsbeistand 

lesen darin) 

Und da heißt es in dem Text, in der E-Mail von 
Ihrer Pressereferentin an Sie: 

Wir haben im reaktiven Teil jetzt 
noch staerker/konkreter auf die 
sich erhoehenden Netto-Leerver-
kaufspositionen in Wirecard abge-
stellt. 

Auf das zweite Argument - die Ge-
fahr einer sich ausweitenden ge-
nerellen Marktverunsicherung 
(siehe unten in Klammern) - wuer-
den wir aber in der Pressekommu-
nikation unbedingt verzichten 
wollen. Das Argument findet sich 
zwar in der Allgemeinverfuegung, 
wir sollten aber die Presse auf kei-
nen Fall mit der Nase darauf stos-
sen. 
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So. Das ging ja jetzt direkt an Sie; von daher, 
hoffe ich, haben Sie eine Erinnerung daran. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja, habe ich. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
könnten Sie vielleicht doch noch mal erläutern, 
warum das jetzt aber da wichtig ist, dass es da 
nicht drinsteht? 

Zeuge Felix Hufeld: Na ja, ich glaube - - Sie wis-
sen, das war eine Antwort auf eine Mail von mir, 
in der ich mich kritisch geäußert habe, dass be-
stimmte Aspekte nicht hinreichend deutlich ge-
macht wurden. Das war ja der Auslöser; darauf 
hat diese Kollegin reagiert. Ich war nicht zufrie-
den mit den sehr pauschalen, floskelhaften Ver-
weisen auf - was war es? - „Störung Marktver-
trauen“ oder „Verunsicherung des Marktes“ oder 
so - ich glaube, „Verunsicherung des Marktes“ 
war die Formulierung - und habe den Kollegen 
gesagt: Das muss präzisiert werden. - Darauf hat 
die Kollegin reagiert. 

Und im Rückblick würde ich sagen: Das hätten 
wir sozusagen pädagogisch wertvoller machen 
müssen, das hätten wir klarer müssen, das hätten 
wir noch ausführlicher machen müssen, weil die 
Versuche, die dann ab Montag - sprich: ab dem 
Augenblick, ab dem die Allgemeinverfügung im 
Markt war und existent war - - in unzähligen Ge-
sprächen mit Journalisten gemacht haben und 
immer wieder darauf hingewiesen haben: Nein, 
das ist keine Schutzmaßnahme für - - in dem all-
gemeinen Sinne, nicht in dem Sinne, wie wir 
vorhin diskutiert haben, für Wirecard als deut-
sches Unternehmen sozusagen. Wir hätten die 
Ratio dessen, was uns dabei bewegt hat, deutli-
cher machen müssen, und ich glaube, das ist uns 
im Ergebnis nicht optimal gelungen. Ich kann 
Ihnen nicht sagen - - 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber es 
gibt ja schon eine Diskrepanz dazwischen, dass 
eben bei dem Brief an die ESMA sozusagen dann 
noch es hinzugefügt worden ist und in der Pres-
sekommunikation es explizit rausgenommen 
worden ist. Da gibt es ja unterschiedliche Umge-
hensweise, jedenfalls einerseits in der Kommuni-
kation mit der ESMA, wo es offenbar wichtig ist - 

Zeuge Felix Hufeld: Na ja, es ist - - 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - und ja 
eigentlich auch nicht problematisch ist, und bei 
der Pressekommunikation lassen Sie es raus. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): War es 
da problematisch, oder war es nicht problema-
tisch? Was war jetzt genau das Problem damit? 

Zeuge Felix Hufeld: Weiß ich nicht. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. 

Zeuge Felix Hufeld: Ich hätte es nicht rausgelas-
sen. Ich habe ja schon eben gesagt - das habe ich 
gemeint mit „pädagogisch wertvoll“ -: Ich hätte 
es ausführlicher, klarer, umfassender versucht zu 
kommunizieren. Das war ja auch genau Anliegen 
meiner E-Mail, auf die die Kollegin dann reagiert 
hat. Und wenn Sie mich jetzt fragen, haben wir 
das richtig gemacht, haben wir das gut hinge-
kriegt, würde ich sagen: Nein, das haben wir 
nicht gut hingekriegt; das hätten wir besser ma-
chen müssen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber ha-
ben Sie denn verstanden, warum sie meinte, man 
sollte die Presse nicht mit der Nase drauf stoßen? 
Was war der ihr Antrieb, den Sie nicht nachvoll-
ziehen konnten? Aber was war das, was stand da-
hinter? 

Zeuge Felix Hufeld: Tja, das ist eine gute Frage. 
Die Mail habe ich - - Nein, ich glaube, ich kann 
jetzt nur spekulieren. Wahrscheinlich war es die 
Sorge, dass man durch eine aus deren Sicht viel-
leicht verfehlte Kommunikation eher zusätzlich 
zur Marktbeunruhigung beiträgt; das ist die ein-
zige Erklärung, die mir einfällt. Ansonsten: Weiß 
ich nicht. 

Aber noch mal: In der Sache - das habe ich jetzt, 
glaube ich, zweimal sehr deutlich gesagt -, glaube 
ich, war die Kommunikation an dieser Stelle 
nicht optimal. Die hätte ausführlicher, klarer und 
besser sein müssen. 
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Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, das 
hatten wir schon festgestellt. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, Frau 
Paus. - Und jetzt hatte ich so im Verständnis ge-
hört, noch eine ganz kleine Runde. - Ich gucke 
trotzdem noch mal rüber. - Dann gucke ich 
Dr. Toncar an. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Keine Fragen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich gucke noch 
mal Fabio De Masi an. - Und dann haben wir 
noch mal Jörn König für die AfD-Fraktion.  

Jörn König (AfD): Eine Frage, ja. - Herr Hufeld, 
Herr Röseler hatte uns hier berichtet, dass Sie am 
21. Juni 2020 gemeinsam mit ihm, also Herrn Rö-
seler, und Wirecard telefoniert haben und dass es 
dabei um Verhandlungen gegangen sei, um eine 
mögliche Rettung von Wirecard mit den Konsor-
tialbanken gegangen sei. Können Sie sich an das 
Telefonat erinnern? 

Zeuge Felix Hufeld: Natürlich. 

Jörn König (AfD): Ja, okay. - War Ihnen damals 
bekannt, dass zwei Tage vorher, nämlich am 
19.06., Herr Kukies mit dem damaligen Com-
merzbank-Chef telefonierte und wissen wollte, ob 
die Commerzbank zur Fortführung des Konsor-
tialkredits - wie wir hier festgestellt haben, ohne 
Sicherheiten - bereit war? Und Herr Zielke hat 
wohl geantwortet, dass man dem nicht entgegen-
stehen würde, also dass es an der Commerzbank 
nicht scheitern würde. Haben Sie dies denn in 
dem Telefonat gegenüber Wirecard erwähnt? 

Zeuge Felix Hufeld: Also, ich hatte keine Kennt-
nisse von diesem Telefonat. 

Jörn König (AfD): Alles klar, dann können Sie es 
auch nicht erwähnt haben. Gut, das war’s. Danke. 

Zeuge Felix Hufeld: Ja. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. - 
Dann schaue ich noch mal ins weite Rund. - 
Dann frage ich der guten Ordnung halber: Besteht 
noch Bedarf, Fragen in eingestufter Sitzung zu 
stellen? - Auch das kann ich nicht erkennen. 

Dann stelle ich fest, dass keine Fraktion noch 
Fragen hat. Dann können wir Ihre Befragung für 
heute beenden. Im Rechtssinne abgeschlossen ist 
Ihre Vernehmung damit allerdings noch nicht. 
Vielmehr wird Ihnen das Protokoll Ihrer Verneh-
mung noch übersandt. Sie haben dann zwei Wo-
chen Zeit, um etwaige Protokollierungsfehler zu 
monieren, Ihre Aussage gegebenenfalls inhaltlich 
richtigzustellen oder zu ergänzen. Erst danach 
beschließt der Ausschuss den Abschluss der Ver-
nehmung. 

Bevor ich Sie jetzt in den Abend entlasse, muss 
ich aber noch, da Ihnen wieder vertrauliche Do-
kumente vorgelegt wurden, ein Schweigegebot 
aussprechen. Herr Hufeld, Herr Professor 
Dr. Ahlbrecht, Sie hatten Einblick in eine VS-
Vertraulich eingestufte Unterlage. Sie müssen da-
her entsprechend § 174 Absatz 3 Gerichtsverfas-
sungsgesetz zur Verschwiegenheit verpflichtet 
werden. Ich stelle ein solches Schweigegebot zur 
Abstimmung. - Ich höre keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Und ich stelle fest, der Ausschuss macht dem 
Zeugen und seinem Rechtsbeistand die Geheim-
haltung der als Vertraulich eingestuften Tatsache 
zur Pflicht, die ihnen durch die Vernehmung 
heute zur Kenntnis gekommen ist. Zweitens. Der 
Zeuge und sein Rechtsbeistand werden darauf 
hingewiesen, dass derjenige, der gegen die auf-
erlegte Schweigepflicht verstößt, sich strafbar 
macht. 

Zum Abschluss: Von ganzem Herzen wünsche 
ich Ihnen alles, alles Gute, bedanke mich wirk-
lich noch mal, dass Sie auch ein zweites Mal hier 
heute erschienen sind und so umfänglich ausge-
sagt haben, auch zu Fragen, die nicht durch den 
Untersuchungsgegenstand abgedeckt sind. Wie 
gesagt: Alles Gute für Ihre Zukunft. Ich wünsche 
Ihnen beiden eine gute Heimreise. Und doppelt 
für Herrn Ahlbrecht heute, aber für Sie, Herr 
Hufeld, natürlich auch: Kommen Sie gesund 
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durch diese schwere Zeit! Und ich hoffe, man 
sieht sich irgendwann gesund und bei einem Bier 
oder einem Glas Wein wieder. Vielen Dank. 

Zeuge Felix Hufeld: Danke schön. 

RA Prof. Dr. Heiko Ahlbrecht: Danke. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Damit wünsche 
ich jetzt allen einen guten Abend. 

Ich schließe die Sitzung. Bis Donnerstag. Danke 
schön. 

(Schluss: 20.44 Uhr)  
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Korrektur- und Ergänzungsanmerkungen des  
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Beiblatt mit Ergänzungsanmerkungen 

zum Stenografischen Protokoll der 36. Sitzung 

- Vorläufige Fassung – 

3. Untersuchungsausschuss 

Öffentliche Zeugenvernehmung Seite 9 ff. 

(Herr Röseler) 

 

 

 

Ergänzungsanmerkung zu Seite 40 – Frage der Abgeordneten Frau Paus von der Fraktion 

Bündnis 90 / Die Grünen, etwaige Reaktion auf einen Vermerk aus dem Bereich Geldwäsche 

vom 23. Januar 2018:  

 

 

Der Vermerk hatte Herrn Röseler nie erreicht. Er sollte als Vorbereitung zum Gespräch mit 

der Wirecard Bank dienen, an dem Herr Röseler aber krankheitsbedingt nicht teilgenommen 

hat; der Vermerk hat ihn wahrscheinlich deshalb nicht erreicht. Es gibt dementsprechend 

auch keine Rückäußerung von ihm dazu. 

 

 

Weitere Ergänzungen oder Berichtigungen zu dem Protokollentwurf gibt es nicht.  

 

 

 

verpa30ma14
Ausschussstempel
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Korrektur- und Ergänzungsanmerkungen der  
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Beiblatt mit Ergänzungsanmerkungen 

Zum Stenografischen Protokoll der 36. Sitzung 

- Vorläufige Fassung – 

 

3. Untersuchungsausschuss 

Öffentliche Zeugenvernehmung Seite 57 ff. 

 

(Frau Roegele) 

 

 

Ergänzungsanmerkungen: 

 

Ergänzungsanmerkung 1 (Seite 64): 

 

Im vierten Absatz in der linken Spalte (Zeile 28) müsste es statt „Staatssekretären“ „Abtei-

lungsleiter“ heißen.  

 

Ergänzungsanmerkung 2 (Seite 103): 

 

Der Inhalt der zitierten E-Mail von Herrn Vahlenkamp an Herrn Hufeld vom 25. Juni 2020, 

11.31 Uhr, beinhaltete im Wesentlichen eine abstrakte Auseinandersetzung mit den Prüfungs-

standards des IDW auf Grundlage der zu dem Zeitpunkt noch wenigen vorhandenen Infor-

mationen. Herr Vahlenkamp wies in dieser E-Mail u.a. auf die möglicherweise fehlende Plausi-

bilisierung des rasch angewachsenen Asiengeschäfts und der entsprechend ausgewiesenen 

Forderungen durch EY hin.  

 

Einen Tag später informierte Herr Vahlenkamp Herrn Hufeld mit E-Mail vom 26. Juni 20, 15.56 

Uhr, dass zuverlässige Aussagen zur Verantwortlichkeit von EY noch nicht möglich seien. Herr 

Vahlenkamp wies in dieser E-Mail unter Bezugnahme auf Fachliteratur, Berufsstandards der 

Wirtschaftsprüfer sowie Aussagen von EY auf das Vorliegen von Indizien für ein Fehlverhalten 

von EY bei der Einholung von Saldenbestätigungen im Zusammenhang mit der Prüfung der 

Jahresabschlüsse 2018 und früher hin.  

 

Damit hat Herr Vahlenkamp die erste Tendenzaussage vom 25. Juni 2020 bereits am 26. Juni 

2020 korrigiert.  

 

verpa30ma14
Ausschussstempel


